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Einftweilige verfügung und vorbeſcheid bei der Geltendmachung 
vermögensrechtlicher Anſprüche der Beamten. 


Von Gerichtsaſſeſſor Dr. Jaſchkowitz, Charlottenburg. 


Sowohl im Reichs⸗ wie im preuß. Beamtenrecht galt 
von jeher der Grundſatz, daß die Geltendmachung vermögens⸗ 
rechtlicher Anſprüche von Beamten im ordentlichen Rechtswege 
an die vorgängige Einholung eines Vorbeſcheides ſeitens der 
übergeordneten Verwaltungsbehörde geknüpft iſt. An dieſem 
Grundſatz hat auch Art. 129 RVerf. — wie das RG. wieder⸗ 
holt ausgeſprochen hat — nichts geändert!), da es ſich dabei 
nicht um eine Beſchränkung des Rechtsweges, ſondern viel⸗ 
mehr nur um die von den Willen des Beamten abhängige 
Wahrung einer Form vor Erhebung der Klage handelt. 

Rein äußerlich betrachtet, ſtellt der „Vorbeſcheid“ eine 
Prozeß⸗ oder beſſer gejagt, Sachurteilsvorausſetzung dar, 
deren Mangel zur Abweiſung der Klage wegen Unzuläſſigkeit 
des Prozeß⸗ oder Klagerechtes, nicht aber des Rechtsweges 
führt 2). 

Das gleiche hat von der ſechsmonatlichen Ausſchlußfriſt 
zu gelten. Ihre Verſäumung hat den Verluſt des Klagerechtes 
zur Folge. 

Iſt nach vorigem der Vorbeſcheid unbedingte Voraus⸗ 
ſetzung für die Sachentſcheidung im Prozeßwege, fo bleibt noch 
die Frage offen, ob auch der Erlaß einer einſtweiligen Ver⸗ 
fügung die gleiche Vorausſetzung erfordert. 

Der Gehaltsanſpruch des Beamten hat den Charakter 
eines Unterhaltsanſpruches. Der Staat oder der ſonſtige 
Träger der Amtsgewalt will nicht die Dienſte des Beamten 
als ſolche entlohnen, ſondern dem Amtsinhaber eine geregelte 
Lebensführung ſichern. Bleibt die Gehaltszahlung aus, ſo 
bedeutet dieſer Umſtand die Gefährdung der Exiſtenz des 
Staatsdieners. Im Falle eines Streites über die Wirkſam⸗ 
keit einer Anſtellung oder in ſonſtigen Fällen, in denen der 
Anſtellungsträger eine Verpflichtung zur Gehaltszahlung nicht 
anerkennt, beſteht deshalb für den Beamten das dringende 
Bedürfnis, gemäß § 940 ZPO. zum Zwecke der Regelung 
eines einſtweiligen Zuſtandes in bezug auf das ſtreitige Be⸗ 
amtenverhältnis zur Abwendung weſentlicher Nachteile die 
Auszahlung von Abſchlagsbeträgen im Wege der einſtweiligen 
Verfügung zu erzwingen, ein Bedürfnis, das in der Recht⸗ 
ſprechung feine Anerkennung gefunden hats). 


1) 38, 99, 262; 106, 40; 108, 146. 

2) RG. 36, 77; 97, 302; vgl. auch Brand, Beamtenrecht, 1928, 
S. 460 f.; Kautz⸗Appelius, Preuß. Kommunalbeamtenrecht, 
e e e 

3) Vgl. bei Stein⸗Jonas, 1926, vor 8916 IV Aum. 36—37 


Soll nun der Richter in einem ſolchen Falle den Erlaß 
der einſtweiligen Verfügung, ſofern die übrigen materiellen 
Vorausſetzungen vorhanden ſind, von der Beibringung eines 
Vorbeſcheides, der bekanntlich oft Monate erfordert, abhängig 
machen? 

J. Zur Beantwortung der Frage, die m. E. zu ver⸗ 
neinen iſt, muß man zunächſt ganz allgemein von dem Zwecke 
der einſtweiligen Verfügung, dem gemeinrechtlichen „summari- 
issimum“ ausgehen. 

Der Sinn dieſes vorläufigen Rechtsbeſcheides iſt, wie der 
Geſetzgeber ſelbſt ſagt, die Regelung eines einſtweiligen Zu⸗ 
ſtandes bis zur Entſcheidung in der Hauptſache. Dieſer Zweck 
würde durch die Beobachtung einer Formalität, die vom Ge⸗ 
ſetzgeber aus verwaltungstechniſchen Gründen für den nor⸗ 
malen Klageweg vorgeſchrieben iſt, völlig vereitelt werden. 
Hat doch das RG. in ſtändiger Rechtſprechungs) ausgeſprochen, 
daß die zur Eröffnung des Rechtsweges erforderliche Vor⸗ 
entſcheidung im Laufe des Prozeßverfahrens und „insbeſ. 
auch noch in der Reviſionsiuſtanz nachgeholt werden kann“. 
Die Anerkennung dieſes Grundſatzes bedeutet eine weitgehende 
Ablehnung formaliſtiſcher Geſichtspunkte, die ſonſt gerade 
im Prozeßrecht eine bedeutende Rolle ſpielen, zugunſten einer 
bewußten Zweckmäßigkeits⸗Jurisprudenz. 

II. Im übrigen ſpricht gerade der Vorbeſcheid in ſeiner 
Eigenſchaft als Sachurteilsvorausſetzung dafür, daß er nicht 
auch als Vorbedingung für das Verfahren der einſtweiligen 
Verfügung anzuſprechen iſt. Denn das Ergebnis dieſes ſum⸗ 
mariſchen Verfahrens iſt einer Sachentſcheidung nicht gleich- 
zuſtellen. Insbeſ. beſtimmen $ 150 RBG., § 2 des preuß. 
Gef. über die Erweiterung des Rechtsweges v. 24. Mai 1861 
und 823 Prpenſch., daß die Entſcheidung der zuſtändigen 
Verwaltungsbehörde der „Klage“ vorhergehen müſſe; § 7 
PrͤommBBeamtG. gewährt die „Klage“ im ordentlichen Rechts⸗ 
wege binnen einer Ausſchlußfriſt von ſechs Monaten nach 
Zuſtellung des in erſter oder zweiter Inſtanz ergangenen Be⸗ 
ſchluſſes der Verwaltungsbehörde. Dagegen iſt in keiner der 
genannten Vorſchriften davon die Rede, daß der „Rechtsweg“ 


) Vgl. RG. 57, 80; 104, 24: ebenſo Stein⸗Jonas 
9 148 III, 1; 8 300 III; Brand a. a. O. S. 458, der mit Kauf⸗ 
mann entgegen der Eutſch. des DLG. Duͤſſeldorf v. 25. Sept. 1924 
(JW. 1926, 2304) die Zuläſſigkeit einer Ausſetzung des Verfahrens 
gem. § 148 3PO. zu Recht befürwortet. 
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als Folder nur binnen einer beſtimmten Ausſchlußfriſt be⸗ 
ſchritten werden dürfe, wie etwa in 3 144 RBG. 

Iſt es auch richtig, daß dort, wo der Rechtsweg aus⸗ 
geſchloſſen tft, auch die Zuläſſigkeit der einſtweiligen Ver⸗ 
fügung verneint werden muß), ſo iſt die Rechtslage anders 
zu beurteilen, wenn der Rechtsweg gegeben, jedoch die Sach⸗ 
entſcheidung an eine Vorausſetzung geknüpft iſt, deren Ein⸗ 
tritt ſicher und nur zeitlich unbeſtimmt iſt. Stellt der Rich⸗ 
ter freilich feſt, daß die Ausſchlußfriſt abgelaufen iſt, ſo hat 


5) Vgl. Stein⸗Jonas vor 8 916 J, 1. 
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er den Antrag auf Erlaß einer einſtweiligen Verfügung ab⸗ 
zulehnen, da in dieſem Falle der Klage ein Erfolg verſagt 
bleiben muß. 

Die Rechtſprechung hat zu der hier erörterten Frage noch 
nicht ausführlich Stellung genommen, abgeſehen von einigen 
Beſchlüſſen des Kammergerichts in Armenſachen, die ohne 
nähere Begründung einen ablehnenden Standpunkt vertraten. 

Es wäre zu begrüßen, wenn in Zukunft höhere In⸗ 
ſtanzen in die Lage kämen, die Frage im Wege der Sach⸗ 
entſcheidung zu klären und ſomit der unſicheren Rechtslage 
ein Ende zu machen. 


Findet das Geſetz zur Entlaſtung des Reichsgerichts auf 
dus Reichs arbeitsgericht Anwendung? 


In einer Reihe von Entſch. hat das RArbcz. den Standpunkt 
vertreten, daß auch Reviſionen gegen die Entſch. der LArbch. mit 
Rückſicht auf die Beſtimmungen des Geſetzes zur Entlaſtung des RG. 
nicht auf eine Verletzung der 88 139, 286 und 287 BRD. geſtützt 
werden können. Dieſer Standpunkt kann als richtig nicht anerkannt 
werden. 

Das Geſetz zur Entlaſtung des RG. v. 21. Dez. 1925 darf 
nach diesſeitiger Auffaſſung auf das Verfahren vor dem RArbch. 
nicht angewendet werden. Das ArbcßG., durch welches das RArb. 
begründet worden iſt, datiert erſt v. 23. Dez. 1926. 


Bei Erlaß des EntlG. exiſtierte das RArbch. alſo überhaupt 
noch nicht, konnte alſo nach der Abſicht des Geſetzgebers durch die 
Entlaſtungsbeſtimmungen nicht betroffen werden. Nur dann würde 
daher das RArbcz. den Beſtimmungen des EntlG. zu unterſtellen 
fein, wenn es einen Beſtandteil des NG. ſelbſt bildete, oder aber 
wenn das Entl®. ausdrücklich auf das Verfahren vor dem RArbG. 
durch geſetzliche Anordnung ausgedehut worden wäre. 

Beide Vorausſetzungen treffen nicht zu. Nach 8 1 ArbGG. ſind 
Arbeitsgerichtsbehörden: 

1. die Arbeitsgerichte, 

2. die Landesarbeitsgerichte, 

3. das Reichsarbeitsgericht. 


Nach 8 40 desſelben Geſetzes „wird das RArbch. bei dem RG.“ 
errichtet. Es beſteht aus der erforderlichen Zahl von Sen Präſ. beim 
NG. als Vorſitzenden, von Reichsgerichtsräten als richterlichen Bei⸗ 
figern und von nichtrichterlichen Beiſitzern. 

Hieraus ergibt ſich deutlich, daß das RArbch. nicht einen 
Beſtandteil des RG. bildet, ſondern eine ſelbſtändige Gerichts⸗ 
behörde, die fi nur aus Zweckmäßigkeitsgründen äußerlich an 
das RG. anlehnt. Die Rev. in arbeitsgerichtlichen Streitigkeiten 
ſollen nicht etwa durch einen beſonders zuſammengeſetzten Senat 
des RG., ſondern durch den beſonderen, davon abgetrennten Ge⸗ 
richtshof „das RArbch.“ entſchieden werden, der nur „bei“ dem RG. 
errichtet wird. 

Eine ausdrückliche geſetzliche Anordnung, daß das Geſetz zur 
Entlaſtung „des RG.“ auf das RArbG. Anwendung zu finden habe, 
iſt nicht erlaſſen worden. Eine ſolche Anordnung iſt nicht erfolgt, 
obwohl dazu ein bequemer Anlaß bei Verabſchiedung der mehreren 
Geſetze geboten war, die eine Verlängerung der Geltungsdauer des 
Enti®. ausſprechen. Das erſte Verlängerungsgeſetz ſtand ſogar zur 
gleichen Zeit im Reichstage zur Beratung wie das ArbGG. 

Durch die 88 72 ff. Arb ccd. iſt das Reviſionsverfahren für 
die arbeitsrechtlichen Streitigkeiten beſonders geregelt, insbeſ. weichen 
auch die Beſtimmungen über die Zuläſſigkeit der Rev. weſentlich 
von den allgemeinen Vorſchriften ab. Nur ſoweit nichts Abweichen⸗ 
des bejtimmt iſt, gelten die für die Rev. maßgebenden Vorſchriften 
der ZPO. Nach der ZPO. kann aber die Rev. auch auf die Ver⸗ 
letzung von Verfahrensvorſchriften, insbeſ. der 88 139, 286 und 
287 ZPO. geſtützt werden. Das Geſetz zur Entlaſtung des NO. hat 
nicht etwa dieſe Beſtimmung der ZPO. aufgehoben, ſondern hat ſie 
nur in bürgerlichen Rechtsſtreitigkeiten vorübergehend mit Rück⸗ 
ſicht auf die Überlaſtung des RG. außer Kraft geſetzt, zunächſt auf 
ein Jahr, und hat dann dieſen vorübergehenden Zuſtand mehrfach 
auf gewiſſe Friſten verlängert. Der Rechtsſatz als ſolcher beſteht 
alſo weiter; er iſt nur wegen eines äußerlichen Notſtandes zu⸗ 
gunften des NG. vorübergehend außer Kraft geſetzt. Hieraus folgt, 
daß das Entl®., wenn man dem klaren Willen des Geſetzgebers 
gerecht werden will, unmöglich auf einen anderen Gerichtshof aus⸗ 
gedehnt werden kann, bei dem der beſondere Notſtand keineswegs 
beſtand oder jedenfalls unmöglich feſtgeſtellt werden konnte, da 
dieſer neue Gerichtshof im Zeitpunkt des Erlaſſes überhaupt noch 
nicht exiſtierte und bei den Verlängerungsgeſetzen ſeine Tätigkeit 


erſt zu kurze Zeit entfaltet hatte. Die ratio legis „Überlaſtung des 
RG.“ liegt alſo beim R Arb. nicht vor. 

Der Geſetzgeber des EntlG. hat geglaubt, feine Bedenken gegen 
die Einſchränkung der Reviſionszuläſſigkeit deshalb zurückſtellen zu 
dürfen, weil das RG. auch bei Ausſchluß der Verfahrensrüge ſeiner 
Hauptaufgabe gerecht werden könne, die Einheitlichkeit der Rſpr. zu 
gewährleiſten. Auch dieſen für die Betätigung des RG. wohl zutreffen» 
den Geſichtspunkt darf man m. E. auf das RArbch. nicht übertragen. 
Bei dieſem Gerichtshof tritt die Aufgabe der Erhaltung ber Eiuheit⸗ 
lichkeit der Rſpr. weit zurück hinter der Aufgabe, den Rechtsſchutz⸗ 
ſuchenden in jedem Einzelfalle die unbedingte Gewähr dafür zu bieten, 
daß ihre Jutereſſen in richtiger Anwendung der beſtehenden Geſetze 
entſchieden werden. Die Heraushebung der arbeitsrechtlichen Streitig⸗ 
Reiten aus dem Rahmen der allgemeinen bürgerlichen Rſpr. und die 
Schaffung eines beſonderen oberſten Gerichtshofes für dieſe Dinge iſt 
nur damit zu begründen, daß es ſich hier um das wichtigſte und 
zumeiſt das einzige Vermögensobjekt von 80— 9000 der geſamten 
werktätigen Bevölkerung handelt. Ich erinnere mich aus den Vor⸗ 
arbeiten zum ArbchG., an denen ich als Mitglied des Reichswirtſchafts⸗ 
rats tätigen Anteil hatte, daß wir Arbeitgebervertreter uns mit der 
Schaffung dieſes Sondergeſetzes im weſenklichen nur aus dem vor⸗ 
gedachten Geſichtspunkte befreunden konnten. Daß nicht die Einheit⸗ 
lichkeit der Rſpr., ſondern die Sicherung der geſetzmäßigen Entſch. 
im Einzelfalle, namentlich auch die Sicherung ausreichenden rechtlichen 
Gehörs (§ 286 ZPO.), die Hauptaufgabe des AAO. fein ſollte, 
zeigt ſich ſchließlich deutlich in der Hinzuziehung der Laienrichter auch 
in der Reviſionsinſtanz. Im anderen Falle würde die Beſetzung mit 
richterlichen Mitgliedern unbedingt ausreichend geweſen ſein. 

Zweck dieſer Zeilen iſt, das RArbG. zu einer 
nochmaligen Prüfung ſeines bisherigen Stand⸗ 
punktes und das Reichsjuſtizminiſterium zu einer 
Klärung der Frage anläßlich einer weiteren Ver⸗ 
längerung der Geltungsdauer des EntlG. anzuregen. 


RA. Dr. Friedrich Wuſſow, Berlin. 


Gibt es einen Austritt aus der evangeliſchen Kirche? 


Die preuß. AG. ſtellen gewöhnlich eine Beſcheinigung aus, 
auf der es heißt: „X., geboren am .. wohnhaft in ... hat laut 
Protokoll vom ... den Austritt aus der evang. — kath. Kirche in 
Gemaͤßheit des Geſ. v. 30. Nov. 1920 in der vorgeſchriebenen 
Form erklärt.“ Dieſe Beſcheinigung iſt im Hinblick auf die katholiſche 
Kirche durchaus richtig, denn dieſe iſt eine einheitliche Organiſation 
unter demſelben Oberhaupt, eine Glaubens⸗ und Rechtsgemein⸗ 
ſchaft, die überall auf dem Erdenrund dieſelbe iſt. Der Katholik 
in Berlin, München oder Frankfurt, in Paris, London oder Neu⸗ 
york gehört ein und derſelben römiſchen Kirche an, deren Unter⸗ 
abteilungen die verſchiedenen Diözeſen find. Wer irgendwo in 
Deutſchland oder ſonſt in der Welt in geſetzlicher Form aus der 
katholiſchen Kirche austritt, der gibt damit tatſächlich ſeine Zu⸗ 
gehörigkeit zur ganzen römiſch⸗kakh. Konfeſſion auf. 

Aber liegen die Verhältniſſe bei der evangeliſchen Kirche der⸗ 
artig, daß man ſchlechthin einen Austritt aus ihr beſcheinigen 
kann? Wenn die evangeliſche Kirche eine einheitliche Größe wäre 
wie die katholiſche Kirche, dann wäre dies angängig. Aber die 
ievangeliſche Kirche als einheitliche religiöſe ene aus der 
man austreten Rann, iſt nicht vorhanden. Sie iſt eine Fiktion als 
Glaubens⸗ und noch mehr als Rechtsgemeinſchaft. Eine Beſcheinigung, 
wie die oben beiſpielsweiſe angeführte, iſt ein Opfer dieſer Fiktion 
und nur aus einer irrigen Übertragung des katholiſchen Kirchen⸗ 
begriffs auf die evangeliſche Konfeſſion zu erklären. Es gibt in 
Deutſchland keine evangeliſche Kirche ſchlechthin, 
und infolgedeſſen kaun auch kein Austritt aus der 
evangeliſchen Kirche ſchlechthin erklärt und be⸗ 
ſcheinigt werden. Wir zählen gegenwärtig in Deutſchland noch 
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28 voneinander unabhängige evangeliſche Kirchen, denen ſämtlich 
in dem ſie einenden Deutſchen Evangeliſchen Kirchenbund volle 
Selbſtändigkeit verbürgt iſt. Alle deutſchen evangeliſchen Kirchen 
ſind autonome Religionsgeſellſchaften öff. Rechts i. S. von Art. 137 
RVerf. Im Freiſtaat Preußen gibt es 8 ſelbſtändige Landeshirchen, 
unter denen die „Evangeliſche Kirche der altpreußiſchen Union“ die 
bedeutendſte iſt; die Provinz Hannover zählt deren 2, die Provinz 
Heſſen⸗Naſſau ſogar 3. Jeder Freiſtaat beſitzt eine eigene evan⸗ 
geliſche Kirche. Und wir hätten noch mehr als 28, wenn ſich nicht 
in vorbildlicher Weiſe 7 thüringiſche zu einer „Thüringer evan⸗ 
geliſchen Kirche“ zuſammengeſchloſſen hätten. Mitglied der evan⸗ 
geliſchen Kirche kann man nur werden, indem man Mitglied einer 
der 28 ſelpſtändigen Kirchen wird, genau wie die Reichsangehörig⸗ 
keit in der Regel durch eine Landesangehörigkeit erworben wird. 
Und ebenſo kann man in Deutſchland aus der evangeliſchen Kirche 
nur austreten, indem man ſeine Zugehörigkeit zu einer ganz be⸗ 
ſtimmten Landeskirche aufgibt, alſo z. B. in Berlin oder Stettin 
zur evangeliſchen Kirche der altpreußiſchen Union, in Göttingen 
zur evang. luth. Kirche der Provinz Hannover, in Marburg zur 
evangeliſchen Landeskirche in Heſſen⸗Kaſſel, in Leipzig zur evang.⸗ 
luth. Landeskirche in Sachſen uſw. Lediglich in einer Aus⸗ 
fertigung, die eine beſtimmte evangeliſche Kirche 
namhaft macht, entſpricht eine Austrittsbeſchei⸗ 
nigung der kirchlichen Rechtslage. 

Man Könnte einwenden, daß alle diejenigen, welche irgendwo 
ihren Austritt aus der evangeliſchen Kirche erklären, damit über⸗ 
haupt ihre Zugehörigkeit zur evangeliſchen Kirche aufgeben wollen. 
Geſetzt, dieſe Meinung wäre richtig, ſo entſchuldigt ſie doch nicht 
den Brauch, eine der tatſächlichen Rechtsverhältniſſen zuwider⸗ 
laufende Beſcheinigung auszuſtellen. Es fällt aber weiter ins Gewicht, 
daß erfahrungsgemäß die Austrittserklärung keineswegs 
immer die evangeliſche Geſamtkirche im Auge hat. 
Vielfach werden die Austretenden zu dieſem Schritt dadurch veranlaßt, 
daß ihnen Vorkommniſſe und Verhältniſſe der evangeliſchen Kirche 
ihres Wohnortes die Zugehörigkeit zu derſelben verleidet haben; bei 
einem Verzuge in den Bereich einer anderen evangeliſchen Kirche 
würden ſie ſofort in dieſe eintreten. Dieſe Beobachtung trifft auch 
bei dem Umſtand zu, der allermeiſt den Austritt verurſacht: das 
ſind die Kirchenſteuern. Sie haben durchaus nicht in allen Landes⸗ 
kirchen und an allen Orten die gleiche Höhe. Falls hier bei einem 
Wechſel des Wohnortes dem Ausgetretenen ein ihn weniger be⸗ 
laſtender Prozentſatz entgegentritt, ſo nimmt er häufig ſeine Kirchen⸗ 
z' jehörigkeit wieder auf. Wir ſtehen ſomit vor der Tatſache, daß 
es gar nicht in der Abſicht aller liegt, die irgendwo ihren Aus⸗ 
tritt aus der evangeliſchen Kirche erklaren, damit überhaupt der 
geſamten evangeliſchen Kirche den Rücken zu kehren. Sie wollen 
vielfach nur eine ganz beſtimmte evangeliſche Kirche verlaſſen, und 
auch aus dieſem Grunde empfiehlt es ſich, daß auf der Austritts⸗ 
beſcheinigung die aufgegebene Religionsgeſellſchaft, die in Betracht 
kommende evangeliſche Kirche, genau benannt wird. 

Univ.⸗Dozent Dr. jur. et phil. Lic. theol. Schwarzloſe, 

Frankfurt a. M 


Erwerbsbeſchränkungen der Kirchengemeinden 
in Preußen. 


In Preußen iſt vielfach die Anſicht verbreitet, daß die neuen 
Geſ. betr. die Kirchenverfaſſungen und kirchlichen Vermögensver⸗ 
waltungen v. 8. April 1924 (für die ev. Landeskirchen, Geſ. ſ. 
S. 221) und v. 24. Juli 1924 (Gel. ſ. S. 585, für die Vermögens⸗ 
verwaltung in der kathol. Kirche) die Erwerbsbeſchränkungen für die 
Kirchengemeinden abſchließend regeln. In Wirklichkeit gelten aber 
für die kirchlichen juriſtiſchen Perſonen die allgemeinen Erwerbs⸗ 
beſchränkungen der Art. 6 und 7 ABGB. Dies ſoll im folgenden 
kurz dargelegt werden. 

Nach der urſprünglichen Faſſ. des Art. 7 §1 Abſ. 1 AG BGB. 
bedürfen beim Erwerb von Grundſtücken im Werte von über 
5000 4% alle juriſtiſchen Perſonen der Genehmigung der ſtaatlichen 
Aufſichtsbehörde. Nun fällt nach Abſ. 2 die Genehmigungspflicht für 
die juriſtiſchen Perſonen des öffentlichen Rechts fort, die nach beſon⸗ 
deren Beſtimmungen ohne dieſe Genehmigung Grundeigentum er⸗ 
werben konnten. Eine ſolche Ausnahme beſtand bis 1924 weder für 
die ev. noch die kath. kirchlichen juriſtiſchen Perſonen. Denn die 
Staatsgeſetze über die kirchliche Vermögensverwaltung ſehen die ſtaat⸗ 
liche Genehmigungspflicht ausdrücklich bei jedem Erwerb, Veräuße⸗ 
rung und dinglichen Belaſtung von Grundſtücken vor !). Während 
nun die neuen oben erwähnten Geſetze andere Fälle der Genehmi⸗ 
gungspflicht aufzählen, ſind der Erwerb, die Veräußerung und Be⸗ 
laſtung von Kirchengrundſtücken nicht mehr aufgeführt. Es erhebt ſich 
nun die Streitfrage, ob dies Fortlaſſen im neuen Geſetz als eine 


1) Vgl. 850 Ziff. 1 des Gef. v. 20. Juni 1875 (Geſ. ſ. S. 241) 
für kath. Kirchengemeinden, § 2 des Gel. v. 7. Juni 1876 für kath. 
Diözeſen und Art. 24 Ziff. 1 des Geſ. v. 3. Juni 1876 (Geſ. f. 
S. 125) für ev. kirchliche Organe. 
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Beſtimmung des Geſetzgebers i. S. des Abſ. 2 Art. 7 81 AG BGB. 
aufzufaſſen iſt und damit jede ſtaatliche Genehmigungspflicht entfällt 
oder ob nunmehr die allgemeinen Beſtimmungen in Art. 7 8 1 Abſ. 1 
a. a. O. für den Grundſtückserwerb der kirchlichen Organe, insbeſ. 
der Kirchengemeinden Geltung haben. Im erſteren Sinne haben das 
LG. Brieg und Gieſe, beide in JW. 1926, 1479 Stellung genommen, 
ferner ohne beſondere Begründung auch Güthe⸗Triebel, Gebo. 
4. Anfl. S. 1880, 1881 und 1884. Die allgemeine ſtaatliche Ge⸗ 
nehmigung des Art. 7 § 1 Abſ. 1 Ac BGB. halten dagegen das KG., 
ferner der preuß. Juſtizminiſter, der preuß. Kultusminiſter und 
Schlüter (JW. 1926, 954 ff. und 2309) für erforderlich. Der 
letzteren Anſicht iſt der Vorzug zu geben. Die Kirchengeſetze ſagen 
durch ihr Schweigen nur, daß die alten über die allgemeinen Be⸗ 
ſchränkungen hinausgehenden beſonderen Erwerbsbeſchränkungen der 
kirchlichen Organe aufhören ſollen. Sie beſtimmen aber damit nicht, 
daß die Kirchengemeinden von den allgemeinen Vorſchriften be⸗ 
freit werden ſollen. Das iſt in der Begr. zum Geſ. v. 24. Juni 1924 
(LT Druck. 1924, 8475) auch ausdrücklich hervorgehoben. In der 
Tat müßten bei dem Schweigen, das an ſich vieldeutig iſt, ſchon ganz 
beſondere Umſtände vorliegen, wenn man annehmen dürfte, daß die 
Kirchengemeinden nunmehr von allen Beſchränkungen frei ſein ſollten. 
Die neuen Geſetze ergeben, daß die Kirchen innerhalb des Staates 
immer noch in mannigfachen Beziehungen an ſtaatliche Aufſicht ge⸗ 
bunden ſind; da iſt es auch nicht verwunderlich, daß ſie wie alle 
übrigen nicht befonders befreiten juriſtiſchen Perſonen des öffent⸗ 
lichen Rechts der ſtaatlichen Genehmigungspflicht unterliegen. 

Wegen des Empfangs von Schenkungen und von Zuwen⸗ 
dungen von Todes wegen haben die Kirchengemeinden ſtets 
denſelben Beſchränkungen wie die übrigen juriſtiſchen Perſonen 
unterlegen. Nach Art. 6 81 AG BGB. bedürfen alle juriſtiſchen 
Perſonen bei einem Erwerb im Werte von mehr als 5000 % durch 
Schenkungen oder Zuwendungen von Todes wegen der ſtaatlichen 
Genehmigung, und zwar auf Grund des Art. 82 der preuß. Ver⸗ 
faſſung der Genehmigung des Staatsminiſteriums. 

Die für die Artikel 6 und 7 ABGB. maßgebende Wert⸗ 
grenze, die urſprünglich 5000 % betrug, iſt durch VO. des preuß. 
Staatsminiſteriums v. 2. Juli 1926 (Geſ. ſ. S. 192) auf Grund der 
reichsrechtlichen Ermächtigung in Art. 86 EGBGB. in Verbindung 
mit $4 der 2. VO. z. Durchf. d. Münzgeſ. v. 12. Dez. 1924 
(RGBl. 1, 775) auf fünftauſend Reichsmark feſtgeſetzt wor⸗ 
den. Damit iſt die in dem Gef. v. 8. April 1924 (Ge. |. S. 201) 
im Widerſpruch zum Reichsrecht und daher unzuläſſigerweiſe feſt⸗ 
geſetzte Wertgrenze von 3009 Goldmark in Fortfall gekommen. Wir 
ſehen alſo, daß die Kirchengemeinden zum Erwerb von Grundſtücken, 
von Schenkungen und von Zuwendungen von Todes wegen im Werte 
von über 5000 Reichsmark der ſtaatlichen Genehmigung bedürfen. 


LR. u. Fakultätsaſſiſtent Dr. Siegert, Münſter i. W. 


Entgegnung. 


Zamilienfideikommife und Grunderwerbſtener 
in Bayern, 


Boethke (JW. 1928, 2422) macht darauf aufmerkſam, daß 
Fideikommißbeſitzer mit der Erhebung der am 1. Jan. 1929 fälligen 
Steuer von der toten Hand (Grundbeſitzabgabe) nach 88 10, 20 u. 
28 GrErwStcg. rechnen müſſen. Die Frage iſt deshalb von außer⸗ 
ordentlicher Bedeutung, weil mit den Zuſchlägen ein Betrag von 
1½ % des gemeinen Wertes erhoben wird. 

Wenn Boethke für die preuß. Fideikommiſſe die Steuer⸗ 
pflicht bejaht, ſo kann dem für die bay. Verhältniſſe nicht beige⸗ 
treten werden. In Bayern find durch Geſ. v. 28. März 1919 die 
Fideikommiſſe mit dem Zeitpunkt des Jukrafttretens des Geſetzes 
aufgehoben worden. Nach den AusfVorſchr. zum Fideikommiß AufhGh. 
iſt der maßgebende Zeitpunkt der 1. Okt. 1919 geweſen. An dieſem 
Tage iſt, wie $ 1 AusfVorſchr. beſtimmt, das Fideikommißvermögen 
in der Perſon des letzten Fideikommißbeſitzers allod geworden. 
Seit dieſem Zeitpunkt iſt er freier Eigentümer des Fideikommiß⸗ 
vermögens. Seine Verfügungsmacht allerdings iſt dadurch beichränkt, 
daß Bindungen erbrechtlicher Natur beſtehen. 

In 8 1 Abſ. 2 AusfVorſchr. zu dem FideikommißAufhG. v. 
30. Sept. 1919 iſt beſtimmt, daß nach dem Tode des letzten Fidei⸗ 
kommißbeſitzers das Fideikommißvermögen demjenigen Anwärter 
anfällt, welcher nachfolgeberechtigt wäre, wenn das Fideikommiß 
nicht aufgehoben worden wäre. 

Über die Rechtsſtellung des letzten Fidelkommißbeſitzers nach 
Aufhebung der Fideikommiſſe beſtimmt 8 8 Aus Vorſch., daß die für 
die Vorerbſchaft geltenden Vorſchriſten mit Ausnahme der Inventar⸗ 
pflicht, der befreiten Vorerbſchaft, der Einſetzung auf den Überreft 
und der Ausſchlagung, gelten. Das bisherige Fideikommißvermögen 


9 KGG. v. 18. Febr. 1926 für kath. Gemeinden, OLG. Rſpr. 
45, 195; KG. v. 30. Sept. 1926 für ev. Kirchengemeinden; DIE. 
1927, 322 = Recht 1926 Nr. 2284; preuß. Juſtizminiſter in einem 
Beſcheid v. 3. Dez. 1925 (Jahrb. d. d. Rechts 1026. 230); der Kultus⸗ 
miniſter in einem Erlaß, mitgeteilt in preuß. IM Bl. 1925, 379. 
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bleibt daher in erbrechtlichem Sinne Sondervermögen gleich einer 
Vorerbſchaft. Die freie Verfügung iſt dadurch beſchränkt, daß nach 
88 Abſ. 2 die Rechte des Nacherben durch einen Pfleger wahrgenom⸗ 
men werden, welchen das Fideikommißgericht beſtellt. 

Die Frage geht dahin, ob dieſe erbrechtliche Bindung eine Bin⸗ 
dung i. S. des GrErwStc. iſt. Hierzu iſt zu jagen: 

Bindung i. S. d. GrErwStG. bedeutet prinzipielle Unveräußerlich⸗ 
keit. Die erbrechtl. Bindung nach den AusfVorſchr. zum BayFideikom⸗ 
mißAufhG. dagegen bedeutet prinzipiell freie Verfügbarkeit mit Ein⸗ 
ſchränkung zugunſten des oder der Nacherben. Ebenſowenig wie 
nach bürgerlichem Recht das Beſtehen einer Vorerbſchaft ein Grund⸗ 
ſtück zu einem gebundenen j. S. des Gr&mStG. macht, ebenſowenig 
kann dies für das analog dem bürgerlichen Recht geſtaltete Vorerb⸗ 
recht des letzten Fideikommißbeſitzers gelten. 


Varmllädter Juriſtiſche Geſellſchaft. 


Vortrag des Prof. Dr. Gmelin: „Die Kriſis 
Parlamentarismus“. 


Unter Parlamentarismus im weiteſten Sinn verſteht man eine 
Verfaſſung, die der Volksvertretung eine entſcheidende Rolle bei 
der Bildung des Staatswillens zuweiſt. Enger gefaßt wird ver⸗ 
langt, daß das Parlament die ausſchlaggebende Rolle habe. Parla⸗ 
mentarismus und Demokratie find nicht dasſelbe. Letzteres be⸗ 
deutet Herrſchaft des ganzen Volkes. Aber die Ausübung dieſer 
Herrſchaft kann ebenſogut durch einen plebiszitären Präſidenten 
oder ähnlich erfolgen; eine Verbindung mit dem Parlamentarismus 
iſt nicht notwendig. 

Die Kriſis des Parlamentarismus, insbeſ. des jog. parla⸗ 
mentariſchen Syſtems, durchzieht alle Kulturſtaaten. In Dentjchland 
ſtehen die Zweifler dabei auch im republikaniſchen Lager: Namen, 
wie Hellpach, Bonn, Wirth und andere, bezeugen das. Daß 
egenüber unſerem erſt wenige Jahre beſtehenden Verfaſſungsſyſtem 
ſolche Gegnerſchaft ſchon hervortritt, erklärt ſich hiſtoriſch daraus, 
daß ebenſo wie in ſeiner ſonſtigen politiſchen Entwicklung (Zu⸗ 
ſammenfügung zum Nationalſtaat, koloniale Tätigkeit uſw.) auch 
hier Deutschland in einem Augenblick ſich eine Staatsform geſucht 
hat, als ihre Mängel in anderen Ländern bereits hervorgetreten 
waren. 

Dem Obrigkeitsſtaat rühmte man eine beſondere Beſtändig⸗ 
keit der Regierungsführung nach, geſichert vor allem durch die 
längere Dauer der Amtszeit der Miniſter. Damit war aber bei ge⸗ 
nauerem Zuſehen die Beſtändigkeit der Führung der Regierungs⸗ 
geſchäfte keineswegs verbürgt. Die Leitung der politiſchen Ge⸗ 
ſchäfte, hieß es weiter, ſei in die Hände der Sachverſtändigen ge⸗ 
legt geweſen; aber die Sachkunde bezog ſich in erſter Linie auf 
die techniſche Seite, ſoweit ſie vorhanden war. Als Nachteil pflegte 
man zu bezeichnen die Abhängigkeit von der jeweiligen Perſon des 
Monarchen. Störend wirkte ſich der Dualismus zwiſchen Regierung 
und Parlament aus. Das Parlament fühlte ſich keineswegs ver⸗ 
antwortlich, hatte aber andererſeits infolge ſeines Rechts zur Etat⸗ 
bewilligung ſehr ſtarken Einfluß. 

Bei dem parlamentariſchen Regierungsſyſtem laſſen ſich her⸗ 
vorheben: Als Vorzüge zunächſt die tatſächlich durch die parla⸗ 
mentariſche Tätigkeit gegebene Möglichkeit beſſerer Führerausleſe. 
Immerhin ſpielt gerade dabei die Parteityrannei eine wenig fürder- 
liche Rolle. Der Dualismus zwiſchen Parlament und Regierung 
fällt weg, da die Regierung nur ein Ausſchuß der Parlaments⸗ 
mehrheit iſt. Zu den Nachteilen iſt in erſter Linie u. U. der häufige 
Wechſel der Kabinette zu zählen. Allerdings bedeutet der Wechſel 
des Kabinetts oft nur eine kaum weſentliche Umbildung. Zwei 
Momente haben dabei weſentliche Bedeutung: Einmal die mehr 
oder minder glückliche Regelung der Möglichkeit der Parlaments⸗ 
auflöſung. In England hat das Kabinett dieſes Recht. Es hat ihm 
die abſolute Herrſchaft über das Unterhaus geſichert. In Frank⸗ 
reich hat das Kabinett allein dieſes Recht nicht; daher iſt dort das 
politiſche Schwergewicht erheblich mehr auf ſeiten der Deputierten⸗ 
kammer. Zum zweiten hängt vieles vom Parteiſyſtem des Landes 
ab. Ein Zweiparteienſyſtem, wie es England hatte, und nach der 
Verſelbſtändigung Irlands, von der Labourparty abgeſehen, auch 
heute wieder hat, hat ſeine großen Vorzüge. Die Notwendigkeit, 
beim Beſtehen vieler Parteien eine regierungsfähige Koalition zu 
bilden, wie ſie in Deutſchland, Frankreich und ſonſt ſtets von neuem 
ſich geltend macht, führt überall zu oftmals unerfreulichen prak⸗ 
tiſchen Ergebniſſen. Beſonders dann, wenn eigentlich nur eine 
Minderheit hinter der Regierung ſteht und dieſe ſich nur dank der 
Hilfsſtellung anderer Parteien halten kann. 

Alle dieſe Momente rufen nach Abhilfe. Für uns kommt die 


Vereinigungen 


[Furiſtiſche Wochenſchrift 


Auch die wirtſchaftliche Betrachtungsweiſe, welche der RED. 
feinen Entſch. zugrunde legt, kann zu keiner anderen Löſung füh⸗ 
ren. Die Steuer von der toten Hand ſoll ſolche Grundſtücke treffen, 
mit deren Veräußerung im nächſtfolgenden Veranlagungszeitraum 
nicht gerechnet werden kann. Bei der Mehrzahl der bay. Fideikom⸗ 
mifſe dürfte im Zeitraum zwiſchen 1929 und 1949 der Nacherbfall 
eintreten, und damit werden auch die letzten Bindungen des ehe⸗ 
maligen Fideikommißvermögens in Wegfall kommen. 

Demgemäß kaun für das bay. Recht der von Boethke für 
Preußen ausgeſprochenen Meinung nicht beigetreten werden. Die 
ehemaligen bay. Fideikommiſſe werden von der Steuer nach § 10 
SrEmStb. nicht betroffen. 


RA. Dr. Ernſt Wilmersdoerſfer, München. 


vereinigungen. 


Rückkehr zu früheren Regierungsſormen nicht in Frage. Kein 
Zweifel iſt, daß die bei uns übliche Verhältniswahl zur Zer⸗ 
ſplitterung beiträgt und andererſeits auch dadurch ungünſtig wirkt, 
daß ſie eine Überſpannung der Parteidiſziplin und der Partei⸗ 
herrſchaft unterſtützt. demgemäß wird nur die Gewährung größerer 
Freiheit an die Regierung, vielleicht unter Abſchaffung des Inter⸗ 
pellationsrechts, und u. U. darüber hinaus die Möglichkeit der Wahl 
der Regierung auf eine beſtimmte Zeitdauer vorzuziehen jeit. 

Ein weiterer Nachteil des parlamentariſchen Syſtems iſt das 
durchgeführte Beuteſyſtem, d. h. der Wechſel in allen Verwaltungs- 
ſtellen anläßlich des Kabinettwechſels. 

Er beſchränkt ſich indes auch in den Ländern ausgebildeten 
parlamentariſchen Syſtems heute auf die leitenden Poſten, insbeſ. 
die Unterſtaatsſekretäre. Immerhin werden die herrſchenden Par⸗ 
teien ſtets verſuchen, ihre Vertrauensleute in möglichſt großer An⸗ 
zahl in der Verwaltung unterzubringen. Damit im Zuſammenhang 
ſteht die Abſchwächung der Gültigkeit des Grundſatzes von der Ge⸗ 
waltenteilung. Das Parlament greift in die Exekutive über. Eingriffe 
in das Begnadigungsrecht und die Kriegsführung erfolgen. Eine 
Milderung dieſer Parlamentsherrſchaft tritt ein durch häufigen Er⸗ 
laß von Ermächtigungsgeſetzen für die Regierung. Die Mehrheit iſt 
dafür gewöhnlich bald zu haben, weil die Regierung ja aus ihren 
Vertrauensleuten gebildet iſt. Alle dieſe Momente führen weiter⸗ 
hin zu einer Abnahme des Anſehens der Parlamente. Geſteigert wird 
das durch die Entwicklung der Parteien und die Übertreibung der 
Parteiherrſchaft im beſonderen. Dadurch iſt das Repräſentationsſyſtem 
bedroht. Der Abgeordnete fühlt ſich nicht mehr als Vertreter ſeiner 
Wähler, ſondern als Mitglied ſeiner Partei. Ebenſo leitet das 
Majoritätsſyſtem: Die ausſchlaggebende Bedeutung der Mehrheit iſt 
ein notwendiges Auskunftsmittel; aber die Abſtimmung iſt meiſt 
ichon fertig, bevor die Verhandlung beginnt. Gegen all das helfen 
Einſchränkungen der Parteiherrſchaft, vor allem aber auch die Ein⸗ 
ſchränkung der Immunität der Abgeordneten. 

Die aus der modernen wirtſchaftlichen Entwicklung ſich er⸗ 
gebenden Momente haben ſich bereits vor dem Krieg geltend gemacht. 
Zunehmende Zentraliſierung und Übergreifen der Staatätätigkeit 
auf die verſchiedenſten Gebiete tritt ein. Die Abgeordnetentätigkeit 
wird zum Beruf. Nicht immer ſtehen den Parteien Fachleute zur 
Verfügung. Die Parteien nehmen Fühlung mit den wirtſchaftlichen 
Verbänden. 

Mit alledem im Zuſammenhang ſteht der Ruf nach ſtändiger 
berufsmäßiger Vertretung, nicht nur in Deutſchland, auch z. B. in 
Frankreich, wo ſeit 1926 ein Wirtſchaftsrat beſteht. Eine Erſetzung 
unſeres derzeitigen Parlaments durch ein Wirtſchaftsparlament im 
Wege der Verfaſſungsänderung iſt unwahrſcheinlich: Das Parlament 
wird nicht ſeine eigene Aufhebung beſchließen. Eine derartige Ande⸗ 
rung iſt aber auch unerwünſcht. Ein Wirtſchaftsparlament taucht nicht 
für Mehrheitsbeſchlüſſe. Die Haupttätigkeit des Reichswirtſchaftsrats 
z. B. ruht in den Ausſchüſſen. Abzulehnen iſt aus dem letzteren 
Grund aber auch ein Nebeneinander zweier beſchließenden Körper⸗ 
ſchaften. Wünſchenswert iſt immerhin ein Reichswirtſchaftsrat, einer 
früheren erſten Kammer vergleichbar. Seine Zuſammenſetzung muß 
allerdings alle am Werte ſchaffenden Leben beteiligten Berufe um⸗ 
faſſen, wobei auch der geiſtigen Tätigkeit in den freien Berufen eine 
entſprechende Vertretung eingeräumt werden muß. 

Die unbeſtreitbaren Mängel der parlamentariſchen Regterungs⸗ 
form verlangen alſo Abhilfe. Aber ſie findet ſich nicht in der Dikka⸗ 
tur. Diktatur von ſeiten der Parteien wie jede andere Diktatur 
iſt abzulehnen. Das individuelle und das kollektiviftiihe Moment 
ſind gegeneinander abzuwägen und zum Ausgleich zu bringen. Die 
deutſche RVerf. von 1919 iſt, unter dieſen Geſichtspunkten be⸗ 
trachtet, trotz ihrer Jugend, bereits veraltet. Eine Abänderung tut 
not, bei der den Lebensnotwendigkeiten des deutſchen Volkes in 
ſeiner Regierungsform in jeder Beziehung Rechnung getragen wird. 
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verfaſſungs⸗ und Verwaltungsrecht. 


Prof. Dr. von Piſtorins, württ. Staatsminiſter a. D.: Staats⸗ 
und Verwaltungskunde. 2. Aufl. Stuttgart 1928. 
W. Kohlhammer. Preis geb. 5,70 h. 

Die erſte Auflage des Buches, das im Anſchluß an Vorleſungen 
entſtanden iſt, die der Verf. an der Württ. Techniſchen Hochſchule 
über dieſe Materie hielt, war bald nach ihrem Erſcheinen i. J. 1926 
vergriffen; das Werk liegt jetzt in einer in zahlreichen all⸗ 
gemeinen und ſpeziellen Fragen erweiterten und dem Stand der raſch 
fortgeſchrittenen Geſetzgebung angepaßter Neuauflage vor. Man er⸗ 
kennt auf jeder Seite den bewährten alten Praktiker; allgemeines 
Staatsrecht und Politik, deutſches Reichs⸗ und Landesſtaatsrecht und 
Verwaltungskunde werden in kurzer und überſichtlicher, insbeſ. für 
den Studierenden und den Laten klar verſtändlicher Weiſe in ihren 
weſentlichen Grundzügen dargeſtellt. Auf dem Gebiet des Landes⸗, 
Staats⸗ und Verwaltungsrechts ſind in erſter Linie naturgemäß die 
württembergiſchen Verhältniſſe berückſichtigt; doch finden ſich überall 
Parallelen, insbeſ. zum preußiſchen Recht. Jeder, der ſich über 
Württembergs öffentliches Recht orientieren will, insbeſ. auch jeder 
Preuße, der ſich die Unterſchiede beider Rechte klarmachen will, wird 
in dem Buch reiche Belehrung finden. . 

Präf. des OVG. Staatsmin. Prof. Dr. Drews, Berlin. 


Oberverwaltungsgerichtsrat W. v. Lympins: Die Verfaſſung 
und Verwaltung in Preußen und im Deutſchen Reich. 
Eine ſyſtematiſche Darſtellung des geltenden Rechtszuſtandes. 
Zweite Auflage. Berlin 1928. Carl Heymanns Verlag. 
Preis geb. 12 . 

Die erſte Auflage iſt in JW. 1926, 324 ausführlich von Wol⸗ 
gaſt, Königsberg, beſprochen. Schon nach drei Jahren iſt eine 
zweite Auflage notwendig geworden, was für die große praktifche 
Verwertbarkeit des Handbuches beredtes Zeugnis ablegt. Das 
Handbuch gibt in ſyſtematiſcher Anordnung eine knappe Überficht 
über das Reichs⸗ und preuß. Landesrecht öffentlich⸗rechtlicher Natur. 
Die Fundſtellen der Geſetze werden angeführt, ihr weſentlicher In⸗ 
halt in Telegrammſtil gegeben. Das Buch will ein Handbuch für 
den kläglichen Gebrauch fein und verzichtet bewußt auf Berück⸗ 
ſichtigung wiſſenſchaftlicher Geſichtspunkte. Der Vergleich mit dem 
bekannten Hue de Gratis ſchen Handbuch der Verfaſſung und Ver⸗ 
waltung in Preußen und dem Deutſchen Reiche liegt nahe. Doch 
beſchränkt ſich das Buch von Lympius nur auf die Darſtellung 
des geltenden Rechts, verzichtet daher auf geſchichtliche, ſtatiſtiſche 
und ähnliche Darlegungen ſowie auf Literaturangaben. Es verfolgt 
den Zweck, raſch über ein beſtimmtes Rechtsgebiet in großen Zügen 
zu unterrichten. Bei der Fülle des heute zu bewältigenden Rechts⸗ 
ſtoffes und dem täglich wechſelnden Bedürfnis nach raſcher Unter⸗ 
richtung über dieſen oder jenen Rechtsſtoff iſt ein Handbuch der 
vorliegenden Art mit ſeiner klaſſiſchen, das Weſentliche in wenigen 
Sätzen zuſammenfaſſenden Kürze von beſonderem Werte. 

MinR. Dr. Kaiſenberg, Berlin. 


Verfaſſungsrechtliche Reichsgeſetze und wichtige Verord⸗ 
nungen. Syſtematiſch zuſammengeſtellt und mit Anmer⸗ 
kungen und Sachregiſter verſehen von Dr. J Seh. Marſchall 
von Bieberſtein, ordentl. Prof. an der Univerſität Frei⸗ 
burg i. Br. Zweite, erweiterte und völlig neubearbeitete 
Auflage. (Sammlung deutſcher Geſetze Bd. 94.) Mannheim, 
Berlin, Leipzig 1929. Verlag J. Bensheimer. Preis 16 . 

Aus der großen Anzahl der vortrefflichen Ausgaben, die in 
der auch in der SW. fo oft gerühmten Beusheimerſchen Sammlung 
deutſcher Geſetze erſchienen iſt, hebt ſich die vorſtehende ganz 
beſonders hervor. Sie geht aus von der Tatſache, daß das 

Grundgeſetz der deutſchen RVerf. nur einen kleinen Ausſchnitt des 

geſamten öffentlichen Rechts darbietet, daß der übrige Stoff in 

zahlloſe Geſetze und BD. zerſtreut liegt. Aus dieſen ſondert die 
vorſtehende Schrift rund 70 Geſetze und 50 BD. heraus, die ſie 
in ſyſtematiſcher Anordnung mit kurzen, knappen, aber vorzug⸗ 
lichen Anm. wiedergibt. So dient das Werk feiner Abſicht gemäß 
dem akademischen Unterricht im Hörſaal und Studierzimmer wie 
der Praxis. Es iſt gegliedert in die Vorläufer der Reichsverfaſſung 

(Paulskirche, Kaiſerreich und Umſturz), die Reichsverfaſſung ſelbſt, 

die ſelbſtverſtändlich den Kernpunkt des Ganzen bildet, Gebiets⸗ 

und Staatsangehörigkeit, das Voll als Geſetzgeber, den Reichs⸗ 
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tag, den Reichsrat, den Reichswirtſchaftsrat, den Reichspräſidenten, 
Reichsregierung und Reichsbehörden, Beamtenrecht, Militärrecht, 
Finanzrecht; unter der etwas ſeltſamen überſchrift „Sonderwege 
der Geſetzgebung“ ſind die richterlichen geſetzgebenden Entſch. des 
RG. und RF. zum Art. 13 NVerf. und das geſetzvertretende 
Verordnungsrecht angeordnet; das traurige Kapitel des Friedens⸗ 
ſchluſſes und des Kriegsendes bildet den Schluß. — Ein ausgcezeich⸗ 
netes Sachregiſter erleichtert die Benutzung der in ihrem Umfange 
die ſonſtigen derartigen Werke bei weitem überſchreitenden Schrift, 
die dem Andenken Heinrich Roſins gewidmet iſt. 

Von dem Beſtreben des Geleitwortes, daß „Roſins ſchlichte 
Sachlichkeit und ſein heiliger Ernſt unſerer Wiſſenſchaft Stern und 
Führer bleiben möchte“, legt das ganze Werk Zeugnis ab. Alles 
in allem ein treffliches Buch von hohem, praktiſchem Wert. D. S. 


Fritz Fleiner: Inſtitutionen des deutſchen Verwaltungs: 
rechtes. Achte Auflage. Tübingen 1928. Verlag J. C. 
B. Mohr (Paul Siebeck). Preis geh. 19 , geb. 22 . 


Die neue Auflage des wohlbekannten Werkes ſtellt eine tief⸗ 
greifende Umarbeitung der früheren Auflagen dar. Die Staatsumwäl⸗ 
zung und die Neugeſtaltung des Verfaſſungsrechts in Deutſchland 
haben wichtige Anderungen auch im deutſchen Verwaltungsrecht nach 
ſich gezogen. Die Einarbeitung dieſes Neuen in das in ſeinem Auf⸗ 
bau bewährte alte Syſtem iſt dent Verf. trefflich gelungen. Der be⸗ 
ſondere Wert der Fleinerſchen Inſtitutionen beſteht darin, daß 
die Mannigfaltigkeit der verwaltungsrechtlichen Erſcheinungen auf die 
weſentlichen öffentlich⸗rechtlichen Grundbegriffe zurückgeführt und 
dieſe in einem durch Klarheit, Einfachheit und Überſichtlichkeit aus⸗ 
gezeichneten Syſtem dargeboten werden. Während auf dem Gebiet: 
des Zivilrechts von jeher die Herausarbeitung der allgemeinen Grund⸗ 
begriffe die ſelbſtverſtändliche Baſis der Lehre und des Studiums war, 
hat ſich: das deutſche Verwaltungsrecht lange Zeiten hindurch im 
weſentlichen mit einer Nebeneinanderſtellung von Einzelheiten be⸗ 
gnügt. Seine ſyſtematiſche Zuſammenfaſſung und Formung, fein 
Aufſtieg zu einer vollwertigen Wiſſenſchaft beginnt in der Hauptſache 
mit Otto Mayer. Fleiner gehört zu ſeinen berufenen Nach⸗ 
folgern. Seine Inſtitutionen ſind zwar in erſter Linie für Studie⸗ 
rende geſchrieben, um fie in dig Grundbegriffe und den ſyſtematiſchen 
Aufbau des Verwaltungsrechts einzuführen und ihnen für deſſen große 
Uuterfchiede gegenüber dem Privatrecht die Augen zu öffnen; fie 
bilden aber auch für die älteren Juriſtengenerationen, deren theo⸗ 
retiſche Durchbildung auf dem Gebiete des Verwaltungsrechts bei der 
früher üblichen Einrichtung des juriſtiſchen Studiums fo manches zu 
wünſchen übrig ließ, eine äußerſt wertvolle Quelle zu einer leicht 
überſichtlichen, aber doch gerade den Kern der Sache erfaſſenden 
Orientierung über das Weſentliche auf dieſem immer wichtiger wer⸗ 
denden Rechtsgebiete. 

Präſident des OVG. Staatsminiſter Prof. Dr. Drews, Berlin. 


Dr. jur. Otto Georg Schwarz, Reichsgerichtsrat in Leipzig: 
Reichsſtaatsrecht 1928. 18.— 20. Aufl. Preis 4.80 .#. 
Derſelbe: Reichs berwaltungsrecht. 1928. 1.— 3. Aufl. 
Preis 4.80 %. Berlin. Carl Heymanns Verlag. 

In ſeiner Sammlung der Hilfsbücher für Studium und Examen 
hat der Verf. das Reichsſtaatsrecht in 18.—20., das Reichsverwal⸗ 
tungsrecht in 1.—3. Aufl. herausgebracht. Beide Werächen werden 
ihrer Aufgabe, dem Studierenden bei der erſten Beſchaftigung mit 
dieſen Rechtsgebieten ſchnell einen Überblick über die wichtigſten ihrer 
Einrichtungen zu geben und dem Examenskandidaten die Repetition 
zu erleichtern, im allgemeinen gerecht. Bei der Fülle der Probleme, 
die heute das Staatsrecht bietet, ſcheint es mir allerdings not⸗ 
wendig zu ſein, den Studierenden mehr mit den Zweifelsfragen be⸗ 
kanntzumachen, als es der Verf. tut. Er beſchränkt ſich hier zu oft 
auf den Hinweis, daß die von ihm vertretene, bisweilen von der 
herrſchenden abweichende Auſicht beſtritten ſei oder ſieht ſelbſt von 
dieſem Hinweis ab. Eine kurze Anführung der Gründe, aus denen 
der Verf. zu ſeiner und die Gegner zu ihrer Auffaſſung gekommen 
ſind, wären für den Studierenden und den Examenskandidaten von 
großem Wert. Dies gilt z. B. für die Bemerkung im Staglsrecht 
(S. 10), daß die parlamentariſche Monarchie eine Republik fel, daß 
der Unterſchied zwiſchen Monarchie und Republik in der Perſonalzahl 
begründet ſei, aus der das höchſte Staatsorgan beſtehe (S. 3, 11), 
daß demgemäß das deutſche Kaiſerreich eine Republik geweſen ſei 
(S. 11), daß der Reichspräſident nicht ſelbſtändiger, ſondern parla⸗ 
mentariſcher Präſident ſei (S. 13), daß die Republik der gleiche Staat 
wie das Kaiſerreich ſei (S. 27) ſowie daß die Vollſtreckung eines 
Urteils des SCH. gegen das Reich ausgeſchloſſen ſei (S. 34). 
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Einzelne Lücken finden ſich auch in der Darſtellung, deren Vor⸗ 
handenſein auch der Charakter des Buches nicht rechtfertigt. So fehlt 
auf S. 21 der Hinweis, daß dem Kaiſer in alten Reich auch die 
oberſte Leitung der Kolonialverwaltung zuſtand, auf S. 23, daß bei 
Zweifeln und Meinungsverſchiedenheiten über die Vereinbarkeit von 
Landes⸗ mit Reichsrecht nach Art. 13 RVerf. nicht das R., ſondern 
verfaſſungsgemäß ein oberſter Gerichtshof des Reichs zu entſcheiden 
habe und daß die Ausführungsgeſetzgebung hier nicht nur das RG., 
ſondern für das Gebiet des Abgabenrechts auch den RF. für zu⸗ 
ſtändig erklärt hat. Auf S. 49 iſt bei der Frage, wann der Reichs⸗ 
präſident den Volksentſcheid anordnen kann, der Fall des 8 74 Abſ. 3 
Satz 4 nicht erwähnt. Unvollſtändig iſt ferner die Aufzählung der Ver⸗ 
waltungsſondergerichte des Reichs auf S. 89. Es ſehlt u. a. das Ober⸗ 
ſeeamt, die Reichsrayonkommiſſion und die Kaliberufungsſtelle. Bei 
der Darſtellung der Beſetzung des StCH. fehlt der Hinweis, daß bis 
zur Errichtung des Reichsverwaltungsgerichts an Stelle der Reichs⸗ 
verwaltungsgerichtsräte Mitglieder der oberſten Verwaltungsgerichte 
der Länder mitwirken. 

Immerhin handelt es ſich um Einzelheiten, die den Geſamt⸗ 
charakter des Buches nicht weſentlich beeinfluſſen und bei einer Neu⸗ 
auflage leicht geändert werden können. Hierbei wird auch zweche⸗ 
mäßigerweiſe der Druckfehler auf S. 53 Zeile 8 von unten zu be⸗ 
richtigen ſein. Es muß dort nicht „Reichsmaßnahmen“, ſondern 
„Reichseinnahmen“ heißen. 

Die Darſtellung des Verwaltungsrechts entſpricht völlig 
dem Zweck, den der Verf. ſich geſetzt hat und gibt zu Bemerkungen 
keinen Anlaß. 

Beiden Werken iſt ein Examinatorium beigefügt, das be⸗ 
ſonders für den Examenskandidaten von großem Werte ſein wird. 


ObRegR. Dr. Martin Löwenthal, Berlin. 


Verwaltungsrecht und Verwaltungspraxis. Kurzer Über⸗ 
blick zum Unterricht und Selbſtſtudium für Verwaltungs- 
beamte von Haus Cuno, Ober⸗ und Geh. Regierungsrat 
in Breslau. Heft 8: Reichsfiskus, Reichsvermögen, Reichs⸗ 
einnahmen 1. Teil. Heft 9: Reichseinnahmen 2. Teil, Beſitz⸗ 
ſteuern. Heft 10: Reichseinnahmen 3. Teil, Verkehrsſteuern, 
Verbrauchsſteuern, Zölle. Heft 11: Reichsausgaben und 
Reichshaushaltsweſen. Berlin 1927/28. Carl Heymanns 
Verlag. Preis 2 h. 

Dieſe kleinen Hefte bezeichnen ſich als Überblick zum Uunter⸗ 
richt und Selbſtſtudium für Verwaltungsbeamte. Ich glaube kaum, 
daß ſie zum Selbſtſtudium ausreichen, da ſie vielfach nur Fragen und 
nur in einzelnen Teilen auch Antworten enthalten und darum eine 
Selbſtkontrolle beim Studium nicht genügend ermöglichen. Dagegen 
find fie als Grundlage für einen Unterricht zweifellos geeignet. 
Sie unterſcheiden ſich von anderen Lehrbüchern dadurch, daß fie nur 
in der großen Einteilung ſyſtematiſch ſind, dagegen das Einzelne an 
Hand praktifcher Fülle und Fragen erläutern. Von reinen Examens⸗ 
büchern unterſcheiden ſie ſich wohltuend durch die zuſammenhängende 
Art der Darſtellung. 

RA. u. Priv Doz. Dr. Kurt Ball, Berlin. 


Gulden: Das künftige Reichsverwaltungsgericht. Mann⸗ 
heim, Berlin, Leipzig 1928. Verlag von J. Bensheimer. 
Preis 3,50 . 


Verf. behandelt die Entwicklung der Verwaltungsgerichtsbarkeit 
in Reich und Ländern, unterſucht die Tragweite des Art. 107 Verf. 
und unterzieht die bisherigen Vorſchläge zur Löſung der wichtigſten 
Einzelfragen ſeiner Kritik. Bei Prüfung der Frage, ob das preuß. 
oder bay. Verfahren in Verwaltungsſtreitſachen den Vorzug ver⸗ 
dient, entſcheidet ſich Gulden mit Recht für das preußiſche. Die 
dafür vorgebrachten Gründe find mit vollendeter Feinheit entwickelt. 
In der Tat, wer von der allgemeinen Vorſtellung ausgeht, im bay. 
Verfahren ein demokratiſches, im preuß. dagegen ein au abſolu⸗ 
tiſtiſche Gedanken auklingendes zu finden, greift ftark daneben. Im 
preuß. Verfahren nimmt der Staat als Hoheitsträger Recht vor 
einem Gerichtshof, vor dem er nach abgeſchnalltem Hoheitspanzer 
Rede und Antwort ſtehen muß, wie der einfache Bürger und Arbeiter, 
vor dem er Rechenſchaft ablegt von ſeiner Verwaltung. Anders nach 
bay. Rechtsbeſchwerdeverfahren, bei dem im geheimen Beratungs⸗ 
zimmer ohne Rede und Gegenrede, ohne den friſchen Luftzug der 
Öffentlichkeit gerichtet wird. — Auch Gulden erklärt ſich für Berlin 
als Sitz des neuen RVG. — mit Recht. Warum ſollte man den 
ganzen Stamm ber Oberverwaltungsgerichtsräte und des Bundes⸗ 
amts für das Heimatweſen nach auswärts verpflanzen und die Richter 
neuer Wohnungsnot ausſetzen? In Berlin ſind die größten Büche⸗ 
reien des öffentlichen Rechts von ganz Deutſchland (OG., 
Reichstag, Landtag, Univerſität). Wenn das RV. den Spuren 
des PrO Vg. nachwandeln wird, dann find Bedenken wegen ſeiner 
Unabhängigkeit gegenüber Regierungen und Parlamenten nicht be⸗ 


gründet. Die Anderungsvorſchläge des Ausſchuſſes des Deutſchen 
Auwalt⸗Vereins für öffentl. Recht ſcheinen dem Verf. unbekannt 
geblieben zu ſein (JW. 1922, 49, 52, 681, 879; 1926, 1403). 

RA. Dr. Görres, Berlin. 


Lohmeher, Oberbürgermeiſter der Stadt Königsberg (Pr.): 
Zentralismus oder Seldftverwaltung. Berlin 1928. 
Carl Heymanns Verlag. Preis 3 . 


Der Verf., der wie eine große Zahl unſerer hervorragenden 
Verwaltungsbeamten die Schule der Rechtsanwaltſchaft durchlaufen 
hat, gibt in der vorliegenden Schrift „einen Beitrag zur Ver⸗ 
faſſungs⸗ und Verwaltungs reform“, die immer dringlicher danach 
verlangt, aus dem Stadium der Erwägungen in die Wirklichkeit 
überführt zu werden. Lohmeyer geht von der Notwendigkeit 
aus, angeſichts der ſteigenden Daweslaſten und im Intereſſe der 
Wirtſchaft die vorhandene Überorganijation zu beſeitigen und an 
Stelle der gegenwärtigen Dreiheit: Reich, 18 oder nach der Ver⸗ 
einigung von Preußen und Waldeck 17 Länder, zahlreiche Ge⸗ 
meinden nicht einen zentraliſierten Einheitsſtaat, wohl aber einen 
dezentraliſierten Selbſtverwaltungsſtaat zu ſetzen. In dieſem ſollen 
das Reich als Selbſtverwaltungsſtaat höherer Ordnung oberſter Stelle 
der Pyramide und die Länder, deren Zahl erheblich verringert 
werden ſoll, als Glieder zwiſchen dem Reich und den örtlichen Ver⸗ 
waltungskörperſchaften ſtehen. Die Umgeſtaltung der Länder ſoll 
unter Beſeitigung von geſchichtlich gewordenen Zufälligkeiten orga⸗ 
niſch nach klaren Geſichtspunkten unter Berückſichtigung der wirt⸗ 
ſchaftlichen Zuſammengehörigkeit erfolgen. 

Einer Darſtellung der gegenwärtigen Organiſation in Reich und 
Ländern, einer Darſtellung, welche eine ſehr überſichtliche Zuſammen⸗ 
ſtellung der erſchreckend vielen Behörden Deutſchlands enthält, folgt 
das Zukunftsprogramm des Verfaſſers. Leiſtungsfähige Stadt⸗ und 
Landkreiſe ſollen den Unterbau bilden und alle ſtaatlichen An⸗ 
gelegenheiten, ſoweit nicht beſondere Behörden beſtehen, als Selbſt⸗ 
verwaltungsaufgaben erledigen. Dabei empfiehlt Verf. für die Städte 
das Einkörperiyftem, für die Landkreiſe das Zweikörperſyſtem unter 
einem ſelbſtgewählten Landrat, beides mit Staatsaufſicht. In der 
Mittelinſtanz ſollen 13 oder gar nur 9 Länder oder Reichsprovinzen 
ſtehen, deren Verwaltung von dem Landeshauptmann unter der 
Aufſicht des Provinziallandtages und der Mitwirkung eines zur 
Vertretung der Stadt⸗ und Landkreiſe gebildeten Provinzialaus⸗ 
ſchuſſes geleitet wird. Darüber ſteht das Reich, dem die Gefeh- 
gebung, aber auch die Rechtspflege übertragen werden ſoll. Ein 
verſtändiges Finanzausgleichsgeſetz, eine Steuerautonomie der Ge⸗ 
meinden, aber unter Beſeitigung des Syſtems der Steuerzuſchläge, 
klare Scheidung der Aufgaben zwiſchen den Ländern einerſeits, den 
Stadt⸗ und Landkreiſen andererſeits, Beteiligung der beſonderen Wirt» 
ſchaftsgremien an gewiſſen Angelegenheiten der Kreisſelbſtverwaltung, 
übertragung der Finanzverwaltung auf die Länder, Ausgeſtaltung 
der Polizei als reiner Sicherheitspolizei unter Trennung von der 
ſog. Verwaltungspolizei, für Preußen Beſeitigung der Regierungs- 
inſtanz, ein Oberpräſideut als Organ der Ausübung der Reichsauf⸗ 
ſicht — alles dies bildet das Programm des Verfaſſers. Er iſt ſich 
darüber klar, daß die Dinge nicht von heute auf morgen zu ändern 
ſind, er will Preußen die Rolle eines Schrittmachers und Vorbildes 
für die anderen Länder zuſchreiben, er gibt auch intereſſante Az 
regungen über die Ausgeſtaltung der Aufgaben des Reichstages als 
geſetzgebender Körperſchaft und dergleichen mehr. 

Man wird nicht in allem dem Verf. beipflichten, wird bei⸗ 
ſpielsweiſe die von ihnt vorgeſchlagene Verteilung der Reichsrats⸗ 
fie, von denen 40 auf Preußen, 20 auf den geſamten übrigen Reſt 
des Reiches fallen ſollen, als auf abſehbare Zeit politiſch unerreich⸗ 
bar anſehen können. Aber die Schrift bietet für jeden, der ſich mit 
der fo dringlichen Frage der Verwaltungsreform in Reich, Ländern 
und Gemeinden beſchäftigt, ganz beſonders viel Intereſſantes und 
zur Zuſtimmung oder Ablehnung anregendes Material. Ein augen⸗ 
ſcheinlicher lapsus calami iſt die auf S. 19 enthaltene Einxreihung 
der Anwaltskammern unter die der Aufſicht des Oberpräſidenten 
unterſtehenden Berufskammern. 

Geh. IR. Dr. Heilberg, Breslau. 


Süchſiſches Geſetz über die Auflöſung der Familien⸗ 
auwartſchaften vom 9. Juli 1928. Herausgegeben von 
Dr. Bernhard von Schönberg, Rechtsanwalt beim Ober⸗ 
landesgericht Dresden, Regierungsrat. Juriſtiſche Hand⸗ 
bibliothek Bd. 459. Herausgeber Dr. Otto Warneyer, 
Reichsgerichtsrat, Dr. Walter Schelcher, Miniſterial⸗ 
direktor a. D. Leipzig 1928. Roßbergſche Verlagsbuch⸗ 
handlung. 118 S. Preis 6,50 . 

Der Freiſtaat Sachſen hat mit der Erfüllung des Gebots des 
Art. 155 Verf., die Fideikommiſſe, die in Sachſen Familien⸗ 
anwartſchaften heißen, aufzulöſen, ziemlich lange gewartet. Faſt erſt 
ein Jahrzehnt ſpäter als Preußen kommt er ihm jetzt durch das 
Geſetz über die Auflöſung der Familienanwartſchaften v. 9. Juli 
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1927 (GBl. 109), das zugleich die Auflöſung der Lehne und der 
Sekundogenitur des vormaligen Königshauſes behandelt, nach. Bei 
der Vorbereitung dieſes Geſetzes hatte es Sachſen weit leichter 
als Preußen bei ſeiner Auflöſungsgeſetzgebung; denn es handelte 
ſich in Sachſen nur um 140 gebundene Familiengüter, wovon nur 
104 Grundfamiliengüter, bei einer durch das ſächſ. Geſetz über 
Familienanwartſchaften v. 7. Juli 1900 geklärten Rechtslage, während 
Preußen der Auflöſung von etwa 1800 Familiengütern mit 
1347 Grundfamilienfideikommiſſen bei einem völlig zerſplitterten 
Rechtszuſtand gegenüberſtand, deſſen verwirrenden Einfluß es nur 
durch den Anſchluß der Auflöſungsgeſetzgebung an die in den 
preuß. Geſetzentwürfen von 1903 und 1913 geſchaffene Ordnung 
zurückdrängen konnte. Außerdem hatte Preußen bei ſeiner Geſetz⸗ 
gebung vollſtändiges Neuland zu bearbeiten, während für Sachſen 
bereits durchgearbeitete Auflöſungsgeſetze anderer Länder vorlagen, 
deren Inhalt nebſt den bei ihrer Ausführung gemachten Erfahrungen 
es ſich zunutze machen konnte. In dem ſächſ. Aufl®. iſt denn auch 
die Benutzung der preuß. Auflöſungsgeſetzgebung vielfach unver⸗ 
kennbar. Die Kenntnis der preuß. Geſetzgebung iſt daher zum 
vollen Verſtändnis des ſächſ. Geſetzes nicht entbehrlich. Dies läßt 
auch das vorliegende Werk erkennen. Sein Verf. hat nach ſeinem 
Vorwort, in dem er hervorhebt, daß er als Angehöriger einer ſeit 
Jahrhunderten mit der ſächſ. Erde verwachſenen Familie dieſem 
Rechtsgebiet beſonders naheſtehe, bei der Durcharbeitung des Geſetz⸗ 
entwurfs durch Kritik und Vorſchläge mitgewirkt; er widmet ſein, 
wie er ſich beſcheiden ausdrückt, kleines Werk der Praxis, um 
Richtern und Beteiligten ein eigenes Urteil zu erleichtern. Dem 
dabei von ihm ausgeſprochenen Wunſche, daß wenigſtens der erſte 
Teil ſeines Werkes auch von Kreiſen geleſen werde, die mit dem 
Fideikommißrecht an ſich nichts zu tun haben, wird nur bei⸗ 
zupflichten ſein, da die Unkenntnis auf dieſem für wichtige Fragen 
von Recht und Wirtſchaft ſo bedeutſamen Gebiete erſtaunlich iſt, 
jeder Verſuch, ſie zu bekämpfen, aber ſcheitern muß, wenn, wie 
üblich, ihm ſtatt mit Sachkenntnis, nur mit Gemeinplätzen und 
politiſchen Schlagworten entgegengetreten wird. Im Sinne dieſes 
Wunſches behandelt der Verf. im erſten Teil ſeines Werkes in 
auch dem Laien verſtändlicher, kurzer und doch hinreichender 
überſichtlicher Darſtellung unter der Überſchrift „Fideikommiß und 
Auflöſung“ das Werden und Vergehen des Fideikommißrechts in 
Deutſchland in ſeiner geſchichtlichen Entwicklung und Auflöſung, 
wobei er zu dem Streite für und wider die Auflöſung Stellung 
nimmt. Im zweiten Teil läßt er die ſächſ. Auflöſungsgeſetzgebung 
folgen und gt unter Abdruck des ſächſ. AuflGG. und der zu ihm 
ergangenen AusfVoO. des ſächſ. Juſt Min. v. 10. Juli 1928 einen 
Komm. zu dem Aufl®. Den dritten Teil feines Werkes bilden 
Auszüge aus einigen Reichs⸗ und Landesgeſetzen, die für das Ge⸗ 
biet der Familienanwartſchaften von Bedeutung ſind und ein⸗ 
ſchlägige Ausſprüche aus der Rſpr. des R., des RF ., des preuß. 
Landesamts für Familiengüter und des ArbG. Schließlich folgen 
noch zwei Beiſpiele für die Ladung der Anwärter und Anfall⸗ 
berechtigten durch den Auwartſchaftsbeſitzer und für ein Geſuch des 
Anwartſchaftsbeſitzers in dem Verfahren über die Aufnahme eines 
Familienbeſchluſſes. In dem erſten Teil bekennt ſich der Verf. als 
ein Freund der Fideikommiſſe. Die von ihm für ihre Erhaltung 
— in einem den Bedürfniſſen der Gegenwart entſprechenden Aus⸗ 
bau — angeführten Gründe können hier nicht alle wiedergegeben 
werden; als Zuſammenfaſſung ſeiner Auffaſſung mag der Hinweis 
auf den von ihm abgedruckten Artikel „Fideikommiß“ aus dem 
im Auftrage der Görresgeſellſchaft herausgegebenen Staatslexikon 
dienen, in welchem das Fideikommiß als ein 110 1 Gegen⸗ 
gewicht gegen die aus dem zunehmenden Wechſel des Grund⸗ 
beſitzes und der großkapitaliſtiſchen Machtentfaltung unverkennbar 
wachſenden Schäden bezeichnet, die Behauptung, die Fideikommiſſe 
ſeien lediglich Mittel zur Aufrechterhaltung des Junkerregiments, 
als ein altes verwirrendes, der Sache nicht dienliches Partei⸗ 
ſchlagwort zurückgewieſen, der Gedanke des gebundenen Grund⸗ 
beſitzes als einem kerndeutſchen Gedanken entſproſſen und, ſoweit 
es ſich um den Waldbeſitz handelt, volkswirtſchaftlich unentbehr⸗ 
lich, ſoweit es ſich aber um die Landwirtſchaft handelt, als für 
die Verſorgung der Großſtädte unbedingt wertvoll erklärt wird. 
Der Abdruck des Artikels ſchließt mit deſſen Worten: „Deshalb 
hätte das Inſtitut des Fideikommiſſes heute noch ſeine Berechtigung 
gehabt, wenn es mit Sicherheiten gegen eine ungeſunde Lati⸗ 
fundienbildung und mit Erleichterung der Verfügungsbefugniſſe des 
Fideikommißbeſitzers zur Beſchaffung der noꝛwendigen Wirtſchafts⸗ 
Kredite verſehen worden wäre, wie das die preuß. Entwürfe von 
1903 und 1913 verſucht hatten.“ Im Anſchluß hieran meint der 
Verf., daß eine logiſche Entwicklung von dem ethiſchen und 
ſozialen Grundgedanken des Fideikommißrechts aus, der darin be⸗ 
ſtehe, mit der Fürſorge für die Familie das gemeine Beſte zu 
fördern, i. S. des in Art. 153 Satz 2 RVerf. ausgeſprochenen 
Satzes, wonach Eigentum verpflichte und ſein Gebrauch zugleich 
Dienſt für das gemeine Beſte ſein ſolle, zur Ausgeſtaltung, nicht 
aber zur Befeitigung der Fideikommiſſe hätte führen müſſen. Nach⸗ 
dem nun aber einmal die Beſeitigung der Fideikommiſſe angeordnet 
iſt, unterwirft der Verf. die Art und Weiſe dieſer Beſeitigung in 
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Sachſen einer ſcharfen Kritik. Wie die preuß. Auflöſungsgeſet⸗ 
gebung, kennt auch die ſächſ. eine freiwillige Auflöſung, die durch 
Beſchluß der Familie erfolgt, und eine Zwangsauflöſung. Die 
letztere findet grundſätzlich ſtatt, wenn eine freiwillige Auflöſung 
nicht innerhalb eines Jahres nach Inkrafttreten des Geſetzes, d. h. 
bis zum 31. Juli 1929, zuſtande gekommen iſt. Iſt das nicht der 
Fall, jo wird die Zwangsauflöſung von der Auflöſungsbehörde ver⸗ 
fügt, die, wie in Preußen, als eine unabhängige, nur dem Geſetz 
unterworfene Behörde geſtaltet, dem OLG. Dresden angegliedert 
und auf Grund eines unter Ausſchluß des Rechtswegs erfolgenden 
Verfahrens der freiwilligen Gerichtsbarkeit zur Entſch. berufen iſt. 
Materiell weicht die ſächſ. Auflöfung von der preuß. Auflöſungs⸗ 
geſetzgebung, die im Anſchluß an die Verhandlungen im achten 
Ausſchuß der Nationalverſammlung in Weimar noch einen Nach⸗ 
folgefall, in verſchwindenden Ausnahmefällen noch zwei Nachfolge⸗ 
fälle ermöglicht, darin ab, daß ſie grundſätzlich das Vermögen 
ſofort frei werden läßt, und zwar bei der Zwangsauflöſung in 
der Hand ſeines Beſitzers, bei der freiwilligen Auflöſung in der 
Hand des durch den Familienbeſchluß dazu berufenen Anwärters. 
Während dabei in der freiwilligen Auflöſung dem Familienbeſchluß 
die Abfindung der Anwärter und Anfallberechtigten ſowie die Ent⸗ 
ſchädigung und Sicherſtellung der Verſorgungsberechtigten über⸗ 
laſſen wird, treten hierfür in der Zwangsauflöſung beſtimmte 
Normen ein, nach denen grundſätzlich eine Abfindung nur dem 
nächſten Anwärter, und zwar höchſtens in einem Viertel des 
Wertes des Anwartſchaftsvermögens zukommt. Hiergegen erhebt 
der Verf. die größten Bedenken. Er ſieht in dem Familiengut ein 
Beſitztum der ganzen Familie, das als ihr Privateigentum ihr und 
ihren einzelnen Gliedern nach den Grundlagen eines Rechtsſtaats 
nicht genommen werden dürfe, ſo daß es rechtlich unzuläſſig ſei, 
die Rechte der Anwärter in der geſchehenen Weiſe zu beſchränken 
bzw. zu beſeitigen. Dieſen Punkt behandelt er beſonders ein⸗ 
gehend in dem Komm. zu dem Aufl. in der dortigen Vor⸗ 
bemerkung zum dritten Teile „Zwangsauflöſung“. Er betont hier, 
daß dazu in der Praxis die Gerichte vom Standpunkt der Zu⸗ 
läſſigkeit einer Enteignung und der Fundamentalgrundſätze des 
allgemeinen bürgerlichen Rechts über Treu und Glauben, gut⸗ 
Sitten, wohlerworbene Rechte uſw. würden Stellung nehmen 
müſſen. Ob er hiermit auf einen Erfolg wird rechnen können, 
erſcheint ſehr zweifelhaft. Der Wunſch der Anwärter, bei der Auf 
löſung der Familiengüter auch etwas von dem Familienguts⸗ 
vermögen zu erhalten, iſt ein alter, aber für die entfernteren An⸗ 
wärter jedenfalls nicht begründeter Wunſch. Seine dauernde Wieder⸗ 
holung iſt nicht zu verwechſeln mit dem Vexlangen der nächſten 
Familienangehörigen des Beſitzers auf Fürſorge. So gerechtfertigt 
dies Verlangen aus ethiſchen und ſozialen Gründen iſt, ſo wenig 
gerechtfertigt iſt jener Wunſch, da die Anwärter ihre Verbindung 
mit dem Fideikommiß nicht von dem Beſitzer, ſondern von dem 
Stifter des Fideikommiſſes herleiten. Auch in der preuß. Auf⸗ 
löſungsgeſetzgebung iſt denn auch dem Wunſche der Teilung des 
Fideikommißvermögens unter die Anwärter nicht ſtattgegeben wor⸗ 
den. Wie man immer das rechtliche Intereſſe der Anwärter am 
Familiengut auffaſſen wolle, ob als eine bloße Hoffnung oder als 
ein Recht, ein beſtimmter Vermögenswert kann dafür bei der Auf⸗ 
löſung nicht feſtgeſtellt werden, weil es von verſchiebenſten Zu⸗ 
fälligkeiten abhängig iſt, ob und wie fi) das Anwartſchaftsrecht 
realiſieren wird; auch, wenn man daher ſür feinen Fortfall eine 
Entſchädigung bewilligen will, ſo fehlt es doch an einer genügenden 
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deshalb für eine Zuwendung an die Anwärter immer nur auf 
Billigkeitserwägungen an. Preußen hat die Frage vom Billigkeits⸗ 
ſtandpunkt ſo gelöſt, daß es zwar die zur Nachfolge in das Fidei⸗ 
kommiß zunächſt berufenen Anwärter berückſichtigt, aber von einer 
Geldentſchädigung für ſie abſieht und anſtatt deſſen dem nächſten 
Auwärter und ausnahmsweiſe noch einem weiteren Anwärter die 
Fideikommißfolge eröffnet. Damit will es erreichen, daß einerſeits 
der gegenwärtige Beſitzer, der Eigentümer des Familienguts iſt, 
nicht um ſein wohlerworbenes Recht gebracht wird, andererſeits 
aber vermeiden, daß ihm bei der Auflöſung ein unverdienter Ge⸗ 
winn als freies Vermögen in den Schoß fällt. Man mag darüber 
ſtreiten, ob man dieſen Gewinn, wie es das fühl. Aufl®. tut, zu⸗ 
laſſen und ihm gegenüber dem nächſten folgeberechtigten Anwärter 
nur eine mehr oder weniger willkürlich beſtimmte Abfindung ges 
währen will; daß es der RVerf. oder einem ſonſtigen RGeſ. wider⸗ 
ſtreitet, die Anwartſchaftsrechte bei der Auflöſung nur nach einem 
Billigkeitsſtandpunkt in dieſer oder jener Art zu berückſichtigen, 
wird nicht geltend gemacht werden können, nachdem ſowohl das 
RG. wie auch der Staatsgerichtshof die Verfaſſungsmäßigkeit der 
preuß. ZwA VO. und damit den von ihr gegenüber den Anwärtern 
lediglich eingenommenen Billigkeitsſtandpunkt anerkannt hat. Der 
Verf. erhebt noch eine weitere Reihe von Bedenken gegen die 
Regelung des ſachſ. AuflG. Dieſe beziehen ſich u. a. auf die Ver⸗ 
teilung der ſog. Familienkaſſe, die der Verſorgung der Witwen und 
der ncht zur Nachfolge gelan jenden Abkömmlinge des Beſitzers 
dient, auf die prozeſſualen Beſtimmungen, bei denen er die Be⸗ 
ſchränkung der Inſtanzen und des Beſchwerderechts rügt, und auf 
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die verſchiedene Rechtsſtellung der Beteiligten im Verfahren. Auf 
alle dieſe Punkte einzugehen, würde hier zu weit führen. Nicht 
mit Unrecht weiſt ſchließlich der Verf. darauf hin, wie unbillig es 
ſei, den Beteiligten für die Auflöſung Koſten aufzuerlegen, da die 
Auflöſung nicht durch Privatwillkür, ſondern durch ſtaatlichen Zwang 
erfolge. Mit dieſem Hinweis wird er freilich nach den in Preußen 
damit bereits gemachten Erfahrungen kaum durchdringen. Wenn 
er endlich auch noch die Technik des ſächſ. AuflG. tadelt, weil es 
mit ſeiner großen Zahl von 71 Paragraphen dem Erbſehler der 
deutſchen Juriſten verfalle, alle nur erdenklichen Möglichkeiten im 
voraus geſetzlich regeln zu wollen, und die Einzelfälle ſchematiſch 
zu ordnen, ſo dürfte erſt die Praxis ergeben, ob und inwieweit der 
ſächſ. Geſetzgeber tatſächlich in dieſen Fehler verfallen iſt. Richtig 
it, daß es ſich erfahrungsmäßig gerade auf dem Gebiet der 
Familiengüter empfiehlt, der Praxis möglichſt freie Bahn zu laſſen. 
Zu dieſem Zwecke iſt aber auch entſprechend dem preuß. Landes⸗ 
amt für Familiengüter das ſächſ. Auflöſungsamt für den Ausbau 
der Praxis eingerichtet und zu einer unabhängigen Behörde ge⸗ 
ſtaltet, die die Gewähr für eine zweckentſprechende und ſichere 
Entwickelung der Praxis bietet, wofern ſie ſich ſelbſt vor Schwan⸗ 
kungen zu bewahren weiß. 

Was den von dem Verf. dem ſächſ. Aufl®. beigegebenen 
Komm. betrifft, jo hält ſich dieſer in einer gewiſſen Kürze, die an 
ſich kein Fehler, aber doch bisweilen zu weit geführt iſt. So 
wäre wohl die wichtige Frage der Rechtsnatur des im 8 19 Abſ. 2 
nur kurz erwähnten Fideikommißverzichts näher zu beleuchten ge⸗ 
weſen, dem ſo wenig Bedeutung beigelegt iſt, daß er in dem dem 
Werke beigegebenen Sachverzeichnis überhaupt nicht erwähnt iſt. 
Dies Sachverzeichnis erſcheint auch ſonſt etwas zu knapp und zu 
wenig markant. So iſt das Wort „Stiftung“ in ihm nicht enthalten, 
und das Wort „Familienſtiftung“ verſchwindet unter dem Wort 
„Familienbeſchluß“. über das Weſen dieſer wichtigen Auflöſungs⸗ 
ſtiftungen, die das Geſetz in den 88 17, 22, 34, 56 behandelt, 
ſpricht ſich der Verf. leider nicht aus; er betont indeſſen mit Recht, 
daß ein auf Verbot der Umwandlung des Anwartſchaftsvermögens 
in eine Familienſtiftung oder der Übertragung dieses Vermögens 
auf einen Familienverein gerichteter Antrag zutreffend abgelehnt 
wurde, weil ein derartiges Verbot einen Verſtoß gegen die Verf. 
enthalten hätte (Anm. 1 zu § 22). Zu der Frage des Wald⸗ 
ſchuzes, zu dem das Geſetz nur im § 16 mit der Beſtimmung 
Stellung nimmt, daß Teile von zum Anwartſchaftsvermögen ge⸗ 
hörenden zuſammenhängenden, ſich zu einheitlicher Bewirtſchaftung 
eignenden Waldungen mit einer Geſamtflache von mindeſtens 100 ha 
bei der Auflöſung der Anwartſchaft nur mit Genehmigung des 
Wirtſchaftsminiſteriums abgetrennt werden können, wäre eine Ver⸗ 
weiſung auf die Angabe im erſten Teil (S. 25) darüber erwünſcht 
geweſen, wieviel Privatwald überhaupt in Sachſen gebunden iſt, 
weil daraus erſichtlich geweſen wäre — es handelt ſich nur um 
etwa 25 000 ha —, daß bei einer ſo verhältnismäßig geringen 
Fläche, zumal in Anbetracht der ſonſtigen ſächſ. Waldſchutzgeſetz⸗ 
gebung kein Bedürfnis wie in Preußen vorlag, beſondere Schutz⸗ 
beſtimmungen für die bisherigen Fideikommißwaldungen zu treffen. 
Andere Punkte find eingehend in dem Komm. gewürdigt, fo in den 
Anm. zu $14 die bedeutſame Frage des Verhältniſſes der Auf⸗ 
löſungsgeſetzgebung zur Siedlung, für die das ſächſ. Geſetz mit 
Recht beſondere Beſtimmungen nicht aufgenommen hat, weil die be⸗ 
ſtehenden geſetzlichen Beſtimmungen über das Siedlungsweſen aus⸗ 
reichten und darüber hinausgehende Beſtimmungen im Wege der 
Landesgeſetzgebung gegenüber den Fideikommiſſen nicht erlaſſen 
werden könnten. Nicht immer iſt der Komm. von Irrtümern frei. 
So vertritt fein Verf. in Anm. 1 zu 8 20 die Aunſicht, daß in 
einem auflöſenden Familienſchluß beſtimmt werden könne, daß das 
Anwartſchaftsvermögen erſt in ſpäterer Hand frei werde, d. h. nichts 
anderes als daß mehrere Nachfolgefälle eintreten ſollen. Dies er⸗ 
ſcheint nicht haltbar, denn Sinn und Zweck des ſächſ. Aufl®. iſt es, 
daß das Anwartſchaftsvermögen bei der Auflöſung ſofort frei wird. 
Auch dann iſt das der Fall, wenn, wie es im $ 51 Abſ. 2 des Geſ. 
zugelaſſen iſt, der Anwartſchaftsbeſitzer für den Fall ſeines Todes 
dem abfindungsberechtigten Anwärter die „Nachfolge“ in das 
Anwartſchaftsvermögen einräumt, indem hier das Wort „Nach⸗ 
folge“ nicht im Sinne des Übergangs des gebundenen Vermögens 
als gebundenen, ſondern als freigewordenen zu verſtehen iſt (8 51 
Abſ. 2 Satz 4). Der Grundſatz des ſofortigen Freiwerdens ergibt 
ſich zwar wortdeutlich nur aus dem für die Zwangsauflöſung im 
§ 50 ausgeſprochenen Satze, wonach das Anwartſchaftsvermögen 
dem jeweiligen Anwartſchaftsbeſitzer als freies Vermögen zu über⸗ 
weiſen iſt; es iſt aber nicht wohl denkbar, daß das Geſetz die zu⸗ 
läſſige Dauer des Fideikommiſſes verſchieden beſtimmen wollte, je 
nach der Wahl des Auflöſungsverfahrens. Überdem würde nach der 
von dem Verf. vertretenen Auffaſſung der Familienbeſchluß das Be⸗ 
ſtehen des Fideikommiſſes auf unabſehbare Zeit verlängern können. 
Das kann das Aufl. offenſichtlich nicht gewollt haben. Ein 
Familienbeſchluß, der ſo etwas anordnete, würde daher nicht be⸗ 
ftätigt werden können (88 22 Abf. 2, 34 Abſ. 2 Ziff. 1). Nicht ge⸗ 
nügend klargeſtellt erſcheint das Verhältnis der Anwartſchafts⸗ 
ſchülden zu den Allodſchulden. In der Anm. zu 5 44 ſpricht der 
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Verf. davon, daß die im Geſetz beſlimmte unbeſchränkte Haftung 
des Anwartſchaftsbeſitzers, dem das bisherige Anwartſchaftsver⸗ 
mögen als freies Vermögen überwieſen worden ſei, für An⸗ 
wartſchaftsſchulden nach rechtskräftiger Beſtätigung des Familien⸗ 
beſchluſſes ſelbſtverſtändliche Folge der Vereinigung der bisher ge⸗ 
trennten Vermögensteile ſei, er klärt aber nicht auf, um die 
Teile welchen Vermögens es ſich handele und wie ſich Anwart⸗ 
ſchaftsvermögen und Allodvermögen zueinander verhalten, ob ſie 
als völlig getrennte ſelbſtändige Vermögen oder als ein einheit⸗ 
liches Vermögen anzuſehen ſind, eine Unterſuchung, zu der be⸗ 
ſonders § 43 Abſ. 3 des Geſ. hätte veranlaſſen können, wonach 
Anwartſchaftsgläubiger einer Zwangsvollſtreckung in das Anwart⸗ 
ſchaftsvermögen durch Gläubiger, die keine Anwartſchaftsgläubiger 
find, nach 8 771 3PO. widerſprechen können. 

Die vorſtehenden Hinweiſe, auf die ich mich hier des Raum⸗ 
mangels halber beſchränke, zeigen, wie es erwünſcht wäre, wenn 
der Verf. bei einer etwaigen Neuauflage ſeines Werkes ſich 
manchen einzelnen Problemen und ihrer Löſung im Geſetze näher 
widmen würde. Daß er ſich bisher darin beſchränkt hat, findet 
wohl dadurch ſeine Erklärung, daß ſein Werk, ſollte es ſeinen 
Zweck erfüllen, bei der verhältnismäßig kurzen Friſt für die frei⸗ 
willige Auflöſung in Sachſen alsbald erſcheinen mußte. Man muß 
ihm Dank wiſſen, daß er ſich der ſchwierigen Arbeit der Eröffnung 
des Verſtändniſſes des Geſetzes für die Beteiligten ſo ſchnell unter⸗ 
zogen hat. Für die Beteiligten und den Praktiker wird ſeine Arbeit 
ſicher von Nutzen ſein. Auch der Gegner ſeines Standpunktes wird 
ihm die Anerkennung für ſeine mutige und überzeugungstreue Ver⸗ 
tretung nicht verſagen können. Für den Kenner der Auflöſungs⸗ 
geſetzgebungen iſt die von ihm unter Bezugnahme auf die Ver⸗ 
handlungen des Sächſ. Landtages am Ende des erſten Teils des 
Werkes getroffenen Feſtſtellung von beſonderem Intereſſe, daß 
keine Partei in Sachſen von den Einzelheiten des Aufſch. innerlich 
befriedigt war und iſt. 

Min ir. i. R. Wirkl. Geh. SHIR. Dr. Ernſt Kübler, Berlin. 


Kurzes Handbuch des baheriſchen Verwaltungsrechtes. 
Allgemeiner Teil. (30. Band. 2. Teil A des Grund⸗ 
riſſes des privaten und öffentlichen Rechts ſowie der Volks⸗ 
wirtſchaft. Herausgegeben von OSR. C. Schaeffer.) Von 
Dr. H. Kneuer, Bezirksamtmann in Dachau. Leipzig 1928. 
Verlag von C. L. Hirſchfeld. 188 S. Preis 5 b. 


Das Handbuch behandelt in ſeinem erſten Teil die Grund⸗ 
begriffe des Verwaltungsrechts, wie z. B. den Unterſchied zwiſchen 
öffentlichem und Zivilrecht, die Kompetenzen des Reichs und der 
Länder, die Organiſation der bay. Staats⸗ und Kommunalver⸗ 
waltung. Im zweiten Teil werden der Verwaltungsrechtsſchutz 
und beſonders eingehend der Verwaltungsrechtsprozeß, ferner die ſog. 
Kompetenzkonflikte und die Zwangsvollſtreckung behandelt. 

Der dritte Teil verbreitet ſich über die Polizei, ihre Glie⸗ 
derung, die PolizeivO. und verfügung und die Vollſtreckung poli⸗ 
zeilicher Befehle. 

Der vierte und letzte Teil gibt eine gedrängte Darſtellung 
des Rechts der Zwangsenteignung. Der Verf. führt überall zum 
Beleg die einſchlägigen Geſetzesſtellen, die grundlegenden Entſch. 
des bah. VGH., die Kommentare und wiſſenſchaftlichen Abhandlungen 
an. Zu beſtrittenen Fragen nimmt er ſelbſt kurz Stellung unter 
Darlegung ſeiner Gründe. So gewährt das Handbuch nicht nur 
dem Studierenden und Referendar einen vorzüglichen Überblick 
über das nicht einheitlich kodifizierte bay. Verwaltungsrecht, ſon⸗ 
dern es leiſtet auch dem Praktiker, namentlich dem Anwalt ausge⸗ 
zeichnete Dienſte zur raſchen Orientierung über die grundlegenden 
Fragen dieſes Rechtsgebietes. Mau findet dank der überſichtlichen 
Einteilung und dem guten Sachverzeichnis raſch und zuverläſſig 
die sedes materiae. Beſonders vom Standpunkt des Wraktikers 
aus iſt das Buch wärmſtens zu begrüßen und zu empfehlen. 

Rel. Dr. Reinhart Geigel, München. 


Ergänzungsband zu Dyroff, Bayeriſches Verwaltungs- 
gerichtsgeſetz. Ansbach 1928. Druck und Verlag von 
C. Brüggel & Sohn A.⸗G. Preis 12,50 . 

Selten wird ein Buch von der Praxis dringender erwartet 
und freudiger begrüßt worden ſein, als der Ergänzungsband zu 
dem Neudruck des Komm über das BayVerwGch. von Geheimrat 
Dr. Dyroff. Der Neuauflage ſtanden ſeit läugerer Zeit die in 
Ausſicht ſtehenden Reformpläne, insbes. bezüglich der Errichtung 
eines Reichsverwaltungsgerichtes, entgegen. Der von Jahr zu Jahr 
immer ſtärker werdende Wunſch nach dem längſt vergriffenen Buch 
hat den Verlag dankenswerterweiſe veranlaßt, einen Neudruck der 
5. Aufl. des Komm. vorzulegen und ihn durch einen umfaſſenden 
Ergänzungsband zu vervollſtändigen. Geheimrat Dr. Dyroff hat 
in OStA. Heinrich Klee und OVGR. Dr. Otto Hechtel 
zwei in der Praxis hoch angeſehene Mitarbeiter gefunden, mit 
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deren Hilfe der Ergänzungsband fertiggeſtellt wurde. Er beſchränkt 
ſich nicht nur auf die Beſtimmungen des VerwGrG., ſondern berück⸗ 
ichtigt weitgehend auch materielles Verwaltungsrecht. 


Der Komm. bringt in der erſten Abteilung zunächſt die für 
das Verwaltungsgerichtsverfahren einſchlägigen Beſtimmungen der 
Verfaſſungen des Deutſchen Reiches und des Freiſtaates Bayern, die 
jetzige Faſſung des Geſetzestextes des Verm&G. und des Geſ. über 
das Verwaltungsſtreitverfahren v. 13. Juni 1910, die einſchlägigen 
Beſtimmungen der FormationsVO. v. 17. Dez. 1825 und der 
Bezirksämter VO. v. 21. Dez. 1908. Die erſte Abteilung enthält 
außerdem die Vorſchriften über das Verhältnis zu den Ver⸗ 
ſicherungsbehörden, über die Einvernahme der kirchlichen Ober⸗ 
behörden nach der Kirchengemeindeordnung von 1912 und die Kgl. 
Deklaration v. 5. Juni 1898 bezüglich der Wahrung der Be⸗ 
ſchwerdefriſt in Verwaltungsrechtsſachen. 

Die zweite Abteilung behandelt die VO. über die Organiſation 
des VEH., die Vollzugsvorſchriften i. d. Faſſ. der Nov. vom Jahre 
1924 und einzelne die Zuſtellung, den Beſchwerdeweg und die Be⸗ 
ſchwerdefriſt betreffende Miniſterialverfügungen. 

In der dritten Abteilung finden ſich die maßgeblichen Teile 
des Koſtengeſetzes mit Vollzugsvorſchriften, der RAGebO., der BD. 
über die Gebühren der Zeugen und Sachverſtändigen und der 38D. 
Sie berückſichtigt das Recht der Aufſichtsbehörde nach dem Selbſt⸗ 
verwaltungsgeſetz, das religionsgeſellſchaftliche Steuergeſetz und die 
Kirchengemeindeordnung. 

Die vierte Abteilung gibt die Erläuterungen zum Verw. 
in Ergänzung des Komm,, auf deſſen einſchlägige Stellen zu Ein⸗ 
gang der jeweiligen Erörterung in überſichtlicher Form verwieſen 
wird. Dabei behandeln die Ausführungen, um nur einige Beiſpiele 
zu nennen, eingehend die Einwirkung der Verf. v. 11. Aug. 1919 
auf die Vorabentſcheidung durch den VGH. bei Inanſpruchnahme eines 
Beamten wegen in Ausübung anvertrauter öffentlicher Gewalt be⸗ 
gangener Handlungen, des Vertrages von Verſailles über die 
Staatsangehörigkeit der aus den abgetretenen Gebieten ſtammenden 
Perſonen, die Verdrängung der Zuständigkeit der Verwaltungs⸗ 
gerichte durch das Geſetz über die religiöſe Kindererziehung, die 
Verſchärfung der Faſſung des § 33 Gemd, (Genehmigungserteilung 
zum Betriebe einer Schankwirtſchaft) durch das Not®. v. 24. Febr. 
1923, die Folgen des Fin AusglG. auf die Erhebung von Pflaſter⸗, 
Wege⸗ und Brückenzöllen, wobei auch des in neueſter Zeit ſtark 
umſtrittenen Bahnzolles gedacht wird. Die Bedeutung, die heute 
ſowohl für den einzelnen, wie für die Länder und Gemeinden die 
Steuergeſetzgebung erlangt hat, kommt in den ſehr beachtlichen 
Ausführungen zu den Fragen der Verbindlichkeit zur Teilnahme 
an den Bezirksumlagen, den Gemeindelaſten, den gemeindlichen 
Verbrauchsſteuern, Zuwachsſteuern, Grundwertabgaben, Warenhaus⸗ 
ſteuern u. a. m. zum Ausdruck. Für die Gemeinden und die 
Kirchenverwaltungsbehörden werden die erſchöpfenden Ausführungen 
über das Recht der Staatsaufſicht zu Art. 10 Verw. von be 
ſonderem Intereſſe ſein. Der gleiche Abſchnitt behandelt eine ganze 
Reihe von Erweiterungen der Art. 8, 10 und 11 Verw. Sie im 
einzelnen zu nennen, würde zu weit führen. An Vorſchriften, die 
in neuerer Zeit zu beſonderer Bedeutung gelangten, mag auf das 
Geſetz über die Umlagenpflicht zur Bauernkammer, das Gef. betr. 
die Anderung beamtenrechtlicher Vorſchriften v. 10. Juli 1927, das 
Arzte. v. 1. Juli 1927, das Jugendamt. v. 20. Juli 1925, die 
Beſtimmungen über die Regelung von Streitigkeiten bezüglich der 
Entrichtung von Umlagen aus dem religionsgeſellſchaftlichen Steuer⸗ 
geſetz v. 1. Aug. 1923 und 27. Juni 1927 und die ſchiedsrichter⸗ 
lichen Entſch. nach der Kirchengemeindeordnung, dem Selbſt⸗ 
verwaltungsgeſetz und dem Schlußprotokolle zum Staatsvertrage 
über die Vereinigung Koburgs mit Bayern hingewieſen werden. 
Die vierte Abteilung führt ferner die Fälle an, in denen die Entſch. 
in letzter Inſtanz dem VH. übertragen wurde, fo bei der Ab⸗ 
löſung der Markanleihen der Gemeinden, in Dienſtſtrafſachen und 
nach der am 1. April 1928 in Kraft getretenen Gemeinde⸗, Be⸗ 
zirks⸗ und Kreisordnung. 1 

Der Anhang des Buches enthält die wichtigeren Entſch. des 
Gerichtshofes für Kompetenzkonflikte, des BayStchH. und die 
neueſten Entſcheidungen des VGH., die nach Abſchluß der Hand⸗ 
ſchrift für die vierte Abteilung des Ergänzungsbandes ergangen 
ind. 

. Der Kommentar kann, wie jelten ein Buch, Anſpruch auf die 
Bezeichnung, ein standard work zu fein, erheben. Er iſt in Bayern 
ſeit Jahrzehnten von der Zeit der Vorbereitungspraxis an durch 
die ganze Berufstätigkeit hindurch für Verwaltungsbeamte, Richter 
wie Anwälte der getreue Berater und die Fundgrube für alle mit 
dem Verwaltungsrecht zuſammenhängenden Fragen. Die bayr. Ver⸗ 
waltung wird das Neuerſcheinen des Buches mit beſonderem Stolz 
begrüßen, um ſo mehr als Geheimrat Dr. Dyroff, der Schöpfer der 
bayr. Kirchengemeindeordnung, ebenſo wie fein Vorgänger auf dem 
Lehrſtuhl der Münchener Univerſität, der klaſſiſche Meiſter des 
deutſchen Reichs⸗ und bayr. Staatsrechts Max v. Seydel, aus 
der bayr. Verwaltung hervorgegangen iſt. 

NA. Dr. Roderich Mayr, München. 
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Das Recht des Reichstags. Eine Quellenſammlung von 
Dr. Heinrich Pohl, Profeſſor an der Univerſität Tübingen. 
Berlin 1928. Verlag von Georg Stilke. 222 Seiten. 
Preis 6 . 


Der auf dem Gebiete des öffentlichen Rechts, beſonders des Par⸗ 
lamentsrechts, bekannte Verf. hat ſich in dankenswerter Form und 
Ausgeſtaltung der Aufgabe unterzogen, das ausgedehnte und vielfach 
verſtreute Material über das Recht des RT. zu ſammeln und zu 
ſichten. Abgeſehen von wenigen kurzen Noten, wird in geordneter 
Überſicht der Text der einſchlägigen Geſetze und ſonſtigen Vorſchriften 
gebracht, fo die bezüglichen Beſtimmungen der NVerf. und des 
RStGGB., des RWahlch. nebſt VO. v. 14. März 1924, der Wahl⸗ 
prüfung, der Geſchäftsd. für den RT., des Geſetzes über die Ent⸗ 
ſchädigung der Mitglieder des RT. v. 25. April 1927, des Geſetzes 
üfer die Befriedung der Gebäude des RT. und der Landtage v. 8. Mai 
1920 und der VO. über den befriedeten Bannkreis des Reichstags 
gebäudes v. 17. Mai 1920. Im Anfange wird das Wahl. für den 
RT. des Norddeutſchen Bundes v. 31. Mai 1869 veröffentlicht; ferner 
folgen der Abdruck wichtiger Vorſchriften aus der RVerf. v. 16. April 
1871 und der Anderungsgeſetze über Art. 28, 24 u. 32 der Verf., 
das RTDiäten®. v. 21. Mai 1906, das Geſetz über die Zuſammen⸗ 
ſetzung des RT. und die Verhältniswahl in großen RT Wahlkreiſen v. 
24. Aug. 1918, der Aufruf v. 12. Nov. 1918 und die WahlO. v. 
30. Nov. 1918. Schließlich einſchlägige Vorſchriften aus dem neuen 
StGEntw. und einige allgemeine Ergänzungen. 

Das Buch wird dem Wiſſenſchaftler wie dem Praktiker, dem 
Parlamentarier wie dem Nichtparlamentarier, durch ſeine knappe, aber 
erſchöpfende Überficht und in klarer Gruppierung geordnete Zuſam⸗ 
menſtellung weſentliche Dienſte leiſten. Dabei fällt ins Gewicht, daß 
das Intereſſe an dem geſamten Parlamentsrecht bei allen Statsbür⸗ 
gern um fo ſtärkere Zunahme verdient, je höher die Zuſtändigkeit 
und der öffentliche Einfluß der Parlamente ſeit der Verfaſſung von 
1919 geſtiegen iſt. R Min. a. D. Dr. Bell, M. d. R., Berlin. 


Die Geſchäftsordnung der deutſchen Parlamente. Mit 
einer Einleitung und Sachregiſter herausgegeben von Prof. 
Dr. jur. O. Th. Zſchucke. Berlin 1928. Verlag von Georg 
Stilke. 683 Seiten. Preis 12 . 


Der Verf. hat im Vorwort die theoretiſchen und praktiſchen 
Erwägungen dargelegt, die ihn zur Herausgabe ſeiner Sammlung 
veranlaßt haben: einmal dem vergleichenden Studium dieſer Ma⸗ 
terie beſſere Wege zu ebnen und weiter den geplanten Reformen der 
Geſchäftsordnung für zalreiche deutſche Parlamente durch dieſe über⸗ 
ſichtliche Zuſammenſtellung zweckdienlich zu werden. In der Einlei⸗ 
tung bringt der Verf. einen geſchichtlichen Überblick über den Werde⸗ 
gang deutſcher und ausländiſcher Geſchäftsordnungen und verbindet 
damit eine Erörterung der verſchiedenen Lehrmeinungen über die 
rechtliche Natur der parlamentariſchen Geſchäftsordnung. Dazu ſei 
bemerkt, daß für dieſes parlamentariſche Sondergebiet die Auf⸗ 
faſſung und Praxis des Parlaments von ausſchlaggebender Bedeutung 
ſein dürfte. Nach allen Verfaſſungen ſind die Parlamente berechtigt, 
ſich ſelbſt ihre Geſchäftsordnung zu geben. Darum ſind mit Recht 
die parlamentariſchen Geſchäftsordnungen als autonome Satzungen 
anzuſprechen, die für das Parlament und ſeine Mitglieder Recht 
ſchaffen. Richtig iſt, daß ſich das Parlamentsrecht nicht erſchöpft in 
der ſchriftlich feſtgelegten Geſchäftsordnung, ſondern ergänzt wird 
durch den Parlamentsbrauch. Alſo auch hier gilt neben Geſetzesrecht 
das Gewohnheitsrecht. 

Die Sammlung bringt in geordneter Form die Verfaſſung des 
Deutſchen Reichs und die Geſchäftsordnung für den RT., ferner die 
Verfaſſungen und Geſchäftsordnungen der deutſchen Länder, weiter 
im Anhang I die Geſchäftsordnungen des Reichsrats, des vorläufigen 
Reichswirtſchaftsrats und der Reichsregierung, endlich im Anhang II die 
Verfaſſung der Freien Stadt Danzig, die Geſchäftsordnung für den 
Volkstag der Freien Stadt Danzig, die Bundesverfaſſung der Re⸗ 
publik Sſterreich und die Geſchäftsordnung des öſterr. Nationalrates 
und Bundesrates. ! 

Den Zwecken der Sammlung entſprechend mußte der Verf. von 
jeder Kommentierung abſehen und ſich auf wenige knappe Noten be⸗ 
schränken, die ſich — beſonders bei der Geſchäftsordnung für den 
deutſchen RT. — auf zwifchenzeitige Anderungen oder authentiſche 
Feſtſtellungen richteten. d 

Ein ausführliches und praktiſch durchgeführtes Inhaltsverzeich⸗ 
nis ergänzt wirkſam die wiſſenſchaftliche und praktiſche Zweckbeſtim⸗ 
mung des Sammelwerks, dem weite Verbreitung zu wünſchen iſt. 

Der Geſchäftsordnungsausſchuß des deutſchen RT. hatte einige 
Monate vor der Auflöſung einen Unterausſchuß unter dem Vorſitze 
des Unterzeichneten eingeſetzt, deſſen Aufgabe in der Neuregelung 
wichtiger Geſchäftsordnungsbeſtimmungen über Rechte der Ausſchüſſe, 
dritie Beratungen, Interpellationen, Kleine Anfragen, Rededauer, 
Verletzung der Ordnung, Niederſchriften uſw. (88 30, 33, 47, 55, 
60, 62, 87, 91, 92, 93, 98, 109 und 121 a) beſtanden. Da die vom 
Unterausſchuſſe gefaßten Beſchlüſſe nicht mehr erledigt werden konn⸗ 
ten, aber vom neuen RT. im Geſchäftsordnungsausſchuſſe umfang⸗ 
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reiche Reformen, beſonders auch über Erweiterung der Zuſtändigkeit 
der Ausſchüſſe und weſentliche Einſchränkung der Vollverſammlung, 
in die Wege geleitet ſind, ſo ſind auch vom Unterzeichneten im An⸗ 
ſchluſſe an die vom früheren Unterausſchuſſe gefaßten Anderungs⸗ 
beſchlüſſe entſprechende Anträge mit Begründung eingebracht worden, 
die dann durch Anträge anderer zu Referenten beſtellter Mitglieder 
des Geſchäftsordnungsausſchuſſes ergänzt werden. Daß dieſe Arbeiten, 
obwohl fie im engen Rahmen des Parlamentsrechts und der Parla⸗ 
mentszuſtändigkeit bleiben, das Intereſſe auch der Nichtparlamentarier 
finden, liegt in der Natur der Geſamtverhältniſſe begründet, vor allem 
in der Tatſache, daß es dem ſouveränen deutſchen Volk doch nicht 
gleichgültig ſein kann, wie der RT., die deutſche Volksvertretung und 
das bedeutungsvollſte Organ des deutſchen Volkes, ſeine Geſchäfte 
handhabt. Aber auch für den nichtparlamentariſchen Juriſten wird 
das Studium der Geſchäftsordnungen beſonders intereſſant ſein, da 
hier zahlreiche obenſo wichtige wie ſchwierige Rechtsfragen der Rege⸗ 
lung unterliegen. Vor allem der Zuſammenhang zwiſchen Geſchäfts⸗ 
ordnung und Verfaſſung. Denn der Verfaſſung als dem oberſten 
Grundgeſetz darf ſelbſtverſtändlich keine Vorſchrift der Geſchäftsord⸗ 
nung zuwiderlaufen, und die poſitiven Vorſchriften der Verfaſſung 
über die Parlamentstätigkeit bleiben allemal bindende Richtſchnur. 
Die Grenzlinie der Zuſtändigkeit iſt hierbei zuweilen flüſſig, nament⸗ 
lich bei den ſowohl in der Verfaſſung wie in der Geſchäftsordnung 
enthaltenen Vorſchriften über Vertrauensvoten für die Regierung und 
Mißtrauensvoten gegen die Regierung, ferner über die aus letzteren 
herzuleitenden Folgen. 

Schon bei der Reviſion der Geſchäftsordnung des RT. i. J. 
1912 hatte die damalige Reichsregſerung Einwendungen erhoben gegen 
gewiſſe Neuvorſchriften über „Kleine Anfragen“ und „Interpella⸗ 
tionen“, weil fie in den vorgeſehenen formulierten Beſchküſſen 
des RT., die ſich an die Interpellationen anſchließen konnten, Über⸗ 
ſchreitungen der Autonomie des RT. und einen verfaſſungsrechtlich 
bedenklichen Übergang in das parlamentariſche Syſtem befürchtete. 

Ein Kommentar zur Geſchäftsordnung fehlt bisher. Außer den 
leider infolge des frühen Todes des Verf. unvollendet gebliebenen 
Arbeiten von Hatſchek über Parlamentsrecht und dem aus der 
Vorkriegszeit ſtammenden Werk von Perels, Das autonome 
Reichstagsrecht, liegen nur noch vor die Komm. von Jungheim 
für die alte Geſchäftsordnung des RT. und von Plate für die 
alte Geſchäftsordnung des preuß. LT. Beide Kommentare ſind aber, 
überholt durch die Neuregelungen, ebenſo wie die vom Büro des RT. 
i. J. 1911 herausgegebene Sammlung „Ordnungsrufe und unparlamen⸗ 
tariſche Außerungen 1867-1911“ inzwiſchen veraltet iſt und bei einer 
Neuauflage leider durch eine Anzahl dickleibiger Bände ergänzt wer⸗ 


den müßte. 
RMin. a. D. Dr. Bell, M. d. R., Berlin. 


Dr. Otto Bürger, Dresden: Die Verpflichtung durch ein⸗ 
feitiges Rechtsgeſchäft im Verwaltungsrecht (Leipziger 
rechtswiſſenſchaftliche Studien, Heft 25). Leipzig 1927. Ver⸗ 
lag von Theodor Weicher. 67 S. 


Gegenſtand der Abhandlung iſt die Unterſuchung der Frage, 
ob und inwieweit im Verwaltungsrecht Verpflichtungen durch ein⸗ 
ſeitige Willenserklärungen entſtehen können, ob und inwieweit 
alſo auch im Verwaltungsrechte das Inſtitut des abſtrakten Schuld⸗ 
verſprechens eine Stätte findet. 

Die Ausführungen, die begreiflicherweiſe vorwiegend das ſäch⸗ 
ſiſche Recht behandeln, ſind klar und geeignet, das Intereſſe des 
Leſers zu erwecken und zu erhalten. Der Gegenſtand iſt noch ſehr 
wenig behandelt und mußte daher zur Bearbeitung anregen. Otto 
Mayers Lehrbuch des Deutſchen Verwaltungsrechts, Kor manns 
Spftem und feine Abhandlung über die Grundzüge eines allgemeinen 
Teils des öffentlichen Rechts in Hirths Annalen und Apelts 
Abhandlung über den verwaltungsrechtlichen Vertrag mußten von dem 
Verf, herangezogen werden und gaben ihm auch die Unterlagen für 
ſeine Forſchungen, deren Selbſtändigkeit anerkannt werden muß. 

Er iſt beſcheiden genug, um zu bemerken, daß es ſich bei ſeiner 
Arbeit nicht um eine Problemlöſung, ſondern nur um eine 
Problemſtellung handeln könne, und es ſoll anerkannt wer⸗ 
den, daß ſeine Arbeit ſogar ein wertvoller Beitrag zur Stellung des 
Problems iſt. 

Die Schwierigkeiten, die einer Löſung noch entgegenſtehen, ſind 
Legion. In erſter Linie das Fehlen einer auch nur annähernd ein⸗ 
heitlichen Terminologie, begreiflich angeſichts des Umſtandes, daß 
die Zahl der Rechtsquellen der Zahl der deutſchen Länder entſpricht, 
wozu noch auf dem Gebiete des öffentlichen Rechtes in der Fach⸗ 
literatur die Neigung beſteht, daß faſt jeder Bearbeiter es als ſeine 
erſte Aufgabe anſieht, zunächſt einmal eine neue eigene Termino⸗ 
logie zu ſchaffen, ohne dadurch gerade immer die wiſſenſchaftliche 
Erkenntnis zu fördern. In zweiter Linie ſind die Grenzlinien zwi⸗ 
ſchen öffentlichem und bürgerlichem Recht noch ſo gut wie ganz un⸗ 
geklärt. Ohne ihre wenigſtens annähernde Klärung werden die Be⸗ 
mühungen um eine Feſtlegung der Grundſätze eines allgemeinen 
Teiles des öffentlichen Rechtes ſo gut wie erfolglos bleiben müſſen, 
ſo dankenswert auch die dahingehenden Ausführungen von Kor⸗ 
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mann waren. Endlich — ohne damit die Zahl der Schwierigkeiten 
erſchöpfend angeben zu wollen — muß ſich die Wiſſenſchaft des 
öffentlichen Rechtes in noch weit höherem Maße, als es bisher ge⸗ 
ſchehen iſt, von der privatrechtlichen Gedankenwelt befreien, denn 
die Erfolgloſigkeit ihrer Forſchungen erklärt ſich zumeiſt aus ihrer, 
wenn auch oft nur unbewußten privatrechtlichen Einſtellung. Nichts 
iſt verkehrter als das leider fo häufige Beſtreben, die Begriffe des 
öffentlichen Rechtes auf privatrechtliche Leiſten ſchlagen zu wollen. 

Alle dieſe Schwierigkeiten machen ſich auch in der vorliegenden 
Abhandlung bemerkbar, in der der Verf. ſich, wenn auch noch lange 
nicht weitgehend genug, bemüht, dem letztgenannten Beſtreben ent⸗ 
gegenzuwirken. Ob man mit der Einführung des Begriffs „Rechts⸗ 
geſchäft“ in das öffentliche Recht ſeine Erkenntnis fördert, ſoll hier 
dahingeſtellt bleiben; jedenfalls trete ich dem Verf. darin bei, wenn 
er die Anſicht, die den Verwaltungsakt zu den Rechtsgeſchäften des 
öffentlichen Rechts zählt, bekampft (vgl. S. 20). 

Dagegen kann ich ſeine Ausführungen auf S. 19 unten über 
die Unfreiheit des von der Behörde ausgeübten Willens nicht teilen. 
Man kann ſich doch unmöglich mit der Begründung, daß es zum 
Weſen des Rechtsſtaates gehöre, daß jede Außerung des behörd⸗ 
lichen Willens rechtlich gebunden ſei uſw., nicht über das „freie Er⸗ 
meſſen“ hinwegſetzen. Solche Ausführungen ſind nichts weiter als 
graue Theorie. 

Der mir zur Verfügung ſtehende Raum geſtattet es leider nicht, 
auf weitere Einzelheiten einzugehen, ſo verlockend es auch iſt, zu⸗ 
mal da es ſich um Fragen von großer Bedeutung handelt. 

Es mag daher genügen, wenn ich abſchließend die beteiligten 
Kreiſe auf die kleine Abhandlung hinweiſe und ihr Studium 
empfehle. 

Wirkl. Admiralitätsrat Dr. Apel, Berlin. 


Beamtenrecht. 


Dr. A. Brand, Landgerichtspräſident in Duisburg: Das Be⸗ 
amtenrecht. Die Rechtsverhältniſſe der preußiſchen Staats⸗ 
und Kommunalbeamten. Dritte völlig neu bearbeitete und 
bedeutend vermehrte Auflage. Berlin. Carl Heymanns 
Verlag. Preis in Ganzl. geb. 40 h. 


Kaum zwei Jahre ſind ſeit dem Erſcheinen der 2. Aufl. des 
Brand ſchen Beamtenrechts vergangen, und wiederum iſt eine 
Neuauflage notwendig geworden. Und doch ſehnlich erwartet und 
freudig begrüßt! Denn wer wollte ſich heutzutage noch an die 
Löſung einer Frage des Beamtenrechts heranwagen, ohne den 
„Brand“ zu Rate zu ziehen? Mag man bei Fragen des bürger⸗ 
lichen oder des Prozeßrechtes in der Auswahl des berufenſten Be⸗ 
raters ſchwanken. Für das Gebiet des Beamtenrechts gibt es nur 
ein führendes Werk: den „Brand“. 

Dank dem Verf. für die ſchnelle Folge der neuen Auflage! 
Wer — wie der Unterzeichnete — täglich beruflich Fragen des 
Beamtenrechts zu bearbeiten hat, weiß den Wert dieſes Werkes 
doppelt zu ſchäßen. Gibt es doch kaum ein Rechtsgebiet, das in 
einer ſchnelleren Entwicklung begriffen iſt als dasjenige des Be⸗ 
amtenrechts. Jahrhundertelang hat die Beamtenſchaft in einem 
Dornröschenſchlafe gelegen, bis auch ſie durch die Novemberſtürme 
des Jahres 1918 geweckt worden iſt. Die anderen Arbeitnehmer 
— sit venia verbo] — hatten längſt gelernt, ſich auf eigene Füße 
zu ſtellen und im Wirtſchaftskampfe den Ellenbogen zu gebrauchen, 
als die vielen tauſend Beamten noch nicht einmal wußten, ob ſie 
durch beiderſeitigen Vertragswillen Beamte geworden ſind, oder 
durch einſeitigen Staatsakt die Rechte und Pflichten eines Beamten 
erlangt haben. über dieſe grundlegende Frage des Beamtenrechts 
ſind ja auch heute die Akten noch nicht geſchloſſen, wenngleich die 
letztere Anſicht als die herrſchende bezeichnet werden muß. Der 
Geſetzgeber ſchweigt zu dieſer Frage. 

Die Geſetzgebung ſchweigt leider überhaupt noch zu vielen 
Fragen des Beamtenrechts. In Art. 10 Ziff. 3 Verf. hat ſich das 
Reich zwar die Befugnis vorbehalten, im Wege der Geſetzgebung 
Grundſätze aufzuſtellen für das Recht der Beamten aller öffent⸗ 
lichen Körperſchaften. Indeſſen werden dieſe Grundſätze wohl noch 
lange auf ſich warten laſſen. Denn hierbei ſprechen die politiſchen 
Tendenzen der Parteien eine gewichtige Rolle, und es iſt nicht 
leicht, dieſe unter einen Hut zu bringen. Auch die öffentlichen 
Körperſchaften haben ein begründetes Intereſſe, mit ihren Wün⸗ 
ſchen bei dieſer Frage berückſichtigt zu werden, und laſſen ſich 
ihren Beamten gegenüber das Heft nicht gern aus den Händen 
nehmen. Soll doch gerade das Verhältnis des Beamten zu der 
Körperſchaft, in deren Dienſten er ſteht, ein Gehorſams⸗, Treue⸗ 
und Vertrauensverhältnis ſein, ähnlich demjenigen einer großen 
Familie, wo Eltern und Kinder auf Gedeih und Verderb mit⸗ 
einander verbunden find. Da iſt es gefährlich, allzuviel nach Para⸗ 


graphen zu fragen! Vielmehr muß Einer für den Anderen ein⸗ 


ſtehen, und der Dienende muß wiſſen, daß es ihm gut geht, wenn 
der Befehlende vorwärtskommt. 


57. Jahrg. 1928 Heft 51/52] 


So ſollte es auch jetzt noch zwiſchen dem Beamten und feiner 
Behörde ſein. Dann brauchten wir kein Beamtenrecht, und der 
„Brand“ hätte wiederum zwölf Jahre von der einen bis zur an⸗ 
deren Auflage warten müſſen, wie es zwiſchen der erſten und der 
zweiten Auflage der Fall war. Aber leider iſt es nicht jo geblieben 
und wird auch fernerhin nicht ſo bleiben. Deshalb müſſen wir uns 
damit abfinden, daß die Beamtenſchaft flügge geworden iſt, daß 
ſie mächtig ihre Arme reckt und daß ſie ihren eigenen Weg gehen 
wird, um ſich im Wirtſchaftskampfe zu behaupten. Das Leben ver⸗ 
langt es von ihr. 

Der „Brand“ wird ihr dabei der beſte Führer ſein. 

Wie bei dem Erſcheinen der zweiten Auflage an dieſer Stelle 
(JW. 1926, 2274) von berufener Feder bereits ausgeführt wor⸗ 
den iſt, bedeutete die Tatſache allein, das der Verf. es ſeinerzeit 
unternommen hat, die an allen Ecken und Enden verſtreuten 
Beſtimmungen und Entſch. des Beamtenrechts zu ſammeln, zu 
ordnen und zu einem ſyſtematiſch aufgebauten Werke zuſammen⸗ 
zuſtellen, eine wiſſenſchaftliche Großtak. Sie hat freudigen Wider⸗ 
hall gefunden. Zahlreich ſind die Anfragen und Anregungen ge⸗ 
weſen, die dem Verf. aus allen Teilen des Deutſchen Reiches von 
Reichs⸗, Staats⸗ und Kommunalbehörden, Beamtenverbänden, Reichs⸗ 
und Länderbeamten uſw. zugegangen ſind, wie in dem Vorworte 
der jetzigen Auflage betont wird, und welche dazu beigetragen 
haben, den Verf. bei der weiteren Ausgeſtaltung und Verbeſſerung 
des Buches zu unterſtützen. Derartige Anregungen und Unter⸗ 
ſtützungen ſind notwendig bei einem Rechtsgebiete, deſſen Ver⸗ 
hältniſſe zuweilen in einem unverſtändlichen Dunkel gehalten wor⸗ 
den ſind. Es mutet doch beinahe wie ein Stück Mittelalter mit 
ſeiner geheimnisvollen Myſtik an, wenn wir in dem RG. 110, 103 
— 3%. 1925, 789 abgedr. Urt. des höchſten Gerichtshofes v. 
23. Jan. 1925 auf S. 109/10 leſen, daß es dieſer letzten Inſtanz 
vorbehalten geblieben iſt, eine für die Entſch. des Rechtsſtreits 
ausſchlaggebende Kabinettsorder v. 8. Sept. 1882 — nach mehr als 
42 Jahren! — zur Veröffentlichung zu bringen, nachdem zwei untere 
Inſtanzen bei der Rechtsfindung nutzlos mit verbundenen Augen 
im Dunkeln getappt ſind. Jeder Beamte und jeder Leſer des 
Brand ſchen Handbuches ſollte es deshalb als ſeine Pflicht be⸗ 
trachten, den Verf. bei ſeiner mühevollen, für die Beamtenſchaft 
ſo verdienſtvollen Arbeit zu unterſtützen. Nur wenn aus allen 
Winkeln die paſſenden Steine herangetragen werden, kann der Bau 
dieſes Werkes ſich zu einer lückenloſen Einheit geſtalten. Trotz 
der bewundernswerten Kenntniſſe des Verf. auf dem Gebiete des 
Beamtenrechts und ſeines unermüdlichen Eifers bei der Sammlung 
und Zuſammenſtellung der einſchlägigen Geſetze, Verordnungen, 
Erlaſſe, Entſcheidungen, Literatur uſw. iſt es auch für ihn nicht 
mögl ch, alles zu ſehen und alles zu wiſſen. Deshalb möge jeder 
ſein Scherflein beitragen. 

Auch hier ſoll ein Scherflein geboten werden, wenn es auch 
für die Zukunft vielleicht keine ſo ſehr große Bedeutung mehr 
haben wird: 

Bei der Erörterung des § 87 Abſ. 1 Nr. 1 WDDiſzGG. v. 21. Juli 
1852 heißt es auf S. 643/44: „Auch bleiben außerplanmäßige 
Stellenzulagen, z. B. die Miniſterialzulage, außer Betracht (RG. 
v. 16. Nov. 1926: JW. 1927, 784 = PrVBl. 48, 470).“ Die letzt⸗ 
genannte Entſch. handelt von dem „planmäßigen Dienſteinkommen“ 
der bisherigen Stelle i. S. des 8 23 Abſ. 1 NBG. und von dem 
Fortfalle der Miniſterialzulage, welche ein Miniſterialamtmann im 
Reichsdienſte bisher bezogen hatte. Daß der Begriff „planmäßiges“ 
Dienſteinkommen in 823 RBB. gleichbedeutend iſt mit dem Be⸗ 
griffe des „etatsmäßigen“ Dienſteinkommens in 8 87 Abf. 1 Nr. 1 
VDiſzG. unterliegt keinen Bedenken, denn urſprünglich ve es 
auch in 823 RBG. „etatsmäßiges“ Dienſteinkommen; erſt durch 
Art. 1 PerſAbbVO. v. 27. Okt. 1923 (RGBl. I, 999) iſt dieſe 
redaktionelle Anderung vorgenommen worden. Das RG. führt nun 
in der genannten Entſch. aus: 

„Planmäßig“ iſt das DE., das im Haushaltsplane unter den 
Beſoldungstiteln ausgebracht iſt (vgl, 5 42 RBO.). Die Miniſterial⸗ 
zulage ſteht im Haushaltsplane aber nicht unter den „Beſoldungen“, 
ſondern fällt unter die „anderen perſönlichen Ausgaben“. Ihre 
Plamnäßigkeit i. S. von § 23 RBO. iſt deshalb zu verneinen. 

Wenn danach auch die auf S. 643/44 aus der vorgenannten 
Entſch. gezogene Schlußfolgerung zunächſt zutreffend zu ſein ſcheint, 
fo iſt dabei doch wohl überſehen, daß die Entſch. des NG. einen 
Reichs beamten betraf, während das vorl. Handbuch die Rechts⸗ 
verhältniſſe der preuß. Staats⸗ und Kommunalbeamten behandelt. 
Im preuß. Staatshaushaltplane ſind die Miniſterialzulagen aber 
abweichend von dem Reichshaushaltsplane nicht unter „anderen 
perſönlichen Ausgaben“, ſondern unter „Beſoldungen“ ausgeworfen. 
Die obige Entſch. müßte deshalb umgekehrt dazu führen, die 
Miniſterialzulage für die preuß. Beamten als „etatsmäßiges“ DE. 
i. S. von 8 87 Abf. 1 Nr. 1 WDiſzG. anzuſprechen. 

Wie bereits oben angedeutet, wird dieſe Frage aber auch für 
die preuß. Beamten in Zukunft kaum noch große Bedeutung 
haben, nachdem durch 8 5 Satz 2 PrBeſch. v. 17. Dez. 1927 die 
von dem Verf. auf S. 645 gleichfalls angeführte Sonderbeſtim⸗ 
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mung geſchaffen worden iſt, daß die Verſetzung aus einer Stelle, 
die mit einer widerruflichen Zulage ausgeſtattet iſt, in eine ſolche, 
in der dieſe nicht gewährt wird, nicht als eine Verſetzung in ein 
Amt von geringerem etatsmäßigem Dienſteinkommen i. S. von 8 87 
Abſ. 1 Nr. 1 VDIEG. gilt. Die Miniſterialzulagen find aber wider⸗ 
rufliche Zulagen, fallen deshalb unter 85 Satz 2 PrBeſch. Die obige 
Frage wird jedoch noch Bedeutung haben für diejenigen Beamten, 
welche beim Inkrafttreten des neuen PrBeſch. bereits verſetzt wor⸗ 
den waren, auch wird zu prüfen ſein, ob bei künftigen Ver⸗ 
ſetzungen durch 8 5 Satz 2 PrBeſch. etwa in die wohlerworbenen 
Rechte der bisherigen Stelleninhaber eingegriffen worden iſt 
(Art. 129 Abſ. 1 Satz 3 MVerf.). 

Und nun zum Schluß eine hoffentlich nicht unbeſcheidene 
Bitte an den Verf.: Iſt es nicht vielleicht möglich, das alpha⸗ 
betiſche Sachverzeichnis noch ausführlicher zu geſtalten? Als ich 
etwas über die allgemeine Fürſorgepflicht des Staates gegen⸗ 
über feinen Beamten ſuchte, ließ mich das Sachverzeichnis im 
Stich, welches zwar auf die Fürſorge für die Witwen und auf die 
Fürſorge zur Verhütung von Unfällen hinweiſt, nicht aber auf die 
für die Rſpr. ſo bedeutſame, allgemeine Fürſorgepflicht des Staates, 
die ich erſt nach längerem Suchen auf S. 64 Anm. 2 gefunden habe. 
Es braucht wohl nicht geſagt zu werden, daß ein derartig umfang⸗ 
reiches und vielſeitiges Handbuch um ſo praktiſcher im Gebrauche 
iſt, je reichhaltiger das Sachverzeichnis geſtaltet wird. 

KGR. v. Bonin, Potsdam. 


Rechtſprechung zum Beamtenrecht 1914—1926. Von Dr. 
Jadeſohn und Dr. Heinz Potthof. Berlin 1928. Ver⸗ 
lagsgeſellſchaft des Allgemeinen Deutſchen Beamtenbundes 
mbH. Preis 1,50 h. 

Das 64 Seiten umfaſſende Heftchen bringt unter 716 Num⸗ 
mern eine nach ſyſtematiſchen Geſichtspunkten geordnete Zuſammen⸗ 
ſtellung von Leitſäßzen der in den Jahren 1914—1926 er⸗ 
gangenen Entſcheidungen auf dem Gebiete des Beamtenrechts. Es 
könnte ſeiner Natur nach als ein „Generalregiſter“ der beamten⸗ 
rechtlichen Entſch. für den angegebenen Zeitraum bezeichnet werden 
und iſt als ſolches ein begrüßenswertes Hilfsmittel, ſich über den 
Stand der Ripr. und die Stellen mühelos zu orientieren, an denen 
die gefuchten Entſch. zum Abdruck gelangt find. Der kompilatoriſche 
Charakter der Zuſammenſtellung verbietet naturgemäß ein kritik⸗ 
loſes Herausgreifen einer einzelnen Entſch. als eines von der 
Rſpr. allgemein anerkannten Rechtsſatzes, z. B. iſt die unter Nr. 129 
abgedr. Entſch. des OLG. Hamburg durch die unter Nr. 133 angef. 
gegenteiligen Entſch. des RG. überholt, auch hat der unter Nr. 231 
abgedr. Rechtsſtandpunkt des Kommunal⸗Beamten⸗Ausſchuſſes beim 
KGG. nicht die Billigung des RG. gefunden (vgl. JW. 1927, 2190). 
Dies tut jedoch der praktiſchen Brauchbarkeit des Werkchens keinen 
Abbruch, mahnt nur zur Vorſicht in der Benutzung, wie ſie bei jeder 
EntihSamml. geboten iſt. Zu begrüßen wäre es, wenn die Verf. bei 
einer Neuauflage noch in eine Nachprüfung eintreten würden, inwie⸗ 
weit die Entſch. auch in der amtlichen Sammlung der Entſch. des 
NG. zum Abdruck gelangt find, z. B. Nr. 274 — NG. 109, 122 
JW. 1925, 787 und Nr.) 283 = NG. 109, 117 JW. 1924, 1872, 
um den Nutzen der Zuſammenſtellung für diejenigen Kreiſe zu er⸗ 
höhen, welche vornehmlich auf die amtliche EntſchSamml. angewieſen find, 

Auf alle Fälle kommt der geringe Anſchaffungspreis von 
1,50 RA gegenüber der Erſparnis an Mühe nicht iu Betracht, welche 
die Benutzung des ſehr praktiſchen Werkchens für jeden Intereſſenten 


mit ſich bringt. 
KR. von Bonin, Potsdam. 


Dr, Kurt von Nohrſcheidt: Geſetz über die Dienſtbezüge 
der Lehrer und Lehrerinnen an den öffentlichen Volks⸗ 
ſchulen (vVolksſchullehrerbeſoldungsgeſetz VBG.) vom 
1. Mai 1928. 9. Aufl. Berlin 1928. Verlag Franz Vahlen. 
Preis geb. 21,50 . 

Der Kommentar ſetzt die rühmlich bekannten Bearbeitungen, die 
der Verf. den Lehrerbeſoldungsgeſetzen von 1897 und 1909 und den 
Volksſchullehrerdienſteinkommensgeſeen von 1920—1924 hat an⸗ 
gedeihen laſſen, fort. Das im Anſchluß an das PrBDienſteinkG. v. 
17. Dez. 1927 (GS. 223) erlaſſene VBG. v. 1. Mai 1928 (GS. 125) 
wird unter ſorgfältigſter Berückſichtigung der dazu ergangenen Ausf⸗ 
Anw. v. 1. Juni 1928, zahlreicher Miniſterialerlaſſe, der faſt un⸗ 
überſehbaren Fülle von gerichtlichen und verwaltungsgerichtlichen Ent⸗ 
ſcheidungen und literariſchen Abhandlungen in allen Teilen bis in 
letzte Einzelheiten hinein erläutert. Dabei werden überall die Ver⸗ 
bindungslinien zu den verwandten Geſetzen und Beſtimmungen 
ezogen, wie insbeſ. dem PrBeſch. v. 17. Dez. 1927, den preuß. 

eſoldungsvorſchriften v. 30. März 1928, den Reiſekoſtengeſetzen und 
den Beſtimmungen über Umzugskoſten und Notſtandsbeihilfen, des⸗ 
gleichen zu den ergänzenden Geſetzen über Volksſchullehrerruhegehalt 
und Hinterbliebenenfürſorge; die letzteren find im 3. Teil des Buches 
vollſtändig abgedruckt und ebenfalls mit erläuternden Anmerkungen 
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verſehen. Über die Rechtsquellen für die Volksſchullehrerbeſoldung 
hinaus, die vollzählig und erſchöpfend wiedergegeben ſind, enthält 
das Buch die für das Volksſchulweſen grundlegenden Geſetze über 
die Schulpflicht (PrGeſ. v. 15. Dez. 1927) und über die Grundſchulen 
(RGeſ. v. 28. April 1920 und v. 18. April 1925) nebſt den dazu er⸗ 
laſſenen AusſVorſchr., und zwar auch fie nicht ohne wertvolle Be⸗ 
merkungen zu beſonders wichtigen Einzelfragen. Eine große Bereiche⸗ 
rung gegenüber den früheren Auflagen bedeutet die Aufnahme zu⸗ 
ſammenhängender Ausführungen über den ſtaatsrechtlichen Charakter 
des Volksſchullehrers, Haftung der Lehrer, Züchtigungsrecht, Diſzi⸗ 
plinarrecht, Kollegiale Schulleitung und Konferenzrecht, Privatlehrer, 
Privatunterricht und Privatſchulen u. a. m. Damit weitet ſich der 
Rahmen des Werkes, der Abſicht des Verf. entſprechend, zu einer 
umfaſſenden Darſtellung des Volksſchullehrerrechts. Dieſe reicht bis 
unmittelbar an die Grenzen des Rechts der Schulverbände, begreift 
fie doch ſowohl in dem eigentlichen Komm. zum VBG. die Be⸗ 
ſtimmungen über die Aufbringung der perſönlichen Schullaſten (Landes⸗ 
ſchulkaſſe) ein als auch in dem Anhang das ſog. „Auforderungsgeſetz“ 
v. 26. Mai 1887 und das neue AbändGG. z. VolksSchUnterhch. v. 
18. April 1928, ja ſogar ſchon den vorbereitenden Miniſterialerlaß 
betr. Richtlinien über den Bau und die Einrichtung von Vollksſchul⸗ 
häuſern und Lehrerdienſtwohnungen. Das Werk bildet ſo die voll⸗ 
ſtändige, unentbehrliche Ergänzung zu dem bekannten grundlegenden 
Kommentar desſelben Verf. zum Volks SchUnterhG. v. 28. Juli 1906 
(5. Aufl., Berlin 1925, Verlag von Franz Vahlen) und wird ſeinen 
Wunſch, dem Volksſchulrecht in weiteren Kreiſen Intereſſe zu ge⸗ 
winnen und Bahn zu brechen, ſicherlich in reichem Maße erfüllen helfen. 
Miniſterialrat Dr. Frauk, Berlin. 


Die preußiſchen Beamtengeſetze über Ruhegehalt, Warte⸗ 
geld, Hinterbliebenen⸗ und Unfallfürſorge. Erläutert 
von Dr. A. Brand, Landgerichtspräſident. Nachtrag zur 
zweiten Auflage. Berlin 1928. Carl Heymanns Verlag. 


Das PrBeanıtBefold®. v. 17. Dez. 1927 machte eine Ergänzung 
des vortrefflichen Brandſchen Kommentars, der JW. 1927, 2837 
beſprochen iſt, erforderlich. Dies iſt in dem vorliegenden Nachtrag ge⸗ 
ſchehen Er enthält: 

1. Auszug aus dem PrBeſoldch. v. 17. Dez. 1927 (PrGS. 223). 
58 19—29, 34, 36, 39, 42, 44; 

2. Begründung der preuß. Staatsregierung zur Neuregelung der 
Verſorgungsbezuͤge; 

3. vorläufige Richtlinien für die Neuregelung der Verſorgungs⸗ 
bezüge in Preußen (preuß. Fin Min. b. 21. Jan. 1928 
Pr Beſbl. 5)); 

4. Auswirkungen des neuen PrBeſoldG. auf die Beamten und 
ſtändig Angeſtellten der Gemeinden und Gemeindeverbände 
(preuß. Fin Min. v. 7. Jan. 1928 [MinBl. 72]); 

5. Art. II u. III des weiteren Geſetzes über Lohn- und Gehalts⸗ 
pfändung v. 27. Febr. 1928 (RGBl. I, 45). fe 


Die Rechtsverhältniſſe der preußiſchen Staatsbeamten 
und Kommunalbeamten. Bearbeitet und erläutert von 
Dr. jur. Martin Rieckenberg. Berlin 1928. Wirtſchafts⸗ 
verlag Arthur Sudau, Gmbh. Vorzugspreis z. Z. 4,20 %, 
ſpäter 4,80 . 

Als Band XVI der Verwaltungsbücherei des beſonders auf dem 
Gebiete des Beamtenrechts rührigen Verlages bezeichnet der Verf. 
im Vorwort ſelbſt das Werk als den Verſuch, den unüberſichtlichen 
und in vielen Geſetzen, Verordnungen, Erlaſſen und anderen Ver⸗ 
fügungen niedergelegten Stoff des preuß. Beamtenrechts zuſammen⸗ 
zuſtellen und die jetzt geltenden geſetzl. Beſtimmungen wiederzugeben. 
In dem Zwecke des Buches, zu einem billigen Preiſe möglichſt viel 
zu bieten, haben Umfang und Inhalt des 435 Seiten ſtarken Bänd⸗ 
chens ihre natürliche Begrenzung gefunden. Das handliche Werk 
wird jedem Beamten, welcher ſich ſchnell über die wichtigſten Fragen 
des Beamtenrechts vergewiſſern will, ein Helfer und Ratgeber ſein, 
ohne daß es darauf Anſpruch erhebt, dem wiſſenſchaftlichen Bearbeiter 
die größeren Werke auf dem gleichen Gebiete, insbeſ. das Standard⸗ 
werk über das Beamtenrecht von LGPräſ. Dr. Brand, zu erſetzen. 

In ſyſtematiſcher Form aufgebaut, gibt das Werk in überſicht⸗ 
licher, ſchnell verſtändlicher Faſſung neben den Ausführungen des 
Bearbeiters die einſchlägigen geſetzlichen Beſtimmungen in Text⸗ 
form wieder, an welche ſich wiederum Zuſätze und Erläuterungen au⸗ 
ſchließen. Einen verhältnismäßig breiten Raum nehmen das Polizei⸗ 
bͤamten⸗ und das Schutzpolizeibeamtench. nebſt den zugehörigen Er⸗ 
laſſen ein, während andere Gebiete, z. B. die Haftpflicht und die 
vermögensrechtlichen Verhältniſſe, nur kurz behandelt worden ſind, 
und auf die Rechtsſtellung der Notare überhaupt nicht eingegangen iſt. 
Dieſe Beſchränkung kann aber kaum als ein Mangel bezeichnet wer⸗ 
den, da es ſich hierbei in der Regel um Spezialfragen handelt, deren 
Erörterung über den Rahmen des von dem Verf. verfolgten Zieles 
hinausgehen würde, ein praktiſches Hilfsbuch für den täglichen Ge⸗ 
brauch zu ſchaffen. 
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Bei der Vielſeitigkeit des gebotenen Stoffes und dem billigen 
Preiſe kann die Anſchaffung des Buches jedem warm empfohlen 
werden. 

KGR. von Bonin, Potsdam. 


Umzugskoſten (Wohnungsbeihilfen und Umzugskoſten). Heraus⸗ 
gegeben von Walther Günther, Amtsrat. 2. umgearbeitete 
Auflage. Berlin 1928. Weidmannſche Buchhandlung. 
266 S. Preis geh. 5 . 

Das vorliegende Werkchen bildet einen Teil der Weidmaun⸗ 
ſchen Taſchenausgaben von Verfügungen der preuß. Unterrichtsver⸗ 
waltung und berückfichtigt deshalb außer den grundlegenden, für 
alle Staatsverwaltungen geltenden Vorſchriften, beſonders die Vor⸗ 
ſchriften aus der Verwaltung des Miniſteriums für Wiſſenſchaft, 
Kunſt und Volksbildung. Für die Beamten dieſer Verwaltung iſt 
das Heft deshalb von beſonderer Bedeutung. Es enthält die Vor⸗ 
ſchriften über die Wohnungsbeihilfen und Umzugskoſten. Bekannt⸗ 
lich find die preuß. Umzugshoſtenvorſchriften in den letzten Jahren 
wiederholt geändert worden. Unter der Einwirkung der Inflation 
hatte man den Beamten die Umzugshoſten zunächſt in der jeweils 
wachgewieſenen Höhe erſtattet, kehrte dann aber mit dem Erl. 
v. 1. Okt. 1925 wieder zu dem ſog. Pauſchalſyſtem zurück, das 
ſchon vor dem Kriege Brauch geweſen war. Unter dem 30. Mat 
1928 find dann die Umzugs koſtenvorſchriften wiederum geändert 
worden. Dieſe neueſten Vorſchriften, die für alle nach dem 30. Juni 
1928 ausgeführten und noch nicht abgerechneten Umzüge gelten, ſind 
in dem vorliegenden Werke dargeſtellt und erläutert. In einem An⸗ 
hang iſt auch die Umzugskoſten VO. für die Reichsbeamten mit⸗ 
geteilt, die v. 2. Mai 1928 datiert. Die neue Auflage wird zweifel⸗ 
los allen Beamten, die ſich mit dieſem Gebiete zu beſchäftigen haben, 
von großem Nutzen ſein. 

LGPräſ. Dr. Brand, Duisburg. 


Reichs-, Penſions⸗ und Hinterbliebenenbeſtimmungen von 
Otto Fehtlölter, Miniſterialamtmann. Berlin 1928. Wirt⸗ 
ſchaftsverlag Arthur Sudau GmbH. 5. Aufl. Preis 4,20 . 

Das ſoeben in 5. Aufl. erſchienene Werk, welches in der be⸗ 
kannten handlichen Form des beſonders auf dem Gebiete des Beamten⸗ 
rechts tätigen Verlages vorliegt, bringt in gedrangter Form die Be⸗ 
ſtimmungen über Ruhegehalt, Wartegeld, Hinterbliebenenbezüge, Un⸗ 
fallfürſorge und vieles andere mehr mit einer Reichhaltigkeit und 
Vollſtändigkeit, wie fie wohl kaum übertroffen werden könnte. „Vom 
Praktiker für den Praktiker“ möchte man dem Buche als Motto 
voranſchicken. Reichsbeamtengeſetz, Beamtenhinterbliebenengeſetz, Un⸗ 
fallfürſorgegeſetz, Penſionsergänzungsgeſetz, Geſetz über Anrechnung 
der Kriegsdienſtzeit, VO. über Kriegßgefaugenſchaft, Perſonalabbau⸗ 
VO. nebſt Anderung und Einſtellung des Perſonalabbaus uſw. Die 
geſetzlichen Texte aller einſchlägigen Beſtimmungen auf dem G&e- 
biete der Penſious⸗ und Hinterbliebenenverſorgung werden, zum Teil 
in auszugsweiſer Form, unter Hinweis auf anderweitige Geſetzes⸗ 
ſtellen, Miniſterialerlaſſe oder Anderungen der früheren Faſſung 
wiedergegeben, ohne daß durch dieſe Hinweiſe die Überſichtlichkeit 
des außerordentlich reichhaltig gebotenen Materials und damit die 
praktiſche Brauchbarkeit beeinträchtigt werden. Wer aus dienſtlichen 
oder ſonſtigen Gründen mit den in Betracht kommenden Materien 
zu tun hat, ſollte nicht verabſäumen, den für den Umfang des Werkes 
(336 S.) und die Fülle des Stoffes mäßigen Preis von 4,20 % ans 
zulegen, welcher ſich bei Abnahme von 10 Stück noch um ein Frei⸗ 
exemplar verringert. Bei der durch deu ſchnellen Wechſel der geſetzlichen 
Beſtimmungen bedingten Schwierigkeit, alle für die Verſorgung in 
Betracht kommenden Vorſchriften zu ermitteln und ihren richtigen 
Wortlaut feſtzulegen, wird ſich der Preis als gutes Anlagekapital 
ſchnell bezahlt machen. 

Über den Rahmen der eigentlichen Penſions⸗ und Hinter⸗ 
bliebenenbeſtimmungen hinaus bringt der Verfaſſer aber auch weiterhin 
alle irgendwie in Frage kommenden Nebengeſetze und Beſtimmungen, 
von denen hier nur das Beamtenſiedlungs⸗ und Heimſtättengeſetz, 
Notſtandsbeihilfen, Unterſtützungen, SonderzAlagen, Wiederverwendung, 
Kinderzulagen, Steuerabzug, Umzugshboſtenbeſtimmungen u. a. ſowie 
am Schluſſe des Buches eine Zuſammenſtellung wichtigerer Vor⸗ 
ſchriften und Erlaſſe zu den einzelnen Geſetzen und Verordnungen ge⸗ 
nannt ſeien. Ein ausführliches Sachregiſter ermöglicht ein ſchnelles 
Auffinden der gewünſchten Beſtimnrungen. 

KR. v. Bonin, Berlin. 


Geſetz über das Verfahren in Verſorgungsſachen in der 
Faſſung v. 20. März 1928, mit den umgearbeiteten Aus⸗ 
führungsbeſtimmungen. In Fortführung des Kommentars 
Kaufmann⸗Fuiſting. Neu bearbeitet von OberregR. 
Arendis und SenPräſ. Fritz Fuiſting. 2. Aufl. Berlin 
1928. Verlag Franz Vahlen. 338 S. Preis geb. 11 . 


Der Komm., der von dem bewährten Kenner des Reichsver⸗ 
ſorgungsgeſetzes, ObRegR. Dr, Arendts, und dem Senpräſ. im 
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RA. Fuiſting herausgegeben worden iſt, bürgt ſchon durch feine 
Bearbeiter für eine gründliche Erfaſſung und eingehende Er⸗ 
örterung der Materie. 

Das Geſetz gibt die Grundlage für den Aufbau der Verſorgungs⸗ 
behörden. Es behandelt weiter die Bearbeitung und Durchführung 
der Verſorgungsangelegenheiten, ſoweit ſie geſetzliche, alſo nicht 
lediglich im Verwaltungsweſen angeordnete Leiſtungen betreffen. — 
Im Laufe der Jahre iſt eine Reihe von Abänderungsbeſtimmungen 
und Ergänzungen zum Verfahrensgeſetz ergangen, die alle gründ⸗ 
lich gewürdigt und erörtert werden. Von beſonderer Bedeutung iſt es, 
daß auch die letzte weſentliche Geſetzesänderung v. 20. März 1928 in 
dem vorl. Komm. und den Literaturangaben ſchon mit berückſichtigt 
worden ift, jo daß das Werk talſächlich hinſichtlich der Verwaltungs⸗ 
anordnungen und der Rſpr. auf den neueſten Stand gebracht 
worden iſt. 

Der erſte Teil behandelt die Verſorgungsbehörden, 
der zweite Teil das Verſorgungsverfahren, und zwar die 
allgemeinen Vorſchriften, Verwaktungsverfahren und Spruchverfahren. 
Der dritte Teil bringt Schutz- und Strafvorſchriften, ſo⸗ 
wie Schluß⸗ und Übergangsvorſchriften. 

Beſonders hingewieſen ſei noch darauf, daß ſich im Anhang 
neben verſchiedenen Auszügen aus wichtigen Geſetzen ein Verzeich⸗ 
nis der Sriegsopferorganifationen, der Verwaltungs⸗ und Spruch⸗ 
behörden der Reichsverſorgung, ſowie der Dienſtſtellen, denen die 
Aufgaben der Hauptfürſorgeſtellen übertragen worden ſind, befindet. 
Ein ausführliches Sachregiſter erleichtert die Benutzbarkeit des 
Kommentars. 

Jeder Juriſt, der auch mit Verſorgungsangelegenheiten zu tun 
hat, ſowie Verſorgungsbeamte, Mitglieder der Kriegsopferorgani⸗ 
ſationen und ſozial tätige Perſönlichkeiten werden dieſen Komm. als 
unentbehrliches Handbuch begrüßen, das ihnen die Arbeit vor den 
Spruchbehörden außerordentlich erleichtert. Seine Verbreitung iſt auf 
das wärmſte zu empfehlen. 

Beiſitzerin a. RVGer. Helene Hurwitz⸗Stranz, Berlin. 


Kommunalrecht. 


Prof. Dr. Stier⸗Somlo, Ordinarius des öſſentlichen Rechts 
an der Univerſität Köln: Handbuch des kommunalen 
Verfaſſungsrechts in Preußen. 2. Auflage. Erſte Hälfte: 
Städterrecht. Mannheim 1928. Verlag J. Bensheimer. 


Der Verf. gibt eine eingehende Darſtellung des geſamten in 
Preußen geltenden Städterechts, wie es ſich durch die Geſetzgebung 
nach der Staatsumwälzung geſtaltet hat. Das Werk entſpricht einem 
fühlbaren Bedürfnis. Denn die bekannten Kommentare zu den 
preuß. Städteordnungen berückſichtigen die Anderungen der Geſetz⸗ 
gebung der Nachkriegszeit durchweg noch nicht. Zu den zahlreichen 
Zweifelsfragen des ſtädtiſchen Verwaltungs⸗ und Verfaſſungsrechts 
nimmt der Verf. eingehend Stellung. Die Literatur und Rſpr. iſt 
bis auf den heutigen Tag berückſichtigt. 

Beſonders wertvoll iſt die dogmatiſche Darſtellung über das 
Eingemeindungsrecht, das bisher noch nicht behandelt worden iſt. 
Wenn ein Einzelpunkt herausgegriffen werden darf, ſo vertritt der 
Verf. hinſichtluh der Wirkung von Eingemeindungsverträgen eine 
Auffaſſung, die mit der in der Praxis herrſchenden nicht durchweg 
übereinſtimmt. 

Das Werk wird jeder gern zur Hand nehmen, der ſich über 
Einzelfragen des preuß. Städterechts orientieren will. 

Oberbürgermeiſter Dr. Ruer, Bochum. 


Albert Henſel: Kommunalrecht und Kommunalpolitik in 
Deutſchland. Jedermanns Bücherei. Breslau 1928. Verlag 
Ferdinand Hirt. Preis 3,50. 

Der Verf. gibt für „Jedermanns Bücherei“ eine überaus 
lebendige Darſtellung des Kommunalrechts und der Kommunalpolitik 
in Deutſchland. Das Werk iſt nicht nur die Arbeit eines Wiſſen⸗ 
ſchaftlers, ſchöpft vielmehr aus eigener praktiicher Betätigung in der 
Kommunalverwaltung. Die Entwicklung der Nachkriegszeit und die 
Urſachen des Kriſenzuſtandes, in dem die Selbstverwaltung in Dentſch⸗ 
land ſich zur Zeit befindet, ſind klar aufgezeigt. Jedem, der ſich in 
knapper Form über Kommunalrecht und Kommunalpolitik zuſammen⸗ 
faſſend unterrichten will, kann das Werk aufs wärmſte empfohlen 
werden. Oberbürgermeiſter Dr. Ruer, Bochum. 


Dr. Nudolf Elleringmann: Die Neuregelung der Gemeinde: 
und Amtsverfaſſung in Weſtfalen und Rheinland. 
(Schriftenreihe der Weſtfäliſchen Lerwaltungsakademie Heft 4) 
Berlin. Verlag Gersbach & Sohn, GmbH. Preis 3... 

Das Geſetz v. 27. Dez. 1927 hat in den 88 2—9 eine weſent⸗ 
liche Umgeſtaltung der Landgemeinde⸗ und Amts⸗ (bzw. Land⸗ 
bürgermeiſterei⸗) Verfaſſung in Weſtfalen und Rheinlaud vorgenom⸗ 
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men. Die angewandte Geſetzestechnik geſtattet die Erkenntnis der 
Auswirkung nur durch ſorgfältige Auswertung der einzelnen Be⸗ 
ſtimmungen im Hinblick auf das bisherige Recht. Die vorl. Schrift 
ſetzt den nun geltenden Rechtszuſtand in eingehender ſyſtematiſcher 
Darſtellung auseinander. Sie iſt geeignet, nicht nur dem Praktiker 
im Geltungsgebiet zu dienen, ſondern bietet Intereſſe auch für 
jeden, der ſich mit dem Problem der Landbürgermeiſterei befaſſen 
möchte. 
Stadtſynd. u. Doz. Loewe, Kiel. 


Dr. Adolf Hamburger, Rechtsanwalt und approb. Apotheker: 
Die preußiſchen Apothekenbetriebsrechte in gewerb⸗ 
licher, vermögensrechtlicher und ſteuerrechtlicher Hinſicht. 
Berlin 1928. Julius Springer. 150 S. Preis 10.4. 


Es iſt erfreulich, daß das zerſplitterte und verworrene Recht 
der Apothekenbetriebe eine vermehrte literariſche Behandlung erfährt. 
Der Verf. hat durch ſein Buch dazu beigetragen, den ſpröden Rechts⸗ 
ſtoff weiter aufzuhellen und für den praktiſchen Gebrauch darzuſtellen. 
Ohne ſich mit unnötigen geſchichtlichen Ausführungen über die Her⸗ 
kunft der Rechtszerſplitterung aufzuhalten, rückt der Verf. dem gel⸗ 
tenden Recht in einer Weiſe zu Leibe, die ſeine Arbeit im ganzen 
geſehen unbedingt als gelungen zu bezeichnen verpflichtet. Der Inhalt 
des Buches iſt bereits im Titel angedeutet. Der gewerberechtliche Teil 
ſchildert nicht nur die Eigenarten der verſchiedenen Betriebsrechte 
(Privilegien, Real⸗ und Perſonalkonzeſſionen), ſondern auch die Stell⸗ 
vertretung, Verwaltung und Verpachtung, die Geſellſchaftsformen, das 
Erbrecht, die Verlegung, behördliche Eingriffe, das Erlöſchen und die 
Zwangsvollſtreckung, alſo kurzum das geſamte einſchlägige Recht. Der 
vermögensrechtliche Teil behandelt vor allem Bewertungs⸗ und Ent⸗ 
ſchädigungsfragen. Der ſteuerrechtliche Teil erörtert endlich ſämtliche 
Steuergeſetze mit Ausnahme der Umſatz⸗ und Einkommenſteuer in 
ihrer Anwendung auf Apothekenbetriebe. Es mag dahingeſtellt bleiben, 
ob die hier angedeutete Syſtematik immer glücklich iſt. Beſonders er⸗ 
freulich wirkt die gründliche Einflechtung des Steuerrechts in die ge⸗ 
ſamte Darſtellung. Der Verf. hat ſich nicht damit begnügt, das Steuer⸗ 
recht als ſolches zu entwickeln, ſondern er hat darüber hinaus die im 
Steuerrecht enthaltenen neuen Geſichtspunkte auch für die Darſtellung 
und Fortentwicklung der übrigens ſonſt ſo rückſtändigen Seiten der 
Apothekenbetriebsrechte fruchtbar gemacht, ein neuer Beweis, welche 
belebende Kraft für unſer geſamtes Rechtsleben heute im Steuer⸗ 
recht ſteckt. 

Aus der Fülle von Anregungen, die das Buch gibt, ſeien hier 
zwei Fragen aufgeworfen, deren Bedeutung beſonders entſcheidend iſt. 
Der Verf. nimmt S. 34 ff. zu der Rechtsgültigkeit der KabO. vom 
30. Juni 1894 Stellung, durch welche angeordnet wurde, daß denjenigen 
Apothekern, welchen fortan neue Konzeſſionen verliehen wurden, eine 
Präſentation von Geſchäftsnachfolgern nicht mehr geſtattet ſei. Der 
Verf. hat mit Recht Vedenken gegen die Rechtsgültigkeit und muß ſie 
gerade von feinen Standpunkt aus haben, wonach die KabO. vom 
5. Okt. 1846, die das Präſentationsrecht ausdrücklich beſtätigte, ein 
Geſetz geweſen iſt. Der Verf, geht über das Bedenken mit der Be⸗ 
merkung hinweg, daß die Prüfung der Rechtsgültigkeit Königl. BO. 
nach der alten Verfaſſung nur dem LT. zuſtand und daß der neue 
preuß. LT. die VO. nötigenfalls jederzeit zum Geſetz erheben werde. 
Nun, ſolange der neue preuß. LT. dieſe ihm unterſtellte Geſetzgebung 
noch nicht vorgenommen hat, bleibt die Frage beſtehen, ob denn nicht 
heute unter der Herrſchaft des neuen Verfaſſungsrechts die Gültig⸗ 
keit der KabO. von 1894 auch durch die Gerichte nachgeprüft werden 
Kann. Dieſe Möglichkeit halte ich für gegeben. Käme man dabei zu 
einer Verneinung der Rechtsgültigkeit, ſo würde ſich unter Umſtänden 
ergeben, daß auch die unter der Herrſchaft der KabO. von 1894 ver- 
liehenen Konzeſſionen das Präſentationsrecht enthalten. Dieſe Frage 
iſt alſo in der Tat einer eingehenderen Verfolgung wert. — Auf 
S. 82 ff. erörtert der Verf. die Frage, ob eine Realkonzeſſion pfänd⸗ 
bar ſei. Er verneint ſie, weil die Konzeſſion höchſtperſönlich ſei und 
auch 8857 ZPO. nicht eingreife. Es liegt nahe, von dieſem Stand⸗ 
punkt aus zu fragen, ob denn nicht wenigſteus das Präſentations⸗ 
recht pfändbar iſt. Der Verf. ſpricht dieſes Recht als Privatrecht an; 
er ſieht mit gutem Recht gerade in ihm den wirtſchaftlichen Wert 
der Realkonzeſſion verkörpert, ja er zitiert ſelbſt S. 100 zwei Erlaſſe 
von 1851 und 1852, wonach bei der Zwangsverſteigerung eines 
Grundſtücks, in dem eine realkonzeſſionierte Apotheke betrieben wird, 
das Gericht das Präſentationsrecht ausüben kann. Von hier aus iſt 
nur noch ein kleiner Schritt zur Bejahung der Pfändbarkeit des 
Präſentationsrechts ſchlechthin und damit zu einer gerechten Löſung, 
die den oft hohen Vermögenswert einer Realkonzeſſion den Gläu⸗ 
bigern zugängig werden läßt. 

Irrig iſt es vom Verf., auf S. 57 davon zu ſprechen, daß 
die Eintragung eines unzuläſſigen Geſellſchaftsverhältniſſes in das 
Handelsregiſter ein fog. fehlerhafter Staatsakt ſei. Dieſer Begriff hat 
eine feſtſtehende andere Bedeutung. Irrig iſt ferner S. 90, daß die 
vollſtreckbare Ausfertigung der Konkurskabelle bei einem Streitwert 
von über 500 RA vom L. erteilt wird. Zu wünſchen iſt ſchließlich 
noch, daß der Verf. bei einer etwaigen weiteren Auflage auf eine 
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gepflegtere Ausdrucksweiſe Wert legt und die mannigfachen Sprach⸗ 

ſchniger vermeidet. Dabei müßten auch ſämtliche Zitate, insbeſ. von 

Entſcheidungen, durch die Angabe des Fundorts ergänzt werden. 
RA. Dr. Guſtav W. Heinemann, Eſſen. 


Kirchenrecht. 


Th. Grentrup: Nationale Minderheiten und katholiſche 
Kirche. Quellen und Studien zum Nationalitätenrecht. 
Heft 1 174 S. Breslau 1927. Hirt. Preis br. 5,50 . 


Zum erſten Male wird hier der dankenswerte Verſuch ge⸗ 
macht, die Lage der nationalen Minderheiten nach der kirchlichen 
und ſtaatskirchlichen Geſetzgebung der größeren europäiſchen Staaten 
zuſammenfaſſend darzuſtellen. Dabei verfolgt Verf. das Ziel, in 
erſter Linie die von der katholiſchen Kirche anerkannten Grund⸗ 
ſätze klar herauszuarbeiten, um dann damit die tatſächlichen Ver⸗ 
hältniſſe zu vergleichen. Er weiſt deshalb zunächſt darauf hin, wie 
das Papſttum bei aller Wahrung der Einheit im Dogma ſeit mehr 
als einem Jahrtauſend die auf völkiſcher Eigenart bernhenden 
beſonderen Riten der mit Rom unierten orientaliſchen Kirchen ge⸗ 
ſchützt und gefördert, dadurch die nationalen Minderheiten gegen⸗ 
über einer völkiſchen Mehrheit in ihrem Volkstum verteidigt, und 
in gemiſchtſprachigen Gebieten durch die Errichtung eigener Bis⸗ 
tümer (Polen, Ungarn, Kanada, Vereinigte Staaten) geſchützt hat. 
Des weiteren prüft er die Frage, wie die allgemeinen Rechtsſätze 
des für alle Verhältniſſe geltenden Codex juris canoniei für die 
beſonderen Notwendigkeiten und Bedürfniſſe der nationalen Min⸗ 
derheiten verwandt werden können und müſſen. Mit großem Ge⸗ 
ſchick weiſt er nach, daß, wenn auch in dem Geſetzbuch von den 
nationalen Minderheiten ausdrücklich nur an einer Stelle die Rede 
iſt (can. 216 8 4 über die Errichtung von Nationalpfarreien), 
doch auch die Beltimmungen über die Vermögensteilung bei Ge⸗ 
bietsteilung, über die Sicherung von Stiftungen, die Veräußerung 
von Kirchengut, die Ausübung des Patronatsrechts, vor allem aber 
die Normen über die Ausbildung des Klerus, die kirchlichen Vereine 
und Schulen, ſei es unmittelbare Sicherungen, ſei es den not⸗ 
wendigen Spielraum zur Berückſichtigung der Bedürfniſſe der 
nationalen Minderheiten, bieten. Von beſonderer Bedeutung ſind 
die VBeſtimmungen über die Mutterſprache: eine Fülle von Zeug⸗ 
niſſen vom vierten Laterankonzil (1215) bis zur Gegenwart 
erweiſt, daß die Kirche im Intereſſe der Seelſorge ſchon aus rein 
pſychologiſchen Gründen jederzeit den Grundſatz vertreten hat, daß 
die Gläubigen in ihrer Mutterſprache paſtoriert werden ſollen. 
Eine Reihe von Außerungen von Auguſtinus angefangen durch alle 
Jahrhunderte zeigt weiter, daß die Kirche die nationalen Sitlen 
und Gebräuche, die völkiſche Eigenart, ſoweit ſie nicht geradezu 
mit Dogma und Moral in Gegenſatz ſtehen, von jeher gehutet und 
als ein hohes Gut geſchätzt hat, auf deſſen Pflege das einzelne 
Volk in nationaler Selbſtbeſtimmung geradezu einen im Naturrecht 
begründeten Anſpruch hat. 

Der zweite Teil ſchildert dann, wie ſich die Lage der hatho⸗ 
liſchen nationalen Minderheiten in Deutſchland, Polen, Rußland, 
Rumänien, Ungarn, Tſchechoſlowakei, Jugoſlawien, Italien, Franle⸗ 
reich und Belgien geſtaltet hat, indem jeweils nach ſtatiſtiſchen 
Angaben zunächſt die innerkirchlichen Verhältniſſe und ſodann die 
Beſtimmungen des Staatskirchenrechts dargelegt werben. Mit großem 
Sammlerfleiß iſt hier ein weit zerſtreutes und ſprödes Material 
zuſammengetragen und zum erſtenmal zu geſchloſſener Darſtellung 
gebracht. Darin liegt der beſondere praktiſche Wert der Arbeit, die 
sine ira et studio geſchrieben nicht dem Streit, ſondern der 
ruhigen Beſinnung dienen will und dienen kann. 

Inzwiſchen iſt dankenswerterweiſe auch das Material ſelbſt 
unter dein Titel 


Th. Grentrup: Die kirchliche Rechtslage der deutſchen 
Minderheiten katholiſcher Koufeſſion in Europa. Hand⸗ 
bücher des Ausſchuſſes für Minderheitenrecht. Bd. VII. 
Herausgegeben von M. H. Boehm. Berlin 1928. Deutſche 
Rundſchau. 472 S. Ohne Preisangabe. 

veröffentlicht worden. Von allen Staaten mit deutſchen Minderheiten 

— ſie fehlen nur in England und Holland, auf der ſkandinaviſchen 

und iberiſchen Halbinſel — werden ſämtliche völkerrechtlichen, Rirchen⸗ 

rechtlichen und ſtaatsrechtlichen Normen (Verträge, Geſetze, Verord⸗ 
nungen, Erlaſſe), aber auch ſonſtige kirchliche und ſtaatliche Kund⸗ 
gebungen, kurz alle Dokumente wiedergegeben, die direkt oder indirekt 

Sprache, Kultureinrichtungen oder ſonſtige Beſonderheiten der deut⸗ 

ſchen katholiſchen Minderheiten betreffen. Mit Recht nimmt der Verf., 

um ein objektives Bild zu bieten, ſowohl die für die deutſche Minder⸗ 
heit günſtigen wie ungünſtigen Texte ohne Parteilichteit auf. Die 

Sammlung bietet aber noch mehr als bloß Quellen zum Minderheits⸗ 

recht. Da die Minderheiten begrifflich und tatſächlich nur im Zu⸗ 

ſammenhang mit dem Mehrheitsvoll gefaßt werden können, fo mußte 
das Geſamtlirchenrecht der betr. Staaten in erheblichem Maße herau⸗ 
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gezogen werden. Dadurch aber wird zugleich das maßgebende Ma⸗ 
terial zur Erkenntnis des Staatskirchenweſens der betr. Länder über⸗ 
haupt und damit die Unterlagen zu rechtsvergleichenden Unterſuchungen 
dargeboten. Es wäre zu begrüßen, wenn ſich der Verf. entſchließen 
könnte, die geſamten ſtaatskirchenrechtlichen Quellen der europaiſchen 
Länder zu ſammeln und zu veroffentlichen. Bei ſeiner eingehenden 
Kenntnis iſt keiner hierfür ſo geeignet wie er. Durch eine ſolche, 
gewiß entſagungsvolle Arbeit würde er der deutſchen Kirchenrechts⸗ 
wiſſenſchaft einen großen Dienſt leiſten. 
Prof. Dr. Ebers, Köln. 


E. Ruck: Kirchenrecht. (Enzyklopädie der Rechts⸗ und Staats⸗ 
wiſſenſchaften. Herausgegeben von Kohlrauſch und Kaskel. 
Bd. XXIX.) 84 S. Berlin 1926. Julius Springer. 

Auf rund 80 Seiten Großoktav macht der Baſfler Staats⸗ und 

Kirchenrechtslehrer den Verſuch, einen Überblick über das geſamte 

Ratholiſche und evangeliſche Kirchenrecht zu geben. Und dieſer Ver⸗ 

ſuch iſt gelungen. Trotz der ſtarken räumlichen Beſchränkung ver⸗ 

ſteht es der Verf., das Weſentliche herauszuſtellen und überſichtlich 
dem Leſer vorzuführen. Die wichtigſten Quellenſtellen unterſtützen 
in wörtlicher Anführung das Verſtändnis des Textes. Wenn auch 
naturgemäß das Verfaſſungsrecht in den Vordergrund gerückt iſt, 
ſo kommt doch auch das Verwaltungsrecht (kirchliche Tätigkeit in 

Geſetzgebung, Rſpr. und Verwaltung) nicht zu kurz. Vorausgeſchickt 

wird nach den allgemeinen Erörterungen über die begrifflichen 

Grundlagen unter „Staat und Kirche“ eine Darſtellung des durch 

die Reichsverfaſſung auf völlig andere Grundlagen geſtellte Staats⸗ 

kirchenrechts. Hierbei iſt Verf, mit Gieſe, Anſchütz u. a. der 

Auffaſſung, daß das bisherige Syſtem der Staatskirchenhoheit nur 

in der Richtung einer Verſelbſtändigung der Kirchen gelockert ſei, 

daß insbeſ. die geſteigerte Staatsaufſicht über die großen chriſtlichen 

Kirchen, wie ſie das 19. Jahrhundert ausgebaut hatte, nach wie 

vor fortbeſtehe. Das iſt aber eine Auffaſſung, die weder mit dem 

Wortlaut des Art. 137 RVerf. noch mit der ratio legis, dem 

Willen des Verfaſſungsgebers in Einklang zu bringen iſt. Wenn 

den großen Kirchen ihre bisherigen Rechte als üffentlich-vechtliche 

Körperſchaft gewahrt würden, ſo beſagt dies, ſie ſollen nicht auf die 

Ebene des Privatrechts herabgedrückt werden, ſondern ihre frühere 

öffentlich-rechtliche Stellung behalten. Um dies zu kennzeichnen, 

übernahm die Verfaſſung den üblichen Ausdruck „Körperſchaft des 
öffentlichen Rechts“, der ſomit ein politiſcher, kein rechtlicher Be⸗ 
riff iſt. Denn das, was das Weſen der öffentlich⸗-rechtlichen Körper⸗ 
ſchaft juriſtiſch ausmacht: Erfüllung ſtaatlicher Aufgaben im Auf⸗ 
trage des Staates, der ſie dazu zwangsweiſe anhalten und deshalb 
einer beſonderen Aufſicht A kann, fehlt den Kirchen, die ihre 

Aufgaben ihrem Weſen nach als eigene Angelegenheiten unabhängig 

vom Staate ausüben. Folglich kann der Staat fie auch nicht durch 

Zwang zur Erfüllung dieſer Aufgaben anhalten, die nicht ſeine 

Aufgaben ſind. Dies war bisher anders. Als bewußt chriſtlicher 

Staat ſah er die Tätigkeit der großen Kirchen feiner „Landes⸗ 

kirchen“ zugleich als Tätigkeit in ſeinem eigenen Intereſſe, ihre 

Aufgaben zugleich als ſtaatliche an, weshalb er fie hierin unter⸗ 

ſtützte, mit öffentlich⸗rechtlichen Vorrechten ausſtattete, aber auch 

zur Erfüllung ihrer nunmehr zugleich ſtaatlichen Aufgaben anhielt, 
und durch eine beſondere, geſteigerte Aufſicht überwachte. Sept 
aber iſt der Staat religiös neutral geworden, die kirchlichen Auf⸗ 
gaben ſieht er nicht mehr zugleich als ſtaatliche an. Folglich iſt, 
weil dieſe Verkettung der Kirche mit dem Staate gefallen iſt, auch 
die hieraus entſpringende beſondere Staatsaufſicht gefallen; ſie hat 
ſich zur allgemeinen Vereinsaufſicht verflüchtigt. Nur die bisherige 
öffentlich⸗rechtliche Stellung der Kirchen it geblieben. Aber auch 
der Verſuch, die Staatsaufſicht als Korrelat der öffentlich⸗recht⸗ 
lichen Körperſchaftsrechte hinzuſtellen, geht fehl; einmal, weil die 
Kirchen nicht öffentlich-rechlliche Körperſchaften im techniſchen Sinne 
ſind (es wäre deshalb auch eine andere Bezeichnung, z. B. „quali⸗ 
fizierte Körperſchaft“, vorzuziehen), andererſeits auch bei dieſen 
der Staat keineswegs durchgängig eine ſolche beſondere Aufſicht 
ausübt, ſondern ſich vielfach mit der allgemeinen Vereinsaufſicht 
begnügt. Soweit dagegen der Staat den Kirchen den „weltlichen 

Arm“ leiht oder ihnen ſtaatliche Hoheitsrechte überträgt (ſo das 

Beſteuerungsrecht), ergeben ſich einzelne Auſſichtsrechte, welche aus 

der Eigenart der beſonderen Rechtsverhältniſſe zwiſchen Staat und 

Kirche fließen, die ihrem Weſen nach nicht eigene Angelegenheiten 

der Kirche, ſondern, weil ſie in den ſtaatlichen Bereich hineinragen, 

ſtaatliche Angelegenheit find (vgl. im einzelnen meinen Art. Staats⸗ 
kirchenrecht in Stier⸗Somlo und Elſter, Handwörterbuch der 

Rechtswiſſenſchaft V, 629 ff, insbeſ. 637 ff.). 

Prof. Dr. Ebers, Köln. 


Karl Herrmann, Regierungsrat: Die vermögensrechtliche 
Auseinauderſetzung bei Trennung von Kirchen⸗ und 
Schulamt. Berlin 1927. Landgemeindeverlag. 71 Seiten. 
Preis 1,50 . 


§ 16 VDE. v. 17. Dez. 1920 (GS. 623) ordnet die Löſung der 
organiſchen Verbindung zwiſchen Kirchen⸗ und Schulamt an. Der 8 30 
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Abſ. 6 BUG. v. 28. Juli 1906 ſieht ein beſonderes Verfahren vor, 
falls Schulverband und Kirchengemeinde, d. h. in der Praxis die 
beiderſeitigen Aufſichtsbehörden, ſich nicht einigen, und eröffnet bei⸗ 
den den ordentlichen Rechtsweg. Das RG. hat in zwei Urteilen die 
privatrechtlichen Eigentumsverhältniſſe für in erſter Linie maßgebend 
für die Auseinanderſetzung bezeichnet (Urt. v. 18. Juni 1925: JW. 
1925, 2441 ff. und v. 12. Jan. 1926: JW. 1926, 1446 ff.). Da⸗ 
neben bleibt ein zweifellos rein privatrechtlicher Eigentumsſtreit auch 
ohne Vermögensauseinanderſetzung zwiſchen Schulvorſtand und Kir⸗ 
chenvorſtand, wie bisher, möglich (RG. v. 22. Febr. 1926: JW. 
1926, 2285 ff.). 

Gegen die Anwendung privatrechtlicher Grundſätze bei der 
öffentlich⸗rechtlichen Vermögensauseinanderſetzung nach 8 30 BUG. 
hat Herrmann ſchon in ſeinem Auſſatz im PVBl. 1926, 365 ff. 
und 377 ff.: „Privatrechtliches Kircheneigentum und öffentlich⸗recht⸗ 
liche Schulverfaſſung. Eine Gefahr für die Landgemeinden.“ Stellung 
genommen. In obiger Schrift will er die Gemeindeverwaltungs⸗ 
beamten anleiten, der Gefahr zu begegnen, die er darin erblickt, daß 
nicht nur neuerdings, ſondern vielſach ſchon ſeit Jahrhunderten für 
Schulzwecke beſtimmte Vermögensſtücke dieſer öifentlich⸗rechtlichen 
Zweckbeſtimmung auf Grund des privatrechtlichen Eigentums an ein⸗ 
zelnen dieſer Stücke entzogen werden. Von dem etwaigen Erlaß eines 
beſonderen Trennungsgeſetzes abgeſehen, hält Herrmann zwei 
Möglichkeiten für den Schutz der Schulintereſſen für gegeben. 


Die erſte Verteidigungswaffe der Schulverbände erblickt er in 
dem 8 46 Abf. 3 Zuft®. Unter Hinweis auf mehrere Kirchenordnungen 
und Viſitationsabſchiede aus dem Magdeburger Bezirk aus dem 16. 
und 17. Jahrh. ſowie unter Anführung zahlreicher Urt. des OVG. 
legt er dar, daß im Mittelalter die zugleich die Kirchenhoheit aus⸗ 
übenden landesherrlichen Behörden vielfach, ja faſt regelmäßig, auch 
kirchliche Vermögensſtücke für Schulzwecke gewidmet hätten. Als 
kirchlicher Zweck hätte in jenen Zeiten auch der Unterricht der Jugend 
gegolten. Nach feſtſtehender, auch in den Motiven zu § 16 Entw. 
des VII G. (jetzt Abſ. 2 des § 32) als richtig anerkannter Nipr. des 
OVG. würden mit der Genehmigung der zuſtändigen Behörden ſolche 
Widmungen Teile der örtlichen Schulverfaſſung. Auch urſprünglich 
auf Privatrecht beruhende beſondere Rechtstitel würden durch das 
hinzutretende Eingreifen der Aufſichtsbehörden zu Titeln des öffent⸗ 
lichen Rechts. Da dieſes dem bürgerlichen Recht vorgehe, ſo ſei die für 
Schulzwecke öffentlich⸗rechtlich erfolgte Widmung von Vermögens⸗ 
ſtücken ſelbſt dann rechtsverbindlich, wenn dieſe Stücke urſprünglich 
kirchliches Privateigentum geweſen wären. Eine lediglich dieſes Pri⸗ 
vateigentum feſtſtellende Gerichtsentſch. (vgl. z. B. das Urt. i. S. 
Hohenfürſt v. 22. Febr. 1926: JW. 1926, 2285 ff.) hindere die Schul⸗ 
vorſtände nicht, die öffentlich⸗rechtlich für Schulzwecke gewidmeten 
Vermögensſtücke gemäß 8 46 Abſ. 3 Zufl. für Schulzwecke in 
Anſpruch zu nehmen. Es lägen bereits zwei dieſen Standpunkt bil⸗ 
ligende Urteile des Bezirksausſchuſſes Magdeburg vor. Die gegen 
fie eingelegte Rev. werde in nächſter Zeit bei dem OVG. zur Entſch. 
gelangen. 

Als zweites, den Schulverbänden ſich bietendes Verteidigungs⸗ 
mittel käme der in meiner Schrift über die „Vermögensauseinander⸗ 
ſetzung bei vereinigten Kirchen⸗ und Schulämtern“ (vgl. deren aus⸗ 
führliche zuſtimmende Beſprechung durch Fürſtenau: JW. 1927. 
2838,39) ausgeführte Gedanke in Betracht, daß es im 16. und 
17. Jahrh. ſelbſtändige, von den politiſchen Gemeinden getrennte 
Kirchengemeinden in Preußen überhaupt nicht, im 18. Jahrh. vor 
dem Snkrafttreten des ALR. nur ganz ausnahmsweise gegeben habe. 
Die Schulverbände, welche in den meiſten bisher zur Entſch. des 
RO. gelangten Prozeſſen das Vorhandenſein ſelbſtändiger Kirchen⸗ 
gemeinden im Mittelalter durchaus geſchichtswidrig zugegeben hätten, 
müßten deren Beſtehen künftig nachdrücklich beſtreiten. Unter Be⸗ 
zugnahme auf die Quellenſammlung von Sehling (die ev. Kirchen⸗ 
ordnungen des 16. Jahrh., Leipzig 1909) ſowie auf die Schriften 
von Glerke (Deutſches Genoſſenſchaftsrecht Bd. 3) und Niedner 
(Die Entwicklung des ſtädtiſchen Patronats in der Mark Branden⸗ 
burg, 1911) und auf die Darlegungen gerade der kirchlichen Behörden 
in den Prozeſſen um die angebliche Kirchenbaulaſt Berlins ſowie 
auf die Rſpr. des preußiſchen Obertribunals müßten ſie der Legende, 
daß es vermögensrechtlich ſelbſtändige Kirchengemeinden im Mittel⸗ 
alter gegeben habe, entgegentreten. Solchen Darlegungen gegenüber 
ſeien die Kirchengemeinden beweispflichtig, wenn ſie ihre ausnahms⸗ 
weiſe Sonderexiſtenz im Mittelalter dartun wollten. 

Grundſätzlich ſtehe ich durchaus auf dem von Herrmann 
ſelbſt vertretenen Standpunkte, daß bei einer Vermögensauseinander⸗ 
ſetzung nach § 30 Abſ. 6 VilG. die öffentlich⸗rechtliche Zweckbeſtim⸗ 
mung der einzelnen Vermögensſtücke nicht außer Acht bleiben darf. 
Es iſt dies übrigens auch in dem grundlegenden Urt. des NG. i. S. 
Groß⸗Germersleben (JW. 1925, 2443 linke Spalte) ausdrücklich 
zugegeben. Die ebenſo zuläſſige, wie unbedingt gebotene Berufung auf 
8 32 Abſ. 2 Vll G. iſt a. a. O. vom RG. durchaus anerkannt. Sie 
Ronnte im Falle Groß⸗Germersleben dem Schulverbande nur deshalb 
nicht zum Siege verhelfen, weil ſie nicht genügend ſubſtantiiert war. 
Eine öffentlich-rechtliche Widmung der ſtreitigen Vermögensſtücke für 
Schulzwecke war von dem Schulverbande nicht einmal glaubhaft be⸗ 
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hauptet worden, obwohl das RG. angeſichts der ganzen geſchichtlichen 
Entwicklung der Verhältniſſe allzu ſtrenge Anforderungen an den 
Nachweis nicht ſtellen wollte. Daß die Gerichte in Streitigkeiten über 
öffentlich⸗rechtliche Verhältniſſe auch das öffentliche Recht berückſich⸗ 
tigen müſſen, iſt auch von den Ver ZS. des NG. bereits anerkannt 
(Beſchl. v. 27. April 1898: RG. 41, 272; vgl. auch die Beſpre⸗ 
chungen des Rählürt. v. 12. Jan. 1926 von Dirkſen und mir; 
JW. 1926, 1446 ff.). 

Nur, um den Schulverbänden auch für den Fall zu helfen, 
daß die Gerichte die öffentlich⸗rechtlichen Geſichtspunkte bei den Ver⸗ 
mögensauseinanderſetzungen zwiſchen Kirchengemeinden und Schul⸗ 
verbänden grundſätzlich außer Acht laſſen ſollten, habe ich in meiner 
Schrift darauf hingewieſen, daß es im Mittelalter ebenſowenig von 
den politiſchen Gemeinden getrennte Kirchengemeinden, wie geſonderte 
Schulgemeinden gegeben hat. Im Mittelalter hat auch auf evangeli⸗ 
ſcher Seite zweifellos die ſog. Inſtitutentheorie gegolten, welche noch 
heute auf katholiſcher Seite als die maßgebende angeſehen wird. An 
der juriſtiſchen Perſönlichkeit der zugleich Kirchen⸗ und Schulzwecken 


dienenden Pfründen hat das ALR. nichts geändert, wie auch heute 


noch die aus alten Zeiten herrührenden Kirchen in der Mark Bran⸗ 
denburg vom KG. als ſelbſtändige Stiftungen anerkannt werden 
(dgl. KG. v. 27. April 1914 i. S. ev. Kirchengemeinde Dahlem und 
Kirche Dahlem gegen Fiskus, 19 U 3466/13). 

Herrmann irrt aber, wenn er meint (S. 55), ich hätte den 
Schulverbänden zu neuen Prozeſſen gegen die Kirchengemeinden 
geraten. Ich habe im Gegenteil ſowohl in dem Vorwort wie 
auf S. 76 meiner Schrift dringend eine friedliche Verſtändigung der 
Beteiligten empfohlen, da es für die ſowohl der Schul⸗ wie der 
Kirchengemeinde angehörenden Bauern gleich ſei, ob ſie die unter 
allen Umſtänden von ihnen zu tragenden Prozeßkoſten aus der 
rechten oder aus der linken Taſche bezahlten. 

RA. Dr. Fleiſcher, Berlin⸗Friedenau. 


J. B. Sägmüller: Lehrbuch des katholiſchen Kirchenrechts. 
I., Heft 2. Die Dullen S. 151— 278. Freiburg 1926. 
Herderſche Verlagshandlung. Preis 5 . 


Das ausgezeichnete Lehrbuch von Sägmüller beginnt in 
vierter völlig umgearbeiteter Auflage zu erſcheinen. Die Kodi⸗ 
fizierung des katholiſchen Kirchenrechts in dem neuen Geſetzbuch 
des Codex iuris canonici, die tiefgreifenden Anderungen, welche das 
Jahr 1918, die Reichsverfaſſung und die ihr folgende Landes⸗ 
geiebgebung für die katholiſche Kirche in Deutſchland mit ſich 
rachten, forderte die völlige ſachliche Umgeſtaltung. Aber auch 
formell weicht die Neuauflage von den früheren dadurch ab, daß 
an Stelle der freien Syſtematik nunmehr der Anſchluß an die 
Dispoſition und den Text des Codex trat. Wie die Lehrbücher des 
Zivil-, Straf⸗, Prozeß⸗ uſw. Rechts ſich ſchon aus didaktiſchen 
Gründen im weſentlichen an das Syſtem des betr. Gefetzbuches 
halten, weil jedes Lehrbuch die Benutzung des Geſegbuches vor⸗ 
ausſetzt, deſſen Studium anregen und erleichtern will, ſo gilt dies 
auch für ein Lehrbuch des katholiſchen Kirchenrechts, nach dem nun⸗ 
mehr an Stelle weitzerſtreuter Quellen ein einheitliches Geſetzbuch 
als unicus fons juris canonici getreten iſt. Hinzu kommt für den 
Verf. eines in erſter Linie für katholiſche Theologen und für die 
Praxis der kirchlichen Verwaltung und Rſpr. beſtimmtes Lehrbuch 
der Wunſch des päpſtlichen Stuhles (Congr. de Seminariis v. 
7. Aug. 1917) nach Einheitlichkeit in der wiſſenſchaftlichen Be⸗ 
handlung des Kirchenrechts; ein Wunſch, der für ihn wegweiſend 
ſein wird, auch dort, wo er glaubt, in dieſem oder jenem Teil eine 
beſſere Ordnung bieten zu können. 

In dem vorliegenden zweiten Heft, das die materiellen und 
formellen Quellen behandelt, treten die jo erforderlich gewordenen 
Anderungen nicht fo ſtark in den Vordergrund, und beſchränken 
ſich im weſentlichen auf Ergänzungen bei der Darſtellung der ma⸗ 
teriellen Quellen. Neu iſt naturgemäß der Abjchnitt über Ent⸗ 
ſtehung, Inhalt, Einteilung und Geltung des Codex. 

Die Vorzüge, welche die früheren Auflagen auszeichneten, 
ſind geblieben: durchſichtige Syſtematiſierung im einzelnen, klare, 
ſaſt nüchterne Sprache in knappem Saßbau, jeweils kurze, aber 
erſchöpfende hiſtoriſche Einleitungen und vor allem die reichen 
Literaturangaben in kaum zu überbietender Vollſtändigkeit. 

Möge es dem Neſtor der deutſchen Kanoniſten vergönnt ſein, 
recht bald die Neuauflage zu vollenden, um ſo ſeinem Werk den 
erſten Platz unter den Lehrbüchern des batholiſchen Kirchenrechts, 
den es feit feinem erſten Erſcheinen i. J. 1904 unbeſtritten inne⸗ 


hatte, erneut zu ſichern. 
Prof. Dr. Ebers, Köln. 


P. Hülſter, O. Ciſt: Codieis Juris Canonici Interpretatio 
Autlientica. Paderborn 1928. Ferdinand Schöningh 
Verlag. Preis 1,60 . 


Kurz nach Verkündung des C. J. C. (27. Mai 1917) ſetzte 
Venediet XV. eine Kommiſſion ein, der allein er das Recht ver 


3224 


Schrifttum 


Juriſtiſche Wochenſchriſt 


lieh, die Vorſchriften des Kodex authentiſch auszulegen. Die Re- 
sponsa dieſer Kommiſſion, ſoweit fie im Jahrzehnt 1917—1927 
erwachſen ſind, hat Herausgeber geſammelt, geordnet und mit einem 
an die Folge der Canones ſich anſchließenden Index verſehen. Nur 
die Antworten ſind aufgenommen, die im Anſchluſſe an Fragen von 
Biſchöfen und Ordensoberen ergingen. Dadurch iſt die Gewähr ge⸗ 
boten, daß gerade die wichtigſten und zugleich am meiſten zu Zweifeln 
Anlaß gebenden Fragen für die Praxis des kirchlichen Lebens zuerſt 
beantwortet wurden. Die Antworten lauten meiſt nur: affirmative 
oder negative, und ergingen entweder vom praeses der Kommiſſion 
oder vom plenarius coetus. Es handelt ſich um echte Akte der kirch⸗ 
lichen Geſetzgebung. Noch nicht gehoben ſind die Schätze der Entſch. 
der kirchlichen Gerichtshöfe, denen allerdings keine authentiſche 
Auslegungskraft zukommt. Die Sammlung ift gut disponiert, prak⸗ 
tiſch zum Gebrauch und hübſch ausgeſtattet. Den deutſchen Juriſten 
werden vornehmlich die responsa de processibus, liber IV, 
can. 1552—2167 intereſſieren. 
RA. Dr. Görres, Berlin. 


Karl Herrmann, Regierungsrat in Magdeburg: Das Recht 
des Kirchenpatronats in Preußzen. Berlin 1928. Union, 
Deutſche Verlagsgeſellſchaft. 

Das Kirchenpatronat iſt immer eine außerordentlich ſchwierige 
Rechtsmaterie geweſen, weil es kein einheitliches Geſetz darüber 
gibt und in allen Landesteilen verſchiedenes Recht herrſcht. Es 
muß ſehr oft ſogar das Herkommen und der Vertrag als Rechts⸗ 
quelle mit herangezogen werden. Die Umwälzung 1918 hat in keiner 
Weiſe eine Neuerung gebracht; es muß vielmehr nach wie vor die 
alte Rechtsgrundlage als maßgebend angeſehen werden. Es entſteht 
nur die Schwierigkeit, daß Beſtrebungen im Gange ſind, das Patro⸗ 
nat aufzuheben oder abzulöſen, daß hier aber jedesmal auf die 
Entſtehungsgründe zurückgegriffen werden muß. Insbeſ. ſind die 
öffentlich⸗rechtl. Körperſchaften, Staaten und Gemeinden heute be⸗ 
ſtrebt, die Patronatslaſten abzulöſen. Aus allen dieſen Gründen 
iſt eine Zuſammenfaſſung dieſer Rechtsmaterie ſehr verdienſtlich. 

Verf. geht an ſeine Aufgabe heran weſentlich vom Stand⸗ 
punkte des praktiſchen Verwaltungsbeamten aus. Er bietet eine 
Fülle von Einzelheiten aus den verſchiedenen Geſetzen. Man ge⸗ 
winnt aus dem Buche einen guten Überblick und kann ſich auch 
in Einzelheiten orientieren. Ohne daß es im Titel zum Ausdruck 
kommt, beſchränkt ſich der Verf. aber auf Preußen, fo daß für die 
Praxis ſich dieſe Beſchränkung ergibt. Auffällig iſt dabei die Über⸗ 
gehung der evang. Landeskirche in Heſſen⸗Kaſſel, obwohl dort das 
Patronat eine große Bedeutung hat. Dies iſt um ſo auffälliger, als 
er die Landeskirche von Frankfurt ausdrücklich nennt (8 9 Einl.), 
obwohl dort das Patronat bedeutungslos iſt. 

Der kirchenrechtliche, eigentlich wiſſenſchaftliche Unterbau iſt 
ſehr gering. Die Bemerkung über den Calvinismus (S. 22), der 


jede „Laienherrſchaft“ in der Kirche abgelehnt habe, iſt reichlich 


ſchief. Der Calvinismus kennt überhaupt keine Laien, ſondern nur 
Kirchenglieder, die aber ſelbſtverſtändlich zur Verwaltung berufen ſind. 
In der Verwaltungspraxis wird das Buch ſicherlich Anklang 
finden und ſehr nützlich ſein. Der Verf. hat einen ſehr großen Fleiß 
aufgewendet und namentlich die Rſpr. neben der Geſetzgebung in 
weitgehendem Maße herangezogen. 
Prof. Dr. Bredt, Marburg. 


Dr. Wilhelm Brunner: Das Friedhofs- und Beſtattungs⸗ 
recht. Berlin 1927. Carl Heymanns Verlag. VIII und 
291 S. Preis geh. 12 4, geb. 14 . 


Der Verf. bringt im erſten Teile ſeines Handbuchs die in ver⸗ 
ſchiedenen Reichsgeſetzen enthaltenen einzelnen Beſtimmungen über 
Sterbefall⸗Meldungen, Leichenſchau, Beſtattung und Friedhöfe. Es 
folgen die in Preußen hierüber geltenden Vorſchriften, getrennt nach 
den Gebieten des AL R., des gemeinen und des franzöſ. Rechts. 
Im zweiten Teil werden die Sonderbeſtimmungen für den Frei⸗ 
ſtaat Sachſen, im dritten Teile die für Mecklenburg⸗Schwerin, für 
Braunſchweig und den Freiſtaat Oldenburg ergangenen VO. abgedruckt. 
Dagegen ſind die Verhältniſſe in den ſüddeutſchen und den vor⸗ 
ſtehend nicht erwähnten mitteldeutſchen Ländern ſowie die in den 
Hanſeſtaͤdten nicht berückſichtigt. Dankenswert iſt es, daß für 
Preußen, Sachſen, Mecklenburg⸗Schwerin, Braunſchweig und Olden⸗ 
burg auch die in Betracht kommenden kirchlichen Vorſchriften nebſt 
Muſtern für evangeliſche und katholiſche Kirchhofsordnungen wieder⸗ 
gegeben find. Die abgedruckten Geſetzesſtellen, beſonders die betr. 
Paragraphen des AL., ſind eingehend erläutert. Ein Sachregiſter 
erleichtert die Benutzung der verdienſtvollen Zuſammenſtellung der 
in den verſchiedenſten Geſezen und VO. zerſtreut ſich findenden Vor⸗ 
ſchriften über die Beſtattung, deren Anwendung ein jeder nach dem 
Tode unterworfen iſt. 

RA. Dr. Fleiſcher, Berlin⸗Friedenau. 


Ausland. 


Albrecht Rogge: Die Verfaſſung des Memelgebiets. Ein 
Kommentar zur Memelfonvention. Berlin 1928. Deutſche 
Rundſchau GmbH. 493 S. 

Durch den Verſalller Vertrag iſt das Memelgebiet vom Deut⸗ 
ſchen Reiche zur Verfügung der alliierten und aſſoziierten Hauptmächte 
abgetrennt worden. Nachdem ſich Litauen faktiſch in Beſitz des 
Memelgebiets geſetzt hatte, trat die Botſchafterkonferenz am 16. Febr. 
1923 das Memelgebiet an Litauen förmlich ab, ſtellte jedoch ſechs Be⸗ 
dingungen, darunter die Ausarbeitung eines organiſchen Statuts für 
das Memelgebiet und den Abſchluß einer beſonderen Konvention 
zwiſchen den alliierten und aſſoziierten Hauptmächten und Litauen, 
durch welche die geſtellten Bedingungen rechtliche Geſtalt erlangen 
ſollten. Über die Ausführung dieſes Programmes wurde auch noch der 
Völkerbund mit der Angelegenheit befaßt, deſſen Intervention die 
Unterzeichnung der Memelkonvention v. 8. Mai 1924 zeitigte. Dieſe 
bildet mit ihren drei Anlagen (Memelſtatut, Hafen, Tranſit) die for⸗ 
melle Verfaſſung des autonomen Memelgebiets. Daneben ſind zu 
berückſichtigen Teile des Verſailler Vertrags, litauiſche Geſetze (insbeſ. 
die litauiſche Verfaſſung), verſchiedene völkerrechtliche Abkommen und 
Feſtſetzungen, darunter ſolche, an denen das Deutſche Reich beteiligt 
iſt. Verf. hat ſich der dankenswerten Aufgabe unterzogen, die Geſamt⸗ 
heit dieſes Materials zuſammenzuſtellen und ausführlich zu erläutern, 
wobei das Schwergewicht begreiflicherweiſe auf dem Memelabkommen 
nebſt Statut liegt. Auch wenn man ihm nicht in allen Einzelheiten 
folgt, wird jeder gern zu dem Buche greifen, der mit Memelfragen 
zu tun hat. 

Prof. Dr. Waldecker, Königsberg. 


Neuerſcheinungen. 


Ergänzungen zum Lehrbuch der öſterreichiſchen Staats⸗ 
verrechnung. 10. Auflage von Prof. Dr. Guſtav Seidler 
im Sinne der Kundmachung des Bundeskanzlers im Ein⸗ 
vernehmen mit den beteiligten Bundesminiſtern v. 14. Okt. 
1927, betreffend die Erlaſſung einer Vorſchrift für die Prü⸗ 
fung aus der Staatsrechnungswiſſenſchaft Bgbl. Stück 97 ex 
1927 (Nr. 303), enthaltend: 

1. Die Grundzüge des öffentlichen Abgabeweſens. 

2. Die Grundzüge des allgemeinen Verwaltungsver⸗ 
fahrensgeſetzes und des Verwaltungsvollſtreckungs⸗ 
geſetzes. 

Leipzig und Wien 1928. Verlag Franz Deuticke. 


Zeitſchriften. 


Jahrbuch des öffentlichen Rechts. Bd. XV. In Verbindung 
mit Bruns und Triepel. Herausgegeben von Otto Koll⸗ 
renter. Tübingen 1927. Verlag J. C. B. Mohr (Paul 
Siebeck). VIII und 462 S. Preis Subſkription 21 , 
geb. 23,50 , Einzelverkauf 24 /, geb. 26,50 . 


Getreu feiner bewährten übung bringt das Jahrb. auch im 
vorl., gut ausgeſtatteten Bande eingehende wiſſenſchaftliche Dar⸗ 
ſtellungen der ſtaats⸗, verfaſſungs⸗ und verwaltungsrechtlichen Ent⸗ 
wicklung deutſcher und außerdeutſcher Staaten und Länder. 

Heinrich von Jan, Miniſterialrat in München, ſchildert 
Verfafſung und Verwaltung in Bayern 1919—1926 mit 
dem einſchlägigen zwiſcheugeſchalteten Geſetzgebungsmaterial in acht 
Kapiteln. Beſonderes Intereſſe beanſprucht die Darſtellung der 
Weiterentwicklung der Verfaſſung, der geſ. Maßnahmen zur Bes 
kämpfung der Korruption bei Abgeordneten, der Entwicklung der 
Selbſtverwaltungskörper, der vorbildlichen Schaffung einer Ge⸗ 
meindebeamtenkammer als Körperſchaft des öffentlichen Rechts, der 
Beziehungen Bayerns zum Reich. 

Hans Kelſen, Prof. in Wien, ſetzt ſeine Berichte (Jahrb. 
IX, XI, XII) über die Verfaſſung Oſterreichs fort. Als wich⸗ 
tigſte Kapitel ſeien erwähnt: Der Verwaltungsgerichtshof, der Ver⸗ 
faſſungsgerichtshof, die Reform der Finanzverfaſſung. Wir erfahren 
(mit Neid), daß ſchon der Bundesverfaſſung von 1920 das Prinzip 
zugrunde lag, es müſſe die Rechtskontrolle der Verwaltung durch 
unabhängige Gerichte in demſelben Maße verſtärkt werden, als die 
Demohratiſierung der Verwaltung zunimmt, — die ftet3 wieder⸗ 
holte Forderung der deutſchen Anwaltſchaft! — Der 
Verfaſſungsgerichtshof, die Krönung der Verfaſſung, hat ſeit 1925 
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eine Zuſtändigkeitserweiterung inſofern erfahren, als er nunmehr 
allein zuſtändig iſt für die Beſchwerden von öffentlich⸗rechtlich An⸗ 
geſtellten wegen Verletzung ihrer aus dem Dienſtverhältnis ent⸗ 
ſpringenden Rechte durch Verwaltungsakt. Hierbei iſt bemerkens⸗ 
wert einmal die beſſere Rechtsſtellung des öſterr. Angeſtellten im 
Vergleich zum deutſchen, da erſterer auch wegen nicht vermögensrecht⸗ 
licher Anſprüche richterlichen Schutz hat; ferner die klare Erkenntnis, 
daß auch der vermögensrechtliche Anſpruch der Beamten als öffent⸗ 
lich⸗rechtlicher nicht vor die Zivilgerichte gehört. 

Die Verwaltungsgeſetzgebung der öſterreichi⸗ 
ſchen Republik iſt dargeſtellt von Prof. Merkl, Wien. Er 
ſchildert u. a. das Verwaltungsreformwerk, das ſich auf dem allge⸗ 
meinen und den vier beſonderen Verwaltungsverfahrensgeſetzen auf⸗ 
baut, die nicht nur das Verwaltungsſtreit⸗, ſondern auch das Be⸗ 
ſchlußverfahren in Staats⸗ und Selbſtverwaltungs⸗, in Bundes⸗ und 
Landesbehörden erfaſſen, um trotzdem in einem oberſten Verwaltungs⸗ 
gerichtshof als der Kontrollinſtanz jeder Art von Verwaltung zu 
gipfeln. Mit Recht bezeichnet ez Merkl als ungeheuren wirtſchaft⸗ 
lichen Vorteil, wenn die rechtſuchende Partei vom Bundesminiſterium 
hinab bis zur Dorfgemeinde mit gleichförmigem Verfahrensrecht zu 
rechnen hat. Man fühlt die Freude des Verf. heraus über die Her⸗ 
ſtellung der Juſtizförmigkeit des geſamten Verwaltungs⸗ 
verfahrens mittels Durchdringung mit verwaltungsrechtlichen Ele⸗ 
menten. Mit dieſer Freude über das Erreichte begegnet Verf. der 
deutſchen Anwaltſchaft in ihrem Verlangen nach einem 
ſolch einheitlichen Verwaltungsverfahrensrecht, das 
fie ſchon wiederholt zum Ausdruck gebracht hat (vgl. JW. 1926, 1407; 
1927, 500% 

über die Entwicklung des öffentlichen Rechts in 
Frankreich ſeit 1914 berichtet Privdoz. Dr. Ernſt von 
Hippel in drei Hauptkapiteln (Einfluß des Krieges auf die 
Konſtitution des franz. Staates, Wandlungen des franz. Staats⸗ 
rechts vor und nach dem Kriege, Weiterbildung der Verwaltungs⸗ 
rechts). Es iſt ſowohl dem Gegenſtande als der Zeit nach die um⸗ 
faſſendſte und eindringendſte Studie dieſes Jahrganges. Die wich⸗ 
tigſten Probleme des Staats⸗ und Verwaltungsrechts kehren ſchließ⸗ 
lich bei den Hauptkulturvölkern, wenn auch in verſchiedener Form 
und Löſung wieder. Beſonderes Intereſſe erwecken: der Wandel 
der Staatsgewalt im Schoße eines durchaus demohratiſch denkenden 
Volkes infolge der Notwendigkeiten des Krieges bis zur dikta⸗ 
toriſchen Vollgewalt, die Behandlung der elſaß⸗lothringiſchen Frage, 
Abbau der Gerichte mittels einfacher Verordnung des Präſidenten (N), 
Fortſchritt der Verwaltungsgerichtsbarkeit, Einfluß des Sinkens 
der Geburtenziffern auf Staats⸗, Steuer⸗ und Verwaltungsrecht. 
(Die Zahl der Einbürgerungen ſoll von etwa 11000 i. J. 1925 
auf mindeſtens 100 000 jährlich geſteigert werden!) Vorbildlich für 
deutſche Verhältniſſe in Städtebau und Wegepolizei die als 
„urbanisme“ bezeichnete Bewegung, gerichtet auf geſundheitsmäßig 
erbaute Städte mit möglichſt ſchönem Stadtbilde. 

Dr. Manfredi Siotto⸗Pintör, Prof. an der Univerſität 
Florenz, ſtellt die bedeutendſten Wandlungen des Staats⸗ 
rechtslebens in Italien in den Jahren 1923—1926 dar. 
Er verwahrt ſich dagegen, eine politiſche oder ſtaatsrechtliche Wert⸗ 
ſchätzung vorzunehmen, und will nur Tatſachen ſchildern: ein für 
den Juriſten faſt unmögliches Unterfangen. In Wahrheit tritt er 
ſelbſtverſtändlich fortgeſetzt in ſtaatsrechtliche (nicht in politiſche) 
Wertung ein, was durchaus kein Schaden. In den Kapiteln Vor⸗ 
bemerkungen, Staatsangehörigkeit, Staatshaupt und Regierung, 
Geſetzgebungsverfahren, Wahlreformgeſetze, Vereinsordnung ſchildert 
er die geſetzgeberiſche und verwaltungsmäßige Entwicklung des ſtaats⸗ 
rechtlichen Syſtems, das uns unter dem Namen „Faſchismus“ be⸗ 
kannt iſt, mit dem ſich je nach dem politiſchen Standpunkt Luſt⸗ 
gefühle oder Unluſtgefühle verbinden. Dem Aufſatze des Verf. ver⸗ 
danken wir eine doppelte Erkenntnis: den Einblick in das neue 
Syſtem einerſeits und in die Methode ſeiner Einführung 
andererſeits. Das Syſtem ſtellt den Verſuch dar, die neben, über 
und unter dem Staate beſtehende Geſellſchaft in ihren Erſcheinungs⸗ 
formen: Landwirtſchaft, Induſtrie, Handel, Arbeit, freie Berufe, 
Wiſſenſchaft, Kunſt uſw. zu organiſieren, dem Staat einzugliedern 
und ſeinen Zwecken dienſtbar zu machen, ſtets bei ſtarker Betonung 
italieniſch⸗nationaler Intereſſen. Die Fabel des Menenius Agrippa 
über die zur körperlichen Einheit verbundenen menſchlichen Glieder, 
von denen jedes ſeinen beſonderen Dienſt leiſtet, um zum allgemeinen 
Zweck — Wohlfahrt des Geſamtleibes — beizutragen, iſt in dieſem 
ſtaatsrechtlichen Syſtem mit ſtrengſter Folgerichtigkeit durchgeführt; 
ſtaatsrechtlich betrachtet eine große Leiſtung. (Schwache Anſätze zu 
dieſem Syſtem beſitzen wir im Reichswirtſchaftsrat.) 

Die Methoden der Einführung verraten eine gewiſſe 
Haſt und Ungeduld, als könnte der Schöpfer es kaum erwarten, bis 
all ſeine Gedanken durchgeführt ſind. Dabei werden Widerſtände 
ewaltſam beſeitigt. Die Regierung erhält ein weiteſtgehendes De⸗ 
Ketgeſetes⸗ (Verordnungs⸗) Recht, umfaſſende Delegationzgewalt 
ſeitens des Parlaments, Verwaltungsbefugniſſe auf zahlreichen Ge⸗ 
bieten (z. B. dem der Entziehung der Staatsangehörig⸗ 
Reit, verbunden mit Konfis kation des Vermögens 
durch Miniſterialkommiſſion, ſowte auf dem Gebiete des Vereins⸗ 


lebens), alles ohne jede richterliche Nachprüfung, ein Zuſtand, der 
an die römiſche Kaiſerzeit gemahnt. 

Im Aufſatze Unter dem Vertrage von Verſailles 
wach Locarno und Genf gibt PrivDoz. Dr. Held in drei 
„Kapiteln: Weg der Gewalt (Ruhr), Weg des Geſchäfts (Dawes), Weg 
des Rechts (Locarno) einen im weſentlichen beſchreibenden Überblick 
über Deutſchlands Aufſtieg mit vielen Quellenangaben. Er glaubt 
und hofft auf den letztlichen Sieg des Rechts. 

Das Jahrbuch ſteht auf feiner alten Höhe. Es Könnte bereichert 
werden durch Hinzufügung kurzer Angaben über die wichtigſten 
ſtaatsrechtlichen Vorgänge der Hauptkulturſtaaten (Wahlergebniſſe, Re⸗ 
gierungswechſel uſw.) ſowie durch Mitteilung über Zu⸗ und Abgänge 
auf dem Gebiet der Perſonalien. 

RA. Dr. Görres, Berlin. 


Zeitſchrift für Beamtenrecht. Herausgegeben von Rechts⸗ 
anwalt und Notar Dr. Jacques Abraham. Berlin 1928. 
Carl Heymanns Verlag. Band I Heft 1. Jährlich 6 Hefte 
1 Band zum Preiſe von 12 . 

Die Grundlage für Schaffung möglichſt einheitlicher Beſtim⸗ 
mungen des deutſchen Berufsbeamtenrechts mitbilden zu helfen — 
unter Ausſchluß rein gewerkſchaſtlicher Fragen — ſoll die Hauptauf⸗ 
gabe dieſer Zeitſchrift ſein, wie das Geleitwort es ankündigt. Bietet 
an ſich ſchon der Name des Herausgebers eine ſichere Gewähr für 
die wiſſenſchaftliche Höhe der Zeitſchrift, fo ſei doch auch noch weiter⸗ 
hin auf die Perſönlichkeiten der Paten hingewieſen, welche dieſer viel⸗ 
verſprechenden Zeitſchrift bei ihrem erſten Erſcheinen zur Seite ge⸗ 
treten ſind. In einer Abhandlung „Neuerungen im Beamtenrecht“ be⸗ 
ſpricht der hervorragende, wohl beſte Kenner des Beamtenrechts 
LGPräſ. Dr. Brand die Anderungen, welche durch die neueſte 
Beamtengeſetzgebung, insbeſ. die Beſoldungsregelung vom Dez. 1927, 
geſchaffen worden ſind — unter Hinweis auf die noch zu erwartenden 
Anderungen. Hieran anſchließend behandeln Ming. Dr. Hoche, 
„Die Aufgaben des neuen Reichstags auf dem Gebiete des Beamten⸗ 
rechts“ und LGDDir. Dr. Marcard, „Grundbegriffe des Beamten⸗ 
ſtrafrechts im Entwurf eines Allgemeinen Deutſchen Strafgeſetzbuchs“. 
RA. Dr. Erich Juliusberger II beſpricht die vielumſtrittene 
Frage der „Stellung des parlamentariſchen Miniſters und feine Be⸗ 
amtenqualität“, während der Herausgeber RA. Dr. Jacques 
Abraham ausgehend von der Beſtimmung des 8 316 RS:GB. auf 
die „Transportgefährdung durch Bahnbeamte“ eingeht. Neue Wege 
weiſt ein Artikel des Dr. med. Salomonski, „Das Recht auf 
Geſundheit“, welcher von den den Beamten — nicht nur den durch 


das Unfallfürſorgegeſetz beſonders geſchützten — drohenden geſundheit⸗ * 


lichen Schädigungen durch die Einflüſſe der täglichen Berufsarbeit 
(ungenügende Beleuchtung, unzweckmäßige Heizung und ungenügende 
Lüftung der Dienſträume, Gefahren des Schalterdienſtes uſw.) handelt, 
eine Frage, welche mit der vom RG. in zahlreichen Entſcheidungen 
betonten Fürſorgepflicht der vorgeſetzten Dienſtbehörde eng zuſammen⸗ 
hängt. Bücherbeſprechungen beamtenrechtlichen Inhalts und eine wert⸗ 
volle Wiedergabe der Rſpr. auf dem Gebiete des Beamtenrechts durch 
ungekürzte Urteilstexte in Zivilſachen, Strafſachen und Diſziplinar⸗ 
ſachen bilden den Abſchluß des 1. Heftes. 

Von dem aus der Voranzeige des 2. Heftes erſichtlichen Inhalte 
werden eine weitere Abhandlung des LGpPräſ. Dr. Brand, „Der 
Entwurf einer Reichsdienſtſtrafordnung“ und ein Artikel des Reg Dir. 
Dr. Hagemann, „Die Beſtimmungen über den Waffengebrauch bei 
der preußiſchen Polizei und Landjägerei“ beſonderem Intereſſe be⸗ 
gegnen. KR. v. Bon in, Potsdam. 


Vierteljahrsſchrift für Steuer⸗ und Finanzrecht. Heraus⸗ 
gegeben von Dr. Max Lion. 1. Jahrg. Hefte 1— 3. 
Berlin 1928. Carl Heymanns Verlag. Preis 10 . 

Die, ſoviel ich weiß, erſte große wiſſenſchaftliche Zeitſchriſt, die 
ſich zur Aufgabe geſtellt hat, die noch fo junge Wiſſenſchaft des Reichs⸗ 
ſteuerrechts wie auch die Wiſſenſchaft des Reichsfinanzrechts zu för⸗ 
dern weniger durch Auffäge über die größeren und kleineren Tages⸗ 
fragen der Praxis als vielmehr durch tiefergreifende Abhandlungen 
über Fragen aus dem Gebiete der wiſſenſchaftlichen Rechtslehre (Bei⸗ 
ſpiel: Bychelberg, Veränderung des Umſatzbegriffes infolge der 

„Beſitzkonzentration“ in der Wirtſchaft?; Bürger, Die Rechts⸗ 

figur des Steuerſchuldners; Thomä, Das Unternehmen als wirt⸗ 

ſchaftliche Einheit im deutſchen Vermögensſteuerrecht; Arens, Zum 

Begriffe der Haftung im geltenden Steuerrecht) oder über Probleme 

von einſchneidender oder weittragender Bedeutung (Beiſpiele: Moß, 

Die Beſteuerung der Intereſſengemeinſchaften und Kartelle; Neu⸗ 

mark, Der Grundſatz budgetärer Veranſchlagungen und der Reichs⸗ 

haushaltsplan; Lenz, Zur Kritik des Reparationsagenten am deut⸗ 
ſchen Reichshaushalt; Ball, Organiſationsprobleme der Finanz⸗ 
verwaltung). 

An der Spitze fragt Prof. Dr. Heuſel, Bonn: Welche Funk⸗ 
tion hat das Finanz⸗ und Steuerrecht im wiſſenſchaftlichen 

Unterricht zu erfüllen? und beantwortet dies ſehr richtig dahin 
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(S. 9): Die techuiſche Funktion muß im Rahmen der wiſſen⸗ 
ſchaftlichen Ausbildung zurücktreten, betont werden müſſen diejenigen 
Seiten, in denen das Finanzrecht Beziehungen zum allgemeinen 
rechtlichen Denken aufweiſt. In der Tat: Staats⸗ und verwaltungs⸗ 
rechtlich denken lernen iſt es, worauf es ankommt! „Dann, aber 
auch nur dann ſind ſchließlich die Wege zur wiſſenſchaftlichen Ver⸗ 
tiefung des Finanz und Steuerrechts für ſpätere Zeiten geebnet. Ein 
wiſſenſchaftlicher Zweig, der die Verbindung mit dem Geſamtſyſtem 
der Rechtsordnung verliert, der Frageſtellungen nur im engen Bereich 
der techniſchen Einzelheit kennt, iſt früher oder ſpäter zur Erſtarrung 
verurteilt. ... Sicher ift..., daß hier zukünftigen wiſſenſchaftlichen 
Arbeiten erhebliche Aufgaben vorbehalten ſind.“ Ich möchte nur 
zweierlei hinzufügen: Denken lernen, ja! Aber nicht minder wichtig: 
Verſtehen lernen! Den Menſchen verſtehen! Das Leben verſtehen! 
Die Erſcheinungen des Lebens, feine Bedürfniſſe, feine Mannig⸗ 
faltigkeit, das Kosmiſche im ſcheinbar Chaotiſchen. In den Univerſi⸗ 
tätsfahren kann es noch nicht gelehrt, kann es nur erſt gepredigt, 
aber niemals genug gepredigt werden. Und zum anderen als ſeeliſche 
Vorbereitung auf den Beruf des künftigen Steuerbeamten und 
Steuerrichters: Verantwortungsgefühl! Nicht nur dem Reiche, ſondern 
nicht minder auch dem Pflichtigen gegenüber! Die Macht des Ve⸗ 
amten und Richters über ſeine Volksgenoſſen will nicht nur — mit 
dem Amte — erlangt, fie muß auch verdient werden! 

Ganz beſonders leſenswert, anregend, feſſelnd ſchreibt Ball, 
wenigſtens für alle, die nicht vom Bau, d. i. von der Finanzver⸗ 
waltung, ſind, vielleicht aber auch für die Verwaltungsbeamten ſelber. 
Er beleuchtet nicht nur recht glücklich gewiſſe Organiſationsprobleme, 
ſondern deckt auch ſo manche Fehler der gegenwärtigen Organiſation 
auf mit Hinweiſen, wie ſie abzuſtellen wären. 

In Bürgers Abhandlung über die Rechtsfigur des Steuer⸗ 
ſchuldners erfährt eine ſtellenweiſe Auferſtehung mein armer, verbliche⸗ 
ner und längſt vergeſſen gewähnter Komm. zum KapErtrStG., 
allerdings zumeiſt nur in gegen ihn polemiſierenden Fußnoten. Weit 
entfernt, mit dieſem alten Buche noch rechthaberiſch ſein zu wollen, 
habe ich doch das Gefühl, als ob Bürger und ich uns eigentlich nur 
nicht ſo recht verſtünden. Thomäs eminent fleißige (115 Seiten) 
und ſehr verdienſtvolle Arbeit über das „Unternehmen als wirt⸗ 
ſchaftliche Einheit im deutſchen Vermögenſteuerrecht“ bringt (S. 352/3) 
ſogar noch mein altes Beſitzſteuerrecht zu Ehren. Ob man ihm im 
Ergebniſſe folgen kann, iſt fraglich. Ich meinerſeits neige Lion 
zu, der felber im 3. Hefte („Die Vermögensſteuer auf den Geſchäfts⸗ 
wert [Goodwill, Verlagswert]“) ſich entgegengeſetzt, nämlich dahin 
entſcheidet, daß die Einſetzung eines beſonderen Geſchäftswertes in 
die Vermögensberechnung nach dem Reichsbewertungsgeſetze 
nicht berechtigt iſt. Leſenswert und lehrreich ſind Grabowers „Bei⸗ 


® träge zu den Beziehungen zwiſchen Steuerverwaltung und Accoun- 


tants“, d. i. den unabhängigen berufsmäßigen Buch⸗ und Betriebs⸗ 
prüfern (Reviſoren), „in Großbritannien“. 

Eine willkommene Einrichtung der Zeitſchrift iſt, daß die mei⸗ 
ſten Abhandlungen ſchließen mit einer gedrängten „Zuſammen⸗ 
faſſung“ ihres Inhalts, öfters zugleich, öfters auch allein in einer 
fremden Sprache (frauzöſiſch, bei Grabower engliſch). Ich möchte 
wünſchen, daß dieſe Einrichtung beibehalten werde, aber in der Ge⸗ 
ſtalt, daß eine „Zuſammenfaſſung“, wo ſie gebracht wird, in jedem 
Falle auch in deutſcher Sprache gebracht wird. Ein vielbefchäftigter 
Leſer hat gerade bei ſo eingehenden Abhandlungen, wie ſie die be⸗ 
ſprochene Zeitſchrift ſich zur Aufgabe geſetzt hat, das Bedürfnis, mit 
Rurzem Blicke ſich über das Ergebnis zu unterrichten, zu dem der 
Verf. kommt. Eine freinde Sprache aber im gleichen Tempo leſen zu 
können wie die deutſche, iſt wohl wenigen gegeben. 

RA. Dr. Glaſer, Dresden. 


Rechtſprechung 
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(Juriſtiſche Wochenſchrift 


Steuer⸗Rechtſprechung in Karteiform. Höchſtgerichtliche Ent⸗ 
ſcheidungen in Reichsſteuerſachen unter Mitwirkung von 
Reichsfinanzräten Arlt, Dr. Boethke, Evers, Hochſtetter, 
Dr. Krapf, Ott herausgegeben von Senatspräſident des 
Reichsfinanzhofes a. D. Alfons Mrozek, in monatlichen 
Lieferungen. Verlag Dr. Otto Schmidt, Köln. 


Die zuerſt JW. 1924, 1115 beſprochene Sammlung ſtellt die von 
keinem gleichartigen Werk erreichte umfaſſende Zuſammenſtellung der 
Rſpr. des NH. ſeit dem Jahre 1919 dar. 

Die einzelnen Entſcheidungen ſind auf beſonderen Blättern in 
ihrem weſentlichen Inhalt vollſtändig abgedruckt. Vorangeſchickt ſind 
der Geſetzestext der im Einzelfall behandelten geſetzlichen Beſtimmung 
in vollem Wortlaut und die in der Entſch. zum Ausdruck gekommenen 
Rechtsgrundſätze (Rechtsſprüche). Ein breiter Heftrand ermöglicht es, 
die einzelnen Blätter in Paragraphenfolge in die vom Verlag ge⸗ 
lieferten Ordner nach Art der Syſteme Leitz, Soenneken, Zeiß u. a. 
einzufügen. 6 

Die Sammlung iſt für das Spezialgebiet des Steuerrechts eine 
vorbildliche Löſung des Problems, ſich raſch und zuverläſſig einen 
Überblick über die geſamte Rſpr. des R§H., insbeſ. der neueſten Zeit, 
zu verſchaffen. Als Materialſammlung iſt ſie unentbehrlich. Einen 
kleinen Eindruck von der Bedeutung der Sammlung vermittelt die 
nachſtehende Aufſtellung der behandelten Geſetze, die aber keinen An⸗ 
ſpruch darauf erhebt, vollſtändig zu ſein: 

RAbgO., REntl®., RNot OG., Fin AusglG., VV., II. StRotVO., 
III. StNotVO., RentBVO., Gef. über Liquidation des Umlaufs an 
Renteubanklſcheinen, RBewG., ZwAnlG., StAufwG., StFludtG., 
StNachſc g., StlibLeitG.; 

EinkSt®., KörpStGG., KapVerk St., ErwStGG., VermStéG., 
Erbſch sth. 1922/1925, Umſ Stg., AufbringG., IndBelaſtc h., Kap⸗ 
ErtrSt®., VO. über Goldbilanzen, Rhein⸗ und Nuhr⸗Abgabe; 

RennwG., Perſonen⸗ und GüterverkehrsG., KraftfStG., Zucker⸗ 
Stg., Bierft&., BranntmMond., Weinſtch., SchaumwStG., Leucht⸗ 
mittel., Zündwcg., Kohlen Stg., Brotverforg®., TabStG., Spielk⸗ 
StG., WechſStG., Landesſtch., VZollch., Zoll Tar., Warenverzeich⸗ 
nis zum Zolltarif, Eiſenb ZO., Gel. betr. die Statiſtik des Waren⸗ 
verkehrs mit dem Auslande, Holzſteuer O., Zahlung der Zölle in Gold. 

Bei einem derartigen umfaſſenden Werk ſpielt ein Moment für 
den Benutzer eine Rolle, das ſonſt nicht in dem Maße in den Vorder⸗ 
grund tritt, nämlich die Preisgeſtaltung. Der Verlag kommt auch in 
dieſem Punkte den Bedürfniffen der Benutzer ſehr entgegen. Er ver⸗ 
anſtaltet eine Geſamtausgabe aller Entſch. zu den reichsſteuergeſetz⸗ 
lichen Zoll⸗ und Verbrauchsſteuergeſetzen zu einem Preiſe von viertel⸗ 
jährlich 10 Rt, der bei dem Umfange des gelieferten Materials durch⸗ 
aus mäßig iſt. Eine Nachlieferung des jetzt bereits 54 Bände um⸗ 
faſſenden Werkes iſt zum Preiſe von 153 AA möglich. Daneben find 
in Ausgabe A die Entſch. zu den Reichsſteuergeſetzen ohne Zoll⸗ und 
Verbrauchsſteuergeſetz, in der Ausgabe B lediglich die Entſch. zu den 
Zoll⸗ und Verbrauchsſteuergeſezen, in der Sonderausgabe C nur die 
Entſch. zur RAbgO. und in der Sonderausgabe D nur die Entſch. 
zum GrerwStch. zu entſprechend ermäßigtem Preiſe lieferbar. Durch 
dieſe vielgeſtaltige Bezugsmöglichkeit iſt es jedem Intereſſenten er⸗ 
möglicht, ſich nur die feinen Jutereſſenkreis entſprechenden Entſch. 
zu beſchaffen. Das Werk iſt durch feine einzigartige Uberſichtlichkeit, 
leichte Handhabung, zweckmäßige Aufbewahrung der Einzelblätter, 
ſchnellſte Verichterſtattung, unbedingte Zuverläffigkeit und nicht zu 
übertreffende Vollſtändigkeit in Verbindung mit der guten Ausſtattung 
und dem mäßigen Preiſe zur Anſchaffung beſtens zu empfehlen. 

RA. Rudolf Henſen, Berlin. 


Nachdruck der Entſcheidungen nur mit genauer Angabe der Quelle geſtattet; Nachdruck der Anmerkungen verboten! D. S. 


A. Ordentliche Gerichte. 
Reichsgericht. 
a) Zivilſachen. 


Berichtet von den Rechtsanwälten beim Reichsgericht 
Juſtizrat Dr. Kaiſer, Juſtizrat Kurlbaum und 
Juſtizrat Dr. Schrömbgens. 

[Wird in der amtlichen Sammlung der Entſcheidungen des Reichs⸗ 
gerichts abgedruckt. — 7 Anmerkung.] 

I. Materielles Recht. 

* 1. Kriegsbeſoldungsvorſchrift v. 28. Febr. 
1917; 82 RBG. Die vorübergehend wider⸗ 
ruflich mit Kriegsſtellen von Heeresverwal⸗ 


tungsbeamten beliehenen Militärperſonen neh⸗ 
men bei Aufhebung der Beleihung mit der Dienſt⸗ 
ſtelle den früheren Dienſtgrad wieder ein. f) 

In ſeiner Stellung als Unterzahlmeiſter, die der Kl. 
bei Kriegsausbruch bekleidete, gehörte er zu den Unteroffizieren 
des alten Heeres; durch ſeine am 3. Aug. 1914 erfolgte 
Beförderung zum Zahlmeiſterſtellvertreter iſt hierin keine 
Anderung eingetreten. Die Ernennung zum Hilfszahlmeiſter 


Zu 1. Die Beweisführung des RG. wäre richtig, weun es 


nichl den Art. 129 Verf. gäbe. Der oberſte Gerichtshof geht von 


dent Satze aus, daß der Kl. in feiner Stellung als Unterzahlmeiſter, 
die er bei Kriegsausbruch bekleidete, zu den Unteroffizieren des 
alten Heeres gehörte und daß durch ſeine am 3. Aug. 1914 erfolgte 
Beförderung zum Zahlmeiſterſtellvertreter hierin keine Anderung 
eingetreten ſei. Die Hauptfrage kommt nicht ſcharf heraus: Iſt 
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am 24. April 1919 erfolgte auf Grund der Kabinettsordre v. 
28. Febr. 1917 betreffend Verleihung von Heeresbeamten⸗ 
ſtellen auf Widerruf (Armee OBl. 98). Durch dieſe Ernen⸗ 
nung war der Kl. gemäß Anl. 3 zur Kriegsbeſoldungsvor⸗ 
ſchrift i. d. Faſſ. v. 28. Febr. 1917 (Armee OBl. 102/111) 
ſowie der Ausführungsvorſchriften und Exläuterungen des 
Kriegsminiſteriums hierzu vom 28. Febr. 1917 (Nr. 710/2, 
17 A 2 — Armee BOBl. 103) Reichsbeamter auf Widerruf 
geworden. In den Erläuterungen des Kriegsminiſteriums zu 
§ 1 der Beſtimmungen über die Beſetzung der Beamtenſtellen 
und der petſönlichen dienſtlichen Verhältniſſe der Beamten⸗ 
und Unterbeamtenſtellvertreter während des Krieges (Armee⸗ 
VOBl. 105) iſt unter Nr. 3 wörtlich bemerkt: 

„Die für die Dauer der Kriegsformationen des Heeres 
mit Kriegsſtellen von Beamten der Heeresverwaltung wider⸗ 
ruflich beliehenen Perſonen — ſoweit ſie nicht bereits im 
Frieden etatsmäßige Heeresangehörige waren und als ſolche 
nach 8 32 OPG. zu penſionieren find — find keine etats⸗ 
mäßigen Beamten i. S. der 88 7 und 37 RBG. Sie 
haben daher Anſpruch auf Penſionsgebührniſſe lediglich auf 
Grund der 88 33 bis 35 OPG. 1906. Bei Aufhebung der 
Beleihung mit der Beamtenſtelle nehmen ſie den militäriſchen 
Dienſtgrad ein, den ſie vor der Beleihung bekleidet haben.“ 

In dieſen, im Einklang mit den geſetzlichen Beſtimmun⸗ 
gen ſtehenden Erläuterungen des Kriegsminiſteriums kommt 
zweifelsfrei zum Ausdruck, daß der Kl. durch ſeine Beförde⸗ 


die Überführung des zweifellos mit Beamtencharak⸗ 
ter verſehenen Kl. in das Privatdienſtverhältnis 
zuläſſig geweſen? Das RG. erklärt, daß die Ernennung zum 
Hilfszahlmeiſter am 24. April 1918 auf Grund der Kabinetts⸗ 
order v. 28. Febr. 1917 betr. Verleihung von Heeresbeamtenſtellen 
auf Widerruf (Armee VO Bl. S. 98) erfolgte und daß durch dieſe 
Ernennung der Kl. gem. Anl. 3 zur Kriegsbeſoldungsvorſchrift 
j. d. Faſſ. v. 28. Febr. 1917 (Armee OBl. S. 102— 111) ſowie der 
AusfVorſchr. und Erl. des Kriegsminiſteriums hierzu v. 28. Febr. 
1917 (Armee BBl. S. 103) „Reichsbeamter auf Widerruf“ geworden 
ſei. Darüber, daß bei Anwendung dieſer Vorſchriften in der Tat 
die Eigenſchaft eines „Reichsbeamten auf Widerruf“ auf den erſten 
Blick ſich ergeben haben würde, läßt ſich, wenn es nicht den Art. 129 
Verf. gäbe, nicht zweifeln. Es fragt ſich aber, ob jene Vor⸗ 
ſchriften anwendbar geweſen find mit Rückſicht auf den eben feſt⸗ 
geſtellten Rechtsſatz der RVerf. Gewiß, der Kl. wurde am 24. April 
1919, alſo vor dem Inkrafttreten der RVerf., nämlich am 13. Ang. 
1919, zum Hilfszahlmeiſter ernannt; aber doch mit Wirkung 
v. 1. Okt. 1919, alſo nach Inkrafttreten der RVerf. Die Eut⸗ 
laſſung des Kl. aus dem Heeresdienſt erfolgte erſt am 30. Sept. 
1920. Bei einer Rechtsauslegung, die nicht rein formallogiſch vor⸗ 
geht, ſondern auf das materielle Recht des in Frage kommenden 
Einzelnen und teleologiſch auf den Zweck der Rechtsbeſtimmungen 
abſieht, wird man nicht zweifelhaft ſein können, daß der Kl., der 
ſchon am 22. Okt. 1907 die Zahlmeiſterprüfung beſtanden, bei 
Kriegsausbruch am 3. Aug. 1914 zum Zahlmeiſterſtellvertreter und 
am 24. April 1919 zum Hilfszahlmeiſter ernannt worden ift, Beamter 
bleiben wollte und nicht dadurch aufgehört haben kann, Beamter 
— mindeſtens auf Wartegeld — zu ſein, daß er auf Grund von Vor⸗ 
ſchriften, die im ſchärſſten Widerſpruche mit dem Art. 129 
R Verf. ſtehen, gegen feinen Willen in eine niedere Stellung, 
nämlich in eine privatdienſtvertragliche, v. 1. Okt. 1920 ab über ⸗ 
geführt worden iſt. Er blieb hierin bis zum 31. März 1922, als 
das Gefangenenlager aufgelöſt wurde, in dem er beſchäftigt war. 
Bei dem in der Armee und bei der Heresverwaltung beſtehenden 
Untergebenenverhältnis zu den höheren Beamten und Behörden 
wird es jedem dieſe Verhältniſſe auch nur einigermaßen kennenden 
Beurteiler klar, daß er praktiſch gegen den Privatdienſtvertrag 
nicht angehen konnte, ohne Gefahr zu laufen, überhaupt ſofort 
entlaſſen zu werden. Er hätte dann ſehen können, wo er mit 
ſeinem Lebensunterhalte bliebe, und er wäre, wie allerdings auch 
jetzt, auf gerichtliche Klagen angewieſen geweſen. Man kann aljo 
daraus keine dem Kl. ungünſtige Rechtsfolge ableiten, daß er 
auf Grund eines Privatdienſtvertrages feinen Dienſt weiter verſah. 
Der ſpringende Punkt iſt aber der, ob er auf Grund der Ernennung 
v. 24. April 1919, mit Wirkung v. 1. Okt. 1919 zum Hilfs⸗ 
zahlmeiſter, alſo zweifellos zum Beamten, ernannt, dieſe ſeine Be⸗ 
amtenqualität nach Inkrafttreten der RVerf. gegen ſeinen Willen 
verlieren konnte. Dabei bleibt es m. E. gleichgültig, in welcher 
Form ſeine Weiterführung als Beamter oder ſeine weitere Ver⸗ 
wendung hätte erfolgen können, ob er in den einſtweiligen Ruheſtand 
hätte verſetzt werden müſſen. 

Das NE. erklärt auch, es ſei „mit dem LG. nicht zu verkennen, 
daß der Rechtsſtandpunkt des Bekl. (RInn .), wie er 
jezt im Rechtsſtreit und der ihm vorausgegangenen Entſch. des 
Run. nach 8 150 RBG. eingenommen wird, in früheren Er⸗ 
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rung zum Hilfszahlmeiſter nicht planmäßiger, ſondern nur 
widerruflicher Reichsbeamter geworden iſt. Die Aufhebung 
der Beleihung mit der Beamtenſtelle und gleichzeitig der 
Widerruf iſt unbedenklich und für den Kl. klar erkennbar in 
ſeiner Entlaſſung aus dem Heeresdienſt zu erblicken, und der 
Kl. iſt damit in den vor der widerruflichen Beleihung mit der 
Beamtenſtelle bekleideten Dienſtgrad als Unterzahlmeiſter wie⸗ 
der eingerückt (vgl. RG. 117, 771)). Rechtsanſprüche als plan⸗ 
mäßiger Reichsbeamiter kann ſonach der Kl. nur dann erheben, 
wenn ihm eine ſolche Stelle anderweit verliehen iſt. Seine 
Behauptung, daß er mit dem 1. Okt. 1919 lebenslänglich an⸗ 
geſtellter Reichsbeamter geworden ſei, ſtützt der Kl. in erſter 
Reihe auf einen Erlaß des Reichswehrminiſters v. 28. Aug. 
1919 betreffend Verwendung der Unterzahlmeiſter uſw. infolge 
Verminderung des Heeres (Heeres O Bl. 1919, 45). Der 
Eingang dieſes Erlaſſes lautet: 

„Im Einvernehmen mit dem Reichsfinanzminiſterium 
wird nachſtehendes bekanntgegeben: 

1. Die geprüften Zahlmeiſteranwärter des Heeres, die 
am 1. Okt. 1919 eine Militärdienſtzeit von 15 Jahren und 
mehr zurückgelegt haben, ſollen in Grenzen der planmäßigen 
Friedensſtellen für Unterzahlmeiſter in der Reihenfolge des 
Zeitpunktes der Prüfung vom 1. Okt. 1919 an als plan⸗ 
mäßige Reichsbeamte in Stellen für mittlere Beamte über⸗ 
nommen werden; ſie bleiben bis auf Abruf zur Heeresver⸗ 
waltung beurlaubt. Sie erhalten, ſoweit ſie auf die Anſtellung 


laſſen der Heeres⸗ und Finanzverwaltung nicht immer ſcharf 
und zweifelsfrei ſeinen Ausdruck findet und daß namentlich 
Anordnungen der oberſten Reichsbehörden, die geprüften Zahlmeiſter⸗ 
anwärter ſeien „den planmäßigen Reichsbeamten ent⸗ 
ſprechend zu behandeln“, bei den Anwärtern mög⸗ 
licherweiſe Erwartungen hervorrufen konnten, die 
demnächſt nicht in Erfüllung gegangen find“ Selr⸗ 
ſamerweiſe fügt dann aber das RG. hinzu, daß dieſe „rein gefühls⸗ 
mäßigen Erwägungen“ die fehlende Rechtsgrundlage für die Begrün⸗ 
dung eines Beamtenverhältniſſes nicht zu erſetzen vermögen. Demgegen⸗ 
über muß mit aller Beſtimmtheit betont werden, daß, wenn ſogar 
der Rechtsſtandpunkt des RInn M. „nicht immer ſcharf und zweifels⸗ 
frei“ in den früheren Erlaſſen geweſen ijt, mindeſtens eine Berechti⸗ 
gung beſteht, auch an der jetzigen Auffaſſung des Bekl. zu zweifeln. 
Ferner iſt zu jagen, daß, wenn Anordnungen der oberſten Reichs⸗ 
behörden erklären, die geprüften Zahlmeiſteranwärter ſeien „den 
planmäßigen Reichsbeamten enrſprechend zu behandeln“, man um 
möglich behaupten kann, daß es ſich hier um „gefühlsmäßige Dinge“ 
handelt. Denn in den Verwaltungsakten der Reichsbehörden muß 
oder müßte wenigſtens die Rechts lage zum Ausdruck gelangen. Ge⸗ 
rade dieſe hier angeführten Tatſachen hätten bei einer nicht rein forma⸗ 
liſtiſchen Behandlung weſentlich mit in die Wagſchale fallen müſſen bei 
der Beurteilung der Fortdauer des Beamtenverhältniſſes bzw. der 
Warn be in den e Ruheſtand. Es iſt auch unrichtig, 
wenn das NG. den Nachweis der Begründung eines neuen Be⸗ 
amtenverhältniſſes fordert. Es iſt umgekehrt ſo, daß das Beamten⸗ 
verhältnis vorhanden war, und nunmehr der Bekl. hätte nachweiſen 
müſſen, daß es rechtmäßig, alſo auch unter Mitberückſichtigung 
des Art. 129 RVerf., aufgehört hat. 

Freilich, wenn man ſich auf den m. E. unrichtigen Ausgangs⸗ 
punkt des RG. ſtellt, nämlich, daß der Hilfszahlmeiſter, alſo ziveifel- 
los Beamter, gegen feinen Willen, ohne Vorliegen eines diſzipli⸗ 
nariſchen Grundes, ſeiner Beamteneigenſchaft hat entkleidet werden 
können, dann find natürlich alle oder weuigſtens die meiſten Argu⸗ 
mentationen des NG, verſtändlich. Ich ſtelle ausdrücklich feſt, daß 
die Annahme des RG., der Kl. ſei durch ſeine Beförderung zum 
Hilfszahlmeiſter nicht planmäßiger, ſondern nur widerruflicher Reichs⸗ 
beamter geworden, die Geltung jener Sonderbeſtimmungen v. 28. Febr. 
1917 vorausſetzt, welche mit der Beſtimmung des Art. 129 RVerf. 
im Widerſpruch ſtehen. V 

enn das Rich. weiter jagt, die Aufhebung der „Veleihung“ mit 
der Beamtenſtelle und gleichzeitig der Widerruf ſei unbedenklich und 
für den Kl. klar erkennbar in ſeiner Entlaſſung aus dem Heeres⸗ 
dienſt zu erblicken; der Kl. ſei damit in den vor der widerruflichen 
Beleihung mit der Beamtenſtelle bekleideten Dienſtgrad als Unter⸗ 
zahlmeiſter wieder eingerückt, jo iſt eben die Vorausſetzung unzu⸗ 
treffend, daß es ſich um eine „Beleihung mit der Beamkenſtelle auf 
Widerruf“ handelte. Im übrigen wäre auch die Frage zu prüfen ge⸗ 
weſen, ob der Kl. nicht Beamter geblieben iſt, auch wenn ihm ſein 
Amt aus irgendeinem Grunde, beſonders aus militärorganiſatori⸗ 
ſchen Gründen, verloren gehen mußte. Das NG. ſetzt Amt und Be⸗ 
amter hier gleich, was ſich ſchon aus der Erklärung ergibt, daß der 
Kl. Rechtsanſprüche als planmäßiger Reichsbeamter nur dann er⸗ 
heben könne, wenn ihm eine ſolche Stelle anderweit verliehen it. 
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als Zahlmeiſter nicht verzichtet haben, mit dem 1. Aug. 1919 
Rang und Titel der Zahlmeiſter. Hiermit iſt jedoch keinerlei 
Veränderung in den Bezügen, auch nicht in bezug auf die 
Verſorgung verbunden“ 

Dieſe Bekanntmachung i. S. des Kl. dahin auszulegen, 
daß ſie die Kollektivanſtellung der ſämtlichen geprüften Zahl⸗ 
meiſteranwärter des alten Heeres in planmäßigen Stellen 
des mittleren Beamtendienſtes enthalte, iſt unmöglich und 
würde dem Wortlaut und dem Sinn des Erlaſſes Gewalt 
antun. Eine ſolche Geſamtanſtellung würde der ſtändigen 
Übung aller Anſtellungsbehörden zuwiderlaufen und nament⸗ 
lich im Widerſpruch ſtehen mit 8 4 RBG., wonach jeder 
Reichsbeamte bei ſeiner Anſtellung eine Anſtellungsurkunde 
erhält. Daß mit dem Erlaß v. 28. Aug. 1919 keine Ver⸗ 
leihung planmäßiger Reichsbeamtenſtellen bezweckt war und 
beabſichtigt ſein konnte, beweiſt ſchon der Umſtand, daß die 
Anwärter unter gewiſſen Vorausſetzungen und nach einer ge⸗ 
wiſſen Reihenfolge in den mittleren Beamtendienſt erſt über⸗ 
nommen werden ſollten. Zudem geht aus dem Erlaß in 
keiner Weiſe hervor, welche beſtimmte Stellen des mittleren 
Beamtendienſtes in Frage kommen ſollten, und ob ſie über⸗ 
haupt im Dienſtbereiche des Reichswehrminiſters gelegen ſind, 
in welchem Falle allein dieſer Miniſter als Anſtellungsbehörde 
in Betracht kommen könnte. Hiernach ſtellt ſich der Erlaß vom 
Auguſt 1919 lediglich dar als eine Bekanntgabe von Grund⸗ 
ſätzen oder Richtlinien für die ſpätere Übernahme in frei⸗ 
werdende oder neu zu ſchaffende Stellen für mittlere Beamte, 


Abgeſehen davon, daß man auch als nicht planmäßiger Reichs⸗ 
beamter ſowohl Reichs beamter fein, als auch die geſetzlichen und 
ſonſt beſtimmten Dienjtbezüge von Rechts wegen beanſpruchen kann, 
wird hier offenſichtlich die Frage der Verleihung einer Stelle mit 
der Eigenſchaft als Beamter verwechſelt. Wäre das nicht der 
Fall geweſen, ſo würde man viel leichter auf den Grundgedanken des 
Kl. zurückgelenkt worden ſein, daß ein Beamter ſeine Rechte finan⸗ 
zieller Art auch dann nicht zu verlieren braucht, wenn durch eine 
Organiſationsveränderung das von ihm bisher bekleidete Amt 
weggefallen iſt, vor allem, daß er deshalb, weil er kein konkretes 
Amt mehr hat, nicht aufhört, Beamter zu jein. 

Fehlſam iſt m. E. auch die Ausführung des R., die ſich auf 
SA RBG. ſtützt. Danach erhält jeder Reichsbeamte bei feiner An⸗ 
ſtellung eine Anſtellungsurkunde. Dieſe Anſtellungsurkunde liegt 
aber im vorliegenden Falle in der Ernennung zum Hilfszahlmeiſter 
am 24. April 1919 mit Wirkung v. 1. Okt. 1919 vor. Auf die 
Form dieſer Anſtellungsurkunde kommt es nicht an. Das NO. 
ſagt: daß mit dem Erlaß des Reichswehrminiſters v. 28. Aug. 1919 
betr. Verwendung der Unterzahlmeiſter uſw. infolge Verminderung des 
Heeres (Heeresv Ol. 1919, 45) Keine Verleihung planmäßiger Reichs⸗ 
beamtenſtellen bezweckt war und beabſichtigt ſein konnte, beweiſe 
ſchon der Umſtand, daß die Anwärter unter gewiſſen Vorausſetzungen 
und nach einer gewiſſen Reihenfolge in den mittleren Beamten⸗ 
dienſt erſt übernommen werden ſollten. Aber es iſt gar nicht 
nötig, ſich auf jenen Erlaß des Reichswehrminiſters zu ſtützen, es 
genügt die Ernennung v. 24. April zum 1. Okt. 1919. 

Es liegt nahe, daß das NG, die Berufung des Kl. darauf 
ablehnt, daß lebenslängliche Anſtellung als planmäßiger Reichs⸗ 
beamter mit Wirkung v. 1. Okt. 1919 an gleichzeitig mit den übri⸗ 
gen Zahlmeiſteranwärtern gelegentlich des Empfangs einer Ab⸗ 
ordnung des Deutſchen Zahlmeiſterbundes v. 6. Okt. 1919 durch den 
damaligen RF M. mündlich erfolgt ſein ſoll. Aber es hätte doch dieſer 
Vorgang durch Einvernehmung des damaligen RF M. ſeſtgeſtellt wer⸗ 
den müſſen. Hätte ſich herausgeſtellt, daß der Vorgang tatſächlich der 
vom Kl. angegebene war, ſo würde zwar darin keine Anſtellung 
zu erblicken, wohl aber ein Beweis dafür zu finden geweſen ſein, daß 
die Auffaſſung, es ſeien die bereits vor der Auflöſung des alten 
Heeres ernannten Zahlmeiſter lebenslängliche Beamte, eine Stärkung 
erfahren habe. Dies wäre um ſo wichtiger geweſen, als das RG. 
ſelbſt, wie ich gezeigt habe, ſeſtſtellt, es ſei der Rechtsſtandpunkt 
des Bekl., wie er jetzt inn Rechtsſtreit und in der ihm vorausgegange⸗ 
nen Entſch, des RInn M. nach 8 150 RBG. eingenommen wird, in 
früheren Erlaſſen der Heeres⸗ und der Finanzverwaltung „nicht 
immer ſcharf und zweifelsfrei“ zum Ausdruck gekommen, Man darf 
dieſe Dinge nun einmal eben nicht vein formaliſtiſch anſehen. Sit eine 
Ernennung erfolgt und fällt die Wirkung dieſer Ernennung in die 
Zeit nach Rechtskraft der geltenden Verf., jo iſt ſie eben eine 
lebenslängliche Ernennung, und andere dem Art. 129 widerſprechende 
Geſetzesnormen können nicht geltend gemacht werden. Man muß auch 
dem Geiſte der Vorſchrift entſprechend handeln und nicht Zuſagen 
und Verſicherungen der Reichsbehörden, des RF M. und des RInn M. 
als bedeutungslos beiſeiteſchieben. Tren und Glauben muß auch 
in den Beamtenverhältniſſen und erſt recht in den Beziehungen zuwi⸗ 
ſchen oberſten Behörden und ihren angeſtellten Beamten walten. 
Dieſe müſſen ſich auf deren Zuſicherungen verlaſſen können; ſie 
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und den Anwärtern iſt durch den Erlaß nur eine Ausſicht, 
höchſtens eine Anwartſchaft auf ſpätere Übernahme in Be⸗ 
amtenſtellen bei Reichsbehörden eröffnet. Nach ſtändiger Rſpr. 
des erk. Sen. hat kein Anwärter auch nach Ablegung von 
Prüfungen einen Rechtsanſpruch auf Anſtellung im Reichs⸗ 
oder Staatsdienſt und kein Beamter hat ein wohlerworbenes 
Recht auf Aufrückung oder Beförderung, aber auch keinen 
Rechtsanſpruch auf Beibehaltung etwaiger hierfür aufgeſtell⸗ 
ter und bekanntgegebener Grundſätze. An dieſer Rechtslage 
ſollte durch den Erlaß offenſichtlich nichts geändert werden, 
und wenn darin den Zahlmeiſteranwärtern Rang und Titel 
der Zahlmeiſter verliehen wird, ſo ſollte damit erkennbar die 
in dem Widerruf der Beleihung mit Kriegsſtellen oberer Mi⸗ 
litärbeamter liegende Härte ausgeglichen, nicht aber die lebens⸗ 
längliche Beleihung mit einer planmäßigen Zahlmeiſterſtelle 
ausgeſprochen werden, wie ſchon die unmittelbar auf die 
Rang⸗ und Titelverleihung folgende Einſchränkung beweiſt, 
daß damit keinerlei Veränderung in den Bezügen, auch nicht 
in bezug auf die Verſorgung, verbunden ſei. 

Wenn ſich der Kl. an zweiter Stelle darauf beruft, daß 
feine lebenslängliche Anſtellung als planmäßiger Reichs⸗ 
beamter mit Wirkung vom 1. Okt. 1919 an gleichzeitig mit 
den übrigen Zahlmeiſteranwärtern gelegentlich des Empfanges 
einer Abordnung des Deutſchen Zahlmeiſterbundes am 6. Okt. 
1919 durch den damaligen Reichsfinanzminiſter mündlich er⸗ 
folgt ſein ſoll, ſo iſt dieſe Annahme bereits durch das LG. 
mit zutreffender Begründung widerlegt. Die gleichen Er⸗ 


dürfen ſolche amtliche Erklärungen als Verwaltungsakte anſehen, 
die ein noch etwa fehlendes Tatbeſtandsmerkmol — hier das der 
erfolgten Endgültigkeit der Ernennung — wirkſam erſetzen. Ich bin 
mir vollkommen klar darüber, daß ſolche rechtsſchöpferiſche Ideen⸗ 
gänge für viele Juriſten, die in überalterten Vorſtellungen auf⸗ 
gewachſen ſind, nicht recht verſtändlich ſind. Ich verweiſe nur auf 
einen Satz in der Schrift von Morſtein⸗Marx, Variationen 
über richterliche Zuſtändigkeit zur Prüfung der Rechtmäßigkeit des 
Geſetzes (1927), wo es heißt: „Auch heute noch herrſcht der meta⸗ 
phyſiſch begründete Glaube vor, daß der Ablauf des juriſtiſchen Denk⸗ 
vorganges durch das Vorhandenſein konkreter Normen logarithmen⸗ 
tafelmäßig terminiert wird, daß nicht der Wille zum zweckmäßigen 
Ergebnis, ſondern der ſchrittweiſe vorgezeichnete logiſch beſtimmte 
Weg, den Juſtitia mit verbundenen Augen tappt, methodologiſch 
primär iſt.“ Für mich iſt kein Zweifel: War der Kl. für die Zeit v. 
1. Okt. 1919 ab zum Beamten ernannt, dann durſte er nicht in einen 
Privatdienſtvertrag gegen ſeinen Willen übergeführt werden mit 
der Wirkung des Verluſtes ſeiner Beamteneigenſchaft, wenn immer 
Art. 129 RVerf. einen Sinn haben ſoll. 


Das RG. geht auch über die allgemeine Rüge der Verletzung 
des 8 2 RBG., m. E. ohne Grund, hinweg. Dabei hat es ſelbſt in 
ſtänd. Rſpr. angenommen, daß ein Beamtenverhältuis auch dadurch 
begründet werden kann, daß einer Perſon von der Behörde die 
Ausübung von obrigkeitlichen Dienſtverrichtungen übertragen wird, 
die der Regel nach nur von Beamten vorgenommen werden dürfen. 
Das NG. bezweifelt alſo nicht, daß dem Kl. tatſächlich die Aus⸗ 
übung von Staatshoheitsrechten anvertraut war und daß er hier⸗ 
durch Beamteneigenſchaft erhalten hat, Das NG. jagt aber, daß die 
beſonderen Umftände des vorliegenden Falles die Annahme 
der Begründung eines Veamkenverhältniſſes auf dieſem Wege nicht 
zulaſſen, und kommt wieder auf die m. E. unhaltbare Behauptung 
zurück, daß der Kl. bis zu ſeiner Entlaſſung aus dem Heeresdienſt 
Reichsbeamter auf Widerruf, alſo nicht auf Lebenszeit angeſtellter 
Reichsbeamter geweſen ſein. Es iſt hier bereits wiederholt feſtgeſtellt 
worden, daß dieſe Überführung in die Eigenſchaft eines „Reichs⸗ 
beamten auf Widerruf“ rechtlich unhaltbar iſt, weil die eine ſolche 
uberführung begründenden Vorſchriften von 1917 gegenüber Art. 129 
RVerf. nicht durchgreifen können. 


Bei dieſer Sachlage iſt es auch ohne Bedeulung, wenn das RG. 
ſagt: „Wollte man aber ſelbſt mit der Reviſion der Anſicht ſein, daß 
in der Entlaſſung des Kl. aus dem Heeresdienſt noch nicht der 
Widerruf ſeiner Beleihung mit dem Amt gefunden werden könne, ſo 
wäre dieſer Widerruf unter allen Umſtanden mit der Auflöſung des 
Kriegsgefangenenlagers (in welchem der Kl. beſchäſtigt war) am 
31. März 1922 erfolgt.“ Eine „Beleihung“ mit einem Amte iſt nicht 
nötig geweſen, wenn, wie ich annehme, der Kl. ſchon vorher Be⸗ 
amter war; wenn hier beſtritten wird, daß eine Beleihung auf 
Widerruf vorgelegen hat, ſo iſt es natürlich gleichgültig, ob der 
Widerruf erfolgt iſt oder nicht. Die Schlußfolgerung des RG., daß 
„nach der Entlaſſung des Kl. aus dem Heeresdienſt und dem darin 
liegenden Widerruf der Anſtellung kein neues Beamtenverhältnis 
begründet worden iſt“, kann daher nicht als zutreffend angeſehen 
werden. Ein einmal begründetes Beamtenverhältnis iſt grundſätz⸗ 
lich lebenslänglich; von einer widerrufbaren Anſtellung iſt keine 
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wägungen, die der Annahme einer lebenslänglichen Anſtellung 
durch den Erlaß des Reichswehrminiſters v. 28. Aug. 1919 
entgegenſtehen, laſſen auch die Verleihung einer planmäßigen 
Stelle in dieſer Form ausgeſchloſſen erſcheinen. 

Mit dem LG. iſt nicht zu verkennen, daß der Rechtsſtand⸗ 
punkt des Bekl., wie er jetzt im Rechtsſtreit und in der ihm 
vorausgegangenen Entſcheidung des Reichsinnenminiſters nach 
§ 150 RBG. eingenommen wird, in früheren Erlaſſen der 
Heeres⸗ und der Finanzverwaltung nicht immer ſcharf und 
zweifelsfrei ſeinen Ausdruck findet, und daß namentlich An⸗ 
ordnungen der oberſten Reichsbehörden, die geprüften Zahl⸗ 
meiſteranwärter ſeien „den planmäßigen Reichsbeamten ent⸗ 
ſprechend zu behandeln“, bei den Anwärtern mögßlicherweiſe 
Erwartungen hervorrufen konnten, die demnächſt nicht in Er⸗ 
füllung gegangen ſind. Derartige rein gefühlsmäßige Er⸗ 
wägungen vermögen jedoch die fehlende Rechtsgrundlage für 
die Begründung eines Beamtenverhältniſſes nicht zu erſetzen. 

Gegen die im vorſtehenden erörterten rechtlichen Geſichts⸗ 
punkte, die im weſentlichen auch der angefochtenen Entſchei⸗ 
dung zugrunde liegen, erhebt die Rev. die allgemeine Rüge 
der Verletzung des $ 2 RBG. und macht im beſonderen 
geltend, das LG. habe den Vortrag des Kl. unberückſichtigt 
gelaſſen, daß ihm tatſächlich die Ausübung von Staatshoheits⸗ 
rechten anbertraut und hierdurch Beamteneigenſchaft ver⸗ 
liehen worden ſei. Es kann dahingeſtellt bleiben, ob hierin 
nicht lediglich eine unter der Herrſchaft der Entlaſtungs⸗ 
geſetzgebung unzuläſſige Rüge gemäß § 286 ZPO. zu er⸗ 


Rede; es brauchte kein neues Beamtenverhältnis begründet zu wer⸗ 
den, ſondern es beſtand das frühere weiter. 

Das hier beſprochene Urteil hat natürlich die unmittelbaren In⸗ 
tereſſenten auf den Plan gerufen; ſie haben ihre Rechtsauffaſſung in 
ausführlicher Weiſe dargelegt. Dem Wunſche der Schriftleitung ent⸗ 
ſprechend gebe ich dieſe im nachfolgenden im weſentlichen wieder. 

Es handelt ſich um keine Beamten auf Widerruf, ſondern um 
die etatmäßigen Friedensunterzahlmeiſter, denen auf Grund des Er⸗ 
laſſes des Reichswehrminiſters v. 28. Aug. 1919 der Rang und 
Titel als Zahlmeiſter verliehen worden iſt. Nach Art. 109 Verf. 
dürfen Titel aber nur verliehen werden, wenn ſie ein Amt oder einen 
Beruf bezeichnen. Hieraus ergebe ſich der Rechtsanſpruch, daß dieſe 
Beamten infolge der eingetretenen Heeresverminderung bei der Um⸗ 
bildung des Staatsweſens in andere gleichwertige Beamtenſtellen um⸗ 
zuſtellen waren. Deshalb ſei ihre übernahme in niedrigere Stellen 
als ſolche der Beſoldungsgruppe VII (alt) unzuläſſig. Art. 129 II 
RVerf. beſtimme, daß die Beamten nur unter den geſetzlich beſtimm⸗ 
ten Vorausſetzungen und Formen vorläufig ihres Amtes enthoben, 
einſtweilen oder endgültig in den Ruheſtand oder in ein anderes Amt 
mit geringerem Gehalt verſetzt werden können. Zur Auslegung dieſer 
Vorſchrift hatte das RG. im Urt. v. 12. Juni 1922 (RG. 105, 24) 
gelegentlich der Entſch. einer anderen Rechtsfrage ausgeführt, daß 
nach Art. 129 II RVerf. die Verſetzung eines Beamten in ein Amt 
von geringerem Range weder im Wege des Diſziplinarverfahrens, 
noch ſonſt wider feinen Willen zuläſſig ſei. 

Dieſe Ausführungen ſind durchweg m. E. zutreffend; die Dif⸗ 
ferenz zwiſchen dem Deutſchen Zahlmeiſter⸗Bund und dem RG. in 
ſeiner hier beſprochenen Entſch. v. 6. Juli 1928 beſteht aber darin, 
daß der oberſte Gerichtshof in diefer letzteren das Beſtehen eines 
Beamtenverhältniſſes beſtreitet und daraus ſeine Folgerungen zieht. 
Ein Widerſpruch mit der Entſch. RG. 105, 24 iſt daher nicht vor⸗ 
handen; denn wenn das RG. in dem vorliegenden Falle das Beſtehen 
eines Beamtenverhältniſſes angenommen hätte, ſo würde es ja 
wohl auch ebenſo wie in RG. 105, 24 entſchieden haben. 
Einen breiten Raum nehmen in den Rechtsausführungen der 
Intereſſenten die Darlegungen ein, die ſich gegen Reindl 
wenden, der in LZ. 1926, 978 jene Entſch. des NG. 105, 
24 bekämpft. Es handelt ſich freilich dort um die Frage, ob 
die Strafverſetzung eines Beamten auf eine Amtsſtelle mit 
geringerem Range nach dem bayriſchen Beamtenrecht zuläſſig 
ſei, und nicht um die Frage, die in der vorliegenden Entſch. v. 
6. Juli 1928 aufgerollt iſt. Immerhin ſeien des inneren Zuſammen⸗ 
hanges wegen die ſich ebenfalls auf Art. 129 II RVerf. beziehenden 
Ausführungen hier wiedergegeben: 

Das RG. hatte Gelegenheit, ſich mit dieſer Streitfrage zu be⸗ 
ſchäftigen, und zwar nicht in der Entſch. eines Zivilprozeſſes, ſondern 
in einem Verfahren gem. Art. 13 II RVerf. auf Antrag des bad. Staats⸗ 
miniſteriums. Dieſes beantragte, feſtzuſtellen, daß der § 5 des bad. 
Beamtengeſetzes, der die Verſetzung auch in ein Amt von geringerem 
Rang zuläßt, mit Art. 129 RVerf. vereinbar ſei. Das RG. hat 
jedoch mit Beſchl. v. 13. Juli 1928 — III 58/128 — entſchieden, daß 
dieſe Beſtimmung mit der Verf. nicht vereinbar ſei, ſoweit ſie die 
Verſetzung in ein Amt von geringerem Range zulaſſe. Es bedürfe 
deshalb nur der Erörterung, ob innerhalb der Rangordnung die Ver⸗ 
ſetzung eines Beamten in ein Amt von geringerem Range gegen 


blicken iſt. Selbſt wenn man ihr materiellrechtliche Bedeutung 
zuerkennt, ſo iſt ſie ſachlich unbegründet. Allerdings hat der 
erk. Sen. in ſtändiger Rſpr. angenommen, daß ein Beamten⸗ 
verhältnis auch dadurch begründet werden kann, daß einer 
Perſon von der Behörde die Ausübung von obrigkeitlichen 
Dienſtverrichtungen übertragen wird, die der Regel nach nur 
von Beamten vorgenommen werden dürfen. Allein die be⸗ 
ſonderen Umſtände des vorliegenden Falles laſſen die An⸗ 
nahme der Begründung eines Beamtenverhältniſſes auf dieſem 
Wege nicht zu. Bis zu ſeiner Entlaſſung aus dem Heeres⸗ 
dienſt am 30. Sept. 1920 war der Kl., wie dargelegt, Reichs⸗ 
beamter auf Widerruf, alſo nicht auf Lebenszeit angeſtellter 
Reichsbeamter (58 2, 37 RBG.). Der Widerruf iſt, wie 
gleichfalls bereits erörtert, in einer jeden Zweifel ausſchlie⸗ 
ßenden, für den Kl. ohne weiteres erkennbaren Weiſe durch 
deſſen Entlaſſung aus dem Heeresdienſt erfolgt. Die Annahme, 
daß ein nicht einmal vor dieſem Widerruf beſtandenes, plan⸗ 
mäßiges Anſtellungsverhältnis durch die bloße Weiterbeſchäfti⸗ 
gung des Kl. auf Privatdienſtvertrag begründet worden ſein 
könnte, wäre ſinnlos und würde den notwendigen Maßnahmen 
einer geordneten Staats⸗ und Heeresverwaltung unmittelbar 
zuwiderlaufen. Es handelte ſich nach der Entlaſſung des Kl. 
aus dem Heeresdienſt lediglich noch um einen Ahwid- 
lungsdienſt bis zu dem bereits feſt in Ausſicht genom⸗ 
menen, nicht mehr fernen Zeitpunkt der Einziehung des 
ganzen Amtes, bei dem der Kl. damals beſchäftigt war, der 
Kl. war alſo ausdrücklich nur auf eine beſtimmte Zeit als 


feinen Willen zuläſſig iſt. 8 5 Abſ. 1 Bad BG. in feinen verſchiedenen 
ſpäteren Faſſungen von 1908 und 1923 und ebenſo in der jetzt gel⸗ 
tenden von 1926 geſtattet fie. Ihm iſt aber inſoweit gegenüber 
Art. 129 II RVerf. die Rechtsgültigkeit zu verſagen. Das RG. hat 
bereits in feinen Urt. v. 12. Juni 1922 (RG. 105, 24) aus⸗ 
geſprochen, daß der Landesgeſetzgebung durch Art. 129 II Verf. 
eine Schranke hinſichtlich der Art der Verſetzung der Landesbeamten 
gezogen worden ſei, und zwar mit ſofortiger Wirkſamkeit auch 
gegenüber einer zur Zeit des Inkrafttretens der RVerf. beſtehenden 
Regelung. Nach der genannten Verfaſſungsvorſchrift ſei die Ver⸗ 
ſetzung eines Beamten in ein Amt von geringerem Range weder 
int Wege des Difziplinarverfahrens noch ſonſt wider feinen Willen 
zuläſſig. Zur Begründung dieſer Sätze hat ſich der Senat auf Ent⸗ 
ſtehungsgeſchichte der fraglichen Vorſchrift geſtüßt und dazu folgen⸗ 
des dargelegt: 

„Der Entwurf der Verfaſſung, wie er ſich nach den Beſchlüſſen 
des Verfaſſungsausſchuſſes der Nationalverſammlung geſtaltet hatte, 
hatte in dem — dem Art. 129 JI RVerf. entſprechenden — Art. 127 UI 
eine Verſetzung „in ein anderes Amt mit geringerem Gehalt oder 
Rang“ als zuläſſig bezeichnet. In der zweiten Leſung des Entwurfs 
beantragte aber der Abgeordnete Steinkopf die Streichung der 
Worte ‚oder Rang“, weil eine Verſetzung mit Rangminderung eine 
Degradation des Beamten enthalte, zu der man nicht die Hand 
bieten könne. Sein Antrag wurde angenommen, ohne daß ſeinen Aus⸗ 
führungen widerſprochen worden wäre (vgl. (vgl. Sten Ber. Bd. 328 
S. 1631/32, 1642 Sp. 1, 2134/36).“ 

In dem Beſchl. v. 21. März 1925 (III Tgb 34/24) hat der 
Senat denſelben Standpunkt eingenommen und erneut ausgeſprochen, 
daß nach der Verf. die Verſetzung eines Beamten in ein Amt von 
geringerem Rang gegen feinen Willen nicht ſtatthaft ſei. Ihn Hat 
ſich der VII. 3 S. des NG. in feinen Beſchl. v. 19. Jan. 1923 (RG. 
107, 7) angeſchloſſen. 

An dieſer Auslegung des Art. 129 II RVerf., die von Gieſe, 
RVerf., Art. 129 Anm. 7, und Brand, Beamtenrecht, 2. Aufl., 
S. 558, 607, gebilligt wird, iſt nach dem NS. feſtzuhalten. Das bad. 
Staatsminiſterium hält ſie allerdings für unzutreffend. Es beruft ſich 
auch auf ein Gutachten, das Anſchütz in der Prozeßſache Kling gegen 
den badiſchen Staat erſtattet hat, das ſich aber in ſeinen Ausfüh⸗ 
rungen zu dem hier zu entſcheidenden Streitpunkt im weſentlichen 
darauf beſchränkt, auf die Abhandlung von Reindl Bezug zu ueh⸗ 
men. Die Darlegungen Reindls enthalten jedoch keine überzeugende 
Widerlegung des Urt. v. 12. Juni 1922. 

Richtig iſt allerdings, ſagt das RG., daß Art. 129 IT RVerf. 
von der Rangſtellung der Beamten, insbeſ. von der Möglichkeit 
ihrer Verſetzung in ein Amt von geringerem Range, nicht ſpricht. Es 
ſei aber abwegig, daraus den Schluß zu ziehen, daß Art. 129 JI 
dieſe Art der Verſetzung überhaupt nicht betreffe. Deun bei der Aus⸗ 
legung eines Geſetzes, wie bei der jeder anderen Willenserklärung, 
ſei zu beachten, daß eine Bejahung eine Verneinung enthalten kann, 
die, auch wenn ſie nicht in beſondere Worte gekleidet iſt, doch ſchon 
durch erſtere hinreichend zum Ausdruck gelange. Jusbeſ. kann die 
Geſtattung gewiſſer Maßnahmen zugleich das auch ohne ausdrück⸗ 
lichen Ausſpruch erkennbar gewollte Verbot enthalten, andere Maß⸗ 
nahmen gleicher oder ähnlicher Art zu treffen. So ſtehe es mit 
Art. 129 II RVerf. Er geſtattet, daß die Beamten unter den geſetzlich 
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Vertragsangeſtellter für ein ſeiner Natur nach vorübergehen⸗ 
des Geſchaft, ein Abwicklungsgeſchäft, angenommen, und 
konnte ſelbſt nicht darüber im Zweifel ſein, daß eine derartige 
Tätigkeit nicht zur Begründung eines Beamtenverhältniſſes 
führen konnte und ſollte. 

Wollte man aber ſelbſt mit der Rev. der Anſicht ſein, 
daß in der Entlaſſung des Kl. aus! dem Heeresdienſt noch nicht 
der Widerruf ſeiner Beleihung mit dem Amt gefunden wer⸗ 
den könne, ſo wäre dieſer Wiederruf unter allen Umſtänden 
mit der Auflöſung des Kriegsgefangenenlagers Altdamm am 
31. März 1922 erfolgt, der Kl. wäre alſo, da ihm, wie dar⸗ 
gelegt, eine planmäßige Beamtenſtelle ſeit dem 30. Sept. 
1920 nicht verliehen worden iſt, bis zum 31. März 1922 
Reichsbeamter auf Widerruf geblieben, die Rechtslage des 
Kl. könnte alſo auch bei dieſer Annahme keine günſtigere Ge⸗ 
ſtaltung erfahren. 

Fehl geht ferner der Hinweis der Rev. auf die 88 37 
und 43 RBG., denn dieſe regeln — von anderen Unter⸗ 


beſtimmten Vorausſezungen und Formen vorläufig ihres Amtes ent⸗ 
hoben, einſtweilen oder endgültig in den Ruheſtand oder in ein anderes 
Amt mit geringerem Gehalt verſetzt werden. Damit ſchließt er 
andere Maßnahmen diſziplinarer Art aus, die auf die 
Entfernung des Beamten aus ſeinem Amte abzielen, mögen ſie auch 
nach dem bisherigen Beamtenrecht des Reichs oder der Länder zu⸗ 
läſſig geweſen ſein. Könnte und dürfte man den Art. 129 I Verf. 
dieſe Einſchränkung nicht entnehmen, ſo würde man gerade hin⸗ 
ſichtlich der hier ſtreitigen Verſetzung der Beamten in ein Amt von 
geringerem Range zu einem durchaus unannehmbaren Ergebnis ge⸗ 
langen. Wäre nämlich richtig, daß Art. 129 IT nur den Zweck hat, 
die von ihm genannten Maßnahmen an geſetzlich zu beſtimmende Vor⸗ 
ausſetzungen und Formen zu knüpfen, daß er dagegen die von ihm 
nicht erwähnte Verſetzung in ein Amt von geringerem Rang über⸗ 
haupt nicht berührt, fo würde dieſe Maßregel unbeſchränkt zulaſſig 
geblieben fein. Das Landesrecht könnte die Verſetzung der Beamten 
in ein Amt minderen Ranges ohne geſetzliche Vorausſetzung und 
Form in das freie Belieben der vorgeſetzten Dienſtbehörden ſtellen. 
Dieſe Schlußfolgerung iſt unvereinbar mit dem Ziel des ganzen 
Art. 129 RVerf., der die Stellung des Berufsbeamtentums ſichern 
will. Es wäre auch nicht erklärlich, warum die RVerf. die Verſetzung 
eines Beamten in ein anderes Amt von geringerem Einkommen an 
geſetzliche Vorausſetzungen und Formen bände, hiervon aber abſähe 
bei der für den betroffenen Beamten ebenſo bedeutſamen Ver⸗ 
ſetzung in ein Amt von geringerem Range. Iſt dieſe Deutung mit⸗ 
hin abzulehnen, ſo bleibt nur die andere übrig, daß Art. 129 II 
die Verſezung in ein Amt mit geringerem Range überhaupt hat 
unterſagen wollen. 

Die bereits oben nach dem Urt. des Sen. v. 12. Juni 1922 
mitgeteilte Entſtehungsgeſchichte der ſtreitigen Vorſchrift beſtätigt, 
dau ihr dieſe Tragwelte zukommt. Die Streichung der Worte „oder 
Rang“ in Art. 127 II des Entw. (Art. 129 II RVerf.) iſt vom Ab⸗ 
geordneten Steinkopf beantragt worden, um die Verſetzung in 
eine andere Nangklaffe auszuſchließen. Es fehlt an jedem Anhalt 
dafür, daß die Mehrheit der Nationalverſammlung dem Antrage aus 
einem anderen Grunde als dem vom Antragſteller dargelegten zu⸗ 
geſtimmt hätte, Dies erſcheint um jo mehr als ausgeſchloſſen, als auch 
die Ausführung des Vertreters des Reichsminiſteriums Dr. Preuß 
(Sten Ber. S. 1632 D) zum Antrage Steinkopfs ſich ebenfalls 
nur dahin wird auffaſſen laſſen, die Streichung der genannten bei⸗ 
den Worte werden zur Folge haben, daß Degradierungen von Be⸗ 
amten nicht mehr vorgenommen werden könnten. Die Bedeutung 
des Antrags Steinkopfs und ſeiner Annahme durch die National⸗ 
verſammlung für die Auslegung des Art. 129 II RVerf. wird nicht 
durch den Nachweis entkräftet, daß die Ausführungen des Abge⸗ 
ordneten Steinkopf, mit denen er ſeinen Antrag näher begründet 
hat, in verſchiedenen Punkten unzutreffend ſind. Sein Irrtum, daß 
die Verſezung in ein Amt mit geringerem Rang ein vollſtändiges 
Novum im Beamteuleben ſei, iſt ſofork von Dr. Preuß (Sten Ber. 
a. a. O.) dahin richtiggeſtellt worden, daß nach den Diſziplinar⸗ 
geſetzen zwar nicht des Reichs und Preußens, wohl aber einiger an⸗ 
derer Staaten auch eine Verſetzung in ein Amt mit geringerem Range 
erfolgen könne. Jedoch zeigt gerade das, was Dr. Preuß damals 
geſagt hat, daß man im Gegenſatz zum Entwurf der Verfaſſung auf 
dieſe landesrechtlichen Beſonderhelten keine Rückſicht mehr nehmen 
wollte. Die dem Abgeordneten Stein kopf unterlaufene Ver⸗ 
wechſelung zwiſchen der Verſetzung in ein anderes Amt mit geringerem 
Gehalt (fo Art. 129 II RVerf.) und der Verſetzung in ein anderes 
Amt mit Verminderung des Dienſteinkommens (ſo 8 75 Nr. 1 RBGh., 
816 Nr. 1 Pr Diſzc. v. 21. Juli 1852) iſt für die Entſchließung des 
RT., dem Antrage Stein kopfs ſtattzugeben, ſicherlich ohne jede 
Bedeutung geweſen. Schließlich geben die Ausführungen des Abge⸗ 
ordneten Steinkopf auch keine Veranlaſſung zu einer Erörke⸗ 
rung des Begriffs der Degradation. Es kann dahingeſtellt bleiben, 
ob die durch § 5 1 Bad BG. zugelaffene Verſetzung jedes Beamten 
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ſchieden abgeſehen — die Penſions anſprüche der darin 
erwähnten Beamten. Einen Penſionsanſpruch hat jedoch der 
Kl. in dem ganzen Rechtsſtreit nicht geltend gemacht, und 
darum brauchte ſich auch das LG. mit dieſen geſetzlichen 
Beſtimmungen nicht zu befaſſen. Aus den gleichen Gründen 
läßt ſich auch aus der bereits angezogenen Senatsentſch. 
RG. 117, 77 2) nichts zugunſten des Kl. herleiten, denn dort 
handelte es ſich gleichfalls um einen Ruhegehalts anſpruch 
und der Tatbeſtand jenes Rechtsſtreits war auch inſofern 
anders gelagert, als der Kl. bereits in der Vorkriegszeit plan⸗ 
mäßiger Militärbeamter war. 

Endlich iſt auch nicht erſichtlich, inwiefern durch Heran⸗ 
ziehung des 8 10 RBeſoldGG. v. 30. April 1920 ein dem 
Kl. günſtigeres Ergebnis herbeigeführt werden könnte; Ab]. 2 
dieſes Paragraphen ſteht jedenfalls dem Vorbringen des Kl. 
direkt entgegen. 

Wie dargelegt, iſt nach der Entlaſſung des Kl. aus dem 
Heeresdienſt und dem darin liegenden Widerruf der An⸗ 


in ein anderes Amt mit geringerem Rang des mit einer Degradation 
nach der allgemeinen Auffaſſung verbundenen herabwürdigenden Cha⸗ 
rakters dadurch entkleidet wird, daß das neue Amt derſelben oder 
einer gleichartigen Laufbahn wie das frühere angehören und mit dem 
gleichen planmäßigen Dienſteinkommen ausgeſtaktet ſein muß. Der 
Abgeordnete Steinkopf, auf deſſen in der Nationalverſammlung 
vertretenen und von ihr dann gebilligten Standpunkt es in dieſem 
Fed nd allein ankommt, hat unter Degradation die nach 
rl. 127 II d. Entw. zuläſſige Verſetzung in ein Amt mit geringerem 
Range verſtanden, ganz ohne Rückſicht darauf, wie ſolche Verſetzung 
etwa ſonſt ausgeſtaltet wäre. Dieſe von ihm als „Degradation“ be⸗ 
zeichnete Maßnahme auszuſchließen, war der unzweideutig ausge⸗ 
ſprochene Zweck feines Antrages. Ob er den $ 5 Bad BG. beanſtandet 
haben würde, wenn er ihn gekannt hätte, iſt völlig unerheblich. 

Zur Widerlegung der vom Senat vertretenen Auslegung des 
Art. 129 JI RVerf. ungeeignet iſt auch der Hinweis darauf, daß in 
ihm außer den Worten „oder Rang“ auch noch das in Art. 127 II 
d. Entw. enthaltene Wort „entlaſſen“ fehlt. Troß des Wegfalls 
dieſes Wortes iſt allerdings die diſziplinare Entlaſſung eines Be⸗ 
amten noch als zuläſſig anzuſehen. Gleichwohl iſt die Schlußfolge⸗ 
rung unzutreffend, daß, wenn die Streichung des Wortes „ent⸗ 
laſſen“ kein Verbot dieſer Entlaſſung enthalte, auch die der Worte 
„oder Rang“ die Verſetzung in ein Amt mit geringerem Rang nicht 
unterſagt haben könne. Bei ſolcher Beweisführung wird nicht hin⸗ 
reichend berückſichtigt, wie es zum Wegfall des Wortes „entlaſſen“ 
gekommen iſt. 

Art. 127 II d. Entw. zur RVerf. nach den Beſchlüſſen des Ver⸗ 
Ieffunganuajfunfie? der Nationalverſammlung (Druckſache Nr. 391 
autete: 

„Die Beamten können nur unter den geſetzlich beſtimmten 
Vorausſetzungen und Formen entlaſſen, einftweilen oder endgültig in 
den Ruheſtand oder in ein anderes Amt mit geringerem Gehalt 
oder Rang verſetzt werden.“ 

Der Abgeordnete Stein kopf hat hierzu nicht bloß den ſchon 
erörterten Antrag geſtellt, die Worte „oder Rang“ zu ſtreichen (Ab⸗ 
änderungsantrag Nr. 474 Nr. 1), ſondern weiter noch beantragt, 
nach dem Worte „Formen“ einzuſchallen: „vorläufig ihres Amtes enk⸗ 
hoben“ (Abänderungsantrag Nr. 565). Auch dieſer Antrag iſt in der 
zweiten Leſung der Verſaſſung von der Vollverſammlung angenom⸗ 
men worden (Sten Ber. S. 1642 A), Die Zuſammenſtellung des Euk⸗ 
wurfs einer Verfaſſung des Deutſchen Reichs nach den Beſchlüſſen 
des 8. Ausſchuſſes mit den Beſchlüſſen der Nationalverſammlung in 
2. Beratung (Druckſache Nr. 656) gibt den Wortlaut des Art. 127 II 
nach den Beſchlüſſen der Nationalverſammlung in 2. Beratung da⸗ 
hin wieder, daß ben ſich an das Wort „Formen“ anſchließenden 
Worten „vorläufig ihres Amtes enthoben“ gleich die Worte „einſt⸗ 
weilen oder endgültig“ uſw. folgen. Das Wort „entlaſſen“ iſt alſo 
weggefallen, an ſeine Stelle ſind die Worte „vorläufig ihres Amtes 
enthoben“ getreten. Dieſe Faſſung entſpricht unzweifelhaft nicht dem 
von der Nationalverſammlung angenommenen Antrage Stein⸗ 
kopf, der das Wort „entlaſſen“ unberührt ließ und vor ihm — 
nach dem Worte „Formen“ — die eben erwähnten vier Worte ein⸗ 
ſchieben wollte. Worauf dieſe Ungenauigkeit in der Zuſammenſtellung, 
dieſe von der Nationalverſammlung nicht beſchloſſene Streichung des 
Wortes „entlaſſen“ zurückzuführen iſt, iſt nicht erſichtlich. In den 
weiteren Beratungen iſt ſie nicht bemerkt worden. Art. 127 II d. 
Entw. iſt alſo als Art. 129 II RVerf. Geſetz geworden ohne das Wort 
„entlaſſen“. Die Möglichkeit einer diſziplinaren Entlaſſung von 
Beamten läßt ſich aber trotz dieſes Werdeganges der Vorſchrift voll 
auf rechtfertigen. Entweder begreift Art. 129 II Verf. unter der 
endgültigen Verſetzung in den Ruheſtand auch die Entlaſſun (ſo 
Gleſe, MVerf., Art. 129 Arm. 7), oder es liegt ein offenkun iges 
Verſehen vor, deſſen Berichtigung geſtattet fein muß. Das iſt an⸗ 
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ſtellung kein neues Beamtenverhältnis begründet worden; der 
Kl. kann auch nach Auflöſung des Kriegsgefangenenlagers 
Altdamm am 31. März 1922 nicht als Warteſtandsbeamter 
angeſehen werden, denn er iſt niemals in den einſtweiligen 
Ruheſtand verſetzt worden und hat keinen Rechtsanſpruch hier⸗ 
auf (8 24 RBG.). Iſt aber der Kl. nicht mehr Beamter, 
ſo iſt für eine Feſtſtellung, daß er einer beſtimmten Beſol⸗ 
dungsgruppe angehöre, und daß ſein Beſoldungsdienſtalter 
von einem beſtimmten Zeitpunkt an laufe, kein Raum. 
(U. v. 6. Juli 1928; 228 III. — LG. 1 Berlin.) [Sch.] 


er, Beamtenanfprud. Wird eine Beſol⸗ 
dungsordnung dahin geändert, daß eine Be⸗ 
amtengattung, die bisher in eine einzige Ge⸗ 
haltsgruppe eingereiht war, auf zwei Gruppen 
verteilt wird, ſo können die Beamten hieraus 
ein Recht auf Beſoldung aus der höheren dieſer 
beiden Gruppen nicht entnehmen. f) 

Die Kl. haben durch die erſt nach der Verkündung des 
Beſoldungsſperrgeſetzes, d. h. nach dem 24. Dez. 1920, vor⸗ 
genommenen Einſtufung der Bürovorſteher in die Gehalts⸗ 
gruppe X ein Recht auf bie Bezüge dieſer Gruppe nicht er⸗ 
langt. Denn dieſe ortsgeſetzliche Regelung hat die nach 8 9 
des genannten Geſetzes zu ihrer Rechtswirkſamkeit erforder⸗ 
liche Genehmigung des Regierungspräſidenten nicht gefunden. 
Sie kann deshalb Beamtenrechte nicht begründen. Die Kl. 
verkennen dies auch nicht; ſie glauben aber trotzdem aus fol⸗ 
genden Erwägungen einen Anſpruch auf Beſoldung aus Ge⸗ 
haltsgruppe X zu haben: Das wohlerworbene Recht der Büro⸗ 
vorſteher beſtehe nicht nur in der vor Inkrafttreten des 
Sperrgeſetzes erfolgten Einſtufung in Gruppe VIII, ſondern 
in dem Anſpruch ſämtlich perſönlich gleich behandelt zu wer⸗ 
den, und zwar gleichviel, wie die Stellen ſpäter eingeſtuft 
würden. Es komme daher nur darauf an, ob mit Genehmi⸗ 
gung des Regierungspräſidenten auch nur ein Teil der mit 
den gleichen Funktionen wie die Kl. betrauten Bürovorſteher 
eine höhere Beſoldung erhalten habe als die Kl. Sei das ge⸗ 
ſchehen, ſo hätten die Kl. auch ihrerſeits einen Anſpruch auf 
dieſe höhere Beſoldung, weil ſie eben die gleichen amtlichen 
Funktionen wie die höher Beſoldeten übertragen erhalten 


ſcheinend der Standpunkt der preuß. Regierung. Art. 79 I PrVerf. 
wiederholt den Art. 129 II Verf., nennt aber neben den dort be⸗ 
zeichneten Maßnahmen auch noch die Entlaſſung. Bei der Beratung 
dieſer Beſtimmung der PrVerf. (8 60 I HegEntw.) hat der Vertreter 
des Juſtizminiſteriums, Geh. DIR. Huber, im Verfaſſungsaus⸗ 
ſchuß der Verfaſſunggebenden Preuß. Landesverſammlung (Druckſache 
Nr. 3120 B Sp. 240) erklärt, die RVerf. ſpreche verſehentlich nicht 
von der endgültigen Entlaſſung eines Beamten, was in der Vor⸗ 
lage ergänzt ſei. Indeſſen ſei dem, wie ihm wolle. Auf alle Fälle 
beſteht der tiefgreifende Unterſchied, daß das in Art. 127 II d. Entw. 
der NBerf. enthaltene Wort „entlafjen” ohne erkennbaren Grund 
weggefallen iſt, während die Worte „oder Rang“ mit voller Über⸗ 
legung einem eingehend begründeten Antrag eines Abgeordneten 
entſprechend von der Nationalverſammlung geſtrichen worden ſind. 
Daß letzterem Vorgange eine ganz andere Bedeutung zukommt als 
erſterem, liegt auf der Hand. Es iſt alſo unzutreffend, daß die vom 
NG. aus der Streichung der Worte „oder Rang“ gezogene Schluß⸗ 
folgerung logiſcherweiſe dazu führen müſſe, auch eine Dienſtentlaſſung 
für unſtatthaft zu erklären. 

„Nicht zu verkennen iſt, daß die aus den bisherigen Dar⸗ 
legungen ſich ergebende Tragweite des Art. 129 II RVerf. in den 
kleineren deutſchen Ländern zu Unzuträglichkeiten führen Kann. 
Ihnen wird unter Umſtänden nicht ohne weiteres eine Beamten⸗ 
ſtelle von gleichem Rang zur Verfügung ſtehen, in die ein Beamter, 
der von feiner bisherigen Stelle entfernt werden foll, verſetzt werden 
könnte, Es iſt das indes eine auch in anderen Fällen zu beobachtende 
Folge der Übernahme reichsrechtlicher oder preußiſchrechtlicher Grund⸗ 
jäge in der RVerf. Sich ihnen anzupaſſen, fallt den anderen Län- 
dern nicht immer leicht. Indeſſen können daraus die Gerichte nicht 
die Befugnis ableiten, Vereinheitlichungsmaßnahmen, die der Ver⸗ 
faſſunggeſetzgeber bewußt getroffen hat, in ihrer Wirkung abzu⸗ 
ſchwächen.“ 9 50 

So ift weiterer Rechtsſtoſf außer meinen kritiſchen Erwägungen 
zuſammengetragen. Auch der Zahlmeiſterbeamte muß von dieſer Aus⸗ 
legung des Art. 129 11 RVerf. durch das RG. Nutzen ziehen. Es 
bleibt nur die recht zweifelhafte Frage, ob es, nachdem das RG. ien 
hier beſprochenen Falle in letzter Inſtanz geſprochen hat, noch mög⸗ 
lich iſt, auf Grund des Art. 19 RVerf. eine Klage beim Stg. an⸗ 
zuſtrengen, der darüber zu entſcheiden hätte, ob die (oben im Text 
der Entſch, am Anfang) aufgeführten Vo. und AusfVorſchr. aus dem 
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hätten. Daher ergebe ſich aus ihrer bisherigen Gleichſtellung 
mit den jetzt höher Beſoldeten ihr wohlerworbenes Recht auf 
gleichmäßige Beſoldung mit den jetzt Beſſergeſtellten. 

Dieſe Rechtsauffaſſung iſt, wie auch das BG. bereits zu⸗ 
treffend entſchieden hat, verfehlt. Die Einreihung ſämtlicher 
Bürovorſteher in die einheitliche Beſoldungsgruppe VIII be⸗ 
gründete für die Kl. lediglich ein Recht auf das mit dem frag⸗ 
lichen Amte jeweils verbundene Gehalt. Es wurde damit eine 
Beſoldung nach den Bezügen, die für ein niedriger einge⸗ 
ſtuftes Amt ausgeworfen ſind, ausgeſchloſſen. Dagegen iſt für 
die Kl. ein Recht auf das Fortbeſtehen einer einheitlichen Be⸗ 
ſoldung mit den übrigen Bürovorſtehern nicht entſtanden. 
Ebenſowenig wie daraus, daß mehrere Beamtengattungen 
die gleichen Dienſtbezüge erhalten, ein Recht der Beamten, die 
zur Zeit des Beſtehens dieſes Zuſtandes zu ihnen zählen, auf 
Aufrechterhaltung dieſer Gleichſtellung abzuleiten iſt (RG. 
108, 316%)), kann auf die Tatſache, daß ein und dieſelbe Be⸗ 
amtengattung aus derſelben Gehaltsgruppe beſoldet wird, ein 
Recht der ihr angehörenden Beamten auf die Fortdauer die⸗ 
ſer Regelung geſtützt werden. Auch in dem von der Rev. an⸗ 
gezogenen Urteil des erk. Sen. v. 23. Mai 1924 (in der Sache 
III 472/23) iſt lediglich der Grundſatz ausgeſprochen, daß 
einem Beamten die Bezüge der Stelle, die ihm verliehen war, 
erhalten werden müſſen und durch ſchlechtere Einſtufung des 
Amtes nicht entzogen werden können. Ein Recht des Be⸗ 
amten auf fortdauernde einheitliche beſoldungsrechtliche Be⸗ 
handlung mit der ganzen Beamtenklaſſe, der er zuzurechnen 
iſt, wird dort aber nicht anerkannt. Wird daher eine Beſol⸗ 
dungsordnung dahin geändert, daß eine Beamtengattung, die 
bisher in eine einzige Gehaltsgruppe eingereiht war, auf 
zwei Gruppen verteilt wird, ſo können die Beamten hieraus 
ein Recht auf Beſoldung aus der höheren dieſer beiden Grup⸗ 
pen nicht entnehmen. 

Sch.] 


(u. v. 10. Juli 1928; 22/28 III. — Breslau.) 
8 81 


3. 87 Pr DiſziplG. v. 21. Juli 1852; 
StGB. (Fall Jagow.) Die Beſtimmung in 87 Pr⸗ 
Diſzipl G., wonach bei längerer als einjähriger 
Freiheitsſtrafe der Verluſt des Amts ohne 
weiteres eintritt, iſt in ſeiner Allgemeinheit 


Jahre 1917 die Wirkung haben konnten, jemanden, der in einem Be⸗ 
amtenverhältnis geſtanden hat und der zum Hilfszahlmeiſter mit 
Wirkung v. 1. Okt. 1919 ernannt worden iſt, gegen ſeinen Willen 
zum „Reichsbeamten auf Widerruf“ zu machen, eine Frage, die natür⸗ 
lich zur Auslegung des Art. 129 weiteren Anlaß geben müßte. 

Prof. Dr. Fritz Stier⸗Somlo, Köln. 


Zu 2. Der Entſch. iſt zuzuſtimmen. Sie bewegt ſich durchaus 
auf dem Boden der befeſtigten Rſpr. des RG. Die Beamtenſchaft 
iſt erfahrungsgemäß leicht geneigt, dem Grundſatze des Art. 129 
Abſ. 1 Satz 3 Verf., wonach die wohlerworbenen Rechte der Be⸗ 
amten unverletzlich ſind, eine übertriebene Bedeutung beizulegen. 
Die Beamten haben zwar ein wohlerworbenes Recht auf Beſoldung 
in der Höhe, wie ſie ihnen die Beſoldungsgeſetze zuſprechen. Bei 
einer nderung der Beſoldungsgeſetze haben fie aber kein wohl⸗ 
erworbenes Recht darauf, in ihren Bezügen ebenfo aufgebeſſert zu 
werden, wie gewiſſe andere Beamtengruppen, die mit ihnen bisher 
gleich eingeſtuft waren. Wäre es anders, ſo wären die Verwaltung 
und mit ihr der Geſetzgeber gehindert, die Unterſchiede in der Be⸗ 
wertung beſtimmter Beamtengruppen, die ſich inzwiſchen im Hin⸗ 
blick auf die Bedeutung der von ihnen geleiſteten Arbeit, der Schwie⸗ 
rigkeit ihrer Obliegenheiten und des Maßes ihrer Verantwortung 
ergeben haben, in der neuen Beſoldungsordnung zum ſachgemäßen 
Ausdruck zu bringen. Dies wäre eine Feſſel, die im Intereſſe der 
gerechten Abwägung der Arbeitsleiſtungen der einzelnen Beamten⸗ 
gruppen unerträglich wäre. Mit Recht hat deshalb das NG. ſich 
gegen eine ſolche Einengung der Verwaltung und des Geſetzgebers 
ausgeſprochen. Ausnahmen von dieſem Grundſatze gelten nur, wenn 
ener gewiſſen Gruppe von Beamten die dauernde Gleichſtellung 
mit einer anderen Beamtengruppe ausdrücklich zugeſichert 
worden iſt. Nur in dieſem Falle beſteht ein wohlerworbenes Recht 
darauf, daß die Beamtengruppe, denen eine ſolche Zuſicherung ge⸗ 
macht iſt, nicht hinter jene Gruppe, mit der ſie dauernd gleichſtehen 
ſoll, zurückgeſetzt werden darf (vgl. RG. v. 7. Jan. 1925, III 
1010/25; v. 26. Juni 1923, III 82%3; v. 29. Okt. 1924: JW. 
1925, 542 L. 1925, 263 Nr. 12 DIZ. 1925, 105; v. 15. Mai 
1928: JW. 1928, 1935 — Recht 1928, 432). N 

LGPräſ. Dr. Brand, Duisburg. 


9 W 1925, 54. 
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ungültig, da er die in 881 StGB. dem Straf⸗ 
richter vorbehaltene Befugnis, auch bei längerer 
Freiheitsſtrafe von der Verurteilung zum Amts⸗ 
verluſt abzuſehen, hinfällig machen würde. Da⸗ 
gegen iſt ein dem Landesrecht angehörendes 
Diſziplinargeſetz, das die Diſziplinarſtrafe der 


Zu 3. Gegen das Urt. des RG. ſind hinſichtlich ſeines grund⸗ 
ſätzlichen Standpunktes und der Folgerichtigkeit der Begründung 
weſentliche Bedenken zu erheben. 

Das RG. hält den 87 PrdiſzGG. in Fällen der 88 81, 83 
Abſ. 3, 84, 90 Abſ. 4 SGB. für unanwendbar. Nach der angeführten 
reichsrechtlichen Beſtimmung kann, nicht aber muß im Fall der 
Verurteilung auf Verluſt der bekleideten öffentlichen Amter er⸗ 
kannt werden. 

Dem NG. ſcheint eine landesgeſetzliche Vorſchrift unzuläſſig, 
welche ex lege den Verluſt eines Amtes bei Verurteilung auf 
Grund der angeführten Vorſchriften eintreten läßt. Auch das RO. 
nimmt an, daß § 7 nicht eine ſtrafrechtliche Norm ſei. Da jedoch 
— dies iſt die Erwägung, welche die Entſch. trägt — die an⸗ 
geführten Beſtimmungen des Reichsrechtes und § 7 PrdiſszGG. in 
Vorausſetzung und Wirkung übereinſtimmen, ſo liege ein Eingriff 
des Landesrechtes in das Reichsrecht vor. Er werde auch durch die 
begriffliche Verſchiedenheit von gemeinen Strafrecht und Diſziplinar⸗ 
recht nicht ausgeſchloſſen. Dieſe Entſch. deckt fi im Ergebnis mit 
NOHG. 13, 38 (1874). Dieſes hatte den $ 7 im Hinblick auf das 
StGB. für reichsrechtswidrig erklärt, weil nach 831 StGB. der 
Amtsverluſt nur bei Verurteilung zur Zuchthausſtrafe von Rechts 
wegen eintritt, während es in allen anderen Fällen vom Ermeſſen 
des Strafrichters abhängt, ob er auf Amtsverluſt erkennt. Dem⸗ 
gegenüber erachtete das Roch. den 87 und ähnliche Be⸗ 
ſtimmungen des heſſ. StGB. von 1841 als aufgehoben, weil 
das RStGB. das mildere Geſetz ſei. Es hat alſo die Aufhebung 
des § 7 aus einem anderen Grunde angenommen, als ihm jetzt 
das NG. zugrunde legt, nämlich weil es ihn als eine Norm des 
Se Strafrechtes anſah. Es iſt augenſcheinlich zu dieſem 
Ergebnis auch gelangt, mit Rückſicht auf die Entſtehungsgeſchichte 
des NBG. Die Regierungsvorlage enthielt einen § 74, welcher 
dem 8 7 PrDiſzG. nachgebildet war. Der RTAusſch. hat dieſe Be 
ſtimmung geſtrichen, und dabei iſt es verblieben. Er ging bei 
ſeinem Beſchluß von der Erwägung aus, daß dieſe Norm in das 
Gebiet des Strafrechtes hinübergreife, die Folgen der Strafe ent⸗ 
gegen der Abſicht des StB. verſchärfe und in Widerſpruch zu dem 
StGB. trete. Die Frage der rechtlichen Zuläſſigkeit einer der⸗ 
artigen Beſtimmung im RBG. iſt nicht aufgeworfen worden und 
wäre, da es ſich um ein ſpäteres RGgeſ. handelte, zu bejahen ge⸗ 
weſen. Unbeſtritten blieb bereits in der damaligen Zeit das Weſen 
des gleichen faktiſchen Tatbeſtandes, wegen deſſen eine ſtrafrecht⸗ 
liche Verurteilung erfolgt war, ohne die Nebenſtrafe des Amts⸗ 
verluſtes, obwohl hierauf nach Maßgabe des StGB. hätte erkannt 
werden können, in einem Diſziplinarverfahren auf Amtsverluſt er⸗ 
kannt werden können. Allerdings handelte es ſich in dem betreffen⸗ 
den Fall um eine Reichsdiſziplinarſache (Urt. des RDiſz O. v. 
30. Jan. 1875 bei Schulze⸗Simons, Die Rſpr. des N Diſz H. 
S. 39). Das iſt aber für die hier zu erörternde Frage unerheblich, 
weil das Urteil von der Zuläſſigkeit des diſziplinarrechtlichen Amts⸗ 
verluſtes ausgeht, obwohl der ſtrafrechtliche und der diſziplinar⸗ 
rechtliche Amksverluſt in Vorausſetzung und Wirkungen überein⸗ 
ſtimmen. 

Abweichend vom Standpunkt des ROchG. haben die 88. des 
NS. in mehreren Entſch. 8 7 als geltendes Recht angewendet 
(Urt. des 3.36. v. 11. Febr. 1887 [R. 17, 242] und des 4. BE. 
v. 3. Nov. 1899 [RG. 42, 284 ]). Auf dem gleichen Standpunkt 
ſteht die preuß. Praxis. Während früher eine begriffliche Scheidung 
von Strafrecht und Diſziplinarrecht nicht ſtattgefunden hatte, bildete 
fie gerade bei der Bearbeitung des 8 7 den Anlaß dazu, die Enk⸗ 
ziehung des Amtes nicht in das StGB., ſondern in das DiſzG. auf⸗ 
zunehmen (Goltdammer, Die Materialien zum StGB. für die 
preuß. Staaten, Bd. 1 S. 140 ff.). Dementſprechend ſieht auch das 
preuß. Staatsminiſterium $ 7 als eine Vorſchrift des preuß. Be⸗ 
amtenrechtes über die Wirkung an, welche die ſtrafrechtliche Ver⸗ 
urteilung eines Beamten auf das zwiſchen ihm und dem Staate 
beſtehende Rechtsverhältnis äußert (Stagtsminiſterium v. 15. März 
1890, angeführt bei v. Rheinbaben, Die preuß. DiſzGG., 2. Aufl. 
S. 119). Wenn entgegen dieſer, abgeſehen von dem angeführten 
OHG.-Urt., gleichförmigen Praxis jetzt das NG. den 87 für un⸗ 
gültig hält, ſo wäre dieſer Standpunkt verſtändlich, falls es den 
§7 als eine ſtrafrechtliche Norm behandelte. Dann würde ſeine 
Aufhebung aus § 2 EGSICB. folgen. Da es aber 8 7, und zwar 
zutreffenderweiſe, als eine diſziplinarrechtliche Norm anſieht, jo 
können dagegen keine Bedenken hergeleitet werden, daß der ge⸗ 
ſetzliche Talbeſtand des Strafrechtes und des Diſziplinarrechtes ſich 
decken. In der Rſpr. und im Schrifttum iſt es ſtets anerkannt, 
daß die Verſchiedenheit des Zweckes von peinlicher und ſtaatlicher 
Diſziplinarſtrafe auch bei Vorliegen des gleichen Tatbeſtandes die 
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Amtsentſetzung an die Verurteilung zu längerer 
Freiheitsſtrafe knüpft, mit 881 StGB. ver⸗ 
einbar. f) 
(U. v. 23. März 1928; 258/27 III. — Berlin.) Sch.] 
Abgedr. IW. 1928, 1502 18. 


Anwendung des Grundſatzes „ne bis in idem“ ausſchließt. Daß die 
in den verſchiedenartigen Geſetzen angedrohten Strafen inhaltlich 
gleich ſind, iſt bei der Verſchiedenheit der Strafzwecke unerheblich. 
Auch die — ſchon vom ROG. angeſtellte — Erwägung des NO. 
ſchlägt nicht durch, daß 8 7 „in Wahrheit zu einer vom Reichs⸗ 
geſetzgeber nicht gewollten und daher mit dem StGB. unvereinbaren 
Verſchärfung des Strafurteils führen“ würde. Eine „Verſchärfung“ 
konnke nur angenommen werden, wenn landesrechtlich eine 
Kriminalſtrafe angedroht wäre. Eine Diſziplinarſtrafe il hingegen 
im Verhältnis zu einer peinlichen Strafe rechtlich ein aliud, nicht 
ein maius. Wollte das RG. den von ihm zugrunde gelegten Ge⸗ 
ſichtspunlet folgerichtig durchführen, jo müßte es zu Unzuläſſigkeit 
einer Diſziplinarſtrafe in allen Fällen gelangen, in denen wegen 
des gleichen faktiſchen Tatbeſtandes auf eine Kriminalſtrafe er⸗ 
kannt werden kann. Würde doch hier i. S. des NG. ſtets eine 
„Verſchärfung“ vorliegen. Die Unmöglichkeit dieſes Ergebniſſes iſt 
ſo einleuchtend, daß ſich aus ihr die Ablehnung der Prämiſſe er⸗ 
gibt. Dieſe wird vom RG. auch in dem hier erörterten Urteil nicht 
durchgeführt. Das NG. weiſt ausdrüchlich darauf hin, es bleibe 
„dem Landesrecht unbenommen, die Entfernung eines Beamten 
auch für den Fall auzuordnen oder zuzulaſſen, daß der 
Strafrichter ſeine Dienſtentlaſſung nicht ausgeſprochen hat. Es darf 
dieſe nur nicht unmittelbar anknüpfen an das Straf- 
urteil“. Alſo find nach der Auffaſſung des RG. landesgeſetzliche 
Beſtimmungen des Inhalts zuläſſig, daß gegen einen Beamten im 
Fall ſeiner ſtrafgerichtlichen Verurteilung auf Grund der 88 BL, 
83 Abf. 3, 84, 90 Abſ. 4 SGB. außerdem im Diſziplinar⸗ 
verfahren auch dann auf Dienſtentlaſſung erkannt werden kann 
bzw. erkannt werden muß, wenn im Strafurteil auf Amtsverluſt 
nicht erkannt iſt. Das RG. halt alſo zwar eine landesrechtliche 
Talbeſtandswirkung, wie fie 8 7 PrDiſzcg. anordnet, für un⸗ 
zuläſſig, nicht hingegen eine landesrechtliche Beſtimmung, welche die 
Dienſtentlaſſung im Fall einer Verurteilung auf Grund der an⸗ 
geführten Beſtimmung einem beſonderen Diſziplinarverfahren vor⸗ 
behält und ſie entweder in das Ermeſſen des Diſsiplinargerichts 
ſtellt oder ſie als geſetzliche Diſziplinarſtrafe vorſchreibt. Auch die⸗ 
jenigen landesrechtlichen Beſtimmungen, deren reichsrechtliche Zuläſſig⸗ 
Reit das RG. annimmt, würden ſich in Vorausſetzung und Wirkung 
nicht von den betreffenden ſtrafrechtlichen Normen unterſcheiden. 
Der Unterſchied gegenüber 8 7 PrdiG. würde alſo nur ver⸗ 
fahrensrechtlicher Natur fein. An die Stelle der Tatbeſtands⸗ 
wirkung träte die Notwendigkeit eines beſonderen Diſziplinar⸗ 
verfahrens. 

Allerdings kann die Vorſchrift des 8 7 Prddiſzc. dann zu 
Härten führen, wenn trotz der Verurteilung zu längerer als ein⸗ 
jähriger Freiheitsſtrafe die Verhängung einer geringeren als der 
im § 7 vorgeſchriebenen Diſziplinarſtrafe nach Lage des Einzel⸗ 
falles hinreichend erſchiene. Alle Erwägungen, welche für eine Er⸗ 
weiterung des ſtrafrichterlichen Ermeſſens ſprechen, können auch 
hinſichtlich des Diſziplinarrichters angeſtellt werden und dürften 
bei der Reform des Beamtenrechts dazu führen, daß eine dem 87 
entſprechende Vorſchrift nicht weiter beſtehen bleibt. Aber ſo be⸗ 
rechtigt derartige Erwägungen de lege kerenda ſind, ſo können ſie 
auch nicht auf dem Wege der vom RG. gewählten Konſtruktion 
dazu führen, die rechtliche Unzulänglichkeit des § 7 zu begründen. 

Erſt nach der Drucklegung iſt mir der Aufſatz von Bendix, 
Die drei Jagowurteile (Juſtiz 3 [1928], 516), bekannt geworden, 
der die drei ergangenen Urteile unter Fortlaſſung des Tatbeſtandes 
der Urteile zweiter und dritter Inſtanz wörtlich wiedergibt. LG. und 
KG. hatten i. S. der obigen Ausführungen entſchieden. Das LG. hat 
außer den angeführten RGUrt. noch auf das Erkenntnis des 6. BE. 
v. 10. April 1916 (NG. 88, 198) hingewieſen, das ebenfalls den 
8 7 PrDDiſzG. als gültige Rechtsnorm angewendet hat. Es handelt ſich 
alſo um einen ſehr alten Gerichts- und Verwaltungsbrauch. Das RG. 
begründet picht, warum es von ihm abweicht. 

In feinen kritiſchen Bemerkungen zu den angeführten Urteilen 
hat Bendix insbeſ. gerügt, daß der 3. ZS. ſich nicht mit dem in 
einem früheren Erkenntnis (RG. 85, 108) aufgeſtellten Rechtsſatz aus⸗ 
einandergeſetzt hat. Dieſe Rüge dürfte fehlgehen, allerdings nur aus 
prozeſſualen Gründen. In dem damaligen Fall handelte es ſich darum, 
daß ein Beamter durch eine vorſatzlich begangene, unerlaubte und 
ſtrafbare Handlung ſeinen Dienſtherrn geſchädigt hatte. Der Staat 
hatte ſeinen Schadenserſatzanſpruch durch Aufrechnung gegenüber 
dem geſamten Gehaltsanſpruch des Beamten geltend gemacht. Der 
3. ZS. gewährte dem Staat gegen das Aufrechnungsverbot des 5394 
BGB. die Einrede der Argliſt. Die Gründe, welche das Urteil in dem 
hier intereſſierenden Zuſammenhang tragen, lauten (RG. 85, 118): 
„Dürfte der Dienſtverpflichtete deſſenungeachtet dem aufrechuenden 
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4. Kab O. v. 25. Sept. 1834. Pflicht des preuß. 
Staates zur Beſtreitung der Bedürfniſſe einer 
Kirchengemeinde aus ſäkulariſiertem Vermö⸗ 
gen. Unzulänglichkeitseinwand geſtützt auf all⸗ 
gemeine Staatsausgaben und Inflationsent⸗ 
wertung greift nicht durch. 

Der Leiſtungsanſpruch der Kirchengemeinde betreffend die 
Beſoldung des derzeitigen Pfarrers der St. Heribertus⸗Ge⸗ 
meinde, der beiden Kaplane ſowie des Organiſten und des 
Küſters daſelbſt nebſt dem Anſpruch auf eine Teuerungs⸗ 
zulage für die vier letztgenannten Perſonen iſt dem Grunde 
nach rechtskräftig feſtgeſtellt. Auch das Betragsverfahren iſt, 
was die an die genannten Kirchenangeſtellten für die Zeit v. 
1. Jan. 1924 bis 31. Dez. 1925 zu zahlenden Beträge an⸗ 
geht, rechtskräftig erledigt. 

Das OLG. hat nunmehr auf Grund weiterer Verhand⸗ 
lung auch über die für die Zeit v. 1. April 1911 bis 31. Dez. 
1923 zu zahlenden Beträge erkannt. 

Gegenüber der Zurückweiſung des Unzulänglichkeitsein⸗ 
wandes rügt die Rev. Verletzung der Kabinettsorder v. 
25. Sept. 1834, indem ſie im einzelnen geltend macht: Ohne 
nähere Feſtſtellung nehme das BG. an, daß Preußen Kapi⸗ 
talien in lukrativen Staatsunternehmungen inveſtiert und 
belaſſen habe, die es ohne die Säkulariſation zur Tilgung 
von Staatsſchulden hätte verwenden müſſen. Dem Bekl., der 
im allgemeinen die Beweispflicht für die Unzulänglichkeit des 
urſprünglich auf ihn übergegangenen Abteivermögens habe, 
vielleicht auch die Unzulänglichkeit etwaiger Surrogate dar⸗ 
tun müſſe, könne nicht zugemutet werden, auch derartige vom 
BG. angenommene, ganz allgemeine Sätze über die Finanz⸗ 
gebarung des Staates zu widerlegen. In dem vor 115 Jah⸗ 
ren wiedererſtandenen, durch fortgeſetzte Kriegsnöte und feind⸗ 
liche Beſatzungen völlig ausgeſogenen Preußen ſei der Ver⸗ 
kauf der weit über das Land zerſtreuten ſäkulariſierten Höfe 
und Einzelparzellen eine notwendige wirtſchaftliche Maßnahme 
geweſen, die insbeſ. den Bewohnern des Rheinlandes und 
auch den Mitgliedern der klagenden Pfarrgemeinde zugute 
gekommen ſei. Ob die Tilgung der Staatsſchulden dem Staat 
als ganzem Vorteile gebracht habe, ſei nicht entſcheidend. Die 
mit Schriftſatz des Bekl. vorgetragenen Nachweiſungen über 
die ſchon von den Vorgängerſtaaten vollſtändig verbrauchten 
Vermögensſtücke ſowie über das an Preußen gelangte Kloſter⸗ 
vermögen, ſeinen damaligen Ertrag, ſeine weitere Entwicklung 
und die ſpäteren Ertragsverhältniſſe habe das BG. ganz 
übergangen. Es greife zu Unrecht aus dem Vorbringen des 
Bekl. die eine Erlösziffer von 244000 bis 245 000 preuß⸗ 
Talern heraus und knüpfe daran die Feſtſtellung, daß dieſe 


Dienſtherrn entgegenhalten, daß ſein Lohn als der Betrag der ihm 
nötigen Lebensunterhaltsmittel ihm geſichert zu bleiben habe, ſo wäre 
das ein Erfolg der Argliſt; es ware eine Anerkennung, daß, wer 
ſelbſt innerhalb eines Vertragsbandes treulos und ſtrafbar handelt, 
trotzdem den anderen Teil an der baren Gegenvertragsleiſtung in eben 
dem Verhältnis feſthalten dürfe. Das widerſtreitet dem allgemeinen 
Wohl und dem Staatsintereſſe. 

Bei einer ſolchen Sachlage iſt die Einforderung der Vergütung 
und deren Einklagung für ſich allein ſchon eine gegen die gute Sitte 
verſtoßende Handlung, welche in ſich ſelbſt die Argliſt offen zur Schau 
und vor den Richter bringt, und welche die durch zuvor begangene 
argliſtige Straftat zußeſügke Schädigung nur fortſetzen und zu einer 
völlig endgültigen machen will. Wer das Dienſtverhältnis zu vorſätz⸗ 
licher ſtrafbarer Schädigung des Dienſtherrn mißbraucht hat, muß es 
ſich — auch wenn der Wert der Arbeit an ſich durch die Straftat 
unberührt blieb, alſo nicht, ſei es als durch ſie nutzlos geworden, ſei 
es als Poſten der Schadensliquidation des Dienſtherrn ohne weiteres, 
d. h. ohne Aufrechnung, unterging — nach den Geboten der Billig⸗ 
keit und des richtigen Rechtes als Folge feiner Argliſt gefallen laſſen, 
daß die formell erwachſene und beſtehende Lohnforderung durch die 
Schadenserſatzgegenforderung ausgeſtrichen wird; er darf nicht be⸗ 
anſpruchen, den nötigen Lebensunterhalt als Entgelt aus der Hand 
deſſen zu erhalten, den er derart beſchädigt hat.“ 

Dieſer Rechtsſatz it vom RG. durchaus im Einklaug mit dem 
der Rechtsordnung aufgeſtellt. Man wird allerdings zweifeln können, 
ob ſeine Begründung zutrifft und ob es nicht „klarer und aufrichtiger 
geweſen wäre, auszuſprechen, daß 8 394 in feiner abſoluten Faſſung 
den Lebensverhältniſſen nicht entſpricht und daher durch eine ein ⸗ 
engende Beſtimmung, wie ſie ſich z. B. im Schweiz OblR. Art. 340 11 
findet, ergänzt werden muß“ (ſo v. Tuhr, Eigentumserwerb aus 
unſittlichen Verträgen im Arch ZivPrax. 120, 10). Auch von dieſem 
Geſichtspunßt iſt dem Ergebnis des RG. zuzuſtimmen. Seine rechts⸗ 
ſchöpferiſche Zuſtändigkeit erſtrecht ſich auch auf die Schaffung ein⸗ 
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Summe heute noch im Beſitze des Fiskus ſei oder bei ord⸗ 
nungsmäßiger Verwaltung des ſäkulariſierten Vermögens noch 
in ſeinem Beſitz wäre. Eine ſolche alternative Feſtſtellung ſei 
viel zu allgemein und daher unzuläſſig. Unterſtelle man, wie 
das geſchehen müſſe, das Vorbringen des Bekl., fo habe dem 
Bekl. für die Jahre ſeit 1911 nach Abzug der jährlichen 
Leiſtungen an die Kl. (mit durchſchnittlich 5944,38 %) noch 
ein Ertrag von jährlich rund 19 700 % zur Verfügung ge⸗ 
ſtanden. Dieſer Betrag ſei vom Etatjahr 1918 an immer ge⸗ 
ringer geworden und in den Etatjahren 1922 bis 1923 ſchließ⸗ 
lich bis auf 142,54 GM. und 1,23 GM. heruntergeſunken. 
Die obere Grenze der Haftung des Bekl. ſei alſo mit dem 
Fortſchreiten der Inflation immer niedriger geworden. Und 
wenn ſelbſt der Bekl. die in den Jahren ſeit 1911 nicht zu 
Leiſtungen für die Kl. verwendeten Beträge angeſammelt 
hätte, ſo wäre auch dieſer angeſammelte Betrag der Infla⸗ 
tion verfallen. Die auf dieſe Rüge geſtützte Rev. iſt zurück⸗ 
gewieſen worden. 

Mag auch die Veräußerung erheblicher Teile des Abtei⸗ 
vermögens und die Verwendung des Erlöfes zur Tilgung von 
Staatsſchulden unter den damaligen Verhältniſſen eine volks⸗ 
wirtſchaftlich noch ſo gerechtfertigte Maßnahme geweſen ſein 
und mag auch die Veräußerung, wie die Rev. ausführt, be⸗ 
ſonders den Bewohnern des Rheinlands und nicht zum wenig⸗ 
ſten auch den Mitgliedern der klagenden Kirchengemeinde ge⸗ 
wiſſe Vorteile gebracht haben, ſo bleibt es doch dabei, daß der 
preuß. Staat durch die Verwendung des Erlöſes zum Ankauf 
von Staatsſchuldverſchreibungen Schulden in Höhe von 
245 000 preuß. Talern abgeſtoßen hat. Sein Vermögen hat 
dadurch einerſeits eine Verminderung un die verkauften 
Güter, andererſeits aber auch wieder eine Vermehrung um 
den Betrag der getilgten Schulden erfahren. Der Wert dieſer 
Vermehrung belief ſich, wenn er in unſerer heutigen Währung 
ausgedrückt wird, nach der einwandfreien Annahme des BG. 
auf ein Mehrfaches von 3245 000 = 735 000 AH. Legt man 
nur das Doppelte zugrunde, ſo handelt es ſich ſchon um einen 
Betrag von rund 1400000 AH. Bei dem durch Abtragung 
von Schulden erreichten Vermögenszuwachs iſt es auch ferner⸗ 
hin geblieben. Er ſtellt eine vollendete Tatſache dar, an der 
auch die Inflation der Jahre 1918 uſw. nichts mehr ändern 
konnte. Der Bekl. hat den Erlös aus dem Kloſtergut gerade 
durch die Schuldentilgung der Möglichkeit der Entwertung 
entzogen. Er iſt heute noch, genau wie es unmittelbar nach 
der Verwendung jenes Erlöſes zur Rückerwerbung von Staats⸗ 
ſchuldpapieren der Fall war, von Verbindlichkeiten in Höhe 
von 245000 preuß. Talern befreit. Wegfall der Bereicherung 
i. S. des § 818 Abſ. 3 BGB. kommt alſo nicht in Frage. Des⸗ 
ſchränkender Rechtsſätze, und hinter der von ihm gewählten Begrün⸗ 
dung ſteht eine derartige Rechtsſchöpfung. Dieſe Norm wäre auch auf 
den Fall Jagow anwendbar geweſen. Hier handelt es ſich zwar nicht 
um einen Mißbrauch des Dienſtverhältniſſes zu vorſätzlicher, ſtraf⸗ 
barer Schädigung des Dienſtherrn. Wohl aber hat ein Beamter (auch 
ein auf Wartegeld geſetzter), der Hochverrat begeht, hierdurch „inner⸗ 
halb eines Vertragsbandes treulos und ſtraſbar gehandelt“. Aber die 
Vorausſetzung für die Anwendung des Rechtsſatzes wäre geweſen, daß 
der preuß. Staat mit einem ihm durch das Kapp⸗Unternehmen ent⸗ 
ſtandenen Schaden gegenüber dem Waͤrtegeldanſpruch des Kl. auf⸗ 
gerechnet hätte und daß die zivilrechtliche Haftung des Kl. für den 
Schaden nachweisbar geweſen wäre. Die letztere Möglichkeit dürfte 
unterſtellt werden können, da der Kl. ein Führer des Unternehmens 
war (vgl. RGSSt. 56, 259). Aber der preuß. Staat hat nach dem 
Inhalt der Urteile augenſcheinlich nicht aufgerechnet. Bei dieſer Prozeß⸗ 
lage konnten die Gerichte den in RO. 85 aufgeſtellten Rechtsſatz nicht 
zur Anwendung bringen. Das überſieht Bendix. Solange und ſo⸗ 
weit der Dienſtherr einen Schaden nicht geltend macht, muß das 
Gericht dem Gehaltsanſpruch ſtattgeben. Das RG. hat insbeſ. nicht 
den Satz aufgeſtellt, daß der Anſpruch des Dienſtverpflichteten in der⸗ 
artigen Fällen ex lege verwirkt wird. Dieſer Auffaſſung tft zu⸗ 
zuſtinnnen. Er würde insbeſ. für das Gebiet des Beamtenrechts nicht 
aufgeſtellt werden können, weil der vollkommene oder teilweiſe Ver⸗ 
luſt des Anſpruchs auf Gehalt uſw. nur die Folge einer ſtraf⸗ oder 
diſziplinargerichtlichen Verurteilung iſt. Die Nichtanwendbarkeit des 
vom RG. aufgeſtellten Rechtsſatzes auf den vorliegenden Tatbeſtand 
mag auf den erſten Blick nicht befriedigen. Erſcheint es doch unſerem 
Rechtsbewußtſein ſchwer tragbar, daß der Gehaltsanſpruch des ſich 
dent Dienſtherrn gegenüber ſtrafbar verhaltenden Dienſtverpflichteten 
unberührt bleibt. Dies Ergebnis kann aber regelmäßig durch die 
vom RE. ja unbeſchränkt zugelaſſene Aufrechnung vermieden werden, 
ſo daß auf einem rechtstechniſch einfachen Wege ein billiges Er⸗ 
gebnis erreicht wird. Prof. Dr. Laſſar, Hamburg. 
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halb muß ſich der Bekl. ſo behandeln laſſen, wie wenn er die 
245 000 Taler über die Inflation hinaus als einen durch ſie 
nicht beeinflußten Geldbetrag in ſeinem Vermögen behalten 
hätte. Dann wäre er aber ohne weiteres in der Lage geweſen, 
aus dem Ertrag einer ſolchen Summe die jetzt noch ſtreitigen 
Anſprüche wegen des Gehalts des Pfarrers, der zwei Vikare 
uſw. für die Zeit v. 1. April 1911 bis 31. Dez. 1923 zu 
erfüllen. Denn dieſe Anſprüche beliefen ſich nach dem Tat⸗ 
beſtand des landgerichtlichen Urt. v. 13. Juli 1917 S. 5 für 
ein Jahr insgeſamt auf nicht ganz 9000 %, und bei Zu⸗ 
grundelegung der Summe von rund 130 000 A, zu deren 
Zahlung der Bekl. vom BG. verurteilt iſt, ergibt ſich ein 
Jahresdurchſchnitt von 130 000: 12,75 = rund 10 200 RX. 
Zur Zahlung des letzteren Betrages für jedes der Jahre vom 
1. April 1911 bis 31. Dez. 1923 wäre übrigens der Bekl. 
ſelbſt dann imſtande geweſen, wenn es ſich bei dem Erlös 
von 245000 preuß. Talern um einen der Entwertung durch 
die Inflation ausgeſetzten Geldbetrag gehandelt hätte. Denn 
die ſeinerzeit erlöſten 245000 preuß. Taler ſtellten mit Rück⸗ 
ſicht auf den damals weit höheren inneren Wert eines Talers 
gegenüber dem Betrage von 3 RX zur Zeit des Verkaufs der 
Güter, und ordnungsmäßige Verwaltung vorausgeſetzt, auch 
noch Jahrzehnte jpäter ein Mehrfaches des Wertes von 
735 000 AN dar, zum mindeſten aber das Zweifache, nach 
heutiger Währung, als einen Betrag von rund 1400 000 %. 
Wenn es nun auch dem preuß. Staat trotz der mancherlei 
Anlagemöglichkeiten, die ihm zu Gebote ſtanden, nicht ge⸗ 
lungen wäre, den vollen Wert der 1400000 RK über die 
Inflation weg ſich zu erhalten, ſo hätte dies aller Wahr⸗ 
ſcheinlichkeit nach doch annähernd zu 50% geſchehen können. 
Die Erträge aus 600000 bis 700000 % hätten aber aus⸗ 
gereicht, um die Anſprüche der Kl. und daneben noch manche 
andere Verpflichtung zu erfüllen. 


Ohne Grund wirft unter dieſen Umſtänden die Rev. dem 
BG. vor, er hätte nicht den einen Poſten von 245 000 Talern 
aus dem Vorbringen des Bekl. herausgreifen und deſſen Dar⸗ 
ſtellung über die im Laufe der Zeit mit dem Kloſterver⸗ 
mögen int übrigen vor ſich gegangenen Veränderungen und 
die Extragsverhältniſſe unberückſichtigt laſſen dürfen. Einer 
Erörterung dieſes weiteren Vorbringens bedurfte es nach 
dem über den Erlös von 245000 Talern Ausgeführten nicht; 
dies um ſo weniger, als nach der eigenen Darlegung des Bekl. 
auch in den Jahren 1911 bis 1923 immer noch ein ge⸗ 
wiſſer, wenn auch allmählich immer niedriger gewordener 
Ertrag vorhanden war. 

Im beſonderen beſchwert ſich die Rev. noch darüber, daß 
das angefochtene Urteil als Grund, warum der Erlösbetrag 
von 245000 Talern noch jetzt als zum Vermögen des Bell. 
gehörig angeſehen werden müſſe, neben der Befreiung des 
Staates von Schulden in gleicher Höhe anführt: der Bekl. 
habe infolge dieſer Befreiung ebenſo hohe Beträge, die in 
lukrativen Staatsunternehmungen inveſtiert geweſen ſeien und 
ohne die Säkulariſation zur Schuldentilgung hätten verwen⸗ 
det werden müſſen, in dieſen Unternehmungen belaſſen können, 
wo ſie ſich bei ordnungsmäßiger Verwaltung nicht bloß er⸗ 
halten, ſondern noch vermehrt hätten. Namentlich könne — 
ſo meint die Rev. — dem Bekl. nicht die Beweispflicht für die 
Unrichtigkeit einer derartigen allgemeinen Annahme über die 
Finanzgebarung des Staates auferlegt werden, wie es das 
BG. tue. Dieſe Rüge iſt gegenſtandslos, weil es zu dem Er⸗ 
Don der Zurückweiſung des Unzulänglichkeitseinwands der 
Heranziehung des beanſtandeten Teils der Entſcheidungs⸗ 


gründe gar nicht bedarf. 

Fehl geht auch die Bemängelung der Feſtſtellung, daß 
der Betrag von 245000 Talern noch heute im Beſitze des 
Fiskus ſei „oder“ bei ordnungsmäßiger Verwaltung des 
ſäkulariſierten Vermögens noch in ſeinem Beſitze wäre. Es 
liegt hier nur ſcheinbar eine alternative Feſtſtellung vor. 
Die nachfolgenden Ausführungen des angefochtenen Urteils 
ergeben, daß der BR. annimmt: der Bekl. müſſe ſich wegen 
der Erlangung von Schuldenfreiheit in Höhe von 245000 Ta⸗ 
lern der Kl. gegenüber ſo behandeln laſſen, wie wenn dieſer 
Betrag noch in ſeinem Vermögen vorhanden wäre. Dieſe Au⸗ 
nahme kann aber nicht als rechtsirrig bezeichnet werden, wie 
ſich aus dem oben Geſagten ergibt. 


(u. v. 2. Okt. 1928; 117/28 II. — Köln.) [Nu. 
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**. §§ 150, 151, 155, 24 R BG.; 8 256 8 PO. 

1. Oberſte Reichsbehörde i. S. § 150 für die 
Beamten der Reichsvermögens verwaltung. Für 
die Prüfung der prozeſſualen Vorfrage, ob die 
der Klage vorherzugehende Entſcheidung der 
oberſten Reichsbehörde vorliegt, iſt von dem 
Klagevorbringen auszugehen und dieſes als 
richtig zu unterſtellen. 

2. Rechtliches Intereſſe des Bekl. an der 
Feſtſtellung, auf welcher beamtenrechtlichen 
Stellung ſeine Dienſtbezüge beruhen, auch dann, 
wenn er den vollen Betrag ſeiner Bezüge, aber 
aus anderen Geſichtspunkten vom Staate erhält. 

3. Umfang der Bindung der Gerichte an die 
Entſcheidungen der Diſziplinar- und Verwal⸗ 
tungsbehörde nur inſoweit, als dieſe geeignet 
find, das Beamtenverhältnis zu beendigen. Nach 
dem Stande der Geſetzgebung überhaupt unzu⸗ 
läſſige Entſcheidung der Diſziplinar⸗ oder Ver⸗ 
waltungsbehörde iſt für die ordentlichen Ge⸗ 
richte nicht maßgebend. 

4. Verſetzung in den Ruheſtand wegen Auf⸗ 
hören des von dem Beamten verwalteten Amtes 
infolge Umbildung iſt nur für diejenigen Be⸗ 
amten zuläſſig, die in der umgebildeten Reichs⸗ 
behörde eine planmäßige Stelle bekleidet 
haben, nicht für ſolche, die zwar tatſächlich dort 
beſchäftigt waren, aber rechtlich einer anderen 
Behörde angehörten. 

5. Ob in einer Verfügung eine Verſetzung in 
ein anderes Amt liegt oder nicht, iſt tatſächliche 
Auslegung. Unklarheiten in Verfügungen und 
Anordnungen, die die rechtliche Stellung der 
Beamten betreffen, gehen zu Laſten des Staates. 

Der Kl. war Präſident der Reichsvermögensverwaltung 
für die beſetzten rheiniſchen Gebiete in Koblenz. Am 6. März 
1921 wurde er von der Rheinlandkommiſſion aus den be⸗ 
ſetzten Gebieten ausgewieſen. In der Folgezeit wurde er im 
Reichsſchatzminiſterium, zu deſſen Geſchäftsbereich damals die 
genannte Reichsvermögensverwaltung gehörte, beſchäftigt. Am 
11. Aug. 1921 erging folgende Verfügung des Reichsſchatz⸗ 
miniſteriums: „Ich verſetze den Präſidenten K. hierdurch mit 
1. Aug. 1921 von der Reichsvermögensverwaltung für das be⸗ 
ſetzte rheiniſche Gebiet in Koblenz zum Reichsſchatzminiſterium. 
Er bezieht feine Beſoldung in Höhe der bisherigen Gebühr⸗ 
niſſe aus der offenen 6. Miniſterialdirektorſtelle.“ Zum 
1. April 1923 wurde das Reichsſchatzminiſterium aufgelöſt. 
Die vom Kl. geleitete Abteilung ging als Auflöſungsſtelle 
zum Reichsminiſterium der Finanzen über. Nach Beendigung 
ihrer Abwicklungstätigkeit wurde er durch Erlaß des Reichs⸗ 
präſidenten v. 29. Okt. 1923, den der Reichsminiſter der 
Finanzen gegengezeichnet hatte, auf Grund von 8 24 RBG. 
zum 1. Nov. 1923 einſtweilig in den Ruheſtand verſetzt. 

Der Kl. erkennt ſeine Verſetzung in den einſtweiligen 
Ruheſtand nicht als rechtsgültig an. Er behauptet, Präſident 
der Reichsvermögensverwaltung für die beſetzten rheiniſchen 
Gebiete geblieben zu ſein. Er ſei in keine planmäßige Stelle 
des Reichsſchatzminiſteriums verſetzt, dort vielmehr nur kom⸗ 
miſſariſch beſchäftigt worden. Da er dieſem Miniſterium nicht 
angehört habe, habe deſſen Auflöſung das von ihm be⸗ 
kleidete Amt nicht berührt, jo daß § 24 RBG. nicht auf ihn 
anwendbar ſei. Er habe deshalb Anſpruch nicht bloß auf 
Wartegeld, ſondern immer noch auf das volle Gehalt ſeiner 
Präſidentenſtelle. Dies ſtehe ihm auch dann zu, wenn ſeine 
Verſetzung in den einſtweiligen Ruheſtand rechtswirkſam ſein 
ſollte, da dieſe Maßnahme auf einer ſchuldhaften Amts⸗ 
pflichtverletzung des Reichsminiſters der Finanzen beruhe. 
Nicht berührt werde ſein Anſpruch dadurch, daß er beim 
Reichsſparkommiſſar beſchäftigt werde und daher zur Zeit 
den Unterſchied zwiſchen Gehalt und Wartegeld anderweit aus 
Reichsmitteln beziehe. Die Dauer dieſer Tätigkeit ſei völlig 
unbeſtimmt. Bei der ablehnenden Stellungnahme der Reichs⸗ 
miniſterien ihm gegenüber ſei er alſo jederzeit der Gefahr 
ausgeſetzt, daß ihm nur Wartegeld gezahlt werde. Deshalb 
ſei er berechtigt, auf künftige Gehaltszahlung zu klagen. 

Am 27. Okt. 1925 hat der Kl. an den Reichsminiſter für 
die beſetzten Gebiete, dem gegenwärtig die Reichsvermögens⸗ 
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verwaltung für die beſetzten rheiniſchen Gebiete unterſtellt iſt, 
ein Geſuch um Entſcheidung über feinen. Gehaltsanſpruch ge 
richtet. Dieſer hat es an den Reichsminiſter der Finanzen 
zur Bearbeitung weitergegeben und das dem Kl. durch Be⸗ 
ſcheid v. 20. Nov. 1925 mitgeteilt. Der Reichsminiſter der 
Finanzen hat das Geſuch durch Erlaß v. 24. Dez. 1925 ab⸗ 
gelehnt. Nunmehr hat der Kl. Klage erhoben und beantragt, 
den Bekl. zu verurteilen, ihm vom Zeitpunkt ſeines Aus⸗ 
ſcheidens aus der vorübergehenden Beſchäftigung im Reichs⸗ 
dienſt den Unterſchied zwiſchen Wartegeld und aktivem Gehalt 
eines Präſidenten der Vermögensverwaltung für die beſetzten 
rheiniſchen Gebiete nach Maßgabe der bis zur Zeit des 
Penſionsfalls für die im aktiven Reichsdienſt befindlichen 
Beamten jeweils geltenden geſetzlichen Vorſchriften in monat⸗ 
lichen Abſchnitten vorauszahlbar nebſt 10% Zinſen aus den 
jeweils fälligen Abſchnitten ſeit Fälligkeit zu zahlen. Die 
Klage iſt dem Reichsminiſter für die beſetzten Gebiete am 
29. April 1926 zugeſtellt worden. Auf Veranlaſſung des 
Gerichts erſter Inſtanz hat Kl. ſie am 8. Juni 1927 auch dem 
Reichsminiſter der Finanzen zugeſtellt. 

Der Bekl. hat gegenüber der Klage folgendes geltend 
gemacht: 

1. Der Kl. habe die Friſt des 8 150 RBG. nicht inne⸗ 
gehalten. Er habe zuletzt unter dem Reichsminiſter der 
Finanzen geſtanden, der daher das Reich ihm gegenüber zu 
vertreten habe. Bereits durch Erlaſſe dieſes Miniſters vom 
30. Okt. 1923 fowie v. 22. Juli und 30. Sept. 1925, ſeien 
ſeine Anſprüche abgelehnt worden, ſpäteſtens jedenfalls durch 
den Beſcheid v. 24. Dez. 1925. Die Zuſtellung der Klage 
an den nicht zur Vertretung des Reichs in dieſer Angelegen⸗ 
heit zuſtändigen Reichsminiſter für die beſetzten Gebiete ſei 
ohne rechtliche Wirkungen geweſen, die Zuſtellung an den 
Reichsminiſter der Finanzen aber zu ſpät erfolgt. 

2. Der Kl. habe an der von ihm begehrten Entſcheidung 
kein Intereſſe. Er habe infolge ſeiner dauernden Beſchäftigung 
beim Reichsſparkommiſſar ſtets das von ihm beanſpruchte volle 
Gehalt aus Reichsmitteln bezogen und beziehe es auch gegen⸗ 
wärtig noch. Es ſei nicht damit zu rechnen, daß dieſe Be⸗ 
ſchäftigung in abſehbarer Zeit aufhören werde. Sachlich ſei 
der gegenwärtige Streit alſo ohne Bedeutung. 

3. Nach § 155 RBG. könne die Rechtsgültigkeit der Ver⸗ 
ſetzung des Kl. in den einſtweiligen Ruheſtand nicht von den 
Gerichten nachgeprüft werden. 

4. Der Kl. ſei am 11. Aug. 1921 zum Reichsſchatz⸗ 
miniſterium verſetzt worden. Damit ſei er planmäßiger Be⸗ 
amter des Reichsſchatzminiſteriums geworden mit der Tätig⸗ 
keit und der Stellung eines Abteilungsleiters mit der Amts⸗ 
bezeichnung „Präſident“ und mit den entſprechenden Dienſt⸗ 
bezügen, wie er ſie vor ſeiner Verſetzung gehabt habe, zuzüg⸗ 
lich der Miniſterialzulage. Er ſei auch mit dieſer Verſetzung 
einverſtanden geweſen. Dieſes neue Amt des Kl. ſei mit der 
Auflöſung des Reichsſchatzminiſteriums weggefallen, fo daß 
die Anwendung des 8 24 RBG. auf ihn durchaus gerecht⸗ 
fertigt ſei. Seine Verſetzung in den einſtweiligen Ruheſtand 
ſei mit Recht von dem dazu zuſtändigen Reichsminiſter der 
Finanzen gegengezeichnet worden. 

5. Keinesfalls könne der Kl. Gehalt bis zum Eintritt 
des Penſionsfalls fordern, da die Reichsvermögensverwaltung 
für die beſetzten rheiniſchen Gebiete aufgelöſt werde, ſobald 
das beſetzte Gebiet geräumt werde. Dann falle auch das vom 
Kl. beanſpruchte Amt als Präſident der genannten Behörde 
fort, ſpäteſtens damit werde ſeine Verſetzung in den einſt⸗ 
weiligen Ruheſtand wirkſam. 

Die Klage iſt zugeſprochen mit der Maßgabe, daß der 
Kl. nur bis zum Eintritt des Penſionsfalls berechtigt ſei, 
die ihm zugeſprochenen Bezüge zu beanſpruchen, und daß der 
Zinsanſpruch abgewieſen werde. Die Rev. des Bekl. hatte 
keinen Erfolg. Er 

1. Die oberſte Reichsbehörde, deren Entſcheidung nach 
§ 150 RBG. der Klage eines Reichsbeamten aus ſeinem 
Dienſtverhältnis vorhergehen muß, iſt, wie ſich bei Zuſammen⸗ 
halt mit $ 151 Abſ. 1 RBG. ergibt, diejenige, unter welcher 
der Beamte — mittelbar oder unmittelbar — ſteht oder ge⸗ 
ſtanden hat. Der Kl. fordert das ihm als Präſident der 
Reichsvermögensverwaltung für die beſetzten rheiniſchen Ge⸗ 
biete zuſtehende Gehalt. Dieſe Behörde gehört zum Geſchäfts⸗ 
bereich des Reichsminiſters für die beſetzten Gebiete, dem ihr 
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Präſident unmittelbar unterſteht. Daraus folgt, daß für die 
Bemeſſung der Klagfriſt von dem Beſcheide dieſes Miniſters 
auszugehen iſt, daß ihm binnen ſechs Monaten ſeit der Be⸗ 
kanntgabe ſeines Beſcheids an den Kl. die Klage zugeſtellt 
ſein muß. 

Der Bekl. beſtreitet, daß der Kl. noch Präſident der ge⸗ 
nannten Behörde ſei, da er in das Reichsſchatzminiſterium 
übergeführt und nach deſſen Auflöſung in den einſtweiligen 
Ruheſtand verſetzt worden ſei. Dieſer Einwand richtet ſich 
gegen den Klageanſpruch ſelbſt. Denn, ſind die Behaup⸗ 
tungen des Bekl. richtig, ſo hat das vom Kl. im Reichsſchatz⸗ 
miniſterium verwaltete Amt infolge Fortfalls dieſes Mini⸗ 
ſteriums aufgehört, ſo daß, wie er ſelbſt nicht beſtreitet, ſeine 
einſtweilige Verſetzung in den Ruheſtand nach $ 24 RBG. zu⸗ 
läſſig war. Er kann dann nicht mehr Gehalt, ſondern nur 
das ihm ſtets gewährte Wartegeld fordern. 

Die vom Bekl. erhobene ſachliche Einwendung iſt jedoch 
für die Beurteilung der zur Erörterung ſtehenden prozeſ⸗ 
ſualen Vorfrage ohne Belang. Auszugehen iſt, wie bei der 
Prüfung der Zuläſſigkeit des Rechtsweges überhaupt, von 
dem Klagevorbringen. Dieſes iſt als tatſächlich richtig zu 
unterſtellen. Bei ſeiner rechtlichen Beurteilung iſt das Gericht 
allerdings an die Auffaffung des Kl. nicht gebunden. Sms 
deſſen iſt hier unzweifelhaft und unbeſtritten, daß für den Kl. 
nur der Reichsminiſter für die beſetzten Gebiete als oberſte 
Reichsbehörde in Frage kommt, falls er, auf welche Behaup⸗ 
tung er gerade feine Klage ſtützt, feine Stelle als Präfident 
der Reichsvermögensverwaltung für die beſetzten rheiniſchen 
Gebiete nicht verloren hat. In dieſem Punkte unterſcheidet 
ſich der vorliegende Fall von dem in dem Urteil des Senats 
(JW. 1925, 1877) behandelten. Dort war ſtreitig, welchem 
Geſchaftsbereich die Stelle, die der damalige Kl. innegehabt 
hatte, angehörte, während es ſich hier darum handelt, welche 
von zwei nach ihrer Reſſortzugehörigkeit unbeſtrittenen Stel⸗ 
len der Kl. bekleidet hat oder jetzt noch bekleidet. 

Die an den Kl. ergangenen Beſcheide des Reichsminiſters 
der Finanzen ſind demnach für die Wahrung der Friſt des 
8150 RBG. ohne Belang. Eine dieſer Vorſchrift genügende 
Eutſcheidung des Reichsminiſters der beſetzten Gebiete liegt 
aber, wenn nicht ſchon, wie das BG. angenommen hat, in 
dem den Kl. von der Abgabe ſeines Geſuchs an den Reichs⸗ 
miniſter der Finanzen in Kenntnis ſetzenden Erlaß v. 20. Nov. 
1925, welchem die Klagerhebung binnen ſechs Monaten ge⸗ 
folgt iſt, ſo doch jedenfalls in dem Antrage auf Klageabwei⸗ 
fung, den der Miniſter als geſetzlicher Vertreter des Reichs 
im gegenwärtigen Rechtsſtreit geſtellt hat. 

Bemerkt werden mag, daß der Reichsminiſter der 
Finanzen für den Prozeß nur deshalb neben dem Reichs⸗ 
miniſter der beſetzten Gebiete als geſetzlicher Vertreter des 
Bekl. in Betracht kommt, weil der Kl. hilfsweiſe feinen An⸗ 
ſpruch auf eine Amtspflichtverletzung des erſtgenannten Mini⸗ 
ſters ſtützt. Dieſem Anſpruch gegenüber hat er das Reich zu 
vertreten. 

2. Die prozeſſuale Zuläſſigkeit der Klage läßt ſich nicht, 
wie das der BR. angenommen hat, aus § 259 3PO. be 
gründen. Die Klage genügt den an eine Leiſtungsklage zu 
ſtellenden Erforderniſſen inſofern nicht, als ſie keine be⸗ 
ſtimmten, insbeſ. keine zahlenmäßigen Angaben darüber ent⸗ 
hält, was gefordert wird, ſondern hierfür lediglich verweiſt auf 
die jeweils geltenden geſetzlichen Vorſchriften. Es handelt 
ſich, trotzdem um „Verurteilung“ des Bekl. gebeten worden 
iſt, in Wirklichkeit um eine Feſtſtellungsklage. Für ſie ſind 
indeſſen die Vorausſetzungen des 8 256 ZPO. gegeben, wie 
ſich ohne Berückſichtigung der in dieſer Inſtanz von den Par⸗ 
teien vorgebrachten neuen Behauptungen über Art und vor⸗ 
ausſichtliche Dauer der Tätigkeit des Kl. beim Reichsſpar⸗ 
kommiſſar aus folgenden Erwägungen ergibt: 

Der Kl, verlangt Feſtſtellung des Beſtehens ſeines An⸗ 
ſpruchs auf Gehalt als Präſident der Reichsvermögens⸗ 
verwaltung für die beſetzten rheiniſchen Gebiete, alſo eines 
Rechtsverhältniſſes. An dieſer Feſtſtellung hat er ein recht⸗ 
liches Intereſſe, wenngleich er allmonatlich von der Reichs⸗ 
kaſſe einen Betrag ausbezahlt erhält, der dem von ihm be⸗ 
anſpruchten Gehalt gleichkommt. Denn gezahlt wird ihm 
dieſe Summe nicht als Gehalt, ſondern als Wartegeld und 
zu dem dieſes überſteigenden Betrag als Vergütung für ſeine 
rechtlich jederzeit widerrufliche Tätigkeit beim Reichsſpar⸗ 
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kommiſſar. Für jeden Beamten iſt es aber weſentlich zu 
wiſſen, auf welcher beamtenrechtlichen Stellung ſeine Dienſt⸗ 
bezüge beruhen, da ſie deren rechtlichen Charakter beſtimmt. 
Wird die von ihm beanſpruchte Dienſtſtellung von ſeiner 
oberſten Dienſtbehörde beſtritten, ſo hat er ein rechtliches 
Intereſſe daran, ſeiner Auffaſſung von der Rechtsnatur 
ſeines Dienſteinkommens durch Richterſpruch zur Anerken⸗ 
nung zu verhelfen. Dieſes gegenwärtige Intereſſe wird nicht 
dadurch berührt, daß das Reich den Kl. zur Zeit geldlich ſo 
ſtellt, als ob er noch die von ihm beanſpruchte Dienſtſtellung 
inne hätte. Damit werden zwar ſeine wirtſchaftlichen Be⸗ 
lange befriedigt, ſein rechtliches Begehren bleibt aber weiter⸗ 
hin unerfüllt. Sein rechtliches Intereſſe an der alsbaldigen 
Feſtſtellung ſeines ihm beſtrittenen Gehaltsanſpruchs muß 
deshalb unabhängig von ſeiner anderweiten Beſchäftigung im 
Reichsdienſt anerkannt werden. 

3. 8 155 RBG. ſteht dem Klagebegehren nicht entgegen. 
Vielmehr greift der Grundſatz ein, der RG. 110, 1931) zwar 
nur für 8 5 des preuß. Geſ., betr. die Erweiterung des Rechts⸗ 
wegs, v. 24. Mai 1861 (GS. 242) ausgeſprochen worden iſt, 
den das KG. aber mit Recht auch auf § 155 a. a. O. an⸗ 
gewandt hat. Nur ſolche Verwaltungsentſcheidungen ſind der 
Nachprüfung durch die Gerichte entzogen, die an ſich geeignet 
ſind, das Beamtenverhältnis — hier das aktive Beamten⸗ 
verhältnis — zu beendigen. Dieſe Begrenzung der richter⸗ 
lichen Befugniſſe deckt ſich nicht, wie das BG. meint, mit der 
Rechts und Tatfrage. Auch an die rechtliche Beurteilung, 
die eine Diſziplinar⸗ oder Verwaltungsbehörde dem Sach⸗ 
verhalt hat zuteil werden laſſen, ſind die Gerichte gebunden. 
Vorausſetzung dafür iſt aber immer das Vorliegen einer an 
ſich zuläſſigen Entſcheidung. Trifft eine Verwaltungs⸗ oder 
Diſziplinarbehörde eine Entſcheidung, die, von der tatſäch⸗ 
lichen und rechtlichen Geſtaltung des Einzelfalls ganz ab⸗ 
geſehen, nach dem Stand der Geſetzgebung überhaupt un⸗ 
zuläſſig iſt, fo iſt fie auch für die Beurteilung der vermögens⸗ 
1 0 0 Anſprüche des betroffenen Beamten nicht maß⸗ 
gebend. 

Ein ſolcher Fall iſt hier gegeben. Nach 8 24 RBG., auf 
den die Überführung des Kl. in den Warteſtand geſtützt wor⸗ 
den iſt, kann jeder Reichsbeamte unter Bewilligung des ge- 
feglichen Wartegeldes einſtweilig in den Ruheſtand verſetzt 
werden, wenn das von ihm verwaltete Amt infolge einer 
Umbildung der Reichsbehörden aufhört. Daß die Auflöſung 
des Reichsſchatzminiſteriums eine Umbildung i. S. des Geſetzes 
darſtellt, iſt unzweifelhaft und unbeſtritten. Streitig iſt aber 
— und darin liegt der Unterſchied von dem RG. 12, 70 be⸗ 
handelten Fall, ſo daß zu dieſer Entſcheidung keine Stellung 
genommen zu werden braucht — ob der Kl. ein Amt in 
dieſem aufgelöſten Miniſterium innegehabt hat. Nur für die 
Beamten, die in der umgebildeten Reichsbehörde ein Amt 
verwaltet, d. h. eine planmäßige Stelle bekleidet haben, iſt 
jedoch eine Verſetzung in den einſtweiligen Ruheſtand aus die⸗ 
ſem Anlaß ſtatthaft. Geſetzlich unzuläſſig iſt dagegen die Er⸗ 
ſtreckung der Maßnahme auf einen einer anderen Behörde an⸗ 
gehörenden Beamten. War der Kl. bei der Auflöſung des 
Reichsſchatzminiſteriums, wie er behauptet, noch Präſident der 
Reichsvermögensverwaltung für die beſetzten rheiniſchen Ge⸗ 
biete, ſo konnte er überhaupt nicht auf Wartegeld geſetzt wer⸗ 
den. Ein Rechtsgrund für feine Überführung in den Warte⸗ 
ſtand iſt ſolchenfalls undenkbar. Als eine für den zu fällen⸗ 
den Richterſpruch maßgebende Verwaltungsentſcheidung kann 
die Verſetzung des Kl. in den einſtweiligen Ruheſtand alſo nur 
dann angeſehen werden, wenn er Beamter des Reichsſchatz⸗ 
miniſterlums bei deſſen Auflöſung war. Der Prüfung dieſer 
Frage hat ſich daher das KG. mit Recht unterzogen. 

4. Die Verſetzung des Kl. aus ſeiner Stellung als Prä⸗ 
ſident der Reichsvermögensverwaltung für die beſetzten rheini⸗ 
ſchen Gebiete in das Reichsſchatzminiſterium ſieht der Bekl. 
in der Verfügung v. 11. Aug. 1921. Das BG. hat ſie je⸗ 
doch dahin ausgelegt, daß ſie eine ſolche Verſetzung nicht ent⸗ 
halte, vielmehr nur bedeute, der Kl. ſolle im Reichsſchatz⸗ 
miniſterium kommiſſariſch beſchäftigt werden. Dieſe Aus⸗ 
legung beruht auf tatſächlichen Erwägungen, insbeſ. auch auf 
einer Würdigung der Ausſage des vernommenen Zeugen, 
und iſt daher für die Reviſionsinſtanz bindend. Mit dem 
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Worklaut der Verfügung iſt ſie vereinbar, widerſpricht auch 
keinen geſetzlichen Auslegungsregeln. Auffällig iſt zwar, daß 
die Verfügung ſagt: „Ich verſetze den Präſidenten K. hier⸗ 
durch mit 1. Aug. 1921 von der Reichsvermögensverwaltung 
für die beſetzten rheiniſchen Gebiete in Koblenz zum Reichs⸗ 
ſchatzminiſterium.“ Aber ſchon das Wort „zum“ ſtatt „in 
das“ deutet darauf hin, daß nur die Herſtellung eines loſeren 
Verhältniſſes des Kl. zu der Zentralbehörde beabſichtigt ge⸗ 
weſen iſt. Ausſchlaggebend iſt jedoch, daß es an jeder An⸗ 
gabe der Stellung fehlt, die der Kl. im Reich sſchatzminiſterium 
bekleiden ſollte. Es iſt nicht wohl denkbar, daß ein Beamter 
in ein anderes Amt verſetzt wird, ohne daß dies bezeichnet 
wird. Die im Prozeß aufgeſtellte Behauptung, der Kl. fei. 
planmäßiger Beamter des Reichsſchatzminiſteriums geworden, 
mit der Tätigkeit und der Stellung eines Abteilungsleiters 
mit der Amtsbezeichnung „Präſident“ und mit den entſpre⸗ 
chenden Dienſtbezügen, wie er ſie vor ſeiner Verſetzung ge⸗ 
habt hatte, zuzüglich der Miniſterialzulage, ſcheitert ſchon 
daran, daß weder in einer geſetzlichen noch in einer ſonſtigen 
organiſatoriſchen Vorſchrift dieſe Stelle vorgeſehen war. Dazu 
kommt, daß nach der eigenen Angabe des Bekl. erſt in den 
Reichshaushaltsplan 1922 der Vermerk aufgenommen worden 
iſt: „Ein ehemaliger Präſident der Reichsvermögensverwaltung 
für die beſetzten rheiniſchen Gebiete wird unter Beibehalt ſei⸗ 
ner bisherigen Gebührniſſe aus einer Miniſterialratsſtelle be⸗ 
ſoldet.“ Zunächſt hat der Kl. ſeine Beſoldung in Höhe ſeiner 
bisherigen Bezüge aus einer damals offenen Miniſterial⸗ 
direktorſtelle bezogen, iſt alſo in eine Planſtelle erſichtlich 
nicht verſetzt worden. 

Zum mindeſten entbehrt die Verfügung v. 11. Aug. 1921 
einer klaren Faſſung. Der Kl. konnte ihr, auch wenn man 
berückſichtigt, daß er ein hoher Beamter in leitender Stellung 
war, nicht mit Sicherheit entnehmen, daß ihm damit feine 
Stellung als Präſident genommen werden ſollte. Unklar⸗ 
heiten in Anordnungen die die Rechtsſtellung von Beamten 
betreffen, gehen aber zu Laſten des Staates. 

Unter dieſen Umſtäuden kommt es auf die nach der 
mehrgenannten Verfügung liegenden Vorgänge, auf die wei⸗ 
tere Behandlung der Perſonalangelegenheiten des Kl. nicht 
an. Soweit daraus Rückſchlüſſe auf den Sinn der Verfügung 
gezogen werden ſollen, können ſie ihrer zum mindeſten un⸗ 
deutlichen Faſſung gegenüber nicht ins Gewicht fallen. Eine 
Zustimmung des Kl. zu ſeiner Verſetzung kommt aber nicht in 
Frage, wenn dieſe überhaupt nicht verfügt worden iſt. 

Der Kl. gehörte mithin bei Auflöſung des Reichsſchatz⸗ 
miniſteriums dieſem nicht als planmäßiger Beamter an, ſon⸗ 
dern war noch immer Präſident der Reichsvermögensverwal⸗ 
tung für die beſetzten rheiniſchen Gebiete. Deshalb war es 
unzuläſſig, ihn aus Anlaß dieſer Auflöſung in den einſt⸗ 
weiligen Ruheſtand zu verſetzen. Er kann auch jetzt ſein Ge⸗ 
halt als Präſident fordern. 

5. Die Tatſache, daß mit dem Aufhören der Beſetzung 
deutſchen Gebiets auf Grund des Verſailler Vertrags aller 
Vorausſicht nach die Reichsvermögensverwaltung für die be⸗ 
ſetzten rheiniſchen Gebiete aufgehoben werden wird, iſt, wie 
das KG. mit Recht angenommen hat, für den Klageanſpruch 
unerheblich. Die Verſetzung des Kl. in den einſtweiligen 
Ruheſtand iſt unwirkſam und wird auch nicht wirkſam, wenn 
das Amt des Kl.⸗als Präſideut der genannten Behörde ſpäter⸗ 
hin aufhört. Vielmehr tritt erſt dann ein geſetzlicher Grund 
ein, der die Verſetzung des Kl. in den Warteſtand rechtfertigen 
könnte. Die zuſtändigen Stellen müſſen, wenn er eingetreten 
iſt, ermeſſen, ob von ihm Gebrauch gemacht werden ſoll. 

In dieſer Beurteilung der Sachlage liegt kein Über⸗ 
ſchreiten der Schranken, die der richterlichen Entſcheidungs⸗ 
beſugnis gezogen find. Der Erlaß des Reichspräſidenten vom 
29. Okt. 1923 wird damit nicht für unwirkſam erklärt oder 
aufgehoben. Nur ſoweit es die den Gerichten zuſtehende Ent⸗ 
ſcheidung über die vermögensrechtlichen Anſprüche des Kl. er⸗ 
fordert, wird als Vorfrage die Wirkſamkeit des genannten 
Erlaſſes geprüft, während das Urteil ihn unmittelbar nicht 
berührt. Andererſeits würde es in die Entſcheidung dieſer 
Vorfrage einen Widerſpruch hineintragen, wenn das Gericht 
ſich, wie die Rev. will, auf den Standpunkt ſtellte, daß die 
einſtweilige Zurruheſetzung des Kl. mit dem Wegfall ſeiner 
Präſidentenſtelle ohne weiteres in Kraft trete. Es würden 
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dann die vermögensrechtlichen Folgen der Unwirkſamkeit des 
früheren Erlaſſes in einer Weiſe beſchränkt, die ſich geſetzlich 
nicht rechtfertigen ließe. Sollte beim Aufhören der Präſi⸗ 
dentenſtelle die Verſetzung des Kl. in den einſtweiligen Ruhe⸗ 
ſtand nicht wiederholt werden, ſo würde ihm nach den oben 
entwickelten Grundſätzen weiter Gehalt zuſtehen. Dieſer Folge 
kann der Bekl. nur entgehen, wenn er die Unwirkſamkeit der 
erſten Zurruheſetzung des Kl. anerkennt, wozu er im Rechts⸗ 
wege freilich nicht gezwungen werden kann, und wozu ihn 
auch eine der gegenwärtigen Klage ſtattgebende Entſcheidung 
nicht verpflichtet. Es bleibt das nach wie vor ſeiner freien 
Entſchließung anheimgeſtellt. 
Das BG. hat demnach die Verpflichtung des Bekl., dem 
Kl. das Gehalt eines aktiven Präſidenten der Reichsvermögens⸗ 
verwaltung für die beſetzten rheiniſchen Gebiete zu zahlen, mit 
Recht erſtreckt bis zum Eintritt des Penſionsfalls, wobei 
unter „Penſionsfall“ jeder Fall der rechtmäßigen Beendi⸗ 
gung jenes Amts des Kl. zu verſtehen iſt. 
(U. v. 12. Okt. 1928; 45/28 III. — Berlin.) Sch.] 


6. PrWartegeld VO. v. 26. Febr. 1919 i. Verb. 
m. dem AbGeſ. v. 12. Juli 1923 Art. II. Maßgebend 
für die Höhe des Wartegeldes iſt die Geſetzes⸗ 
lage zur Zeit der Verſetzung in den einſtw. Ruhe⸗ 
ſtand, nicht diejenige, die früher zu irgendeiner 
Zeit, etwa als der Beamte in den Staatsdienſt 
trat, beſtanden hat. Das bezieht ſich aber nur 
auf den Wartegeldanſpruch nach der VO. v. 
26. Febr. 1919. Die allgemeine Frage, ob den 
Beamten ſchon vor ihrem Übertritt in den Ruhe⸗ 
ſtand ein wohlerworbenes Recht auf die geſetzlich 
beſtimmten Ruhegehaltsſätze erwächſt, hat damit 
nichts zu tun, wird aber nicht entſchieden. f) 

Die beiden Kl. waren ſeit dem 1. April 1921 lebensläng⸗ 
lich angeſtellte Beamte der Preuß. Staatsſchuldenverwaltung. 
Als dieſe vom Reich übernommen wurde, wurden ſie i. J. 
1924 in den einſtweiligen Ruheſtand verſetzt. Seitdem haben 
ſie bis zu ihrer i. J. 1925 erfolgten Wiederaufnahme in den 
aktiven Staatsdienſt Wartegeld erhalten. Sie verlangen jedoch 
anch für dieſe Zeit auf Grund von § 1 Abſ. 2 VO. betr. die 
einſtw. Verſetzung der unmittelbaren Staatsbeamten in den 
Ruheſtand v. 26. Febr. 1919 Gehalt und haben daher auf 
Zahlung des Unterſchieds zwiſchen Gehalt und Wartegeld für 


Zu 6. Das RG. hat in der obigen Entſch. die Beantwortung 
der umſtrittenen Frage, ob der Beamte während ſeiner aktipen 
Dienſtzeit bereits ein wohlerworbenes Recht i. S. des Art. 129 
Abf. 1 Satz 3 Verf. darauf erlangt, daß feine künftigen Ver⸗ 
ſorgungsgebührniſſe auf Wartegeld, Ruhegehalt und Hinterbliebenen⸗ 
bezüge unter Zugrundelegung der für ihn günſtigſten, während 
ſeiner aktiven Dienſtzeit in Geltung geweſenen geſetzlichen Be⸗ 
ſtimmungen berechnet werden, ausſchließlich auf die Frage der 
Anwendbarkeit der Beſtimmungen der preuß. BD. v. 26. Febr. 
1919 abgeſtellt und verneint. Der Entſch. wird man unbedingt 
beitreten müſſen. 

Das KG. war in feiner vom NÖ. vorſtehend beſtätigten Entſch. 
f ae und hatte ganz allgemein ſich auf den Standpunkt 
geſtellt, daß für den Beamten ein wohlerworbenes Recht i. S. der 
genannten Beſtimmung der MVerf. erſt mit dem Hoheitsakte, der 
das betr. Bezugsrecht verleihe, und im Umfauige der Verleihung 
entſtehe; mit der Anſtellung alſo das Recht auf Gehalt, mit der 
einſtweiligen Verſetzung in den Ruheſtand das Recht auf Wartegeld, 
mit der endgültigen Zurruheſetzung das Recht auf Ruhegehalt. So⸗ 
lange nicht der entſprechende Hoheitsakt vorgenommen ſei, lägen 
auf ſeiten des Beamten noch keine Rechte, ſondern bloße Anwart⸗ 
ſchaften vor, die zu Rechten erſt würden, wenn mit dem Hoheits⸗ 
akte auch die ſonſtigen Vorausſetzungen für die Entſtehung des 
Rechtsanſpruchs gegeben ſeien, die bis dahin auch nicht etwa als 
bedingte Rechte bezeichnet werden könnten. Die Auffaſſung, daß 
mit der Anſtellung zugleich auch Rechte auf Wartegeld und Ruhe⸗ 
gehalt entſtanden ſeien, die mit dem latſächlichen Eintreten der Ver⸗ 
ſetzung in den einſtweiligen oder endgültigen Ruheſtand nur fällig 
würden, ſei abzulehnen. f 

Dem RG. hat nach dem Schlußſatze ſeiner obigen Entſch. der 
gegenwärtige Fall keine Veranlaſſung geboten, zu dieſer um⸗ 
ſtrittenen, vom RG. in feiner Entſch. angeſchnittenen Frage Stellung 
zu nehmen. Sie iſt akut geworden durch die erſtmalig in 8 34 
RBeſch. v. 30. April 1920 (RGBl. 805) aufgenommene Beſtimmung: 

„Anderungen der durch dieſes Geſetz geregelten Dienſt⸗ 
bezüge, Wartegelder, Ruhegehälter, Hinterbliebenenbezüge 
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die Zeit ihres Warteftaudes Klage erhoben. Der Anſpruch der 
Kl. iſt vom BG. mit Recht abgewieſen worden. 

Nach § 1 Abſ. 1 VO. v. 20. Febr. 1919, der ſog. 
Wartegeld O., können unmittelbare Staatsbeamte, die in der 
Staatsverwaltung nicht weiter verwandt werden können, weil 
das von ihnen verwaltete Amt infolge einer Umbildung der 
Staatsbehörden aufhört, unter Bewilligung des geſetzlichen 
Wartegeldes einſtweilen in den Ruheſtand verſetzt werden. 
Nach Abi. 2 Satz 1 daf. follten ſie als Wartegeld während 
eines Zeitraumes von fünf Jahren den vollen Betrag, nach 
Ablauf des fünfjährigen Zeitraumes aber ½ ihres ruhe⸗ 
gehaltsfähigen Dienſteinkommens erhalten. Dieſer Abſ. 2 iſt 
durch Art. II Geſ. v. 12. Juli 1923 mit Wirkung v. 1. Juli 
1923 (Art. XIII) geſtrichen worden, war alſo ſchon nicht mehr 
in Kraft, als die Kl. in den einſtw. Ruheſtand traten. Die 
Aufhebung dieſer Beſtimmung wollen ſie jedoch nicht gegen 
ſich gelten laſſen. Sie behaupten, daß die Streichung der Vor⸗ 
ſchrift nur wirke gegen die Beamten, die nach Erlaß des Gef. 
v. 12. Juli 1923 in den Staatsdienſt getreten ſeien. Die zur 
Zeit ſeines Ergehens ſchon im Staatsdienſt befindlichen Be⸗ 
amten hätten durch die WartegeldVO. ein wohlerworbenes 
Recht darauf erlangt, im Falle ihrer Verſetzung in den 
einſtw. Ruheſtand während der erſten fünf Jahre ihr volles 
Dienſteinkommen als Wartegeld zu erhalten. Dieſe Anſicht 
hat das KG. mit Recht zurückgewieſen. Ihre Unrichtigkeit 
hat der erk. Sen. bereits in dem die gleiche Frage behandeln⸗ 
den Urt. v. 6. März 1928, III 234/27: JW. 1928, 1594 58, 
mit folgenden Ausführungen begründet: 

„Der in den einſtw. Ruheſtand verſetzte Beamte hat 
ein wohlerworbenes Recht darauf, daß ihm Wartegeld im 
geſetzlichen Ausmaß zuteil und daß letzteres nicht nachträglich 
herabgeſetzt wird. Maßgebend für die Wartegeldbemeſſung 
iſt die bei der Verſetzung in den einſtw. Ruheſtand obwaltende 
Geſetzeslage, nicht diejenige, die früher irgendeinmal beſtanden 
hat. Das Recht auf Wartegeld erwächſt zufolge der VO. v. 
26. Febr. 1919 dem preuß. Beamten dadurch, daß er in dem 
dort vorgeſehenen Falle in den einſtw. Ruheſtand verſetzt 
wird. Ein ſolcher Fall iſt hier eingetreten ... Auf die in 
der urſprünglichen Faſſung der VO. v. 26. Febr. 1919 vor⸗ 
geſehenen Bezüge hat der Kl. keinen Anſpruch. Die damalige 
Regelung bezweckte und war eine Entſchädigung für eine 
durch die zu jener Zeit obwaltenden Verhältniſſe notwendig 
erſcheinende, unter beſonderen Umſtänden erfolgende Verſetzung 


und Verſorgungsgebührniſſe, ebenſo Anderungen der Ein⸗ 

reihung der Beamten in die Gruppen der Beſoldungs⸗ 

ordnungen können durch Geſetz erfolgen“, 
welche in die ſpäteren Beſch. des Reiches und Preußens über⸗ 
nommen, in ähnlicher Form auch in die neuen Besch. der übrigen 
Länder übergegangen iſt. Der Streit dreht ſich darum, ob derartige 
Anderungen durch einfaches Geſetz vorgenommen werden können, 
oder ob derartige Anderungen zur Wirkſamkeit gegenüber den⸗ 
jenigen Veamten, welche während ihrer Dienſtzeit bereits unter 
1 Bedingungen beſoldet geweſen ſind, mit Rückſicht auf 
Art. 129 Abſ. 1 Satz 3 NBerf. der Form des verfaſſungsändernden 
Geſetzes (Art. 76 RVerf.) bedürfen, weil dieſe Beamten bereits ein 
wohlerworbenes Recht auf Anwendung der früheren günſtigeren 
Beſoldungsbeſtimmungen erlangt haben. Zu dieſer Frage haben 
— im Gegenſatz zu Kühnemann⸗Sölch, Komm. 3. Bejöperr®. 
v. 21. Dez. 1920, Anm. zu 83 Satz 2; Ullmann: Beamten⸗ 
jahrb. 1925, 561; Falck ebenda 1928, 223 ff.; Sölch⸗Ziegelaſch, 
Komm. z. RBeſch. v. 16. Dez. 1927, S. 316/17; Erythropel⸗ 
König, Pröeſch. v. 17. Dez. 1927, 4. Aufl., 1928, Bd. 1 8 39 
Anm. 1, welche die Notwendigkeit verneinen — neuerdings LGPräſ. 
Dr. Brand: DR. 1928, 328 ff. und LER. Kruſpi: Mitteilungen 
des Preuß. Richtervereins 1928, 153 ff. im Sinne der Notwendig⸗ 
keit eines verfaſſungsändernden Geſetzes Stellung genommen. Den 
gleichen Standpunkt hat das Plenum des Obergerichts Danzig in 
feiner DR. 1928, 448 ff. auszugsweiſe abgedruckten Entſch. v. 
25. Sept. 1928 vertreten; auch ſollen auf Veranlaſſung des Be⸗ 
amtenbundes der Stadt Danzig zu dieſer Frage außer LGpräſ. 
Dr. Brand, OB GR. Dr. Damme, Prof. Dr. Sitten, Sen⸗ 
Präſ. Dr. Lobe, Lddir. Dr. Loening, Staatsſekretär i. R. 
Dr. Mügel, Dr. Poetzſch⸗Heffter und Geh. Rat Prof. 
Dr. Triepel eingehende Gutachten erſtattet haben, welche ſich im 
weſentlichen mit der Stellungnahme des Obergerichts Danzig ge⸗ 
deckt hätten (vgl. DR. a. a. O.). Trotzdem wird man ſich den 
fee nicht verſchließen können, welche dieſer Anſicht entgegen⸗ 
ſtehen. 

RER. v. Bonin, Potsdam. 
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von Beamten in den einſtw. Ruheſtand (NG. 109, 125%). 
Sie war nicht dazu beſtimmt, ganz allgemein den Beamten 
einen Anſpruch darauf zu eröffnen, bei Verſetzung in den 
einſtw. Ruheſtand infolge Umbildung von Staatsbehörden 
Wartegelder in dem gerade damals vorgeſehenen Ausmaß 
zu beziehen. Für eine ſolche Feſtlegung ſpricht nichts; ſie iſt 
weder dem Wortlaut noch dem Anlaß, Sinn und Zweck jener 
Verordnung zu entnehmen.“ 

An dieſem Standpunkt iſt trotz der Angriffe der Rev. 
feſtzuhalten. Das in der Reviſionsbegründung angezogene 
Urt. des Sen. v. 11. Dez. 1925, III 6/25, bezieht ſich, wie 
das KG. zutreffend hervorgehoben hat, auf einen Beamten, 
der vor Erlaß des Gef. v. 12. Juli 1923, als § 1 Abſ. 2 
WartegeldVO. noch galt, in den einſtw. Ruheſtand verſetzt 
worden war. § 22 des Gef. betr. die Penſionierung der Lehrer 
und Lehrerinnen an den öfſentlichen Volksſchulen v. 6. Juli 
1885 ſichert den in den Ruheſtand getretenen Lehrern die 
Anwendung der bis dahin geltenden Penſionsbeſtimmungen, 
falls dieſe für ſie günſtiger waren. Ob dieſe Beſtimmung 
einen bereits beſtehenden Anſpruch der Lehrer anerkennen 
oder einen Anſpruch auf Beibehaltung des älteren Penſions⸗ 
rechts erſt begründen ſollte, läßt ſie jedoch nicht erſehen. 
Außerdem handelt es ſich in dem jetzt zu entſcheidenden Falle 
nicht um Ruhegehalt, ſondern um Wartegeld. Dieſes Warte⸗ 
geld hatte, wie in dem oben mitgeteilten Urt. des Sen. aus⸗ 
geführt, durch die VO. v. 26. Febr. 1919 eine beſondere 
Regelung erfahren, die lediglich durch die zur Zeit des Er⸗ 
laſſes der VO. obwaltenden Verhältniſſe geboten war und 
deshalb den Beamten keinen allgemeinen und dauernden An⸗ 
ſpruch eröffnen ſollte. Um das als Sinn und Zweck der Be⸗ 
ſtimmung in 8 1 Abſ. 2 Satz 1 der VO. feſtzuſtellen, bedarf 
es keiner gedruckten Materialien, die für die Wartegeld O. 
allerdings fehlen. Die von den Kl. angeführte Entſch. RG. 
109, 124 hat ebenfalls, trotzdem ſie dieſes Nichtvorhandenſein 
geſetzgeberiſcher Vorarbeiten hervorhebt, auf Sinn und Zweck 
der fraglichen Vorſchrift abgeſtellt. Die in der Verhandlung 
überreichte Außerung des Miniſterialdirektors z. D. Dr. Ery⸗ 
thropel, des angeblichen Verfaſſers der Wartegeld O., 
nimmt zu der Frage, von der die Entfch. dieſes Rechtsſtreits 
abhängt, überhaupt nicht mit klaren Worten Stellung. Die 
in § 15 der BD. ausgeſprochene Aufhebung früherer Vor⸗ 
ſchriften hindert nicht, dem 8 1 Abſ. 2 Satz 1 die dargelegte 
eingeſchränkte Bedeutung zu geben. 

Die vom KG. ausgeſprochene Klageabweiſung erweiſt ſich 
ſomit als gerechtfertigt. Bemerkt werden ſoll nur noch zur 
Vermeidung von Mißverſtändniſſen, daß ſich dieſes Urteil 
ebenſo wie das vom 6. März 1928 lediglich befaßt mit dem 
Wartegeldanſpruch nach der VO. v. 26. Febr. 1919. Da⸗ 
gegen bietet der gegenwärtige Fall keine Veranlaſſung, die 
auch in dem bezeichneten früheren Urteil nicht berührte Frage 
zu erörtern, ob den Beamten ſchon vor ihrem Übertritt in 
den Ruheſtand ein wohlerworbenes Recht auf die geſetzlich be- 
ſtimmten Ruhegehaltsſätze erwächſt. 

(U. v. 26. Okt. 1928; 307/28 III. — Berlin.) [Sch.] 

* 7. Art. 129 Abſ. 1 Satz 3 RVerf.; 883 Pr⸗ 
Beamt Diſz G. Die im Bereich der Juſtizverwal⸗ 
tung als nichtſtändige Hilfsarbeiter angeftell- 
ten Stellenanwärter gelten als unter dem Vor⸗ 
behalt ſofortiger Kündigung angeſtellt. f) 

Der Kl. wurde in den Strafanſtaltsdienſt zunächſt zur 
Vorbereitung, zur Ausbildung einberufen. Dieſe Vorberei⸗ 
tungszeit deckte ſich mit der in den SS 47ff. der Anſtellungs⸗ 
grundſätze v. 26. Juli 1922 (RGVBl. 1923 I, 651) vorge⸗ 


ſehenen Probezeit. Während ihrer Dauer konnte der Kl. jeder⸗ 
zeit wegen Ungeeignetheit wieder entlaſſen werden. Sie endete 


1) JW. 1925, 787. 


Zu 7. Der Entſch. muß in jeder Hinſicht zugeſtimmt werden, 
und zwar ſowohl im Ergebniſſe, wie in der Begründung. 

über wenige Begriffe des Beamtenrechts herrſcht in den be⸗ 
teiligten Kreiſen ſolche Unklarheit, wie über das Verhältnis zwiſchen 
lebenslänglicher und nichtlebenslänglicher Anſtellung einerſeits und 
Plaumäßigkeit und Nichtplanmäßigkeit andererſeits, eine Unklarheit, 
zu der die nach der Staatsumwälzung erlaſſenen geſetzlichen und Ver⸗ 
waltungsbeſtimmungen in hohem Maße beigetragen haben, und die 
ſchon einer großen Anzahl von Beamten den Verluſt ihrer Prozeſſe 
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damit, daß er durch die Verfügung des Präſidenten des 
Strafvollzugsamts in D. v. 20. März 1923 endgültig in 
den Strafanſtaltsdienſt übernommen wurde. Von da an war 
er, wie in der Verfügung noch ausdrücklich ausgeſprochen 
worden iſt, Stellenanwärter i. S. des Beamt DienſtEinkG. (o. 
17. Dez. 1920; GS. 1921, 135) mit der Amtsbezeichnung 
„diätariſcher Strafanſtaltsſekretär“. Die Verfügung ſtand im 
Einklang mit Ziff. 126 Abſ. 3 (vgl. dazu Ziff. 140 und 141) 
der preuß. Beſoldungsvorſchriften v. 8. Juli 1921 (Fin Min⸗ 
Bl. 319). Dort iſt beſtimmt, daß die endgültig in den Zivil⸗ 
ſtaatsdienſt übernommenen Militäranwärter (jetzt Verſor⸗ 
gungsanwärter) Stellenanwärter i. S. des Beamt dienſtEinkch. 
ſind. Die Stellenanwärter ſind Beamte, und zwar, wie ſich 
aus § 11 BeamtddienſtEinkG. ergibt, außerplanmäßige Be⸗ 
amte. Es iſt unverſtändlich, wie das LG. unter Billigung des 
OLG. den Satz aufſtellen kann, der Kl. ſei nicht als Beamter 
übernommen worden. 

Iſt inſoweit den Angriffen der Rev. die Berechtigung 
nicht abzuſprechen, ſo folgt doch daraus, daß der Kl. Stellen⸗ 
anwärter und damit Beamter geworden iſt, noch nicht, daß 
er lebenslänglich angeſtellt worden iſt. Allerdings kann ein 
allgemeiner Grundſatz des Inhalts, daß die nichtplanmäßigen 
Beamten als ſolche kündbar find, nicht anerkannt werden. 
Wie der Senat erſt kürzlich in dem Urt. v. 11. Mai 1928, 
III 375/27, ausgeſprochen hat, gilt auch für das preuß. Recht 
die Regel der lebenslänglichen Anſtellung der Beamten. Aus⸗ 
nahmen von ihr bedürfen der beſonderen Rechtfertigung. Dieſe 
Rechtfertigung kann nicht ſchon dem Weſen der außerplan⸗ 
mäßigen Anſtellung, dem Begriff des Diätariats entnommen 
werden. Der Senat hat bereits in den Urt. v. 9. Juni 1925, 
III 1062/23 (RG. 111, 123 )), und vom 21. Sept. 1926, 
III 539/25 2), die Auffaſſung abgelehnt, daß ſich die Begriffe 
„lebenslänglich angeſtellt“ — und „nichtplanmäßig“ aus⸗ 
ſchlöſſen, daß jeder außerplanmäßige Beamte auf Widerruf 
oder auf Kündigung angeſtellt ſei. Dieſe Entſcheidungen be⸗ 
ziehen ſich unmittelbar zwar nur auf Reichsrecht. Das dort 
Geſagte gilt aber auch für Preußen. Schon das Obertribunal 
hat in der Entſch. v. 7. Sept. 1868 (Strieth Arch. 72, 132) 
den Grund für unzutreffend erklärt, der damals klagende Be⸗ 
amte ſei nicht auf Lebenszeit angeſtellt, weil er nur fixierte 
Diäten bezogen habe. 

Auch nichtplanmäßige Beamte können demnach nur dann 
ohne Diſziplinarverfahren entlaſſen werden, wenn 88 83 oder 
5 DiſzGG. auf fie anwendbar find. Von ihnen ſcheidet $ 85 
für die Stellenanwärter aus. Sie gehören nicht zu den dort 
genannten „zur Erlernung des Dienſtes bei den Behörden 
beſchäftigten“ Perſonen. Stellenanwärter ſind, wie ſich aus 
Ziff. 140 Abſ. 1 BeſV. ergibt, die endgültig in den Staats⸗ 
dienſt übernommenen Beamten, die nach erlangter Be⸗ 
fähigung für das Amt die Anwartſchaft erhalten haben, 
in eine entſprechende planmäßige Stelle einzurücken. Sie ſind 
fertig ausgebildet, haben überhaupt alle Bedingungen für 
die Übertragung einer planmäßigen Stelle erfüllt. Sie dürfen 
deshalb nicht, wie die Vorinſtanzen anſcheinend getan haben, 
verwechſelt werden mit den Verſorgungsanwärtern oder den 
zur Vorbereitung angenommenen Anwärtern. Auch der Kl. 
hat, ehe er endgültig in den Strafanſtaltsdienſt übernommen 
wurde, die Prüfung für das Amt eines Strafanſtaltsſekretärs 
abgelegt. Damit war ſeine Ausbildung abgeſchloſſen. Mit 
ſeiner in dem Schreiben d. 20. März 1923 enthaltenen Er⸗ 
nennung zum diätariſchen Strafanſtaltsſekretär iſt er aus 
dem Kreiſe der in 8 85 Diſzch. genannten Beamten aufgerückt 
in den Kreis der nichtplanmäßigen Beamten. 

Die Befugnis der Juſtizverwaltung, den Kl. ohne Diſzi⸗ 
plinarverfahren zu entlaſſen, folgt indeſſen auch 8 83 DiſzG. 
Nach §8 2 RBG. bedarf es zur Anſtellung eines Reichs⸗ 


gekoſtet hat. Auch die einſchlägige Literatur läßt in dieſer Beziehung 
ſehr viel zu wünſchen übrig. 

Vielleicht hätte dieſer, dem Senate ſicher wohlbekannte Umſtand 
ihn doch veranlaſſen können, ſich über dieſes Verhältnis etwas aus⸗ 
führlicher, als es geſchehen iſt, auszulaſſen, zumal er doch gerade 
wahrnehmen mußte, daß ſeine früheren Entſch. nicht beachtet oder nicht 
verſtanden worden waren. 

Er hätte ſehr viel deutlicher, als es geſchehen iſt, betonen müſſen, 
daß die Lebenslänglichkeit einer Anſtellung an ſich nicht das mindeſte 
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beamten auf Kündigung eines ausdrücklichen Vorbehalts. Eine 
entſprechende Vorſchrift fehlt im preuß. Recht. Wie ſchon be⸗ 
merkt, ſtellt es zwar gleichfalls die Regel auf, daß die An⸗ 
ſtellung der Beamten auf Lebenszeit erfolgt. Eine Abweichung 
davon muß ausdrücklich ausgeſprochen werden. Erforderlich 
iſt aber nicht, daß das jedem einzelnen Beamten gegenüber 
geſchieht, der auf Kündigung angeſtellt werden ſoll. Es genügt 
vielmehr, wenn durch allgemeine Vorſchrift, deren geſetzliche 
Grundlage dann eben $ 83 DiſzG. bildet, für beſtimmte Be⸗ 
amtenklaſſen die Kündbarkeit angeordnet wird. Sie iſt dann 
Teil der Anſtellungsbedingungen, ohne daß darauf in jedem 
einzelnen Falle beſonders hingewieſen zu werden braucht. Eine 
ſolche allgemeine Anordnung beſtand nun zur Zeit der Über⸗ 
nahme des Kl. in den Strafanſtaltsdienſt für die Stellen⸗ 
anwärter im Bereiche der preuß. Juſtizverwaltung. Die Stel⸗ 
lenanwärter, die nach § 11 Abſ. 1 BeamtdienſtEinkcc. nur 
dann Anſpruch auf Vergütung (der in den Vorinſtanzen ge⸗ 
brauchte Ausdruck „Gehalt“ iſt ungenau; Gehalt beziehen 
nach § 1 Beamt dienſtEinkcß. nur die planmäßigen Beamten) 
haben, wenn fie im Staatsdienſt voll beſchäftigt werden, wer⸗ 
den als ſtändige oder nichtſtändige (außerordentliche) Hilfs⸗ 
arbeiter beſchäftigt. Nach den Etatsvorſchriften (ſpäter Haus⸗ 
haltsvorſchriften genannt) für die Juſtizverwaltung v. 8. Jan. 
1914 (Juſt Min Bl. 510 erfolgt ſowohl die Beſtellung der ſtän⸗ 
digen (88 61 Abf. 1, 65) wie der nichtſtändigen ($ 70 Abſ. 1) 
Hilfsarbeiter unter dem Vorbehalt der Kündigung. Ständiger 
Hilfsarbeiter iſt der Kl. unſtreitig nicht geweſen. Seine Be⸗ 
ſtellung zum nichtſtändigen Hilfsarbeiter galt aber nach § 70 
Abſ. 1 a. a. O. ohne weiteres als unter dem Vorbehalte ſo⸗ 
fortiger Kündigung erfolgt. Dieſe allgemeine Vorſchrift muß 
der Kl., trotzdem ſie in dem Übernahmeſchreiben des Präſi⸗ 
denten des Strafvollzugsamtes nicht beſonders angezogen 
worden iſt, auf ſich anwenden laſſen. Sie rechtfertigt ſeine — 
im Rechtsſinn als Kündigung anzuſprechende — Entlaſſung. 
Unter dieſen Umſtänden kommt auch keine Verletzung eines 
wohlerworbenen Rechts des Kl. (Art. 129 Abſ. 1 Satz 3 
Verf.) in Frage. 
(U. v. 29. Juni 1928; III 480/27. — Vale 


8. Die Beſtimmungen des preuß. Gef. vom 
10. Juli 1924, wonach Stiftungen aufgehoben oder 
ihre Zwecke geändert werden können, find rechts⸗ 
wirkſam. Durch einen entſprechenden in Gemäß⸗ 
heit des Geſetzes ergangenen, ſeitens der Auf⸗ 
ſichtsbehörde genehmigten Vorſtandsbeſchluß 
können den bisher zur Nutzung berechtigten Stif⸗ 
tungsanwärtern ihre ſtiftungsmäßigen Rechte 
entſchädigungslos entzogen werden. f) 

Die beklagte Stiftung iſt durch die letztwillige Verfügung des 
J. M. in Hildesheim v. 30. Juni 1924 zum Zwecke der Errichtung 
eines Unterrichtsinſtituts für die iſraelitiſche arme und vater⸗ 


mit der Planmäßigkeit zu tun hat, ebenſowenig wie zwiſchen der 
Kündbarkeit und der Außerplaumäßigkeit irgendwelche inneren Bes 
ziehungen beſtehen. Cbenſo wie es rechtlich zuläſſig iſt, einen mit 
einer Plauſtelle beliehenen Beamten lebenslänglich wie auch auf 
Kündigung (Widerruf uſw.) anzuſtellen, ſo ſteht dem nichts im Wege, 
einen außerplanmäßigen Beamten lebenslänglich oder auf Kündigung 
anzuſtellen. Die Planmäßigkeit und die Nichtplanmäßigkeit find Be⸗ 
griffe, die dem Etatsrechte angehören, alſo das Verhältnis zwiſchen 
Regierung und Parlament regeln, während die Lebenslänglichkeit und 
die Kündbarkeit Begriffe des Beamtenrechts find, und das Verhältnis 
zwiſchen Regierung oder richtiger Staat und dem Beamten wieder⸗ 
geben, und zwar ſowohl nach Reichs⸗ wie nach Länderrecht. Der ein⸗ 
zelne Beamte kann Auſprüche nur nach Maßgabe des Beamtenrechts 
geltend machen, nach Maßgabe des Etatsrechts alſo nur, wenn und 
inſoweit dieſes ein Teil des Beamtenrechts geworden, alſo deſſen 
Charakter angenommen hat. Eine lebenslängliche Anſtellung eines 
Beamten verliert alſo z. B. ihre Rechtswirkſamkeit als ſolche nicht 
dadurch, daß die von dem Beamten bekleidete Stelle keine plau⸗ 
mäßige iſt und der Beamte nicht lebenslänglich hätte ungeſtellt werden 
dürfen. Wirkl. Admiralitätsrat Dr. Apel, Berlin. 
Zu 8. Das Urteil iſt nach mehrfacher Richtung von Intereſſe. 
Zu begrüßen iſt zunachſt das entſchiedene Feſthalten des RG. an 
dem in feiner Rſpr. entwickelten Grundſatz, daß reichsverfaſſungs⸗ 
mäßig nicht uur das Eigentum an Sachgütern, ſondern jedes private 
Vermögensrecht gewährleiſtet und den Schußzbeſtimmungen der RVerf. 
gegen Enteignung unterſtellt iſt, ein Grundſatz, auf den gegenüber 
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loſe Jugend feiner Vaterſtadt gegründet worden. Es ſollten 
dazu die Zinſen eines Kapitals von 4000 Taler und der Miet⸗ 
zins zweier in Hildesheim gelegener Häuſer verwendet werden. 
Den damaligen Mietern der Häuſer (Verwandten des Stifters) 
und ihren Nachkommen war das Recht eingeräumt, diejenigen 
ihrer Kinder zu beſtimmen, auf die nach ihnen das Nutzungs⸗ 
recht an den Häuſern übergehen ſollte. An die Stelle des einen 
Hauſes iſt ſpäter das Haus Bahnhofsallee Nr. 14 in Hildes⸗ 
heim getreten, deſſen Mietzins durch den genehmigten Beſchl. 
des Kuratoriums v. 18. Dez. 1903 auf jährlich 1440 % feſt⸗ 
geſetzt wurde. Durch Verfügung v. 13. Sept. 1910 hat der 
damalige Nutzungsberechtigte des Hauſes, E. M., zu ſtiftungs⸗ 
mäßigen Mietern ſeinen Sohn F. W. M. und für den Fall, 
daß dieſer das Haus nicht beziehen ſollte, ſeine Tochter L. M., 
die jetzige Kl., beſtimmt. Die Kl. verlangt nach Wegfall des 
F. W. M. die Feſtſtellung, daß fie die nutzungsberechtigte Anz 
wärterin des Hauſes Bahnhofsallee Nr. 14 ſei. Die Bekl. macht 
mit Erfolg geltend, daß durch den in Gemäßheit des preuß. 
Geſetzes über Anderungen von Stiftungen v. 10. Juli 1924 
(GS. S. 575) ergangenen, vom Regierungspräſidenten ge⸗ 
nehmigten Beſchl. des Kuratoriums v. 20. April 1925 das 
ſtiftungsmäßige Wohnungsrecht der Kl. aufgehoben ſei. 

Die Klage erweiſt ſich jedenfalls als unbegründet, wenn 
der Beſchl. des Kuratoriums v. 20. April 1925 als rechts⸗ 
gültig anzuerkennen iſt, wonach die Rechte der Familien⸗ 
angehörigen, die Stiftungshäuſer als Mieter zu bewohnen, 
aufgehoben werden, die Stiftung alſo das Recht hat, die 
Häuſer ohne andere Beſchränkung als durch die allgemeinen 
Vorſchriften des bürgerlichen Rechts und des Wohnungsnot⸗ 
rechts zu nutzen, und in der Auswahl der Mieter und im Ab⸗ 
ſchluß der Mietverträge frei ſein ſoll. Dieſer Beſchluß iſt er⸗ 
gangen auf Grund des preuß. Geſ. v. 10. Juli 1924 (GS. 
S. 575) und vom Regierungspräſidenten genehmigt worden. 
Nach dem Geſetz können Stiftungen durch Beſchl. ihrer Vor⸗ 
fände mit Genehmigung der ſtaatlichen Aufſichtsbehörde ... 
aufgehoben oder in ihren Zwecken geändert werden, wenn es 
wegen weſentlicher Anderung der Verhältniſſe angezeigt er⸗ 
ſcheint. Dieſe landesgeſetzliche Regelung iſt erfolgt in Gemäß⸗ 
heit 885 BGB., da es ſich infoweit um eine Anderung der 
Stiftungsverfaſſung handelt; 887 BGB. und damit Art. 5 
Abſ. 2 der preuß. VO. zur Ausführung des BGB. v. 16. Nov. 
1899 ſtehen nicht in Frage (Begründung zu dem Entwurf des 
Gef. v. 10. Juli 1924, Druckſ. des Landtags I. Wahlperiode 
Nr. 7334). Auch die Zuſtändigkeitsbeſtimmung des Art. 5 
Abſ. 1 der VO. v. 16. Nov. 1899 findet keine Anwendung, da 
ſie durch das neue Landesgeſetz überholt iſt, übrigens auch die 
hier erfolgte Anderung eines bloßen Nebenzwecks ohnehin von 
dem König, jetzt dem Staatsminiſterium, nicht zu genehmigen 
wäre. Aufſichtsbehörde i. S. des Gef, v. 10. Juli 1924 iſt mit 
Rückſicht auf den örtlichen Bereich des Stiftungszwecks der 
Regierungspräſident. Ob die Genehmigung mit Recht erteilt 
iſt und mit dem Geſetz im Einklang ſteht, hat der Richter nicht 


dem weitverbreiteten folgenſchweren Irrtum, daß der Sachbeſitz einen 
vorzugsweiſen Schutz vor anderen Vermögensrechten verdiene, nicht 
nachdrücklich genug hingewieſen werden kann. Was ſodann die 
Stellungnahme des RG. zu dem preuß. Geſ. über Anderung von 
Stiftungen v. 10. Juli 1924 (GS. 575) anlangt, ſo kann an der 
vom RG. bejahten Rechtsgültigkeit dieſes Geſetzes kein Zweifel fein; 
ſie ergibt ſich aus 885 BGB., wonach die Verfaſſung einer Stiftung 
durch Landesgeſetz beſtimmt werden kann (gl. dazu Thieſing: 
DIZ. 1913, 318 ff. Denn weiter als auf die Beſtimmung der 
Stiftungsverfaſſung erſtreckt ſich das Geſetz nicht. Zur Stif⸗ 
tungsverfafjung gehört nun zwar zweifellos die Regelung der Befugniſſe 
der Stiftungsorgane, deren Ausübung auch an die Genehmigung der 
Aufſichtsbehörde geknüpft werden kann: dagegen gehört die Aus⸗ 
dehnung der Befugniſſe einer ſtaatlichen Verwaltungsbehörde zu ſelb⸗ 
ſtändigen Eingriffen in die Stiftungsverfaſſung nicht zum Juhalt der 
Stiftungsverfaſſung, ſondern liegt außerhalb dieſes Inhalts. Daß die 
Abſicht des Gef. v. 10. Juli 1924 auf Übertragung ſolcher Befugniſſe 
auf die Staatsbehörde gerichtet geweſen wäre, kann aus ihm ſchwerlich 
entnommen werden. Das Geſetz gibt nicht der Aufſichts⸗ 
behörde, ſondern nur dem Stiftungsvorſtand das Recht der 
Aufhebung oder Zweckveränderung der Sttftung. Der Stiftungs⸗ 
vorſtand aber iſt kein ſtaatliches, ſondern ein ſtiftungs⸗ 
mäßiges Organ. Demgemäß heißt es in der Begründung des Ge⸗ 
ſetzes: „Der Stiftungsvorſtand iſt das Organ, das der 
Stifter zum Verwalter ſeiner Stiftung vertrauensvoll eingeſetzt und 
ſomit zum Vollſtrecker ſeines Willens gemacht hat. Dem Willen des 
Stifters wird man alſo am eheſten gerecht, wenn man dem Vor⸗ 
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nachzuprüfen. Im Streitfall hat die Kl. die Genehmigung mit 
der Beſchwerde angefochten, über die anſcheinend noch nicht 
entſchieden iſt. Das kann aber nicht zur Folge haben, daß die 
Genehmigung und damit der Beſchl. des Kurotoriums als nicht 
rechtsbeſtändig zu behandeln ſind, denn Verwaltungsakte 
müſſen bis zu ihrer Aufhebung als rechtsverbindlich gelten 
(Hatſchek, Verwaltungsrecht S. 10). Eine Ausſetzung des 
Verfahrens nach 8 148 3 O. findet nach der Rechtſprechung 
des RG. in der Reviſionsinſtanz nicht mehr ſtatt. 

Es iſt alſo zu fragen, ob das Gef. v. 10. Juli 1924, wie 
die Kl. behauptet, als mit Art. 153 Abſ. 2 RVerf. im Wider⸗ 
ſpruch ſtehend, ungültig iſt. Es ſchafft die Möglichkeit, durch 
einen Beſchl. des Stiftungsvorſtands, deſſen Rechtsbeſtand 
aber von der ſtaatlichen Genehmigung, alſo einem Ver⸗ 
waltungsakt, abhängig iſt, die Stiftung ganz aufzuheben oder 
in ihren Zwecken zu ändern. Durch eine ſolche Regelung würde 
den bisher zum Genuß des Stiftungsvermögens Berechtigten 
(hier den nutzungsberechtigten Familienangehörigen) ihr 
Recht entzogen. Ob darin eine ſtaatliche Enteignung zu finden 
iſt, kann zweifelhaft ſein. Nimmt man an, daß nicht lediglich, 
wie die Bekl. behauptet, eine interne Verfügung des Stiftungs⸗ 
vorſtandes vorliegt, die ihm auf Grund der im Geſetz ge- 
währten und durch den Vorbehalt der ſtaatlichen Genehmigung 
nur eingeſchränkten autonomen Berechtigung geſtattet wäre, 
ſondern daß es ſich bei der Genehmigung um einen Verwal⸗ 
tungsakt handelt, durch den in die Rechte der Stiftungs⸗ 
anwärter eingegriffen wird, ſo würde inſofern eine Ent⸗ 
eignung im Rechtsſinne in Frage kommen. Vorausſetzung wäre 
alsdann, daß die Rechte der Stiftungsanwärter durch Art. 153 
Abs. 2 Verf. geſchützt find. Das iſt aber zu bejahen, da fie 
ein klagbares Recht auf Grund des Stiftungsgeſchäfts haben 
(Planck 2 zu 885 BGB.; Staudinger, Vorbem. VIII 2 
vor 8 80, 2b zu 885; RGKomm. 2 daſ.; NG. in SeuffArch. 
56 Nr. 216; Warngtſpr. 1909 Nr. 266) und auch die Ent⸗ 
ziehung bloß ſubjektiver Privatrechte nach der feſtſtehenden 
Rſpr. des RG. eine Enteignung darſtellt (RG. 107, 375%), 
109, 319; 111, 1302) und 227%); WarnRſpr. 1923/24 


ſtand die Entſchließung überläßt, ob und wie den veränderten 
Zeitverhältniſſen Rechnung zu tragen iſt.“ Das Geſetz will hiernach 
dieſe Entſchließung dem vom Vorſtand weitergeführten Willen des 
Stifters und nicht der Staatsgewalt überlaſſen. Dies geht 
auch aus 82 des Gef. ſelbſt hervor, wonach, wenn ein ändernder 
Beſchluß des Stiftungsvorſtandes nicht zuſtande kommt, obwohl er 
nach Anſicht der ſtaatlichen Aufſichtsbehörde angezeigt erſcheint, die 
Aufſichtsbehörde nicht etwa an Stelle des Stiftungs⸗ 
vorſtandes einen ſolchen Beſchluß faſſen, ſondern nur die 
Nachprüfung der Vermögensverwaltung einſtweilen einſtellen kann. 
Mir wäre es daher richtiger erſchienen, wenn das RG. die Anſicht 
der beklagten Stiftung, daß nur eine interne Verfügung des Stif⸗ 
tungsvorſtandes vorliege, die ihm auf Grund der ihm im Geſetz ge⸗ 
währten und durch den Vorbehalt der ſtaatlichen Genehmigung nur 
eingeſchränkten autonomen Berechtigung geſtattet wäre, zur Grund⸗ 
lage ſeiner Entſch. gemacht und nicht dahingeſtellt gelaſſen hätte. Die 
Abſtellung der Entſch. auf die Zuläſſigkeit der Enteignung ſcheint 
mir bedenklich. Die Bedenklichkeit der Annahme, daß es ſich bei 
der Genehmigung der Aufſichtsbehörde um einen behördlichen Ver⸗ 
waltungsakt auf rechtlicher Grundlage gehandelt habe, deſſen Vor⸗ 
nahme eine Enteignung darſtelle, habe ich ſoeben ſchon erörtert. 
Bedenklich dürfte es aber auch fein, die dem NG. vorgelegte Frage 
überhaupt unter den Begriff der Enteignung zu ſtellen; 
denn der Verwaltungsakt der ſtaatlichen Behörde auf Aufhebung der 
Stiftung oder Anderung ihres Zwecks würde ſich nicht gegen 
die Rechte der Stiftungsanwärter, ſondern gegen den 
Fortbeſtand des bisherigen ſtiftungsmäßigen Zwecks 
und damit gegen den Willen des Stifters richten. Erſt 
eine Folge dieſes ſtaatlichen Eingriffs in den Stifterwillen und 
den Stiftungszweck wäre der Wegfall oder die Anderung der Rechte 
der Stiftungsanwärter auf die Stiftungsnutzungen, die als ſolche 
durch das Beſtehen des vom Stifter gewollten Stiftungszweckes be⸗ 
dingt ſind und daher bei Wegfall dieſes Stiftungszweckes ihre recht⸗ 
liche Unterlage verlieren, ſomit dann gar nicht beſtehen und alſo auch 
nicht entzogen werden können. Wollte man aber auch den ſtaatlichen 
Verwaltungsakt als eine gegen die Rechte der Stiftungsauwärter ge⸗ 
richtete Maßnahme betrachten, ſo wäre für den Enteignungsbegriff 
auch noch feſtzuſtellen, wer denn bei der Aufhebung der Stiftung 
oder Umwandlung des Stiftungszweckes der durch die Entziehung der 
Rechte Begünſtigte wäre und durch die Entziehung Rechte erwürbe 
(Martin Wolff, Reichsverfaſſung und Eigentum S. 24). Weiter⸗ 
hin erſcheint die Schlüſſigkeit der Ausführung in dem Urteil des RG. 


1) JW. 1924, 461. ) JW. 1925, 2429. ) ZW. 1925, 2227. 


Nr. 184, vgl. Wolff, RVerf. und Eigentum S. 20 ff.). Eine 
Entſchädigung iſt in dem Geſetz v. 10. Juli 1924 nicht vor⸗ 
geſehen und hätte dort ausgeſprochen werden müſſen (RG. 
111, 132/33 )). Zu prüfen bleibt hiernach noch, ob etwa ein 
Satz des Reichsrechts bezüglich der Entſchädigung „etwas 
anderes beſtimmt“ (Art. 153 Abſ. 2 Satz 2 Werf.), der Fort⸗ 
fall der Entſchädigung alſo aus der Reichsgeſetzgebung zu ent⸗ 
nehmen iſt. Eine ausdrückliche Vorſchrift fehlt. Nach $ 85 
BGB. kann aber die Verfaſſung der Stiftung durch Landes⸗ 
geſetz geändert werden. Zur Verfaſſung gehören u. a. die Be⸗ 
ſtimmungen über ihr Erlöſchen wie auch über die Anderung des 
Stiftungszwecks. Damit iſt nach Reichsrecht der Landesgeſetz⸗ 
gebung freie Hand gelaſſen, auch ohne Entſchädigung Stif⸗ 
tungen aufzuheben oder in Anderung ihres Zwecks den bisher 
Berechtigten ihr Recht zu entziehen, wie dies bereits bei Nicht⸗ 
familienſtiftungen allgemein nach Art. 4 Preuß. AG. z. BGB. 
zuläſſig war. Dem Wohle der Allgemeinheit dient die im Geſ. 
v. 10. Juli 1924 vorgeſehene Regelung deshalb, weil es ſich 
um die Neuordnung der durch die Geldentwertung in ihren 
Grundlagen erſchütterten Rechtsverhältniſſe der Stiftungen 
handelt (Begründung a. a. O.). Danach iſt die Klage un⸗ 
begründet. 

(U. v. 21. Mai 1928; 555/27 IV. — Celle.) [Ka.] 


9. 85 Abſ. 1 Bad Beamt G. v. 28. Jan. 1926 iſt 
inſoweit mit der Reichsverfaſſung unvereinbar, 
als er die Verſetzung eines Beamten in ein ande⸗ 
res Amt mit geringerem Range zuläßt. 7) 

I. Der die Überſchrift „Verſetzung der Beamten“ tragende 
1 v. 24. Juli 1888 (GVBl. 399) beſtimmte 
in Abſ. 1: 

„Unwiderruflich angeſtellte Beamte können ohne ihre Zu⸗ 
ſtimmung auf eine andere Amtsſtelle nur verſetzt werden, 
wenn dieſelbe etatmäßig und ihrer Berufsbildung entſprechend 
iſt, und wenn dabei weder eine Zurückſetzung im Range noch 
eine Schmälerung des anſchlagsmäßigen Dienſteinkommens 
(vgl. $ 19) eintritt.“ 


bedenklich, daß, wenn §85 BGB. die Anderung der Stiftungs⸗ 
verfaſſung durch Landesgeſetz geſtatte, damit dem Landesgeſetz auch 
die Befugnis gegeben ſei, den bisher Berechtigten ihre Rechte ent⸗ 
ſchädigungslos zu entziehen. Mit dieſer Ermächtigung des Reichs⸗ 
geſetzes wäre doch nur erſt der Art. 153 A b ſ. 2 Satz 1 MVerf., 
nämlich das Recht zur Entziehung der Rechte der bisher Be⸗ 
rechtigten, dem Landesgeſetz übertragen, nicht aber auch die Befug⸗ 
nis aus Art. 153 Ab. 2 Satz 2 zum Ausſchluß einer Ent⸗ 
ſchädigung. Und wenn ſchließlich das RG. die in Art. 153 Abſ. 2 
Satz 1 RVerf. verlangte Vorausſetzung für eine Enteignung, daß die 
Enteignung dem Wohle der Allgemeinheit diene, bei dem 
Geſ. v. 10. Juli 1924 dadurch gegeben ſieht, daß es ſich bei der Rege⸗ 
lung des Geſetzes um die Neuordnung der durch die Geldentwertung 
in ihren Grundlagen erſchütterten Rechtsverhältniſſe der Stiftungen 
handle, ſo entſteht die Frage, ob mit dieſer Regelung nicht nur den 
Verhältniſſen der einzelnen Stiftung, alſo individuellen 
Verhältniſſen gedient iſt. Wollte man demgegenüber ſagen, daß 
die Allgemeinheit inſofern intereſſiert iſt, als durch Einſtellung der 
Aufſichtstätigkeit der Behörden eine Entlaſtung der Behörden ſtatt⸗ 
finde, ſo köunte auf der anderen Seite wohl nicht mit Unrecht geſagt 
werden, daß es dem Wohle der Allgemeinheit nicht zu⸗ 
träglich ſei, wenn durch eine willkürliche Aufhebung von Stif⸗ 
tungen oder Anderung ihres Zidecks ſeitens der Staatsgewalt das 
Vertrauen der Allgemeinheit in die Beſtändigkeit 
von ſeiten der Staatsgewalt genehmigten Einrich- 
tungen erſchüttert wird. Dieſe Erſchütterung des Vertrauens 
der Allgemeinheit will gerade das Gef, v. 10. Juli 1924 vermeiden, wie 
aus folgender Stelle feiner Begründung hervorgeht: „Eine Ausdehnung 
der durch 885 BGB. ausnahmsweiſe der Aufſichtsbehörde gegebenen Be⸗ 
fugnis erſcheint auch deshalb bedenklich, damit nicht für künftige Fälle, 
in denen die Errichtung einer Stiftung erwogen wird, das Vertrauen 
der Beteiligten zur Beſtändigkeit einer Stiftung und zur Fürſorge 
der ſtaatlichen Aufſicht mehr als unbedingt nötig gemindert wird.“ 
Gerade deshalb will das Geſetz kein Eingreifen der Staatsgewalt 
durch Verwaltungsakt, alſo keine Enteignung. 
Min Dir. i. R. Wirkl. Geh. ObR. Dr. Kübler, Berlin. 
1) JW. 1925, 2429. 


Zu 9. Die Bedeutung der obigen Entſch. des RG. liegt weni⸗ 
ger darin, daß es auch gegenüber den Ausführungen von Reindl 
und Anſchütz an ſeinem in den Entſch. RG. 105, 24; 107, 7 zu 
der Frage der zwangsweiſen Verſetzung eines Beamten in ein Amt 
mit geringerem Range eingenommenen ablehnenden Standpunkte 
feftgehalten hat, als in der durch den Schutz der wohlerworbenen 
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In der neuen Faſſung des BeamtG. v. 12. Aug. 1908 
(GVBl. 420) erhielt § 5 Abt. 1 folgenden Wortlaut: 

„Unwiderruflich angeſtellte Beamte können ohne ihre Zu⸗ 
ſtimmung auf eine andere Amtsſtelle nur verſetzt werden, 
wenn dieſelbe etatmäßig und ihrer Berufsbildung entſprechend 
iſt, und wenn mit der Verſetzung eine Schmälerung des zur 
Zeit der Verſetzung verliehenen anſchlagsmäßigen Dienſtein⸗ 
kommens ($ 19) nicht verbunden tft.‘ 

Geſtrichen waren die Worte „weder eine Zurückſetzung 
im Range“, d. h. es war die Verſetzung auf ein Amt mit ge⸗ 
ringerem Amtsrang für zuläſſig erklärt. Hieran hat das bad. 
Beamtenrecht auch fernerhin feſtgehalten, ſowohl in der Faſ⸗ 
fung, die dem §8 5 Abſ. 1 BadBeamt®. durch Art. 1 Nr. 1 
Bad perſAbb O. v. 5. Dez. 1923 (GVBl. 353) gegeben wurde, 
als auch in der letzten Umgeſtaltung, die der 85 Abſ. 1 durch 
Art. 2 8 1 des Gef. über Einſtellung des Perſonalabbaues und 
Anderung der PerſAbbVO. v. 28. Jan. 1926 (GVBl. 31) 
erfahren hat. Danach lautet $5 Abſ. ! jetzt folgendermaßen: 

„Jeder Beamte kann in ein anderes Amt derſelben oder 
einer gleichwertigen Laufbahn und von gleichem planmäßigem 
Dienſteinkommen verſetzt werden, wenn es das dienſtliche Be⸗ 
dürfnis erfordert.“ 

Auf Grund dieſer Vorſchrift hat das bad. Staatsmini⸗ 
ſterium durch Entſchließung v. 30. Juli 1926 dem Direktor 
der Kunſtgewerbeſchule in Pforzheim, Prof. K., unter Belaſ⸗ 
ſung ſeines bisherigen Beſoldungsdienſtalters in Gruppe XII 
eine Profeſſorenſtelle an der bisher von ihm geleiteten An⸗ 
ſtalt übertragen. K. hält ſeine Verſetzung in ein Amt von ge⸗ 
ringerem Range für unvereinbar mit der Reichsverfaſſung 
und hat deshalb Klage gegen den bad. Staat erhoben. Das 
LG. in Karlsruhe hat durch Urteil v. 5. April 1927 feſt⸗ 
geſtellt, daß der beklagte bad. Staat verpflichtet ſei, dem Kl. 
K. ſein Gehalt aus ſeiner Dienſtſtelle als Direktor der Kunſt⸗ 
gewerbeſchule in Pforzheim auch dann weiter zu bezahlen, 
wenn er ſich weigere, die ihm mit Entſchließung des Staats- 
miniſteriums v. 10. Juli 1926 übertragene Profeſſorenſtelle 
an der genannten Anſtalt zu übernehmen. Das OLG. daſelbſt 
hat durch Urt. v. 7. Dez. 1927 die Berufung des bad. Staates 
zurückgewieſen. Es legt in den Entſcheidungsgründen dar, 
daß nach Art. 129 Abſ. 2 RVerf. die Verſetzung eines Be— 
amten in ein anderes Amt mit geringerem Range gegen 
feinen Willen nicht mehr zullſſig ſei, daß deshalb § 5 Abſ. 1 
Bad BeamtG. inſoweit ſeine Gültigkeit verloren habe, daß 
mithin die Verſetzung des K. in eine Profeſſorenſtelle an der 
Anſtalt, an deren Spitze er bis dahin geſtanden habe, einen 
Eingriff in feinen ein wohlerworbenes Recht i. S. von Art. 129 
Abſ. 1 Satz 3 Verf. darſtellenden Rang enthalte. Der bad. 
Staat, der dieſe Auslegung der RVerf. für unrichtig hält, hat 
gegen das Urteil Rev. eingelegt. Außerdem hat aber das bad. 
Staatsminiſterium auf Grund von Art. 13 Abſ. 2 Verf. in 
Verbindung mit dem Geſetz zur Ausführung dieſes Artikels 
v. 8. April 1920 (RG Bl. 510) beim RG. den Antrag geſtellt, 
„dieſes wolle Entſchließung dahin treffen, daß 85 Abſ. 1 
Bad BeamtG. in der derzeit geltenden Faſſung mit Art. 129 
Verf. vereinbak iſt“. In der Begründung zu dieſem Antrag 
hat das bad. Staatsminiſterium ausgeführt, daß ihm wegen 
der Wichtigkeit der Angelegenheit für die geſamte bad. Ver⸗ 
waltung mit einer inzidenten Feſtſtellung der Rechtslage in 
den Urteilsgründen des NG. als Reviſionsinſtanz nicht ge⸗ 
dient ſei, daß es vielmehr auf eine authentiſche Interpretation 
der Wirkſamkeit des § 5 Bad BeamtGG. Wert legen müſſe. 

II. Das OLG. in Karlsruhe hat in ſeinem Urt. v. 7. Dez. 
1927 dargelegt, daß in Baden noch heute ein freilich nicht ge⸗ 
ſetzlich feſtgelegtes Rangverhältnis der Beamten beſteht. Hier⸗ 
von geht erſichtlich auch das bad. Staatsminiſterium aus. 
Reichsrechtliche Bedenken ſind inſoweit nicht zu erheben. Es 
bedarf deshalb nur der Erörterung, ob innerhalb dieſer Rang⸗ 
ordnung die Verſetzung eines Beamten in ein Amt von ge⸗ 
ringerem Range gegen feinen Willen zuläſſig it. 8 5 Abſ. 1 


Rechte der Beamten ſich auch gegen den Willen der Länder anbahnen⸗ 
den Vereinheitlichung der Beamtengeſetzgebung. Leider hat das Reich 
bisher von der ihm durch Art. 10 Ziff. 3 RVerf. eingeräumten Be⸗ 
fugnis, im Wege der Geſetzgebung Grundſätze für das Recht der Be⸗ 
amten aller öffentlichen Körperſchaften aufzuſtellen, noch keinen Ge⸗ 
brauch gemacht, ſoweit ſolche Grundſätze nicht in der RVerf. ſelbſt 
aufgeſtellt worden find. Da es ſich hierbei, wie nicht verkannt werden 
ſoll, um eine Aufgabe handelt, welche langwierige geſetzgeberiſche 
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Bad BeamtG. in feinen verſchiedenen ſpäteren Faſſungen von 
1908 und 1923 und ebenſo in der jetzt geltenden von 1926 
geſtattet ſie. Ihm iſt aber inſoweit gegenüber Art. 129 Abſ. 2 
RVerf. die Rechtsgültigkeit zu verſagen. 

Der jetzt beſchließende Senat hat bereits in ſeinem Urt. 
v. 12. Juni 1922 (RG. 105, 24) ausgeſprochen, daß der 
Landesgeſetzgebung durch Art. 129 Abſ. 2 RVerf. eine Schranke 
hinſichtlich der Art der Verſetzung der Landesbeamten gezogen 
worden ſei, und zwar mit ſofortiger Wirkſamkeit auch gegen⸗ 
über einer zur Zeit des Inkrafttretens der RVerf. beſtehen⸗ 
den Regelung. Nach der genannten Verfaſſungsvorſchrift ſei 
die Verſetzung eines Beamten in ein Amt von geringerem 
Range weder im Wege des Diſziplinarverfahrens noch ſonſt 
wider ſeinen Willen zuläſſig. Zur Begründung dieſer Sätze 
hat ſich der Senat auf die Entſtehungsgeſchichte der fraglichen 
Vorſchrift geſtützt und dazu folgendes dargelegt: 

„Der Entwurf der Verfaſſung, wie er ſich nach den Be⸗ 
ſchlüſſen des Verfaſſungsausſchuſſes der Nationalverſammlung 
geſtaltet hatte, hatte in dem — dem Art. 129 Abſ. 2 der Ver⸗ 
faſſung entſprechenden — Art. 127 Abſ. 2 eine Verſetzung „in 
ein anderes Amt mit geringerem Gehalt oder Rang' als zu⸗ 
läſſig bezeichnet. In der 2. Leſung des Entwurfs beantragte 
aber der Abgeordnete Steinkopf die Streichung der Worte 
‚oder Rang“, weil eine Verſetzung mit Rangminderung eine 
Degradation des Beamten enthalte, zu der man nicht die Hand 
bieten könne. Sein Antrag wurde angenommen, ohne daß 
ſeinen Ausführungen widerſprochen worden wäre (vgl. Sten⸗ 
Ber. Bd. 328 S. 1631/32, 1642 Sp. 1, 2134/36). 

In dem Beſchl. v. 21. März 1925 (III Tgb. 34/24) hat 
der hat denſelben Standpunkt eingenommen und erneut 
ausgeſprochen, daß nach der RVerf. die Verſetzung eines Be⸗ 
amten in ein Amt von geringerem Rang gegen ſeinen Willen 
nicht ſtatthaft ſei. Ihm hat ſich der 7. ZS. des RG. in ſeinem 
Beſchl. v. 19. Jan. 1923 (RG. 107, 7) angeſchloſſen. 

An dieſer Auslegung des Art. 129 Abſ. 2 RVerf., die 
von Gieſe, RVerf. Art. 129 Anm. 7 und Brand, Be 
amtenrecht, 2. Aufl., S. 558, 607 gebilligt wird, iſt feſt⸗ 
zuhalten. Das bad. Staatsminiſterium hält ſie allerdings 
für unzutreffend. Es beruft ſich auf die LZ. 1926, 978 ver⸗ 
öffentlichte Abhandlung von Reindl! „Iſt die Strafverſetzung 
eines Beamten auf eine Amtsſtelle mit geringerem Rang nach 
dem bay. Beamtenrecht noch zuläſſig?“ und auf ein Gutachten, 
das Geh. IR. Prof. Dr. Anſchütz in Heidelberg in der 
Prozeßſache des Prof. K. gegen den bad. Staat erſtattet hat, 
das ſich aber in ſeinen Ausführungen zu dem hier zu ent⸗ 
ſcheidenden Streitpunkt im weſentlichen darauf beſchrünkt, auf 
die Abhandlung von Reindl Bezug zu nehmen. Die Dar⸗ 
legungen Reindls enthalten jedoch keine überzeugende 
Widerlegung des Urteils des Senats v. 12. Juni 1922. 

Richtig iſt allerdings, daß Art. 129 Abſ. 2 RVerf. von 
der Rangſtellung der Beamten, insbeſ. von der Möglichkeit 
ihrer Verſetzung in ein Amt von geringerem Range, nicht 
ſpricht. Es iſt aber abwegig, daraus den Schluß zu ziehen, 
daß Art. 129 Abſ. 2 dieſe Art der Verſetzung überhaupt nicht 
betreffe. Denn bei der Auslegung eines Geſetzes, wie bei der 
jeder anderen Willenserklärung, iſt zu beachten, daß eine Be⸗ 
jahung eine Verneinung enthalten kann, die, auch wenn ſie 
nicht in beſondere Worte gekleidet iſt, doch ſchon durch erſtere 
hinreichend zum Ausdruck gelangt. Insbeſ. kann die Geſtat⸗ 
tung gewiſſer Maßnahmen zugleich das auch ohne ausdrück⸗ 
lichen Ausſpruch erkennbar gewollte Verbot enthalten, andere 
Maßnahmen gleicher oder ähnlicher Art zu treffen. So ſteht 
es mit Art. 129 Abſ. 2 RVerf. Er geſtattet, daß die Be⸗ 
amten unter den geſetzlich beſtimmten Vorausſetzungen und 
Formen vorläufig ihres Amtes enthoben, einſtweilen oder end⸗ 
gültig in den Ruheſtand oder in ein anderes Amt mit go⸗ 
ringerem Gehalt verfeßt werden. Damit ſchließt er andere 
Maßnahmen diſziplinarer Art aus, die auf die Entfernung des 
Beamten aus ſeinem Amte abzielen, mögen ſie auch nach dem 


Vorarbeiten erfordert, ſo iſt es um ſo mehr zu begrüßen, daß das RG. 
im Wege der Apr. die Grundlagen für einen derartigen Geſetz⸗ 
gebungsakt vorbereitet. 

Sachlich beſtehen gegen die eingehende und überzeugende Be⸗ 
gründung des NG. weder in der Frage der Unzuläſſigkeit der Ver⸗ 
ſetzung in ein anderes Amt mit geringerem Range noch in der Frage 
der Zuläfſigkeit der Dienſtentlaſſung Bedenken. 

KGR. von Bonin, Potsdam. 
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bisherigen Beamtenrecht des Reichs oder der Länder zuläſſig 
geweſen ſein. Könnte und dürfte man dem Art. 129 Abſ. 2 
Verf. dieſe Einſchränkung nicht entnehmen, jo würde man 
gerade hinſichtlich der hier ſtreitigen Verſetzung der Beamten 
in ein Amt von geringerem Range zu einem durchaus un⸗ 
annehmbaren Ergebnis gelangen. Wäre nämlich richtig, daß 
Art. 129 Abſ. 2 nur den Zweck hat, die von ihm genannten 
Maßnahmen an geſetzlich zu beſtimmende Vorausſetzungen und 
Formen zu knüpfen, daß er dagegen die von ihm nicht er⸗ 
wähnte Verſetzung in ein Amt von geringerem Rang über⸗ 
haupt nicht berührt, ſo würde dieſe Maßregel unbeſchränkt 
zuläſſig geblieben ſein. Das Landesrecht könnte die Verſetzung 
der Beamten in ein Amt minderen Ranges ohne jede geſetz⸗ 
liche Vorausſetzung und Form in das freie Belieben der vor⸗ 
geſetzten Dienſtbehörden ſtellen. Dieſe Schlußfolgerung iſt 
unvereinbar mit dem Ziel des ganzen Art. 129 RVerf., der 
die Stellung des Berufsbeamtentums ſichern will. Es wäre 
auch nicht erklärlich, warum die RVerf. die Verſetzung eines 
Beamten in ein anderes Amt von geringerem Einkommen an 
geſetzliche Vorausſetzungen und Formen bände, hiervon aber 
abſähe bei der für den betroffenen Beamten ebenſo bedeut⸗ 
ſamen Verſetzung in ein Amt von geringerem Range. Iſt 
dieſe Deutung mithin abzulehnen, ſo bleibt nur die andere 
übrig, daß Art. 129 Abſ. 2 die Verſetzung in ein Amt mit ge⸗ 
ringerem Range überhaupt hat unterſagen wollen. 

Die bereits oben nach dem Urteil des Senats v. 12. Juni 
1922 mitgeteilte Entſtehungsgeſchichte der ſtreitigen Vorſchrift 
beſtätigt, daß ihr dieſe Tragweite zukommt. Die Streichung 
der Worte „oder Rang“ in Art. 127 Abſ. 2 des Entwurfs 
(Art. 129 Abſ. 2 RVerf.) iſt vom Abgeordneten Steinkopf 
beantragt worden, um die Verſetzung in eine andere Rang⸗ 
klaſſe auszuſchließen. Es fehlt an jedem Anhalt dafür, daß 
die Mehrheit der Nationalverſammlung dem Antrage aus 
einem anderen Grunde als dem vom Antragſteller dargelegten 
zugeſtimmt hätte. Dies erſcheint um ſo mehr als ausge⸗ 
ſchloſſen, als auch die Ausführungen des Vertreters des 
Reichsminiſteriums Dr. Preuß (Sten Ber. S. 1632 D) zum 
Antrage Steinkopfs ſich ebenfalls nur dahin auffaſſen 
laſſen, die Streichung der genannten beiden Worte werde zur 
Folge haben, daß Degradierungen von Beamten nicht mehr 
vorgenommen werden könnten. Die Bedeutung des Antrags 
Steinkopf und ſeiner Annahme durch die National⸗ 
verſammlung für die Auslegung des Art. 129 Abſ. 2 RVerf. 
wird nicht durch den Nachweis entkräftet, daß die Aus⸗ 
führungen des Abg. Steinkopf, mit denen er ſeinen An⸗ 
trag näher begründet hat, in verſchiedenen Punkten unzu⸗ 
treffend ſind. Sein Irrtum, daß die Verſetzung in ein Amt 
mit geringerem Rang ein vollſtändiges Novum im Beamten⸗ 
leben ſei, iſt ſofort von Dr. Preuß (Sten Ber. a. a. O.) dahin 
richtiggeſtellt worden, daß nach den Diſziplinargeſetzen zwar 
nicht des Reichs und Preußens, wohl aber einiger anderer 
Staaten auch eine Verſetzung in ein Amt mit geringerem 
Range erfolgen könne. Jedoch zeigt gerade das, was 
Dr. Preuß damals geſagt hat, daß man im Gegenſatz zum 
Entwurf der Verfaſſung auf dieſe landesrechtlichen Beſonder⸗ 
heiten keine Rückſicht mehr nehmen wollte. Die dem Abg. 
Steinkopf untergelaufene Verwechſelung zwiſchen der Ver⸗ 
ſetzung in ein anderes Amt mit geringerem Gehalt (ſo Art. 129 
Abſ. 2 RVerf.) und der Verſetzung in ein anderes Amt mit 
Verminderung des Dienſteinkommens (ſo 8 75 Nr. 1 RBG., 
816 Nr. 1 PrDiſzch. v. 21. Juli 1852) iſt für die Ent⸗ 
ſchließung des Reichstags, dem Antrage Steinkopfs ſtatt⸗ 
zugeben, ſicherlich ohne jede Bedeutung geweſen. Schließlich 
geben die Ausführungen des Abg. Steinkopf auch keine 
Veranlaſſung zu einer Erörterung des Begriffs der Degra⸗ 
dation. Es kann dahingeſtellt bleiben, ob die durch 85 Abſ. 1 
BadBeamt®. zugelaſſene Verſetzung jedes Beamten in ein 
anderes Amt mit geringerem Rang des mit einer Degradation 
nach der allgemeinen Auffaſſung verbundenen herabwürdigen⸗ 
den Charakters dadurch entkleidet wird, daß das neue Amt 
derſelben oder einer gleichartigen Laufbahn wie das frühere 
angehören und mit dem gleichen planmäßigen Dienſt⸗ 
einkommen ausgeſtattet ſein muß. Der Abg. Steinkopf, 
auf deſſen in der Nationalverſammlung vertretenen und von 
ihr dann gebilligten Standpunkt es in dieſem Zuſammenhang 
allein ankommt, hat unter Degradation die nach Art. 127 
Abſ. 2 des Entwurfs zuläſſige Verſetzung in ein Amt mit 


geringerem Range verſtanden, ganz ohne Rückſicht darauf, wie 
ſolche Verſetzung etwa ſonſt ausgeſtaltet wäre. Dieſe von ihm 
als „Degradation“ bezeichnete Maßnahme auszuſchließen, war 
der unzweideulig ausgeſprochene Zweck feines Antrages. Ob 
er den 85 Bad BeamtG. beanſtandet haben würde, wenn er 
ihn gekannt hätte, iſt völlig unerheblich. 

Zur Widerlegung der vom Senat vertretenen Auslegung 
des Art. 129 Abſ. 2 RVerf. ungeeignet iſt auch der Hinweis 
darauf, daß in ihm außer den Worten „oder Rang“ auch noch 
das in Art. 127 Abſ. 2 des Entwurfs enthaltene Wort „ent⸗ 
laſſen“ fehlt. Trotz des Wegfalls dieſes Wortes iſt allerdings 
die difziplinare Entlaſſung eines Beamten immer noch als 
zuläſſig anzuſehen. Gleichwohl iſt die Schlußfolgerung un⸗ 
zutreffend, daß, wenn die Streichung des Wortes „entlaſſen“ 
kein Verbot dieſer Entlaſſung enthalte, auch die der Worte 
„oder Rang“ die Verſetzung in ein Amt mit geringerem Rang 
nicht unterſagt haben könne. Bei folder Beweisführung wird 
nicht hinreichend berückſichtigt, wie es zum Wegfall des Wor⸗ 
tes „entlaſſen“ gekommen iſt. 

Art. 127 Abſ. 2 des Entwurfs zur Werf. nach den Be⸗ 
ſchlüſſen des Verfaſſungsausſchuſſes der Nationalverſammlung 
(Druckſache Nr. 391) lautete: 

„Die Beamten können nur unter den geſetzlich beſtimm⸗ 
ten Vorausſetzungen und Formen entlaſſen, einſtweilen oder 
endgültig in den Ruheſtand oder in ein anderes Amt mit 
geringerem Gehalt oder Rang verſetzt werden.“ 

Der Abg. Steinkopf hat hierzu nicht bloß den ſchon 
erörterten Antrag geſtellt, die Worte „oder Rang“ zu ſtrei⸗ 
chen (Abänderungsantrag Nr. 474 Nr. 1), ſondern weiter noch 
beantragt, nach dem Worte „Formen“ einzuſchalten: „vor⸗ 
läufig ihres Amtes enthoben“ (Abänderungsantrag Nr. 565). 
Auch dieſer Antrag iſt in der zweiten Leſung der Verfaſſung 
von der Vollverſammlung angenommen worden (Sten Ber. 
S. 1642 A). Die Zuſammenſtellung des Entwurfs einer Ver⸗ 
faſſung des Deutſchen Reichs nach den Beſchlüſſen des 8. Aus⸗ 
ſchuſſes mit den Beſchlüſſen der Nationalverſammlung in 
zweiter Beratung (Druckſache Nr. 656) gibt den Wortlaut des 
Art. 127 Abſ. 2 nach den Beſchlüſſen der Nationalverſaum⸗ 
lung in zweiter Beratung dahin wieder, daß den ſich an das 
Wort „Formen“ anſchließenden Worten „vorläufig ihres 
Amtes enthoben“ gleich die Worte „einſtweilen oder end⸗ 
gültig“ uſw. folgen. Das Wort „entlaſſen“ iſt alſo weg⸗ 
gefallen, an ſeine Stelle ſind die Worte „vorläufig ihres 
Amtes enthoben“ getreten. Dieſe Faſſung entſpricht unzweifel⸗ 
haft nicht dem von der Nationalverſammlung angenommenen 
Antrage Steinkopf, der das Wort „entlaſſen“ unberührt 
ließ und vor ihm — nach dem Worte „Formen“ — die eben 
erwähnten vier Worte einſchieben wollte. Worauf dieſe Un⸗ 
genauiakeit in der Zuſammenſtellung, dieſe von der Nalional⸗ 
verſammlung nicht beſchloſſene Streichung des Wortes „ent⸗ 
laſſen“ zurückzuführen iſt, iſt nicht erſichtlich. In den weiteren 
Beratungen iſt ſie nicht bemerkt worden. Art. 127 Abſ. 2 des 
Entwurfs iſt alſo als Art. 129 Abſ. 2 RVerf. Geſetz ge⸗ 
worden ohne das Wort „entlaſſen“. Die Möglichkeit einer 
diſziplinaren Entlaſſung von Beamten läßt ſich aber trotz die⸗ 
ſes Werdeganges der Vorſchrift vollauf rechtfertigen. Ent⸗ 
weder begreift Art. 129 Abſ. 2 RVerf. unter der endgültigen 
Verſetzung in den Ruheſtand auch die Entlaſſung (ſo Gieſe, 
Reichsverfaſſung Art. 129 Anm. 7), oder es liegt ein offen⸗ 
kundiges Verſehen vor, deſſen Berichtigung geſtattet ſein muß. 
Das iſt anſcheinend der Standpunkt der preuß. Regierung. 
Art. 79 Abſ. 1 PrVerf. wiederholt den Art. 129 Abf. 2 Werf. 
nennt aber neben den dort bezeichneten Maßnahmen auch noch 
die Entlaſſung. Bei der Beratung dieſer Beſtimmung der 
Pr Verf. (8 60 Abf. 1 des Regierungsentwurfs) hat der Ver⸗ 
treter des Juſtizminiſteriums, Geh. DIR. Huber, im Ver⸗ 
faſſungsausſchuß der Verfaſſunggebenden preuß. Landesver⸗ 
ſammlung (Druckſache Nr. 3120 B, Sp. 240) erklärt, die 
RVerf. ſpreche verſehentlich nicht von der endgültigen 
Entlaſſung eines Beamten, was in der Vorlage ergänzt ſei. 
Indeſſen ſei dem, wie ihm wolle. Auf alle Fälle beſteht der 
tiefgreifende Unterſchied, daß das in Art. 127 Abſ. 2 des Ent⸗ 
wurfs der RVerf. enthaltene Wort „entlaſſen“ ohne erkenn⸗ 
baren Grund weggefallen iſt, während die Worte „oder Rang“ 
mit voller Überlegung einem eingehend begründeten Antrag 
eines Abgeordneten entſprechend von der Nationalverſamm⸗ 
lung geſtrichen worden ſind. Daß letzterem Vorgange eine 
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ganz andere Bedeutung zukommt als erſterem, liegt auf der 
Hand. Es iſt alſo unzutreffend, daß die vom Senat aus der 
Streichung der Worte „oder Rang“ gezogene Schlußfolgerung 
logiſcherweiſe dazu führen müſſe, auch eine Dienſteutlaſſung 
für unſtatthaft zu erklären. 

Nicht zu verkennen iſt, daß die aus den bisherigen Dar⸗ 
legungen ſich ergebende Tragweite des Art. 129 Abſ. 2 RVerf. 
in den kleineren deutſchen Ländern zu Unzuträglichkeiten füh⸗ 
ren kann. Ihnen wird unter Umſtänden nicht ohne weiteres 
eine Beamtenſtelle von gleichem Rang zur Verfügung ſtehen, 
in die ein Beamter, der von ſeiner bisherigen Stelle entfernt 
werden ſoll, verſetzt werden könnte. Es iſt das indes eine auch 
in anderen Fällen zu beobachtende Folge der Übernahme 
reichsrechtlicher oder preußiſchrechtlicher Grundſätze in die 
RVerf. Sich ihnen anzupaſſen, fällt den anderen Ländern 
nicht immer leicht. Indeſſen können daraus die Gerichte nicht 
die Befugnis ableiten, Vereinheitlichungsmaßnahmen, die der 
Verfaſſungsgeſetzgeber bewußt getroffen hat, in ihrer Wirkung 
abzuſchwächen. 

Verbietet Art. 129 Abſ. 2 RVerf. demnach die Verſetzung 
eines Beamten in ein anderes Amt mit geringerem Rang 
gegen feinen Willen, fo folgt daraus ſchon kraft Reichsrechts, 
daß jeder Beamte auf ſeinen Amtsrang ein wohlerworbenes 
Recht i. S. von Axt. 129 Abſ. 2 Satz 3 daſ. beſitzt. Daß das 
BadBeamt®. dieſen Rang nicht noch beſonders ſchützt, iſt des⸗ 
halb bedeutungslos. Eine Rangordnung der Beamten beſteht, 
wie ſchon eingangs bemerkt, in Baden auch ohne beſondere ge— 
ſetzliche Regelung. 

Die vorſtehenden Darlegungen ergeben, daß dem Antrage 
des bad. Staatsminiſteriums nicht entſprochen werden kann. 
Vielmehr iſt im Gegenſatz zu dem von ihm eingenommenen 


Zu 10. Zu einer Zeit, wo die heute als öffentlich⸗rechtlich er⸗ 
kannten Inſtitutionen und insbeſ. die Rechtsverhältniſſe an öffent⸗ 
lichen Sachen privatrechtlich beurteilt wurden, mußten auch die be⸗ 
ſonderen Rechte an Kirchenſtühlen als Privatrechte erſcheinen. Dieſe 
Auffaſſung und der Umſtand, daß die meiſten Kirchſtuhlrechte auf 
Grund privatrechtlicher Titel entſtanden ſind, erklären es, daß für 
Streitigkeiten über ſolche in Deutſchland entgegen dem kanoniſchen 
und alteren evangeliſchen Kirchenrecht die weltlichen Gerichte 
als zuſtändig angeſehen wurden. Dieſe gewohnheitsrechtlich be⸗ 
gründete Zuſtändigkeit beſteht auch heute noch. Nun hat ſich aller⸗ 
dings mehr und mehr die Erkenntnis durchgeſetzt, daß die Sonder⸗ 
rechte an Kirchenſtühlen Individualrechte kirchlich öffentlich- rechtlicher 
Natur find, die auf einem obrigkeitlichen Verleihungsakte beruhen. 
Gleichwohl bleibt die Zuständigkeit der Zivilgerichte doch beſtehen, 
weil auch bei geänderter Rechtsauffaſſung über die Grenzen zwiſchen 
öffentlichem und Privatrecht für Streitſachen, die nach langjähriger 
Rechtsauffaſſung und Rechtsübung als privatrechtliche gegolten haben, 
nach wie vor ſolange der ordentliche Rechtsweg gegeben iſt, als nicht 
der Geſetzgeber ausdrücklich eine Anderung trifft. Die Frage iſt von 
beſonderer Bedeutung geworden angeſichts der neuerlichen Verſuche 
des preuß. KompKonflGerdh., entgegen einer faſt hundertjährigen 
Judikatur und Verwaltungsprgxis, Dotationsanſprüchen der Kirchen⸗ 
gemeinden aus der Säkulariſation den ordentlichen Rechtsweg zu 
ſperren, Verſuchen, denen das RG. durch das Urt. v. 2. Juli 1925 
(vgl. JW. 1925 Heft 22) wohl endgültig einen Riegel vorgeſchoben 
hat. Hier führt es aus, daß der Vegriff „bürgerlich⸗ rechtliche Streitig⸗ 
keit“ in 8 13 GVG. keineswegs mur Streitigkeiten aus einem Prival⸗ 
rechtsverhältnis deckt, ſondern auch ſolche Ausſprüche durchaus nicht 
ausſchließt, die nach heutiger Auffaſſung auf öffentlichem Rechte be⸗ 
ruhen, aber zur Zeit des Erlaſſes des GVG. als bürgerlich⸗rechtliche 
Streitigkeiten galken. Darum bedurfte auch in unſerem Fall die Zu⸗ 
ſtändigkeit der ordentlichen Gerichte keiner eingehenden Erörterung. 

Es handelt ſich hier um die Entziehung eines nach Be⸗ 
hauptung des Kl. durch Verleihung oder mindeſtens durch 44jährige 
Erſitzung erworbenen Kirchenſtuhlrechts durch Verfügung der 
Rirchlichen Behörde. Die Entziehung iſt erfolgt auf Grund des 
Codex juris canonici, wonach der Ortsordinarius (Biſchof bzw. 
Generalvikar) Kirchſtuhlrechte, die nur durch Verleihung (express 
consensu ordinarii) erworben werden können, jederzeit ex iusta 
causa zu widerrufen berechtigt iſt, ohne daß demgegenüber der Titel 
der Erſitzung geltend gemacht werden könnte (can. 1263 §8 2 u. 3). 
Der „gerechte Grund“ iſt hier die „Aufrechterhaltung der kirchlichen 
Ordnung und Abwehr von Störungen in der Kirche“. Das Urteil 
des RG. erkennt, völlig im Einklang mit der bisherigen Judikatur, 
das Recht der biſchöflichen Behörde an, die zur Aufrechter haltung 
der Ordnung beim Gottesdienſt erforderlichen Maßnahmen zu treffen 
und deshalb gegebenenfalls auch ein auf Privatrechtstitel beruhendes 
Kirchenſtuhlrecht zu beſeitigen. War dieſes Recht ſchon früher un⸗ 
beſtritten, jo findet es jetzt ſeine verfaſſungsmäßige Stütze und 
Garantie in dem vom Art. 137 Abſ. 3 RVerf. den Religionsgeſell⸗ 
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Standpunkte dahin zu entſcheiden, daß 85 Abſ. 1 Bad BeamtG. 
in ſeiner jetzigen Faſſung inſoweit nicht mit der RVerf. ver⸗ 
einbar iſt, als er die Verſetzung eines Beamten in ein Amt 
mit geringerem Range zuläßt. Die Entſcheidung betrifft, wie 
zur Vermeidung von Zweifeln über ihre Tragweite bemerkt 
werden ſoll, nur den gegenwärtigen Rechtszuſtand. Auf die 
Frage, welchen Einfluß die Perſonalabbaugeſetzgebung des 
Reichs und die auf ihr beruhende Badens auf § 5 Abſ. 1 Bad⸗ 
Beamt®. gehabt hat, ob und wie lange nach ihr vorübergehend 
die Verſetzung eines Beamten in ein Amt mit geringerem 
Range zuläſſig geweſen iſt, erſtreckt ſich der Antrag des bad. 
Staatsminiſteriums nicht. 

(Beſchl. v. 13. Juli 1928; III Tgb. 58/28.) [Sch.] 

** 10. §8 74, 75 Einl. AL R.; 8 256 3 PO. Ein 
Kirchenſtuhlrecht kann aus kirchenpolizei⸗ 
lichen Gründen vom Biſchof gegen Entſchä⸗ 
digung beſchränkt oder aufgehoben werden. 
— Auch ein in der Vergangenheit liegendes 
Rechtsverhältnis kann Gegenſtand einer Feſt⸗ 
ſtellungsklage ſein. 1) 

(U. v. 11. Juli 1927; 74/27 IV. — Hamm.) 

Abgedr. ZW. 1927, 285314. 


11. 8 823 A b ſ. 1 BG B. Ein Gaſtwirt, der 
anderen ſeinen Betrieb zu einer Veranſtaltung 
überläßt (Vogelſchießen), haftet nicht für alle da⸗ 
bei erforderlichen Sicherheitsvorkehrungen.] 1) 

(U. v. 14. März 1927; 666/26 IV. — Berlin.) [Ka.] 

Abgedr. JW. 1927, 1994. 


Ka.) 


ſchaften zugeſicherten Recht der Selbſtverwaltung der eigenen An 
gelegenheiten. 

Wenn nun aber das Urteil eine ſolche Anordnung als Ausfluß 
kKirchenpolizeilicher Befugniſſe bezeichnet, jo iſt dies zum 
mindeſten irreführend. Die Polizei iſt eine Funktion der Staats⸗ 
gewalt. Deshalb kann und darf der Begriff nicht für analoge Maß⸗ 
nahmen der hirchlichen Behörden verwendet werden. Von einer 
Delegation der Polizeigewalt an die Kirche zur Aufrechterhaltung der 
Ordnung im Kirchengebäude konnte man beſtenfalls zur Zeit des 
Staatskirchentums ſprechen, als die Kirche zur Staatsanſtalt de⸗ 
gradiert war und ihre Aufgaben im Dienſt und Auftrag des Staates 
erfüllte. Gewiß hat auch heute der Staat die als öffentlich- rechtliche 
Körperſchaften anerkannten Religionsgeſellſchaften, vor allem den 
großen chriſtlichen Kirchen einzelne Hoheitsrechte (insbeſ. das Be⸗ 
ſteuerungsrecht) verliehen, aber die hier in Rede ſtehenden Beſugniſſe 
ſind nicht übertragene Rechte, ſondern unmittelbar Ausfluß der nach 
Urſprung und Weſen ſelbſtändigen und unabhängigen Kirchengewalt 
oder, ſtaatskirchenrechtlich geſprochen, der Verbandsgewalt der als 
öffentlich⸗rechtliche Körperſchaft anerbhannten Kirche, auf einem Ge⸗ 
biet, das unzweifelhaft zu den „eigenen Angelegenheiten“ gehört, in 
denen ihr nach Art. 137 Abſ. 3 RVerf. Selbſtgeſetzgebung und Selbſt⸗ 
verwaltung zukommt. Folglich iſt hier auch allein das Verbands⸗ 
recht, das Kirchenrecht maßgebend. 

Zur Begründung des Entſchädigungsanſpruchs gegen⸗ 
über der Kirchengemeinde für die Entziehung eines Kirchſtuhlrechts hat 
ſich das RG. in ſtändiger Rſpr. auf 88 74, 75 Einl. z. ALR. ge⸗ 
ftügt. Mit Recht, denn dieſe Paragraphen enthalten nur die geſetzliche 
Anerkennung der allgemeinen Rechtsauffaſſung, daß bei Aufopferung 
eines individuellen wohlerworbenen Rechts im öffentlichen Intereſſe, 
hier im Intereſſe der öffentlichen Ordnung in der Kirche, auf Grund 
eines rechtmäßigen Eingriffs der öffentlichen Gewalt — und das iſt 
auch die Kirchengewalt infolge der Stellung der Kirche als öffentlich- 
rechtliche Korporation — die Billigkeit eine Entſchädigung verlangt, 
eine Rechtsauffaſſung, die ſich gerade bei der Einziehung von Kirch⸗ 
ſtuhlrechten durch ſtändige Rechtsübung ſchon von dem ALR. zu 
einem Gewohnheitsrecht verdichtet hatte. 

Prof. Dr. Ebers, Köln. 


Zu 11. Der Entſch. iſt durchaus zuzuſtimmen. Aus dem nicht 
veröffentlichten Tatbeſtand ergibt ſich, daß der minderjährige Kl., 
während er mit dem Aufleſen der Armbruſtbolzen beſchäftigt war, in 
der Weiſe verletzt wurde, daß ein herabfallender Bolzen ihm auf den 
Kopf fiel und die Schädeldecke durchſchlug. Der Kl. verlangt nun 
von nicht weniger als zehn Perſonen als Geſamtſchulduern Schadens⸗ 
erſatz. Hier handelt es ſich um die Klage gegen den Gaſtwirt, der 
ſeine Wieſe einem Gaſt zur Veranſtaltung des Vogelſchießens zur 
Verfügung geſtellt hat. Zwiſchen dem Wirt und dem Kl. beſtand 
kein Vertragsverhältnis. Es konnte alſo nur in Frage kommen, ob 
der Bekl. nach den bekannten Rechtsgrundſätzen über die dem Gaſt⸗ 
wirt obliegenden Verkehrspflichten auf Grund des 8 823 BGB. 
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12. Neben der Gemeinde, die auf einem Platze 
einen öffentlichen Verkehr eröffnet Hate aun 
auch noch eine Privatperſon den Verkehr er⸗ 
öffnen. Dann haftet ſie auch für die Sicherheit 
des Verkehrs. ) 5 

(U. v. 22. Sept. 1927; 29/27 VI. — Dresden.) 


Abgedruckt JW. 1927, 28488. 


Sch.] 


13. Die Einrede einer Gemeinde aus 8830, 40 
Anl Abl. ſetzt einen gültigen Darlehnsvertrag 
voraus; gegenüber dem ſonſt vorliegenden Be⸗ 
reicherungsanſpruch iſt ſie auf den Einwand aus 
§ 818 Abſ. 3 BGB. beſchränkt 1) 

Die Klage ſtützt ſich auf einen doppelten Rechtsgrund: 
auf Darlehn, hilfsweiſe auf ungerechtfertigte Bereicherung. 
Dem erſten Klagegrunde gegenüber hat ſich die Bekl. auf 
840 Abſ. 3 mit 8 30 Abſ. 3 AnlAblGG. v. 16. Juli 1925 
berufen. Das BG. hat dieſen Einwand abgelehnt, aber das 
Darlehnsgeſchäft für ungültig erklärt. Es ſagt im weſent⸗ 
lichen: Nach den preuß. Städteordnungen, insbeſ. nach der 
bier maßgebenden Städteordnung für die Provinz Schleswig⸗ 
Holſtein v. 14. April 1869, kann eine Gemeinde Dritten 
gegenüber nicht anders als in der vorgeſchriebenen urkund⸗ 
lichen Form ſchuldrechtlich verpflichtet werden. Das iſt keine 
mit der Vertragsfreiheit des BGB. im Widerſpruch ſtehende 
Formvorſchrift, ſondern eine materielle Regelung der Ver⸗ 
tretungsmacht der ſtädtiſchen Organe (NO. 115, 3131); 116, 
248 2)). Urkundliche Verpflichtungserklärungen der Bekl. liegen 
hier bor. Sie weiſen auch die erforderlichen Unterſchriften auf. 
Aber nach 8 71 Nr. 3 der Städteordnung für Schleswig⸗ 
Holſtein kann ein Darlehn, wie es hier behauptet wird, von 
der Gemeinde nur mit Genehmigung des Bezirksausſchuſſes 
aufgenommen werden, und nach $ 60 Nr. 7 a. a. O. muß in 
der Ausfertigung der Urkunde auf dieſe Genehmigung der 
Aufſichtsbehörde Bezug genommen ſein. Dieſe Bezugnahme 
fehlt in den hier vorliegenden Verpflichtungserklärungen der 
Bekl. Das hat nicht bloß die Ungültigkeit der Verpflichtungs⸗ 
erklärungen, ſondern die Ungültigkeit des ganzen Rechts⸗ 


haftete. Den Sätzen, 
hinzuzufügen. Es iſt lediglich verwunderlich, 
inſtanzen den Bel. verurteilt hatten. 

RA. Dr. Alfred Werner, 


Zu 12. Das BGB. behandelt im 7. Abſchn. eine Reihe von ein⸗ 
zelnen Schuldverhältniſſen. Die dort aufgeſtellten Normen ſind nicht 
erſchöpfend. Es wäre auch geradezu unmöglich, jedes im Leben vor⸗ 
kommende Schuldverhältnis geſetzlich zu regeln. Für die nicht im 
Geſetz vorgeſehenen Falle find deshalb die allgemeinen Vorſchriſten 
und die Vereinbarungen der Parteien (88 157, 212 BGB.) maßgebend. 
Dabei muß die Anlehnung an ein anderes Schuldverhältnis und die 
entſprechende Anwendung einzelner, für andere Schuldverhältniſſe 
gegebenen Vorſchriften ergänzend möglich ſein. 

Geht man von dieſen Geſichtspunkten aus, ſo führt die Betrach⸗ 
tung des zwiſchen der Stadtgemeinde P. und der Schiffahrts AktG. 
geſchloſſenen Vertrages notwendig zu der Frage, ob er in ſeinen 
Auswirkungen nicht ähnlich zu behandeln iſt, wie das Verhältnis 
zwiſchen Hauseigentümer und Mieter, wenn der Vermieter letzterem 
den alleinigen Gebrauch des Hauſes überträgt. Das RG. hat in 
RG. 68, 161 JW. 1908, 300 ausgeſprochen, daß nicht dem Haus⸗ 
eigentümer, der ſein Haus im ganzen oder einen der Benützung der 
übrigen Mieter entzogenen Teil einem anderen vermietet, ſondern 
dem Mieter die Pflicht zufalle, den Verkehr im Innern des Hauſes 
vor Gefährdung zu ſchützen. Das gelte auch dann, wenn der Ver⸗ 
mieter wiſſe, daß in dem Haus ein Verkehr fremder Perſonen ſtatt⸗ 
finde Das RG. erblickt die Grundlage für dieſe Entſch. in der Tat⸗ 
ſache, daß die Macht über das Haus und den ſich darin 
abſpielenden Verkehr unter den gegebenen Verhält- 
niſſen dem Mieter übertragen fei. 

Im vorl. Fall obliegt der Stadtgemeinde P. nach dem Vertrag 
die Verpflichtung, das Gelände inſtand zu ſetzen und zu unterhalten, 
der Schiffahrts AktG. für die Sicherheit der Perſonen und Sachen 
auf dem Gelände zu ſorgen. Es iſt alſo die in Rch. 68, 161 = SW. 
1908, 300 für den Mieter aus dem Geſichtspunkt der Verfügungs⸗ 
macht über die Sache und den ſich darin abſpielenden Verkehr ge⸗ 
folgerte Verpflichtung im vorl. Fall bereits vertraglich feſtgelegt 
worden. Die der SchiffahrtsAklch. obliegende Fürſorge für die 
Sicherheit der Perſonen und Sachen umfaßt aber auch die Pflicht, 
die zu der Inſtandſetzung und Unterhaltung des Geländes verpflichtete 


e) JW. 1927, 2215. 


mit denen das RG. dies verneint, iſt nichts 
daß die beiden Vor⸗ 


München, 


) JW. 1927, 779. 
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geſchäftes, des Darlehns, zur Folge; denn in dieſer fehler⸗ 
haften Form konnte die Bekl. durch ihre Organe nicht ſchulb⸗ 
rechtlich verpflichtet werden. Damit entfällt nach der Auf⸗ 
fafjung des BG. der Klagegrund des Darlehns und ſelbſtver⸗ 
ſtändlich auch die Anwendbarkeit des 8 30 Abſ. 3 Anl Abl., 
die ein rechtsgültiges „Schuldſcheindarlehn“ vorausſetzt. 

Soweit ſich dieſe Ausführungen auf Vorſchriften der 
ſchleswig⸗holſteiniſchen Städteordnung ſtützen, ſind ſie ein⸗ 
ſchließlich der Frage, ob jene Vorſchriften, wie die Rev. be⸗ 
hauptet, teilweiſe veraltet ſind, nach 8 549 3PO., 86 Ech. 
z. ZPO. mit 8 1 Kaiſ. VO. v. 28. Sept. 1879 (RGBl. 299) 
der Nachprüfung des Rev. entzogen. Im übrigen laſſen 
fie keinen Rechtsirrtum des BG. erkennen. Die an ſich rich⸗ 
tige Bemerkung der Rev., daß die Anwendbarkeit des 8 30 
Abſ. 4 Anl Abl. nicht auf ſog. Verwaltungsdarlehn beſchränkt 
iſt (RG. 116, 1723) und 117, 60% oben), liegt neben der 
Sache; denn im vorliegenden Falle iſt der Verſuch, eine Dar⸗ 
lehnsſchuld zu begründen, mißlungen. 

Was den zweiten Klagegrund anlangt, ſo hat die Bekl. 
in den Monaten Februar und März 1918 im ganzen 
400 000 %, die damals einen Wert von ungefähr 320 000 GM. 
hatten, ohne rechtlichen Grund erhalten. Sie war um dieſen 
Betrag ungerechtfertigt bereichert. Die am 1. April 1923 
zurückbezahlten 400 000 46 bedeuteten keine Tilgung der Schuld 
aus ungerechtfertigter Bereicherung ($ 362 BGB.); denn ihr 
Wert betrug nur ungefähr 80 GM., und die Parteien waren 
ſich damals gar nicht bewußt, daß ein Bereicherungsanſpruch 
vorliege, der zu tilgen ſei. Einen ſolchen Anſpruch hat die 
Kl. erſt im Februar 1927 mit der Erhebung der gegenwärtigen 
Klage geltend gemacht. Die Bekl. hat ſich demgegenüber dar⸗ 
auf berufen, daß ſie längſt nicht mehr bereichert ſei (8 818 
Abſ. 3 BGB.). Dieſen Einwand hatte ſie zu begründen und, 
ſofern nicht etwa die Umſtände ohne weiteres für ſie ſprachen, 
zu beweiſen (RG. 65, 298 Abſ. 2; 93, 230 Abſ. 25)). Hätte 
die Bekl. die 400000 % in deutſchem Papiergeld aufbewahrt, 
dann wäre keine Bereicherung mehr vorhanden. Sie hat das 
aber nicht getan, ſondern ſie hat das Geld „verwendet“. Durch 
Verwendung des Geldes brauchte die Bereicherung nicht be⸗ 
feitigt zu werden. Die Verwendung kann auch eine wert 


Stadtgemeinde darauf aufmerkſam zu machen, wenn ſich Schäden 
in der Beſchaffenheit des Bodens, die eine Geſahr für den Perſonen⸗ 
verkehr darſtellen, ergeben. Auch hier ſei auf die analoge Vorſchrift des 
8 545 BOB. verwieſen. Bildet nun der Vertrag zwiſchen der Stadt⸗ 
gemeinde und der Schiffahrts AktG. die Grundlage für die Frage 
der außervertraglichen Haftung der letzteren, ſo iſt die zu entſchei⸗ 
dende Frage darin zu erblicken, ob die Schiffahrts AktG. vermöge 
ihrer tatſächlichen und rechtlichen Beziehungen zu dem ihr als Lan⸗ 
dungsplatz dienenden Gelände bei der Handhabung oder dem Gebrauch 
der Sache im Rechtsverkehr irgendwelche Sorgfalt gegenüber Dritten 
anzuwenden hat. Maßgeblich hierfür iſt, daß das Gelände der Schiff⸗ 
fahrts AktG. als Landungsplatz dient, ein anderer Verkehr kaum in 
Betracht kommt und die Stadtgemeinde P. den Platz zu dem Zwecke 
ausgebaut hat, um ihn der Schiffahrts Aktch. als Ein⸗ und Aus⸗ 
ſchiffplatz zur Verfügung zu ſtellen. In dieſen Feſtſtellungen liegt 
der Schwerpunkt der Haftungsfrage. Die Schiffahrts AktG. ver» 
letzte entgegen den ſich aus der ihr eingeräumten Verfügungsmacht 
ergebenden Verpflichtungen die ſie treffende Sorgfaltspflicht, weil 
ſie durch die Außerachtlaſſung der Prüfung der Verkehrsſicherheit die 
Stadtgemeinde nicht auf den Mangel aufmerkſam machte und auf 
deſſen Beſeitigung drängte. Indem die Bekl. jede Maßregel unter⸗ 
ließ, um einem Unfall vorzubeugen, handelte fie fahrläſſig, weil ſte 
bei gehöriger Sorgfalt die Möglichkeit des ſchädigenden Erfolges 


hätte erkennen können. 
RA. Dr. Roderich Mayr, München. 


Zu 13. Das RG. behandelt, ſoweit mir bekannt, hier zum 
erſtenmal den Fall, daß der Vertrag, durch den die Bank der be⸗ 
klagten Stadt ein Darlehn gab, mangels Erfüllung der ver⸗ 
waltungsrechtlichen Vorausſetzungen nichtig iſt, und daß deshalb 
der Rückforderungsanſpruch der Bank ein Anſpruch aus ungerecht⸗ 
fertigter Bereicherung iſt. Zutreffend wird angeführt, daß die 88 30, 
40 AnlAblGG. nur Anwendung finden können auf Anſprüche aus 
gültigen Darlehnsverträgen, während der Bereicherungsanſpruch 
der Sonderregelung des AulAblch. nicht unterliegt, ſondern nach all⸗ 
gemeinen Grundſätzen zu behandeln iſt. Zutreffend erſcheint mir auch 
die klare Darlegung hinſichtlich des von der beklagten Stadt be⸗ 
haupteten, vom NG. aber nicht angenommenen Wegfalls der un⸗ 
gerechtfertigten Bereicherung, die zu einem auch materiell befriedigen⸗ 
den Ergebnis führt. 

Staatsſekretär z. D. Dr. C. Heinrici, Berlin. 

2) JW. 1927, 1844. ) JW. 1927, 1843.) JW. 1918, 558. 
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erhaltende fein (RGRKomm., 6. Aufl., 3818 Aum. 7 BGB.). 
Unter anderem kann nach den Umſtänden des einzelnen Falles 
die Bereicherung auch dann fortbeſtehen, wenn mit dem Gelde 
notwendige Bedürfniſſe gedeckt oder Schulden getilgt wurden, 
die andernfalls das Vermögen ganz oder teilweiſe weiter be⸗ 
laſten würden (vgl. WarnRſpr. 1927 Nr. 7). Darauf mußte 
die Bekl. bei der Begründung ihrer Behauptung, daß von der 
Bereicherung nicht einmal 20000 RX übrig geblieben ſeien, 
Rückſicht nehmen. Sie hat aber im zweiten Rechtszuge nichts 
weiter vorgebracht, als daß ſie das Geld zur Deckung laufen⸗ 
der Ausgaben der Kriegswirtſchaft verwendet habe. Dieſe all⸗ 
gemeine Behauptung hat der VR. unter Bezugnahme auf die 
ſchon vom LG. angeführten Gründe mit Recht für unzu⸗ 
reichend erklärt. Die von der Kl. geforderten 20 000 K find 
nur der 16. Teil der urſprünglichen Bereicherung. Eine Ver⸗ 
mutung, daß große Stadtgemeinden ihr Vermögen in der Zeit 
vom März 1918 bis Februar 1927 im Zweifel zu mehr als 
15/6 eingebüßt haben, läßt ſich weder mit der Geſetzgebung 
zur Ablöſung öffentlicher Anleihen (58 40 ff. RGeſ. vom 
16. Juli 1925) noch ſonſtwie begründen. 

(U. v. 14. Mai 1928; 785/27 IV. — Kiel.) [Ka.] 


II. Verfahren. 


* 14. § 322 3 PO. findet ſowohl im Verwal⸗ 
tungsſtreitverfahren als auch hinſichtlich der im 
Beſchlußverfahren ergehenden Entſcheidungen 
der Verwaltungsbehörden ſinngemäße An⸗ 
wendung. 7) 

Das BG. ſtützt ebenſo wie das LG. feine dem Kl. gün⸗ 
ſtige Entſcheidung auf die Rechtskraft des Bezirksausſchuß⸗ 
beſchluſſes v. 9. Jan. 1923, die eine nochmalige ſachliche Er⸗ 
örterung des in ihm feſtgeſtellten klägeriſchen Anſpruchs aus⸗ 
ſchließe. Die Rev. rügt unrichtige Anwendung der Rechts⸗ 
kraftgrundſätze und Verletzung des $ 322 3PO. ſowie des 
§ 7 Komm BBeamtG. 

Der Beſchl. v. 9. Jan. 1923 hat, da die Bekl. von der 
durch 87 KommBeamt®. begründeten Anfechtungsmöglichkeit 
keinen Gebrauch gemacht hat, zweifellos formelle Rechtskraft 
erlangt. Fraglich kann nur fein, ob und in welchem Um⸗ 
fange er auch der materiellen Rechtskraft fähig iſt und ob 
auf ihn der im $ 322 ZPO. zum Ausdruck gelangte Rechts⸗ 
gedanke ſinngemäß Anwendung zu finden hat. Für die Ent⸗ 
ſcheidungen im Verwaltungsſtreitverfahren wird dieſe An⸗ 
wendung grundſätzlich zu bejahen ſein und iſt auch vom 
OVG. wiederholt bejaht worden (vgl. OVG. 76, 399; auch 
§ 100 AllgLVerwG. v. 30. Juli 1883, der von der Wieder⸗ 
aufnahmeklage gegen die im Verwaltungsſtreitverfahren er⸗ 
gangenen rechtskräftig gewordenen Urteilen handelt). Be⸗ 
züglich der im Beſchlußverfahren ergehenden Entſcheidungen 
der Verwaltungsbehörden hat das OVG. ausgeſprochen, daß 
ihre Tragweite nur im Einzelfalle unter Berückſichtigung der 


Zu 14. 1. Das RG. nimmt an, daß die Beſchlüſſe im Beſchluß⸗ 
verfahren zwar nicht in allen Fällen der materiellen Rechtskraft 
fähig find, wohl aber dann, wenn die Natur des Rechtsverhältniſſes 
und die Formen des Verfahrens geeignet ſeien. Da nun die 
Formen des Verfahrens in allen Fällen dieſelben ſind, ſo kann es 
in Wirklichkeit nur auf die Natur des Rechtsverhältniſſes ankom⸗ 
men. Das NG. ſteht alſo inſoweit nicht im Widerſpruch zu der von 
mir ſeit 1902 verfochtenen Lehre, daß jede Entſch. einer zuſtändigen 
Behörde ſoweit Rechtskraft hat, als ſie ein ſubjektives Recht ſchafft, 
anerkennt, aufhebt oder aberkennt (Verh. des 26. D. JurdTages, 
1902, Sten Ber. 410; VerwRpfl. 88 249, 255). So vor» und nachher 
auch Bernatz ick (1886), Bornhak (1899, 1912), v. Bismarck, 
Cohn, Jebens, W. Müller. 

2. Darüber, ob die formelle rechtskräftige oder „endgültige“ 
(8 126 LVerwcz.) Entſch. einer Beſchlußbehörde im Wege der Er⸗ 
gänzung, Berichtigung, Wiedereinſezung in den vorigen Stand 
(Nachſichr) oder Wiederaufnahme des Verfahrens nachgeprüft und 
durch eine andere Entſch. abweichenden Wortlautes oder Sinnes er⸗ 
ſetzt werden kann, hat zunächſt die Beſchlußbehörde ſelbſt zu be⸗ 
finden, und nach ihr die im Rechtsmittelzuge vorgefetzte Oberinſtanz. 
Wenn auf das Abänderungsgeſuch ein formell rechtskräftiger Be⸗ 
ſchluß ergangen iſt, ſo ſind alle anderen Behörden an den letzten Be⸗ 
ſchluß gebunden und haben nicht zu prüfen, ob die Abänderung mit 
Recht zugelaſſen oder verweigert iſt. Wenn aber die Berufung auf 
den ordentlichen Rechtsweg als befriſtetes Rechtsmittel gegen den Be⸗ 
ſchluß der Beſchlußbehörde dient, ſo hat das ordentliche Gericht die⸗ 
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dafür maßgebenden geſetzlichen Vorſchriften und unter Wür⸗ 
digung der Natur des Rechtsverhältniſſes ſowie der Formen 
des zu ſeiner Feſtſtellung dienenden Verfahrens beſtimmt 
werden könne (OVG. 41, 284). Dem iſt beizutreten. Nach 
Art. 129 Abſ. 1 NBerf. ſteht zwar für vermögensrechtliche 
Anſprüche der Beamten aus ihrem Dienſtverhältniſſe grund⸗ 
ſätzlich der Rechtsweg offen. Seine Zuläſſigkeit kann aber 
reichs⸗ oder landesgeſetzlich von beſtimmten Vorausſetzungen 
abhängig gemacht und an beſtimmte Zeitgrenzen gebunden 
werden. Das iſt bezüglich der vermögensrechtlichen Anſprüche 
der Kommunalbeamten aus dem Dienſtverhältniſſe in 8 7 
KommBeamtG,. geſchehen, der als unerläßliche Prozeßvoraus⸗ 
ſetzung eine Vorentſcheidung des Bezirksausſchuſſes erfordert. 


Was nun zunächſt das Beſchlußverfahren vor ihm und 
in der Beſchwerdeinſtanz vor dem Provinzialrat anlangt, ſo 
iſt es in den 88 115 ff. Pr Verw. fo geregelt, daß es den 
Parteien volle Gewähr für eine gewiſſenhafte Erörterung des 
Streitſtoffs und eine unparteiiſche Sachentſcheidung bietet. 
Der Zwang aber, den der Geſetzgeber im 87 KonımBeamt®. 
hinſichtlich der Anrufung des Bezirksausſchuſſes auf die Be⸗ 
amten ausübt, bezweckt, die in ihm genannten Anſprüche aus 
dienſtlichen Rückſichten und auch im ſonſtigen Intereſſe der 
Parteien im Verwaltungswege zu erledigen und Prozeſſe über 
fie möglichſt zu verhüten. Deshalb wurde die Zuläſſigkeit des 
Rechtswegs auch an die Innehaltung einer von der Zu⸗ 
ſtellung der Verwaltungsentſcheidung an laufenden ſechs⸗ 
monatlichen Friſt geknüpft. Daraus folgt, daß die Entſchei⸗ 
dung des Bezirksausſchuſſes, wenn die Streitteile mit ihr zu⸗ 
frieden find, d. h. fie weder im Beſchwerde⸗ noch im Klage⸗ 
wege anfechten, nach Ablauf der Anfechtungsfriſten unter ihnen 
einen Rechtszuſtand ſchaffen ſoll und ſchafft, deſſen fpätere 
Abänderung — durch den ordentlichen Richter jedenfalls — 
ausgeſchloſſen iſt. Dann aber hieße es nicht Rechtsſicherheit, 
ſondern eine unerträgliche Rechtsunſicherheit ſchaffen, wenn 
man einem Streitteil geſtatten wollte, den vom Bezirksaus⸗ 
ſchuß bereits einmal entſchiedenen Anſpruch ihm nochmals zu 
unterbreiten und auf Grund der Zuſtellung des neuen, die 
frühere Entſcheidung aufhebenden oder beſtätigenden Be⸗ 
ſchluſſes der einen oder der anderen Partei die bereits ver⸗ 
wirkte Möglichkeit der Beſchreitung des Rechtswegs wieder zu 
eröffnen. Deshalb ſteht es, wie der Senat bereits in RG. 
92, 114 ff.) ausgeſprochen hat, einem Beamten nicht frei, die 
für die Klagbarkeit von Beamtenanſprüchen geſetzlich beſtimmte 
Friſt (vgl. 8 150 RBG, § 2 preuß. Gef. v. 24. Mai 1861, 
§ 23 Prpenſch. v. 27. März 1872, §7 PrͤommBBeamtG.), 
wenn ſie einmal verſtrichen iſt, durch Anbringung wiederholter 
Geſuche wieder in Lauf zu ſetzen. 

Die nach Vorſtehendem erforderliche Prüfung der Ge⸗ 
ſamtverhältniſſe, unter denen der Beſchluß v. 9. Jan. 1923, 
und des Zweckes, zu dem er ergangen iſt, ergibt danach, daß 
ihm materielle Rechtskraft iunewohnt. Damit ſteht auch das 
Urteil des erk. Sen. v. 1. März 1910 (III 183/09) in Ein⸗ 


ſelbe Zuſtändigkeit wie die BeſchwInſt. und kann daher auch nach⸗ 
prüfen, ob die Abänderung zuläſſig oder unzuläſ eg war. Das gilt im 
Beamtenrecht nach Art. 129 I RVerf., wonach der Rechtsweg nicht 
ausgeſchloſſen werden kann, hat aber auch ſchon vorher gegolten. 
Das RG. hatte alſo auch darüber zu entſcheiden, ob der rechtskräftige 
Beſchluß des BezAusſch. v. 9. Jan. 1923 durch den Beſchl. v. 
8. Sept. 1925 abgeändert werden durfte. Die Frage, ob die Urteils⸗ 
klage (actio judicati) zuläſſig ſei, iſt im vorliegenden Falle eine 
rein zivilprozeſſuale. 5 

3. Rechtskräftig wird bei dem Beſchluß im Beſchlußverfahren, 
gerade iwie beim Zivilprozeß, der Tenor, jo wie er nach dem Inhalt 
der Gründe zu verſtehen iſt (NG.: JW. 1919, 248 [19]; Friedrichs, 
VerwRpfl., 8 271 Anm. 3). Nur wenn der Tenor im Widerſpruch 
zu den Gründen ſteht, etwa indem der Tenor eine Forderung im 
vollen Umfange zuſpricht, während in den Gründen nachgewieſen 
wird, daß ſie nur teilweiſe berechtigt ſei, ſo kann der Tenor nicht 
aus den Gründen eingeſchränkt oder erweitert werden (RG.: SM. 
1918, 614 [4]). Vgl. dazu neuerdings Reichenbach: Dig. 1928, 
1165 (5). Im vorliegenden Falle hat das RG. den Beſchluß des 
BezAusſch. v. 9. Jan. 1923 aus den Gründen dahin ausgelegt, 
daß dem Kl. die freie Dienſtwohnung nicht auf ſeine Dienſtbezüge 
(alſo auch nicht auf den Ortszuſchlag oder den Wohnungsgeldzuſchuß) 
anzurechnen ſei, das iſt Auslegung, aber nicht Ergänzung oder Ab⸗ 
änderung. 

IR. Karl Friedrichs, Ilmenau. 
1) JW. 1918, 440. 
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klang, nach welchem der Gehaltsanſpruch eines Kommunal⸗ 
beamten erfolgreich mit dem Einwande bekämpft werden kann, 
daß er ſchon durch einen von ihm früher erwirkten und im 
ordentlichen Rechtswege nicht angefochtenen Beſchluſſes des 
Bezirksausſchuſſes rechtskräftig aberkannt ſei. Der durch den 
Beſchluß v. 9. Jan. 1923 herbeigeführte Rechtszuſtand konnte 
ſomit auch vom Bezirksausſchuſſe nicht mehr abgeändert wer⸗ 
den, vorausgeſetzt, daß der vorliegende Rechtsſtreit denſelben 
Tatbeſtand und dieſelbe Rechtsfrage zum Gegenſtand hat, die 
den Gegenſtand des i. J. 1923 vom Bezirksausſchuß end⸗ 
gültig entſchiedenen Streites bildeten. Das aber hat das BG. 
einwandfrei beiaht. 
(u. v. 9. Okt. 1928; 492/27 III. — Hamm. [Sch.] 
Wenn öffentlich- rechtliche Be⸗ 


15.813 G VG. 
ziehungen privatrechtlich geregelt werden, iſt 
der Rechtsweg bei hierüber entſtehenden Strei⸗ 
tigkeiten zuläſſig. f) 

Nach“ dem zwiſchen den Parteien geſchloſſenen Vertrag 
p. 16. Nov. 1922 wurde die bisherige katholiſche Privat⸗ 
rektoratsſchule in H. von der klagenden Stadtgemeinde über⸗ 
nommen und als „ſtädtiſches paritätiſches Realprogymnaſium 
in der Entwicklung“, ſpater — nach erfolgtem Ausbau — als 
Realgymnasium (Zuſatzvertrag v. 27. März /9. April 1924) 
weitergeführt. Der preußiſche Staat verpflichtete ſich, die 
Ausgaben für die nach ſtaatlichen Grundſätzen zu berechnende 
Beſoldung der Lehrkräfte der Stadt zu erſtatten, jedoch ſollte 
auf ſeine Leiſtungen das von den einheimiſchen Schülern ein⸗ 
kommende Schulgeld angerechnet werden, während das von 
auswärtigen Schülern gezahlte Schulgeld der Stadt verblieb. 
8 5 des Vertrags beſtimmt weiter: „Die Anſtellung der Lehr⸗ 
kräfte ... erfolgt durch die Stadt unter Mitwirkung des 
Staates in ſinngemäßer Anwendung der geltenden mini⸗ 
ſterielten Grundſätze über die Anſtellung der Lehrkräfte an 
den ſtaatlich unterſtützten ſtädtiſchen höheren Lehranſtalten 
(Miniſterialerlaß v. 16. März 1921).“ Der hier in Klam⸗ 
mern angeführte Miniſterialerlaß ſieht vor, daß, wenn der 
Staatszuſchuß mehr als 500% der aus den eigenen Einnahmen 
der Anſtalt nicht gedeckten Ausgaben beträgt — was vor⸗ 
liegendenfalls unſtreitig zutrifft —, die Stelle des Anſtalts⸗ 
leiters abwechſelnd von Staat und Stadt und die Stellen der 


Zu 15. Die Eutſch. wird, ſoweit ſie die Frage der Zuläſſigkeit des 
Rechtsweges betrifft, von der Erwägung getragen, daß die Verein⸗ 
barung über die ſtaatliche Mitwirkung bei der Stellenbeſetzung dem 
Partelwillen entſprechend privalrechilicher Natur und demgemaß 
der ordentliche Rechtsweg gegeben ſei. Das Ergebnis, jedenfalls 
aber die Begründung ſcheint mir Bedenken zu unterliegen. 

Daß — wie ſich die Entſch. nicht ſonderlich ſcharf ausdrückt — 
öffentlich⸗rechtliche Beziehungen den Gegenſtand privatrechtlicher Ab⸗ 
machungen bilden können, trifft zweifellos inſofern zu, als in ge⸗ 
wiſſen Fällen der durch eine öffentlich⸗rechtliche Beziehung bezielte 
Erfolg im Wege privatrechtlicher Abrede erreicht werden kanu. Zu 
denken iſt an die vertragliche Feſtlegung von Straßenanlieger⸗ 
beiträgen, ferner an den namentlich in der Kriegswirtſchaft wiederholt 
praktiſch gewordenen Fall, daß die Enteignung gegen Entſchädigung 
in der Form des privatrechtlichen Kaufes erledigt wird; ob auch ein 
Zahlungsverſprechen, das ſich der Sache nach als Unterwerfung 
unter eine öffentlich⸗rechtliche Buß⸗ oder Strafpflicht darſtellt, hier⸗ 
her zu rechnen ijt, mag. offen bleiben. Keinesfalls Kann aber der 
Satz aufgeſtellt werden, daß, ſoweit auf dem Gebiet öffentlich⸗recht⸗ 
licher Beziehungen eine vertragliche Regelung zuläſſig iſt, dieſe 
privatrechtlicher Natur ſei. Es bedarf vielmehr in jedem Falle ge⸗ 
nauer Einzelunterſuchung. 

Im vorliegenden Falle iſt der Inhalt der Vereinbarung die 
Mitwirkung bei der Anſtellung von Gemeindebeamten, auf ſeiten 
der Gemeinde alſo eine Beſchränkung ihrer freien Entſchließung bei 
der Beamtenanſtellung und auf ſeiten des Staates der Eingriff eben 
in dieſe der Gemeinde als öffentlich⸗rechtlichen Körperſchaft zuſtehen⸗ 
den Funktion. Die vertragliche Leiſtung liegt alſo auf rein öffent⸗ 
lich⸗rechtlichem Gebiet. Ob ein derartiges Mitwirkungsrecht überhaupt 
wirkſam begründet werden kann, und gegebenenfalls für welche 
Art Perſonen und in welcher Form, ist eine Frage, die allein nach 
dem für die Gemeinde maßgebenden Verwaltungsrecht, alſo aus⸗ 
ſchließlich nach öffentlichem Recht, zu beurteilen iſt. Auch inſoweit, 
als dabei auf allgemeine Rechtsgrundſätze zurückzugreifen iſt, han⸗ 
delt es ſich um Säge des öffentlichen Rechts, die zwar in größe⸗ 
rem oder geringerem Umfang im Wege der Analogie aus Privat⸗ 
rechtsſätzen entwickelt ſein mögen, nicht aber um unmittelbar zur 
Anwendung gelangendes Privatrecht. Dem Umſtande, ob die Parteien 
die Vereinbarung als öffentlich⸗ oder als privatrechtliche gewollt 
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akademiſch gebildeten Lehrer jeweils zur Hälfte von Staat 
und Stadt zu beſetzen ſind. Der Miniſterialerlaß v. 16. März 
1921 ift durch den Erlaß v. 26. Jan. 1924 aufgehoben wor⸗ 
den. Danach ſoll bei den nicht ſtaatlichen öffentlichen höheren 
Lehranſtalten die Bewilligung der Staatszuſchüſſe unter Aus⸗ 
ſchluß einer privatrechtlichen Verpflichtung der Staatskaſſe in 
der Regel auf die Dauer von drei Jahren erfolgen und unter 
beſtimmten Vorausſetzungen jederzeit zurückgezogen werden 
können. Die Kl. iſt der Anſicht, daß nach Aufhebung des 
früheren Miniſterialerlaſſes ein Recht des Bekl. auf Mit⸗ 
wirkung bei der Stellenbeſetzung nicht mehr beſtehe und hat 
Klage auf entſprechende Feſtſtellung erhoben. Vom Bekl. iſt 
die Unzuläſſigkeit des Rechtswegs geltend gemacht und der 
Klageanſpruch ſachlich beſtritten worden. 

Für die Frage der Zuläſſigkeit des Rechtswegs iſt zu⸗ 
nächſt von Bedeutung, daß der Bekl., indem er die Mit⸗ 
wirkung bei der Anſtellung des Schulleiters und der Lehrer 
in Anſpruch nimmt, ſich auf ein Hoheitsrecht (das ſtaatliche 
Recht der Amterverleihung) nicht berufen kann. Denn die 
Lehrkräfte der ſtädtiſchen höheren Schulen in Preußen ſind 
keine unmittelbaren Staatsbeamten, wie das RG. von jeher 
angenommen hat (RG. 84, 27 ff. ); 97, 313; JW. 1925, 
55 12). Ihre Anſtellung iſt Sache der Gemeinden, und dem 
Staate ſteht grundſätzlich nur das hier nicht, ſtreitige Be⸗ 
ſtätigungsrecht zu. Der Bekl. ſtützt demgemäß ſeinen An⸗ 
ſpruch auf den mit der Stadt geſchloſſenen Vertrag v. 16. Nov. 
1922, und es fragt ſich, ob dieſem Vertrag eine öffentlich⸗ 
rechtliche oder eine privatrechtliche Grundlage ſeines Anſpruchs 
zu entnehmen iſt. Wäre darin lediglich ein ſtaatliches Amter⸗ 
verleihungsrecht des Bekl. beſtätigt, ſo würde die Frage ohne 
weiteres im erſteren Sinne zu entſcheiden fein. Aus einem 
ſolchen öffentlich-rechtlichen Verhältnis wird aber der An⸗ 
ſpruch nicht hergeleitet. Auf der anderen Seite läßt ſich nicht 
leugnen, daß in dem Vertrage öffentliche Rechtsverhältniſſe 
geregelt werden. Das trifft insbeſ. auch hinſichtlich der An⸗ 
ſtellung der Lehrkräfte zu. Denn da es fi) um eine öffent⸗ 
liche Schule handelt, gehört die Frage der Anſtellungs⸗ 
beſugnis gleichfalls dem öffentlichen Rechte an. Es iſt nun 
aber anerkannt, daß auch öffentlich⸗rechtliche Beziehungen 
den Gegenſtand privatrechtlicher Abmachungen bilden können 
(RG. 67, 2932); 105, 37; 113, 180 u. 6.). Entſcheidend iſt 


haben, vermag ich im Gegenſatz zu der Eutſch. keinerlei Bedeutung 
beizumeſſen. Auch hier hat ber Grundſatz „da mihi factum, dabo 
tibi ius“ zu gelten. Die Rechtsanwendung, die Subſumtion des Tat⸗ 
beſtandes unter das Geſeh, iſt allein Sache des Gerichts. Die 
Parteien können über das anzuwendende Recht keine wirkſamen 
Abreden treffen, und der Wille, den Vertrag als privatrechtliche 
oder als öffentlich- rechtlichen gelten zu laſſen, wäre nichts anderes als 
eine derartige Vereinbarung über das zur Anwendung zu bringende 
Recht. Der etwa auf Anwendung des Privatrechts gerichtete Partei⸗ 
wille iſt alſo unerheblich. Irgendeine ſonſtige Beziehung zum Privat⸗ 
recht iſt hier aber nicht erſichtlich: beide Parteien ſind Perſonen des 
öffentlichen Rechts und die ausbedungene Leiſtung iſt, wie bereits 
hervorgehoben, eine Beſchräͤnkung bei einer üffentlich⸗rechtlichen 
Funktion. Der Vertrag begründet — und das iſt das entſcheidende 
Kriterium — Pflichten, wie ſie zwiſchen zwei Privatperſonen über⸗ 
haupt nicht möglich ſind, denn eine Beamtenanſtellung kann auf 
ſeiten einer Privatperſon nicht in Frage kommen. Daraus, daß 
die Gegenleiſtung des Staates eine finanzielle Unterſtützung iſt, 
ergibt ſich für die hier zu beurteilende Frage nichts, denn Ver⸗ 
pflichtungen zu Vermögensleiſtungen können ebenſowohl öffentlich⸗ 
rechtlicher wie privatrechtlicher Natur ſein. 0 

Mit der Verneinung der privatrechtlichen Natur des Rechts⸗ 
verhältniſſes iſt ſelbſtverſtändlich die Frage des ordentlichen Rechts⸗ 
weges noch nicht in negativem Sinne entſchieden. Bekanntlich hat 
der 8 13 GG., indem er die bürgerlichen Rechtsſtreitigkeiten, vor⸗ 
behaltlich der dort vorgeſehenen Ausnahmen, den ordentlichen Ge⸗ 
richten übertrug, nur die eine Seite des Problems geregelt, nicht 
auch die andere, die Behandlung öffentlich⸗rechtlicher Streitigkeiten. 
Das GVG. hat der Landesgeſetzgebung auf ihrem Gebiet durchaus 
freie Hand gelaſſen, auch ſolche Rechtsſtreitigkeiten, die nicht als 
bürgerliche anzuſehen ſind, den Gerichten zur Behandlung im ordent⸗ 
lichen Prozeßverfahren zuzuweiſen. Darüber hat bei und nach Schaf⸗ 
fung des GVG. niemals ein Zweifel beſtanden. Das Landesrecht hat 
in zahlreichen Fällen, insbeſ. bei der Rückforderung von Stempeln 
u. dgl., den Rechtsweg ausdrücklich zugelaſſen; in anderen Fällen 
ergibt ſich ſeine Zulaſſung nicht aus einer beſtimmten Geſetzesvor⸗ 
schrift, ſondern nur aus einem dem Geſamtinhalte der geſetzlichen 


1) JW. 1914, 423. ) JW. 1908, 147. 
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dabei, ob die Beteiligten das Rechtsverhältnis zuläſſigerweiſe 
auf privatrechtlicher Grundlage regeln wollten. Das iſt in 
Anſehung der Anſtellungsverhältniſſe hier geſchehen. Der Be⸗ 
klagte hat ſich freiwillig zu einem Zuſchuß zu den Schul⸗ 
laſten verpflichtet und damit, wenn auch in öffentlichem Inter⸗ 
eſſe, eine privatrechtliche Verbindlichkeit übernommen, wie 
ſie ebenſo ein Dritter, z. B. eine Stiftung, eingehen könnte. 
Er hat ſich dafür die Mitwirkung bei der Stellenbeſetzung 
ausbedungen und iſt hierbei der Stadt nicht als Inhaber der 
Amterhoheit, die er inſoweit gar nicht beſaß, ſondern wie ein 
Dritter gegenübergetreten. Von dieſen Geſichtspunkten aus 
muß der Rechtsweg für zuläſſig erklärt werden. 


(u. v. 11. Okt. 1928; 823,27 IV. — Hamm.) [fu] 


b) Strafſachen. 


Berichtet von Juſtizrat Dr. Drucker, Leipzig und 
Rechtsanwalt Dr. Alsberg, Berlin. 


16. 88 32, 35, 350, 351 StG B. Die Verneinung 
eines Handelns aus verbrecheriſcher Geſinnung 
ſchließt die Annahme eines Handelns aus ehr- 
loſer Geſinnung nicht aus. Neben der Aberken⸗ 
nung der bürgerlichen Ehrenrechte kann nicht 
noch auf Verluſt der Fähigkeit zur Bekleidung 
öffentlicher Amter erkannt werden. 

Da der Angekl. ſchon die Berufung auf das Strafmaß 
beſchränkt hatte, unterliegt nur dieſes der Nachprüfung des 
Rep., und zwar in vollem Umfange, da er zwar nur die 
Aberkennung der bürgerlichen Ehrenrechte beſonders bemän⸗ 
gelt, das Rechtsmittel der Rev. jedoch nicht eingeſchränkt hat. 

Die Rev. kann nur hinſichtlich der Aberkennung der 
Fähigkeit zur Bekleidung öffentlicher Amter Erfolg haben; 
denn die verhängte Freiheitsſtrafe von einem Jahr Gefängnis 
hält ſich im Rahmen der 88 350, 351, insbeſ. des 8 351 
Ab. 2 StGB. Die Zuläſſigkeit der Aberkennung der bürger⸗ 
lichen Ehrenrechte auf die Dauer von drei Jahren ergibt ſich 
aus 832 StGB. Ob dieſe Nebenſtrafe angezeigt war, unter⸗ 
lag dem tatrichterlichen Ermeſſen. Die Gründe, mit denen 
das BG. ſie rechtfertigt, laſſen einen Rechtsirrtum, insbeſ. 


Regelung zu entnehmenden ſtillſchweigenden Geſetzesbefehl. Ob eine 
ſolche ſtillſchweigende Zuweiſung einer Streitſache an die ordentlichen 
Gerichte anzunehmen iſt, iſt den in Betracht kommenden Rechts⸗ 
normen im Wege der Auslegung unter Würdigung der in ihnen all⸗ 
gemein zum Ausdrucke gelangten Rechtsauffaſſung zu entnehmen. Auf 
eine ſolche Zuweiſung kann insbeſ. auch daraus geſchloſſen werden, 
daß bei der Regelung ſeinerzeit die Rechtsbeziehung vom Standpunkte 
der damaligen Rechtsauffaſſung, entgegen der heutigen, allgemein 
als eine privatrechtliche angeſehen wurde. Daß man ſich hier auf 
einem überaus ſchwankenden Boden befindet, davon zeugen die 
zahlreichen Entſch. des RG., die ſich mit der Frage der Zuläſſig⸗ 
keit des Rechtsweges auf dem Gebiete des öffentlichen Landesrechts 
befaſſen. Im vorliegenden Falle iſt die Frage um deswillen be⸗ 
ſonders ſchwierig, weil für ihre Beurteilung im weſentlichen nur 
allgemeine Rechtsgrundſätze in Betracht kommen. Ich möchte zum 
mindeſten bezweifeln, ob ſich aus allgemeinen Grundſätzen des preuß. 
Verwaltungsrechts etwa der Satz entnehmen ließe, daß für Streitig⸗ 
Reiten aus öffentlich⸗rechtlichen Vereinbarungen im allgemeinen oder 
wenigſtens aus ſolchen der hier in Rede ſtehenden Art der ordent⸗ 
liche Rechtsweg gegeben ſei. Doch das ſoll hier nicht näher unterſucht 
werden, da in dieſem Zuſammenhange nur die grundſätzliche Seite 
der Sache intereſſiert. 

Der Fall iſt ein typiſches Beiſpiel dafür, auf wie unſicherer Grund⸗ 
lage vielfach die Entſch. über die Zuläſſigkeit des Rechtsweges zu 
treffen iſt. Für die Partei, die vor der Entſchließung der Klage⸗ 
erhebung ſteht, iſt es in der Tat nicht ſelten geradezu ein Rätſel⸗ 
raten. Vergegenwärtigt man ſich, wieviel Geiſteskraft in einer 
Kaum überſehbaren Fülle veröffentlichter Entſch. im Laufe der 
Jahre auf die doch letzten Endes völlig unfruchtbare Frage der Zu⸗ 
läſſigkeit des Rechtsweges verwandt iſt, ſo kann man immer wieder 
nur tief bedauern, daß der Geſetzgeber von 1877 nicht den energiſchen 
Willen aufgebracht hat, die Frage wirklich zu löſen, und auch die 
ſpäteren Novellen ſtets ängſtlich um dieſe Frage herumgegangen 
find. Der künftige Reformgeſetzgeber wird dies nicht nochmals kun 
können; die klare Grenzziehung zwiſchen dem ordentlichen Rechts⸗ 
weg und der Verwaltung iſt vielleicht die ſchwierigſte, ſicher aber 
eine der dringendſten Aufgaben, die bei der kommenden Prozeß⸗ 
reform zu löſen ſind. 

Miniſterialrat Dr. Jonas, Berlin. 


einen Widerſpruch, nicht erkennen. Die Stg. ſtellt ausdrück⸗ 
lich feſt, daß das Verhalten des Angekl. eine ehrloſe Geſin⸗ 
nung bekunde. Dieſe Würdigung der vom Angekl. betätigten 
Geſinnung durfte unbedenklich damit begründet werden, daß 
der Angekl. ungeachtet der ihm verbliebenen geiſtigen Fähig⸗ 
keiten und ſeiner weder vollſtändig noch auch nur zum größten 
Teile geſchwundenen Verantwortlichkeit für ſein Tun ſich in 
ſeiner Beamtenſtellung der Leidenſchaft zum Trunk ſo haltlos 
hingegeben habe, daß er unter deren übermächtig gewor⸗ 
denen Einfluß ſeine Veruntreuungen beging. Eine ſolche 
Haltloſigkeit iſt nicht gleichbedeutend mit einem Handeln 
aus verbrecheriſcher Neigung. Daher iſt es auch kein Wider⸗ 
ſpruch, daß das LG. ein Handeln aus verbrecheriſcher Nei⸗ 
gung verneint, gleichwohl aber eine aus ehrloſer Geſinnung 
begangene Tat annimmt. 

Dagegen war es nicht zuläſſig, neben der Aberkennung 
der bürgerlichen Ehrenrechte noch auf Verluſt der Fähigkeit 
zur Bekleidung öffentlicher Amter zu erkennen, da es ſich bei 
dieſer Nebenſtrafe um den Verluſt eines Teiles der bür⸗ 
gerlichen Ehrenrechte handelt; fie kann daher nur ſtatt des 
Verluſtes der Geſamtheit der bürgerlichen Ehrenrechte 
(88 32, 33 StGB.) ausgeſprochen werden; ſie iſt in dieſer 
weitergehenden und härteren Ehrenſtrafe eingeſchloſſen und 
wird durch fie ausgeſchloſſen ($ 35 StGB.; RGSt. 21, 264; 
vgl. auch RGSt. 54, 227, 230). 

Die Aberkennung der Fähigkeit zur Bekleidung öffent⸗ 
licher Amter muß deshalb wegfallen. 

(2. Sen. v. 14. Mai 1928; 2 D 442/28.) A.] 


17. 8 113 StG B. Widerſtand gegen die 
Staatsgewalt. Begriff der „Tanzveranſtaltung“. 
Begriff der Dienſthandlung. Tateinheitliches 
Zufammentreffen von Beleidigung mit Wider⸗ 
ſtand gegen die Staatsgewalt. f) 

1. Für den 11. Sept. 1927 war in L. wegen eines Ab⸗ 
laßfeſtes die Erlaubnis zu öffentlichen Tanzveranſtaltungen 
nicht erteilt worden. Einen Tanz veranſtaltet ein Schankwirt 
nicht nur dann, wenn er eine Tanzbeluſtigung vorbereitet, an⸗ 
ſagt und Muſiker beſtellt, ſondern auch dann, wenn er auf 
einen augenblicklichen Einfall hin ſeine Gäſte zum Tanzen be⸗ 
ſtimmt und ſelbſt dann, wenn die Gäſte ohne ſein Zutun tan⸗ 


Zu 17. Der Sachverhalt, der bei vorl. Entſch. zugrunde liegt, 
iſt, ſoweit ſich dies aus dem abgedr. Urteil erſehen läßt, folgender: 

Ein Gaſtwirt hatte, obwohl ihm die behördliche Erlaubnis zu 
öffentlichen Tanzveranſtaltungen nicht erteilt war, den in ene an 
Lokal berfammelten Gäſten das Tanzen geſtattet. Als nun zwei 
Polizeibeamte das Weitertanzen verboten, fleuten die Gäſte zwar den 
Tanz ein, die Muſiker, die den Tanz begleitet hatten, blieben aber 
weiter in der Gaſtwirtſchaft. Nachdem die Beamten das Weitertanzen 
unterſagt hatten und die Gäſte dieſer Aufforderung nachgekommen 
waren, drang der Angekl. — wohl der Gaſtwirt — mit erhobenen 
Fäuſten auf die Polizeibeamten ein und rief ihnen hierbei zu: „Raus! 
Sie haben hier nichts zu ſuchen.“ Die Beamten verließen dann das 
Lokal, und auf der Straße verſuchte der Angekl., der ihnen dorthin 
gefolgt war, eine Deichſel nach einem der Beamten herumzuſchleudern. 

L Die Befugnis der Polizei in Preußen, die Veranſtaltung 
öffentlicher Tanzluſtbarkeiten von vorheriger behördlicher Genehmigung 
abhängig zu machen, findet ihre geſetzliche Grundlage im 8 33e Gew. 
i. Verb. m. 8 6d und 1 Gef. über die Polizeiverwaltung v. 11. März 
1850 (GS. 265). 

Eine „öffentliche Tanzveranſtaltung“ liegt vor, 
wenn der Gaſtwirt dem Publikum die Möglichkeit einer Beteiligung 
am Tanze verſchafft. Unerheblich iſt es, wie auch das Urteil zutreffend 
ausführt, ob er vorher zu dieſem Zwecke Vorbereitungen getroffen 
hat, oder ob das Arrangement ſpontan, auf ſeine bzw. ſeiner Gäſte 
Anregung hin erfolgt iſt, ſoſern nur die Einleitung und Durchführung 
des Tanzes mit ſeinem Wiſſen und Willen geſchieht. 

II. Daß die Polizeibeamten, die zur Verhinderung des nicht 
Ronzeſſionierten Tanzes einſchritten und auf dieſe Weiſe den durch 
das aktive — beſtimmende — oder paſſive — duldende — Verhalten 
des Gaſtwirts herbeigeführten polizeiwidrigen Zuſtand beſeitigten, ſich 
in rechtmäßiger Amtsausübung i. S. des 8 113 StGB. be⸗ 
fanden, ift nicht zweifelhaft. Die ſtaatliche Verhinderung der Begehung 
oder Fortſetzung von ſtrafbaren Handlungen, die aus dem Weſen des 
Rechtsſtaates ohne weiteres folgt und für Preußen in der allgemein 
gehaltenen Beſtimmung des § 10 II 17 ALR. noch eine ausdrückliche 
geſetzliche Anerkennung gefunden hat, iſt die weſentlichſte Aufgabe 
des öffentlichen Sicherheitsdienſtes auf dem Gebiete der Präventiv⸗ 
polizei. Welche Mittel zur Herbeiführung eines polizeigemäßen Zu⸗ 
ſtandes anzuwenden ſind, hat der Beamte nach der Sachlage des 
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zen und er hiervon Kenntnis nimmt und das Tanzen duldet. 
Die Unterlaſſung ſteht dem Handeln gleich, wenn eine Pflicht 
zum Einſchreiten beſteht. 

Jedenfalls war das Tanzen, wenn es auch nur von 
wenigen Paaren ausgeübt wurde, zu jener Zeit ein ordnungs⸗ 
widriger Zuſtand, gegen welchen die Polizeibeamten einzu⸗ 
ſchreiten berechtigt und verpflichtet waren (RGSt. 42, 16). 
Die Zeugen J. und T. befanden ſich demnach, wie das LG. 
zutreffend angenommen hat, in der rechtmäßigen Ausübung 
ihres Amtes, als ſie das Weitertanzen unterſagten. 

2. Die Amtsausübung war keineswegs zu Ende, als die 
Gäſte auf das Verbot hin das Tanzen einſtellten. Denn das 
weitere Verweilen der Beamten in der Wirtſchaft geſchah zur 
Verhütung der Wiederaufnahme des Tanzes, die, wie im 
Urteil dargelegt, zu befürchten war, ſolange die Muſiker ſich 
nicht entfernt hatten. 

3. Das LG. hat ſichtlich weiterhin angenommen, daß der 
Oberlandjäger T. ſich nicht ſofort mit dem Hinaustreten aus 
der Wirtſchaft auf die Straße der Aufficht über fie begeben 
hatte. Eines ausdrücklichen Ausſpruchs hierüber bedurfte es 
nicht. Denn ſolange T. beim Verlaſſen der Wirtſchaft und 
noch in ihrem unmittelbaren Bereich Wahrnehmungen machen 
konnte, ob ſein Verbot eingehalten oder ihm zuwidergehandelt 
werde, ſolange war er veranlaßt und verpflichtet, ſeine Auf⸗ 
merkſamkeit auf die Vorgänge in der Wirtſchaft zu richten. 
Selbſt abgeſehen davon bildete der Weggang aus und von der 
Wirtſchaft einen Beſtandteil feiner Dienſthandlung (vgl. hier⸗ 
zu RGSt. 41, 82 (84. 

Die Annahme, daß die beiden Landjäger in der Wirt⸗ 
ſchaft, als der Angekl. mit erhobenen Fäuſten auf ſie ein⸗ 
drang, und T. auf der Straße, als jener die Deichſel nach 
ihm herumzuſchleudern verſuchte, ſich in der rechtmäßigen 
Ausübung ihres Amtes befunden haben, iſt deshalb rechtlich 
nicht zu beanſtanden. 

4. Die Anwendung des Strafgeſetzes begegnet nur in⸗ 
ſofern einem rechtlichen Bedenken, als das LG. Tatmehrheit 
zwiſchen der Beleidigung und dem Vergehen des Widerſtands 
angenommen hat ($ 74 StGB.). 

Die Beleidigung beſteht nach dem Urteil in dem eine 
Mißachtung der Beamten ausdrückenden Zuruf: „Raus! Sie 
haben hier nichts zu ſuchen“. Dieſer Zuruf erfolgte im ſelben 
Augenblick, als der Angekl. mit erhobenen Fäuſten auf die 


Einzelfalls zu beſtimmen; nach ſeinem pflichtmäßigen Ermeſſen hat 
er zu entſcheiden, ob er es bei mündlichen Anordnungen bewenden 
laſſen oder ob er unmittelbaren Zwang in Anwendung bringen will. 
Ein etwaiger Irrtum des Angekl. über die Rechtmäßigkeit der Amts⸗ 
ausübung iſt unbeachtlich, da es ſich hierbei nach richtiger, allerdings 
mehr auf kriminalpolitiſchen Erwägungen beruhender als dem Ge⸗ 
ſetzeswortlaut entſprechender Anſicht nur um eine objektive Bedingung 
der Strafbarkeit handelt (vgl. RGSt. 47, 270 ff.; 60, 342; a. M; 
Frank, Komm. z. StGB., Anm. VII zu 8 113 und die dort Zitierten). 

III. Der ſtrafbare Widerſtand des § 113 StGB., der entweder 
in der Anwendung von Gewalt bzw. einer Bedrohung mit Gewalt 
oder im tätlichen Angriff beſteht, muß nach Beginn und vor 
Beendigung der Amtshandlung begangen ſein. Mit dem 
Ausſpruch des Verbotes des Weitertanzens war die Amtshandlung 
der Beamten noch nicht abgeſchloſſen, die überwachung der Befolgung 
ihrer Anordnung gehörte noch zu ihren Dienſtobliegenheiten. Zu 
dieſem Zwecke mußten fie ji) noch eine Zeitlang in der Gaſtwirtſchaft 
aufhalten, zumal da erfahrungsgemäß derartige Verbote in der tanz⸗ 
luſtigen Stimmung der Gäſte häufig ſofort wieder übertreten werden, 
wenn ſich die Beamten alsbald entfernen und nicht noch wenigſtens 
eine Zeit den Betrieb beobachten. 

Dagegen erſcheint die weitere vom RG. gebilligte Annahme der 
StR. bedenklich, daß die Amtshandlung des einen Beamten, der 
nach Verlaſſen der Wirtſchaft auf der Straße vom Angekl. mit 
der Deichſel angegriffen wurde, in dieſem Zeitpunkt noch nicht bee 
endet geweſen ſei. In der Entſch. RGSt. 41, 82, auf die das borl, 
Urt. zur Stützung ſeiner Anſicht Bezug nimmt, iſt lediglich die Frage 
bejaht, ob ein Beamter, der, nach Vornahme einer Amtshandlung in 
einer Wohnung, während des Verlaſſens dieſer Räume an⸗ 
gegriffen wird, ſich noch in rechtmäßiger Ausübung ſeines Amtes 
befindet. 

Im vorl. Falle dagegen könnte ein weiteres amtliches Handeln 
des Beamten auf der Straße nur angenommen werden, wenn er von 
dort aus — mittels Beobachtung durch die Scheiben hindurch oder 
durch Befragung der nach Hauſe gehenden Gäſte — die Befolgung 
ſeines Verbotes nachprüfen wollte. Allein die Tatſache, daß er 
von der Straße aus Wahrnehmungen machen Konnte, reicht 
zur Feſtſtellung der weiterhin ausgeübten Amtstätigkeit nicht aus. 
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Beamken eindrang und damit ſich des Widerſtands gegen die 
Staatsgewalt ſchuldig machte. Beides zuſammen bildete aber 
auch innerlich eine natürliche Handlungseinheit, denn die Be⸗ 
leidigung ging nicht neben dem Widerſtand her, vielmehr 
hatte offensichtlich der Zuruf denſelben Zweck wie das gleich⸗ 
zeitige Eindringen mit erhobenen Fäuſten, nämlich die Ver⸗ 
hinderung der Beamten an ihrer Amtstäligkeit. Jede der 
beiden Willensäußerungen diente zur Verſtärkung der ande⸗ 
ren. Beide zuſammen ſtellten eine bedrohliche Handlung dar, 
die die Beamten zu dem ſofortigen Verlaſſen der Wirtſchaft 
beſtimmen ſollten. Der beleidigende Zuruf iſt ſo Beſtandteil 
des Widerſtands wie der Widerſtand Beſtandteil der Be⸗ 
leidigung; das Eindringen mit erhobenen Fäuſten bildete 
ebenſo eine Mißachtung wie der Zuruf. Da zudem der Wider⸗ 
ſtand auf der Straße mit dem vorausgegangenen in Fort⸗ 
ſetzungszuſammenhang ſteht, ſo hat der Angekl. nur durch ein 
und dieſelbe Handlung mehrere Strafgeſetze verletzt (§ 73 
StGB.). Es war daher nur eine Strafe zu bilden und dieſe 
dem 8 113 StGB. zu entnehmen. 
Der Strafausſpruch iſt daher aufzuheben. 
(2. Sen. v. 11. Juni 1928; 2 D 445/28.) A.] 


* 18. 8130 StG B. Aufreizung zum Klaſſen⸗ 
kampf durch Veröffentlichung eines in öffent⸗ 
licher Gerihtsverhandlung verleſenen Gedich⸗ 
tes, wegen deſſen erſter Veröffentlichung An⸗ 
klage aus § 130 StGB. erhoben war. Die Aus⸗ 
legung eines inkriminierten Gedichtes iſt Sache 
des Inſtanzgerichtes. Die Strafbarkeit eines 
wahrheitsgetreuen Berichtes über eine Gerichts⸗ 
verhandlung iſt nach allgemeinen ſtrafrechtlichen 
Grundſätzen zu beurteilen. f) 


Der Sinn des beanſtandeten Gedichts war lediglich von 
dem Tatrichter feſtzuſtellen. Ohne Rechtsirrtum hat die Stk. 
es dahin ausgelegt, daß die Steinklopfer, alſo Arbeiter, darin 
öffentlich angereizt werden, unter Anwendung von Gewalt 
gegen die bejigende Klaſſe ſich beſſere Lebensbedingungen zu 
verſchaffen. Damit iſt der Tatbeſtand des $ 130 StGB. er⸗ 
füllt (RGSt. 54, 27). Auf die Behauptung, daß der Inhalt 
des Gedichts anders hätte ausgelegt werden müſſen, kann die 
Reviſion nicht geſtützt werden (8 337 StPD.). 

Rechtsirrig iſt die Anſicht des Beſchwerdeführers, aus 


Abgeſehen hiervon käme inſoweit eine Strafbarkeit des Angehl. über⸗ 
haupt nur in Frage, wenn ihm nachzuweiſen wäre, daß er den von 
dem Beamten mit dem Verweilen vor der Gaſtwirtſchaft (auf der 
Straße) verfolgten Zweck kannte. 

IV. Die in der Praxis, insbeſ. in Fällen der vorl. Art, häufig 
beliebte Methode des Auseinanderreißens vines einheitlichen Geſcheh⸗ 
niſſes in verſchiedene ſelbſtändige geſetzliche Tatbeſtände wird vom 
RG. mit zutreffender Begründung abgelehnt. Der Angekl. hat da⸗ 
durch, daß er unter dem Rufe „Raus! uſw.“ mit erhobenen Fäuſten 
auf die Beamten eindrang, ſowohl den Tatbeſtand der Beleidigung 
wie den des Widerſtandes gegen die Staatsgewalt erfüllt. Treffen 
dieſe beiden Vergehen derart zuſammen, daß der Vorſatz des Angehl. 
auf ein Geſamtverhalten gerichtet war, ſo liegt eine von demſelben 
Willen beherrſchte einheitliche Handlung im natürlichen 
Sinne vor, und zwiſchen den mehreren durch die einheitliche Tat ver⸗ 
wirklichten geſetzlichen Tatbeſtänden befteht das Verhältnis der Tateinheit 
(8 73 Stch B.; vgl. über einen ſehr ähnlich gelagerten Fall: JW. 
1928, 1456 15). AGR. Dr. Unger, Berlin. 


Zu 18. Anlaß zu einer Bemerkung gibt nur der Satz: „Der 
Sinn des beanſtandeten Gedichts war lediglich von dem Tatrichter 
feſtzuſtellen.“ In dieſer Allgemeinheit ſagt der Satz zu viel. Wäre 
er in vollem Umfange richtig, jo würde es der Stͤ. möglich fein, 
auch Verſe aus Wilhelm Buſch, wie: „Denn gerne gibt man aus 
der Hand den Säugling, der nicht ſtammverwandt“, als Anreizung 
zum Klaſſenkampf aufzufaſſen, ohne daß eine Nachprüfung durch 
das Rev. zu befürchten wäre. Das RG. durfte nicht mehr ſagen 
als dies: Wenn ein Gedicht ſeinem Inhalte nach eine Anreizung 
zum Klaſſenkampf enthalten kann und der Tatrichter eine ſolche 
Bedeutung annimmt, dann wird der Angekl. mit der Behauptung, 
das Gedicht habe im konkreten, Falle keine ſolche Anreizung ent⸗ 
halten, vor dem Rev. nicht gehört. Der erſte Satz der Gründe 
müßte alſo lauten: „Der Sinn des bceanſtandeten Gedichts war 
innerhalb der Grenzen des Möglichen von dem Tatrichter feſt⸗ 
zuſtellen.“ Wahrſcheinlich hat das RG. auch nichts anderes jagen 
wollen. Aber wir verlangen von unſerem höchſten Gerichte, daß es 
keinen Satz ausſpricht, der, zu Ende gedacht, ſich nicht halten läßt. 

Prof. Dr. Walter Jellinek, Kiel. 
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öffentliche Gerichtsverhandlungen entſprechende Anwendung. 
Vielmehr unterliegen dieſe den allgemeinen ſtrafrechtlichen 
Grundſätzen. Demgemäß hat das RG. bereits in dem erſten 
Bande ſeiner Entſcheidungen S. 20 ausgeſprochen, aus der 
regelmäßig für die Hauptverhandlung in Straſſachen vorge⸗ 
ſchriebenen Offentlichkeit könne nicht abgeleitet werden, daß 
damit die möglichſt weite Verbreitung, wie ſie durch die Preſſe 
gewährt werde, gewollt und im Intereſſe ſolcher jede andere 
Rückſicht zurückgeſtellt ſei. Der Grundſatz der Offentlichkeit 
hindert nicht, die Motive der Verbreitung und das dabei ver⸗ 
folgte Ziel ins Auge zu faſſen und nach Lage der Sache auch 
in der Veröffentlichung von Gerichtsverhandlungen eine Be- 
leidigung oder andere ſtrafbare Handlung zu erkennen. In 
Übereinſtimmung hiermit hat RGSt. 46, 358 mit Bezug auf 
den Tatbeſtand des $ 166 StGB. anerkannt, daß die Mit- 
teilung unter Umſtänden gemacht werden kann, die beweiſen, 
daß der Mitteilende nicht bloß eine fremde beſchimpfende 
Außerung zur Kenntnis bringt, ſondern ſelbſt dieſelbe Auße⸗ 
rung macht. Dann iſt er ſtrafrechtlich verantwortlich, zwar 
nicht wegen der Mitteilung, aber wegen der eigenen beſchimp⸗ 
fenden Ausdrucksweiſe. Den gleichen Standpunkt vertritt RG., 
1. St S., Urt. v. 18. Nov. 1927, 1 D 845/27. Dort iſt aus⸗ 
geführt, daß durch die Verbreitung einer von einem anderen 
begangenen Gottesläſterung der Tatbeſtand des § 166 StGB. 
dann erfüllt wird, wenn erkennbar iſt, daß ſich der Verbreiter 
die gottesläſterlichen Außerungen zu eigen machen will. Die⸗ 
ſelbe Auffaſſung liegt hinſichtlich der Wiedergabe einer die 
Republik beſchimpfenden Ausſage dem Urt. RGSt. 59, 181 
zugrunde. Mit der angeführten Rechtſprechung befindet ſich 
die Stͤ. im vollen Einklange, wenn fie die Verantwortlich⸗ 
keit des Angekl. für die Aufreizung zum Klaſſenhaß auf 
Grund der Feſtſtellung bejaht, daß der Angekl. nicht lediglich 
einen wahrheitsgetreuen Bericht über die Gerichtsverhandlung 
bringen wollte, daß er vielmehr glaubte, die günſtige Ge⸗ 
legenheit wahrnehmen zu können, um unter dem Deckmantel 
eines Prozeßberichtes zu Senſationszwecken eine zweite Ver⸗ 
öffentlichung des beanſtandeten Gedichts vorzunehmen. 

Verfehlt iſt auch der Hinweis der Rev. auf $ 17 Pre. 
Um die Unbefangenheit der bei Strafverhandlungen beteilig⸗ 
ten Perſonen zu ſchützen, @erbietet dieſe Beſtimmung die Ver⸗ 
öffentlichung der Anklageſchrift oder anderer amtlicher Schrift 
ſtücke eines Strafprozeſſes durch die Preſſe, bevor ſie in 
öffentlicher Verhandlung kundgegeben worden ſind oder das 
Verfahren ſein Ende erreicht hat. Es bedarf kaum der Aus⸗ 
führung, daß durch dieſe Vorſchrift nach dem angegebenen 
Zeitpunkt der Verbreitung von Druckſchriften, deren Straf⸗ 
barkeit durch ihren Inhalt begründet wird ($ 20 Preß®.), 
nicht Strafloſigkeit zugeſichert worden iſt. Die Strafbarkeit 
der Verbreitung wird vielmehr durch die Verleſung des 
Preſſeerzeugniſſes in öffentlicher Gerichtsverhandlung nicht 
ohne weiteres beſeitigt. Belanglos iſt, ob das unter Anklage 
geſtellte Gedicht die Eigenſchaft eines amtlichen Schriftſtücks 
i. S. des § 17 PreßG. dadurch erlangt hat, daß es als Be⸗ 
weismittel für die Schuldfrage ein Beſtandteil der Strafakten 
geworden iſt. 

Da die Geſetzesanwendung den Angekl. auch ſonſt nicht 
beſchwert, war ſeine Rev., wie geſchehen, als unbegründet zu 
verwerfen. 

(2. Sen. v. 30. April 1928; 2 D 175/28.) A.] 

19. 8 174 Ziff. 1 StGB. Das in dieſem Para⸗ 
graph vorausgeſetzte Verhältnis zwiſchen Leh⸗ 
rer und Schüler kann auch in anderen Umſtänden 
als dem der perſönlichen Unterrichtserteilung 
begründet ſein. 

In dem Falle K. iſt die StR. zur Freiſprechung des 
Angekl. gelangt, weil dieſer, obſchon er als Vorſtand der Ge⸗ 
werbeſchule und der damit verbundenen Handelsabteilung zu 
allen dieſe Anſtalt beſuchenden Schülerinnen und daher auch 
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zu der Zeugin K., in einem Autoritätsverhältnis geſtanden 
habe, doch dieſer Schülerin für ſeine Perſon keinen, zum min⸗ 
deſten keinen fortdauernden Unterricht erteilt habe, nach der 
reichsgerichtlichen Rſpr. aber erſt hierdurch das Verhältnis 
zwiſchen einem Lehrer und feinem Schüler, wie es § 174 
Ziff. 1 StGB. verſtehe, begründet werde. 

Mit Recht rügt die Rev. der Staatsanwaltſchaft, daß 
dieſe Ausführungen der beſonderen Sachlage des vorliegenden 
Falles nicht gerecht werden. Wenn RGSSt. 10, 345 (347) die 
Anſicht, daß es für die Anwendbarkeit des 8 174 Ziff. 1 über⸗ 
all auf die konkreten Umſtände des Einzelfalles ankomme, zu⸗ 
nächſt nur in der Beſchränkung auf Umfang, Art und Dauer 
des von dem Lehrer dem Schüler erteilten Unterrichtes aus⸗ 
geſprochen hat, ſo lag dies daran, daß in jenem Falle ledig⸗ 
lich die Frage zur Erörterung ſtand, ob die Beſchaffen⸗ 
heit des dem Minderjährigen durch den Täter erteilten 
Unterrichts — nicht, ob die perſönliche Erteilung des 
letzteren durch den Lehrer — für die Anwendbarkeit des 8 174 
Ziff. 1 von Bedeutung ſei. Dagegen iſt allerdings in den 
zahlreichen Fällen, in denen das RG. zu entſcheiden hatte, ob 
und inwieweit der Lehrherr zugleich als „Lehrer“ ſeiner 
Lehrlinge zu betrachten ſei, mehr oder minder auf den Um⸗ 
ſtand Gewicht gelegt, ob von dem Lehrherrn eine perſönliche 
Einwirkung auf die Ausbildung des betreffenden Lehrlings 
ausgeübt wurde (RGSt. 27, 129; 57, 383). Mag indeſſen 
auch häufig oder ſogar in der Regel das Verhältnis eines 
Lehrers zu ſeinem Schüler nur da beſtehen, wo der erſtere 
dem letzteren perſönlich Unterricht erteilt, ſo liegt doch darin 
keine rechtsnotwendige und nur inſofern eine tatſächliche Vor⸗ 
ausſetzung für die Anwendbarkeit des 8 174 Ziff. 1 StGB., 
als ſich andernfalls Beziehungen der gleichen Art zwiſchen 
dem Täter und dem Minderjährigen regelmäßig nicht werden 
bilden können. Im vorliegenden Falle trat jedoch der Angel. 
als Vorſteher und Leiter der Gewerbe- und Handelsſchule 
ſchon durch die Aufnahme der einzelnen Schülerin in die An⸗ 
ſtalt zu der betreffenden Schülerin in ein Verhältnis der 
Überordnung, das nach ſeiner Art dem des Lehrers zu ſeinem 
Schüler entſprach und eben darin ſeine Wurzel hatte, daß der 
Angekl. der leitende Lehrer an der Schule war. Es muß 
jedenfalls bis auf weiteres davon ausgegangen werden, daß 
der Angekl. in allen Fragen der Schuldiſziplin (wenn nicht 
auch der Unterrichts- und Zeugniserteilung) neben oder ſogar 
über dem einzelnen Fachlehrer mitzuentſcheiden oder doch mit⸗ 
zureden hatte, und daß jede Schülerin der Anſtalt ihm als 
dem oberſten Leiter des geſamten Unterrichts in allen Schul⸗ 
angelegenheiten Achtung und Gehorſam ſchuldete. Dieſe Stel- 
lung, die ſonſt der Lehrer regelmäßig erſt durch die perſön⸗ 
liche Unterrichtserteilung erwirbt, erwuchs für den Angekl. 
ohne weiteres aus ſeiner Eigenſchaft als Schulvorſteher, auch 
ohne daß er perſönlich der einzelnen Schülerin Unterricht 
erteilte. 

Es kann daher auf ſich beruhen bleiben, ob letzteres hin⸗ 
ſichtlich der K. der Fall war. 


(Fer Sen. v. 21. Juli 1928; 1D 635/28.) D.] 


* 20. § 180 StGB. Die Gewährung eines Ab⸗ 
ſteigegnartiers iſt auch nach der neuen Faſſung 
des Geſetzes ftrafbar.f) 

Die Annahme des LG., die Angekl. habe ſich dadurch der 
Kuppelei ſchuldig gemacht, daß ſie einein aus öfterem Be⸗ 
gehen der Kuppelei entſtandenen Hange folgend und in der 
Abſicht, ſich die ihr von den Dirnen gezahlten „Abſteige⸗ 


Zu 20. Die Entſch. iſt zutreffend: Der Begriff der Wohnung 
iſt dem StGB. nicht fremd (vgl. 88 123, 124, 306, 369 Ziff. 1). Er 
iſt auch viel erörtert, namentlich im Zuſammenhang mit dem Haus⸗ 
friedensbruch (bgl. Olshauſen n 8 123 N. 3; Franki? 812311). 
In 8123 iſt ein Gegenſaß zu Geſchäftsräumen vorhanden, in 8 306 
ein Gegenſatz zu Räumlichkeiten, welche zeitweilig zum Aufenthalt von 
Menſchen dienen. Eine Verſchiedenheit des Begriffs Wohnung bei 
feinem mehrfachen Vorkommen im StGB. tritt nicht zutage. Dauerndes 
Wohnen iſt nicht nachweislich verlangt. Läge dies Erfordernis vor, ſo 
wäre damit allerdings ohne weiteres dargetan, daß ein Abſteigeguartier 
keine Wohnung darſtellt. Aber man wird mit Kohlrauſch 8 133 
N. 2 und Binding, Lehrb. 1, 121 zur Wohnung einen Raum ver⸗ 
langen müſſen, der dem nicht auf beſtimmte Verrichtungen 
oder Lebenszwecke beſchränkten Aufenthalt einer 


407 


3250 


Rechtſprechung 


[Juriſtiſche Wochenſchrift 


gelder“ zu verſchaffen, ihre Wohnung den Dirnen zum Zwecke 
des Unzuchttreibens zur Verfügung ſtellte, iſt rechtlich nicht 
zu beanſtanden. 

Verfehlt iſt demgegenüber die von der BeſchwF. aufge⸗ 
ſtellte Behauptung, nach 8 180 Abſ. 3 StGB. n. F. (8 161 
Geſ. v. 18. Febr. 1927 zur Bekämpfung der Geſchlechts⸗ 
krankheiten) ſei nunmehr auch das nur vorübergehende Über⸗ 
Die von Zimmern zum Zwecke des Unzuchtbetriebes ge⸗ 
tattet. 

Ausgenommen von der Strafvorſchrift des 8 180 Abſ. 1 
StGB. iſt nach dieſem Geſetz nur das Gewähren einer Woh⸗ 
nung, d. h. einer zu dauerndem Aufenthalt beſtimmten Räum⸗ 
lichkeit an Dirnen, nicht aber das nur zeitweilige Überlaſſen 
eines Raumes zur Ausübung der Unzucht. Deshalb muß es 
bez. der ſog. „Abſteigequartiere“, in denen nicht gewohnt, 
ſondern nur zwecks Treibens von Unzucht vorübergehend 
Aufenthalt genommen wird, bei dem bisherigen Rechtszuſtande 
ſein Bewenden behalten, und zwar einerlei, ob es ſich hier⸗ 
bei um Abſteigequartiere in einem Privat⸗ oder in einem 
Gaſthauſe handelt (vgl. Begründung zu § 15 Entw. z. Gel. 
v. 18. Febr. 1927 — jetzt § 16 des Gef. — III. Wahlper. 
1924/25 Nr. 975). 

(3. Sen. v. 9. Juli 1928; 3 D 328/28.) A.] 

21. Totſchlag durch Nichtverhinderung einer 
vorſätzlichen Handlung des Getöteten, die deſ— 
fen Tod herbeiführt. 1) 

Die Behauptungen der Rev., die Ehefrau des Angell. 
habe Selbſtmord verübt und es fehle an der Feſtſtellung, daß 
der Angekl. Zeit und auch die Kraft gehabt hätte, ſie am 
Sprung vom Balkon auf die Straße zu hindern und daß er 
den Vorſatz der Tötung gehabt habe, widerſprechen durchweg 
den tatſächlichen Feſtſtellungen des angefochtenen Urteils. 

Danach hat der Angekl. ſeine Ehefrau in der gemein⸗ 
ſchaftlichen Wohnung auf das Roheſte mißhandelt, ihr ſeinen 
Entſchluß, ſie auf die Straße hinunterzuwerfen, angedroht 
und ſogar Anſtalten gemacht, dieſen Entſchluß auszuführen. 
„In dieſer ſchrecklichen Lage“ kletterte ſie über die Brüſtung 
des Balkons und ließ ſich auf die Straße fallen, um dem ihr 
angedrohten Tode zu entgehen und ſich zu retten. Der Angell. 
ſah ihr Beginnen aus nächſter Nähe mit an und hätte fie 
rechtzeitig an ihrem Vorhaben hindern können, auch die Kraft 
hierzu gehabt. Er hat dies aber deshalb unterlaſſen, weil er 
den Todesſturz, den er mindeſtens als möglich vorausſah, 
wünſchte. Der Fall hat tatſächlich ihren Tod zur Folge gehabt. 

Hiernach hat das Schw®. mit Recht den Angekl. des 
Totſchlags für ſchuldig erachtet. Denn er hat durch fein 


Perſon dient oder freiſteht. Frank 8123 11 fordert einen 
Inbegriff von zuſammengehörenden Räumlichkeiten, Eig⸗ 
nung zu längerem Aufenthalt und zum Nächtigen. Auch wenn man 
letztere Auffaſſung für richtig halten ſollte, tft das Abſteigequartier für 
eine Nacht nicht dazu zu zählen. Das gleiche gilt von ROSE. 12, 183 
und Allfelds S. 402, die die Wohnung als den Inbegriff der⸗ 
jenigen Räumlichkeiten bezeichnet, welche einer Einzelperſon oder 
Familie zum ſtändigen Aufenthalt dienen oder zur Benutzung 
dienen. In dem einen Punkt ſtimmen die verſchiedenen bezeichneten 
Definitionen überein, daß die Abſteigequartiere (wenn auch aus ver⸗ 
ſchiedenen Gründen) nicht unter den Wohnungsbegriff zu bringen find, 
Abweichender Anſicht iſt v. Liſzt-Schmid tes § 119 N. 2, der einen 
vorübergehenden Aufenthalt zum Nächtigen genügen läßt. 

Das vorliegende Urteil ſteht im weſenklichen auf dem Stand⸗ 
punkt von Kohlrauſch und Binding, wenn es einen Raum, 
in dem nur zwecks Treibens von Unzucht und nur vorübergehend 
Aufenthalt genommen wird, nicht zu den Wohnungen rechnet. Es 
berückſicht'gt aber außerdem die Atlfeldfche Anſicht, indem es auch 
den vorübergehenden Aufenthalt in Gegenſatz zur Wohnung bringt. 
„Zeitweiſer Aufenthalt“ (5 306 Ziff. 3 StGB.) Könnte allerdings 
für das Erfordernis des ſtändigen Aufenthalts beim Wohnen gedeutet 
werden. Aber ein ſolches Merkmal wäre mit rationeller Auslegung 
nicht recht vereinbar, weil ein ftändiger Aufenthalt auch bei Geſchäfts⸗ 
räumen vorkommt, die oft viel länger benutzt werden als die Woh⸗ 
nung, die mancher erſt abends betritt. — Es wäre angeſichts der 
mitgeteilten Auffaſſungen über den Wohnungsbegriff unbedingt not⸗ 
wendig geweſen, daß der Geſetzgeber eine andere Faſſung (z. B. Woh⸗ 
nung oder Aufenthalt) gewählt hätte, wenn er auch das Gewähren 
von Abſteigequartieren von der ſtrafbaren Kuppelei ausnehmen wollte. 

Prof. Dr. Köhler, Erlangen. 


Zu 21. Die tatſächlichen Feſtſtellungen geben kein deutliches 


ſtrafbares Verhalten, d. h. durch die an ſeiner Ehefrau ver⸗ 
übte Körperverletzung und durch die ernſtliche Bedrohung mit 
dem Tode (88 223, 241 StGB.) fie in die Zwangslage ver⸗ 
ſetzt, den verzweifelten Rettungsverſuch zu unternehmen, der, 
wie er wußte, mindeſtens zum Tode führen konnte. Unter 
dieſen Umſtänden hatte er nicht nur die ſittliche, ſondern auch 
die Rechtspflicht, den vorausgeſehenen tödlichen Erfolg ſeiner 
Tat zu hindern. Denn er hatte die Urſache hierzu durch ſein 
ſtrafbares Verhalten geſetzt. Überdies lag dem Angell. dieſe 
Rechtspflicht auch ohne Rückſicht auf ſein vorausgegangenes 
Handeln ſchon nach 8 1353 BGB. ob. Der Urſachenzuſammen⸗ 
hang hat dadurch, daß Frau V. mit Willen und Vorſatz ge⸗ 
handelt hat, keine Unterbrechung erfahren. Denn ohne das 
vorausgegangene ſtrafbare Verhalten ihres Ehemannes hätte 
ſie die zum Tode führende Handlung nicht vorgenommen, auch 
hat ſie keineswegs mit freiem Willen, ſondern in einer 
Zwangslage, den tödlichen Sturz getan, nicht aber den Tod, 
ſondern die Rettung ihres Lebens geſucht. So ſtand die Unter⸗ 
laſſung dem Handeln gleich (vgl. RSS. 10, 100; 24, 339; 
51, 9 und 127; 58, 130 und 244 u. a.). 

Der Angekl. hat auch vorſätzlich getötet, da er den Tod 
als mögliche Folge des Sturzes vorausſah und wollte. 

Rechtsirrtümlich dagegen iſt die Meinung, daß der 
Angekl., auch abgeſehen von der Unterlaſſung der Rettung, 
des Totſchlags deshalb ſchuldig ſei, weil er Anſtalten traf, 
ſeine Ehefrau auf die Straße hinunterzuwerfen, ſich aber der 
Ausführung überhoben ſah, weil ſie ſelbſt ſich hinunterfallen 
ließ und dabei den Tod fand. Denn wer eine Straftat ver⸗ 
üben will, aber nicht zur Ausführung ſchreitet, weil der 
gewünſchte Erfolg auf andere Weiſe eintritt, hat die Straftat 
nicht ausgeführt, es ſei denn, daß, wie hier, andere Umſtände 
hinzukommen, welche ihn ſtrafrechtlich verantwortlich machen. 
Dieſe rechtlich nicht zutreffende Erwägung des Schw. hat 
aber auf das Strafmaß keinerlei Einfluß gehabt. 

(Fer S. v. 8. Sept. 1928; 2 D 920/28.) [D.] 


22. 88 350, 351 StG B. In der Regel kann ſich 
ein Beamter nicht darauf berufen, er ſei über⸗ 
zeugt geweſen, der Eigentümer des Geldes 
werde mit deſſen auch nur vorübergehender Ver⸗ 
wendung einverſtanden ſein. „Unrichtige Be⸗ 
lege“ i. S. des 8 351 find auch ſolche Schriftſtücke, 
die lediglich einen den Tatſachen nicht entſpre⸗ 
chenden Inhalt haben. f) 


Nach der Beweisaufnahme der Stg. hat der Angekl. fort» 
geſetzt Geldbeträge aus dem ihm anvertrauten Kaſſenbeſtande 
entnommen und für eigene Bedürfniſſe verwendet, ſomit ſich 


Bild deſſen, was ſich eigentlich zugetragen hat. Der Eingangsſatz läßt 
vermuten, daß der Angekl. mit direktem Tötungsvorſatz gehandelt hat 
und in Ausführung ſeines Entſchluſſes begriffen war. Dann hätte 
die Abweichung des ſpäteren Kauſalverlaufs von dem beabſichtigten 
als unerheblich außer Betracht bleiben können. Der Fall wäre dann 
den bekannten Schulbeiſpielen (v. Lifzt⸗Schmidt 540 LI 1a) zur 
Seite zu ſtellen geweſen. So hatte es offenbar das Schwurgericht ge⸗ 
meint, deſſen Auffaſſung bei Zugrundelegung dieſer Fallgeſtaltung als 
durchaus zutreffend zu erachten ſein würde. 

Daß das RG. den Vorgang anders interpretiert, geht daraus 
hervor, daß es davon ſpricht, der Angelkl. habe ſich der Ausführung 
überhoben geſehen, er habe den Tod als mögliche Folge des Sturzes 
vorausgeſehen und gewollt, und daß es die Verurteilung auf rechts⸗ 
widrige Unterlaſſung der Lebensrettung ſtützt, eine Konſtruktion, die 
doch nur dadurch begreiflich und auch ausdrücklich dadurch gerecht⸗ 
fertigt wird, daß die unmittelbare Zurückführung des Todes auf das 
rechtswidrige Tun des Angekl. dem Gerichtshof nicht möglich erſchien. 

Das RG. muß alſo unterſtellt haben, daß zu der Zeit, als die 
Ehefrau den verunglückten Rettungsverſuch unternahm, eine unmittel⸗ 
bare Angriffshandlung des Mannes nicht vorlag, die Pflicht zur Ver⸗ 
hinderung des Abſprungs aber daraus herzuleiten ſei, daß er die 
pſychiſche Dispoſition geſchaffen Hatte, auf der der Entſchluß zu dem 
waghalſigen Sprunge beruhte. Nur vom Boden einer ſolchen Auf⸗ 
faſſung aus läßt die Entſch. ſich überhaupt begreifen; von ihm aus 
wird man ſich mit ihr ſogar befreunden können. 

Prof. Dr. Graf -zu Dohna, Bonn. 


Zu 22. Es wäre zu wünſchen, daß der Geſetzgeber künftig 
überall zwiſchen unechten und unwahren Erklärungen unterſcheiden 
und die mißverſtändlichen Ausdrücke „falſch“ und „unrichtig“, ganz 
vermeiden würde. Denn ihnen kann man nie mit Sicherheit an⸗ 
ſehen, ob damit der äußere Mangel der Unechtheit oder der innere 
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rechtswidrig zugeeignet (8 350 StGB.). Fehl geht der Ein⸗ 
wand der Rev., die Stg. hätte noch beſonders prüfen müſſen, 
ob der Angekl. nicht etwa — wenn auch irrtümlich — bei 
ſeiner Handlungsweiſe das Einverſtändnis ſeiner vorgeſetzten 
Dienftftelle habe annehmen können. Da weder der Angekl. 
noch der Verteidiger in der Hauptverhandlung eine ſolche Be⸗ 
hauptung aufgeſtellt haben, war die St. nicht genötigt, in 
eine beſondere Erörterung dieſer Frage einzutreten, zumal 
nach den getroffenen Feſtſtellungen nicht der mindeſte Grund 
zu der Annahme vorlag, daß der Angekl. beabſichtigt habe, die 
widerrechtlich entnommenen Beträge jemals zurückzuerſtatten, 
ſomit von einer Zuſtimmung der vorgeſetzten Dienſtbehörde 
zu ſeinem Tun nicht wohl die Rede ſein konnte. Das von 
dem Beſchwerdeführer in der Reviſionsbegründung angeführte 
reichsgerichtliche Urteil (JW. 1925, 585) betrifft den ganz 
anders gearteten Fall einer nur vorübergehenden Entnahme 
amtlicher Gelder, der für die Beurteilung der vorliegenden 
Straftat nicht herangezogen werden kann. Im übrigen iſt 
auch in diefer Entſcheidung die von dem RG. mehrfach aus⸗ 
geſprochene Auffaſſung gebilligt, daß ſich ein Beamter gegen⸗ 


über dem äußeren Tatbeftande einer Amtsunterſchlagung i. S.“ 


des 8 350 StGB. in der Regel nicht darauf berufen könne, 
er ſei überzeugt geweſen, der Eigentümer des Geldes werde 
mit deſſen auch nur vorübergehender Verwendung einver⸗ 
ſtanden ſein. 

Rechtlich verfehlt ſind endlich die Ausführungen des 
Beſchwerdeſührers, daß als „unrichtige Belege“ i. S. des 
8 351 StGB. nur ſolche Unterlagen in Betracht kämen, die 
fälſchlich angefertigt oder verfälſcht ſeien. Unrichtig i. S. dieſer 
Geſetzesbeſtimmung ſind auch ſolche Schriftſtücke, die lediglich 
einen den Tatſachen nicht entſprechenden Inhalt haben (vgl. 
NGSt. 60, 65). Soweit in der Entſcheidung des erk. Sen. 
3 D 395/06 v. 14. Mai 1906 (abgedruckt in Voltd Arch 53, 
285) etwas anderes zum Ausdrucke gebracht iſt, wird an die⸗ 
ſer Auffaſſung nicht mehr feſtgehalten. 

A.] 


(3. Sen. v. 12. Juli 1928; 3D 488/28.) 

23. 88 350, 351 St B. Amtsunterſchlagung 
durch Zurückhaltung amtlich empfangener Gelder 
und Verwendung dieſer Gelder zur Begleichung 
einer eigenen Schuld an die Staatskaſſe. 

Das BG. verneint das Vorliegen einer Amtsunterſchla⸗ 
gung um deswillen, weil der Angekl. durch die Zurückhaltung 
der an ihn gezahlten Beträge und die Deckung der Fehlbeträge 
durch ſie, wodurch — in Verbindung mit Zuzahlungen aus 
der eigenen Taſche — er die Kaſſe ſtimmend machte, ledig⸗ 
lich der Schein der Deckung des Fehlbetrags erweckt, der 
Kaſſenſtand ſelbſt aber — abgeſehen von den Zuzahlungen 
aus eigenen Mitteln — nicht im geringſten verändert worden, 
ſondern immer derſelbe geblieben ſei und ein erkennbarer 
Aneignungsakt des Angekl. hinſichtlich der Gelder nicht vor⸗ 
liege. Es iſt richtig, daß in der Unterlaſſung der Einlegung 
der vereinnahmten Gelder in den für dieſe Beträge beſtimm⸗ 
ten Behälter und durch ihre Unterbringung in eine beſondere 
zuſammen mit der Kaſſe aufbewahrte Schwinge noch nicht 
notwendigerweiſe eine Zueignung i. S. des 8 246 
SGB. gefunden werden muß, weil der Angekl. die Beträge 
nur zu dem Zwecke abgeſondert haben kann, um demnächſt 
in der Lage zu ſein, Fehlbeträge zu decken, wenn ſich ſolche 
ergeben ſollten, daß er ſich alſo den Entſchluß vorbehielt, ob 
er ſpäter über ſie für ſich ſelbſt verfügen wollte (RGSt, 17, 
321, 322). Aber der Angekl. hat die in dieſe Schwinge ein⸗ 
gelegten Geldbeträge nicht in ihr belaſſen, ſondern ſie tat⸗ 


Mangel der Unwahrheit bezeichnet werden ſoll. So iſt es nicht ver⸗ 
wunderlich, wenn das RG. und wenn u. a. Olshauſen zu $ 851 
erſt die eine und ſpäter die andere Auffaſſung vertreten haben. 
Sprachlich ſind beide Auslegungen möglich; rationeller freilich iſt 
die ſtrengere (will ſagen: dem Beamten ungünſtigere) Meinung und 
ſie wird heute als die herrſchende gelten dürfen. „Wenn die amtliche 
Buchführung ſelber durch § 351 in klaren Worten gegen jede Be⸗ 
einträchtigung ihrer Zuverläſſigkeit durch unehrliche Beamte — 
Falſchführung, Verfälſchung, Unterdrückung, unrichtige Abſchluſſe und 
Auszüge — geſichert wird, jo kann die Nachprüfung ihrer Richtig⸗ 
Reit oder Unrichtigkeit an der Hand der dazu beſtimmten Belege 
nicht wohl einen geringeren Schutz genießen“ (RGSt. 60 Nr. 30). 
Dieſe Aranmentation erſcheint überzeugend. 
Prof. Dr, Graf zu Dohna, Bonn, 
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ſächlich zu dem erwähnten Zwecke verwendet, um ſich dadurch 
von einer nach der Annahme des BG. zwar möglicherweiſe 
nicht beſtehenden, von ihm ſelbſt aber als vorhanden an⸗ 
genommenen Verpflichtung zur Deckung der Fehlbeträge zu 
befreien. Damit wollte er erreichen und erreichte, daß die 
von ihm vereinnahmten Koſtenzahlungen der Behörde ver⸗ 
borgen blieben und verloren gingen. Indem er die Gelder 
der Schwinge, in der er ſie verwahrt hatte, entnahm, um 
damit eine — wenn auch vielleicht nur vermeintliche — 
eigene Schuld an die Staalskaſſe zu begleichen, fie alſo nicht 
als ſtaatliche, ſondern als eigene Gelder zur Bezahlung zu 
verwenden, eignete er ſie ſich an, um ſie allerdings ſogleich 
wieder demſelben Eigentümer zuzuführen. Damit war aber 
dann, wenn in der Unterbringung in die Schwinge mit Rück⸗ 
ſicht auf deren gemeinſame Aufbewahrung mit der amtlichen 
Kaſſe noch kein Zueignungsakt gefunden werden ſollte — 
was von den tatſächlichen Feſtſtellungen über die Willens⸗ 
richtung des Angekl. abhängt —, nunmehr die Zueignung 
vollendet. So hat der jetzt erk. Sen. nicht nur in der in RGSt. 
22, 175 abgedr. Entſch. v. 20. Okt. 1891, ſondern auch 
mehrfach neuerdings, jo im Urt. 2 D 1136/26 v. 24. Jan. 
1927 entſchieden. Der Fall, der dem vom Verteidiger an⸗ 
geführten Urt. v. 14. Okt. 1926, 2 D 846/26, zugrunde lag, 
unterſcheidet ſich von dem jetzt zu beurteilenden Falle da⸗ 
durch, daß der damalige Angekl. die in eine andere Kaſſe 
herübergenommenen Gelder nicht zu ſeiner dauernden 
Befreiung von dem ihn treffenden Erſtattungsanſpruch, ſon⸗ 
dern ohne den Zueignungsvorſatz nur vorläufig bis zur 
Aufklärung des Fehlbetrags verwenden wollte. 

Iſt aber hiernach, entgegen der Rechtsanſicht des BG., 
die Annahme einer Amtsunterſchlagung nicht ausgeſchloſſen, 
dann wird ſich als weitere Folge ergeben, daß das zur Ein⸗ 
tragung der Einnahmen beſtimmte Buch vom Angekl. in Be⸗ 
ziehung auf die Unterſchlagung, ſei es, um ſie zu verdecken, 
ſei es, um fie vorzubereiten, unrichtig geführt worden iſt 
(8 351 StGB.). Dann aber iſt für die Annahme eines voll⸗ 
endeten oder verſuchten Betruges, wie ihn das BG. für ge⸗ 
geben hält, kein Raum (RGSt. 61, 202, 203). 

Die Rev. der Staatsanwaltſchaft iſt mithin inſoweit be⸗ 
gründet, als ſie ſich gegen die Verurteilung wegen ver⸗ 
ſuchten Betruges ſtatt wegen des Verbrechens nach 88 350, 
351 StGB. richtet. 


(2. Sen. v. 10. Mai 1928; 2 D 371/28.) IA. 


24. 8 359 StG B. Für den Beantenbegriff ges 
nügt es, daß der Angeſtellte in einer nicht ganz 
untergeordneten Weiſe an der Erhaltung der 
öffentlichen Aufgaben einer Behörde mitzu⸗ 
wirken hat. ) 


Der erk. Sen. hat in der RGSt. 60, 139 ff. abgedruckten 
Entſch. v. 19. März 1926 die Bedeutung der im § 359 StGB. 
enthaltenen Begriffsbeſtimmung des Beamten, wie ſie in der 
neueren Rſpr. des RG. entwickelt worden iſt, zuſammen⸗ 
faſſend erörtert. Danach find die Merkmale des § 359 a. a. O. 
auch dann gegeben, wenn eine Perſon ohne Begründung eines 
öffentlich⸗rechtlichen Dienſtgewaltverhältniſſes von einer nach 
den reichs⸗ oder landesrechtlichen Vorſchriften zuſtändigen 
Stelle in allgemeiner Weiſe durch einen ausdrücklichen oder 
auch nur ſtillſchweigenden öffentlich⸗rechtlichen Akt zu 
Dienſtverrichtungen berufen wird, die aus der Staatsgewalt 
abzuleiten ſind und ſtaatlichen Zwecken dienen, ſei es, daß die 


Zu 24. Dem Urteil iſt unbedenklich beizutreten. Der Beamten⸗ 
begriff im Sinne des Strafrechts (8 359 StGB.) iſt ein weiterer als 
im ſtaatsrechtlichen Sinne. Es kann vorkommen, daß jemand für 
ein öffentliches Amt angeſlellt iſt, ohne Beamter im ſtaatsrcchtlichen 
Sinne zu ſein. Es muß ſich aber ſtets um die Ausübung von Be⸗ 
fugniſſen öffentlich⸗rechtlicher Natur handeln, die unmittelbar 
oder mittelbar ſtaatlichen Zwecken dienen (RGGt. 38, 17; 60, 141). 
Nicht jede Teilnahme an den öffentlichen Staatsaufgaben verleiht die 
Eigenſchaft eines Beamten im Sinne des Strafrechts; es muß ſich 
vielmehr, wie das RG. mit Recht betont, um Dienſtleiſtungen handeln, 
die nicht ganz untergeordneter Natur ſind. Daß der Dienſt eines 
ſog. Kontoführers bei einer ſtädtiſchen Sparkaſſe nicht rein mechaniſch 
iſt, ſondern ein erhebliches Maß von geiſtiger Anſpannung erfordert, 
führt das RG. zutreffend aus. Das Urteil ſtimmt durchaus überein 
mit der bisherigen höchſtrichterlichen Rechtſprechung. 

LG Präſ. Dr. Brand, Duisburg. 
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Dienfte dem Staat unmittelbar oder einem vermitteln⸗ 
den Träger eines Zweiges der öffentlichen Ver⸗ 
waltung zu leiſten ſind. Solche Perſonen ſind dann un⸗ 
mittelbare oder mittelbare Beamte zwar nicht im ſtaatsrecht⸗ 
lichen, aber im ſtrafrechtlichen Sinne. Nicht nötig iſt nach der 
neueren Rſpr. des R., daß es ſich hierbei um Obliegenheiten 
handelt, die nur von einem öffentlichen Beamten mit recht⸗ 
licher Wirkſamkeit vorgenommen werden können, oder um die 
Übertragung der Ausübung von Rechten, die ihrer Natur nach 
Staatshoheitsrechte find (RGSt. 51, 66 ff.). Vielmehr können 
Dienſte und Verrichtungen auch dann öffentlich- rechtlicher 
Natur, aus der Staatsgewalt abzuleiten und dem Staats⸗ 
zweck zu dienen beſtimmt ſein, wenn ſie an ſich auch von 
Privatperſonen in privater Tätigkeit bewirkt werden könn⸗ 
ten. Das NG. hat bereits in nicht veröffentlichten Entſchei⸗ 
dungen anerkannt, daß ſich ſtädtiſche Unternehmungen, wie der 
Betrieb eines Gas⸗ und Waſſerwerks nicht als rein privat⸗ 
wirtſchaftliche Betriebe darſtellen, ſondern öffentlich- rechtlichen 
Zwecken dienen (vgl. RG. IV 652/22 v. 13. April 1923 und 
RG. 1196/26 v. 1. Okt. 1926). Nach den von der Gef. 
übernommenen Feſtſtellungen des Schöffc F. war der Angekl. 
nach Leiſtung des „Handgelübdes“ unter Hinweis auf ſeine 
Dienſtpflichten bei der ſtädtiſchen Sparkaſſe in N. angeſtellt 
worden. Die Sparkaſſe iſt eine Einrichtung der Stadt N., 
einer Stadtgemeinde, die, wie die Stͤ. ohne Rechtsirrtum 
annimmt, ſtaatliche Zwecke verfolgt und unter ſtaatlicher Auto⸗ 
rität und Aufſicht ihre Angelegenheiten verwaltet. Nach der 
weiteren, gleichfalls rechtlich bedenkenfreien Annahme der 
StR. dient die ſtädtiſche Sparkaſſe in N. nicht nur den finan⸗ 
ziellen Belangen der Stadt, ſondern auch öffentlichen Zwecken 
inſofern, als ſie eine allgemeine Wohlfahrtseinrichtung darſtellt, 
die den Sparſinn der Bevölkerung anregen, ſowie private Ver⸗ 
mögen und Unternehmungen günſtig beeinfluſſen und unter⸗ 
ftügen ſoll. Dieſe weſentliche Aufgabe der Sparkaſſe iſt aus 
der Staatsgewalt abzuleiten und dient dem Staatszwecke. 
Denn daß es zu den Aufgaben des Staates und ſeiner Ge⸗ 
meinden gehört, auch für die wirtſchaftliche Wohlfahrt ſeiner 
Einwohner zu ſorgen, bedarf nicht erſt eines Nachweiſes. Dem⸗ 
entſprechend hat das RG. ſchon bisher die Angeſtellten ge⸗ 
meindlicher Sparkaſſen als Beamte im ſtrafrechtlichen Sinne 
angeſehen (RGSt. 61, 1, 4). Nach der weiteren tatſächlichen 
Überzeugung der St. war der Angekl. keineswegs mit unter⸗ 
geordneten, niedrigeren Dienſtleiſtungen betraut. Vielmehr 
hatte er den Dienſt eines ſog. Kontoführers in der Spar⸗ 
abteilung zu verſehen. Als ſolcher hatte er Zu- und Ab- 
ſchreibungen vorzunehmen, den Stand der Sparbücher zu ver⸗ 
gleichen, Zinſen zu berechnen, die Konten richtigzuſtellen und 
etwaige Unſtimmigkeiten zu melden. Seine Aufgabe war alſo 
durchaus nicht eine rein mechaniſche, ſondern erforderte eine 
ſelbſtändige, geiſtige Tätigkeit, eine „logiſch-arithmetiſche“ Be⸗ 
rechnung. Die vom Angekl. ſelbſt in ſeiner Reviſionsbegrün⸗ 
dung unter Vorlegung eines Zeugniſſes der ſtädtiſchen Spar⸗ 
kaſſe v. 26. Sept. 1927 aufgeſtellte Behauptung, daß er als 
Journal führer und nicht als Kontoführer bei der Spar⸗ 
kaſſe verwendet worden ſei, ſteht mit dem im Urteil feſt⸗ 
geſtellten Sachverhalt im Widerſpruch und kann deshalb im 
jetzigen Rechtszuge nicht beachtet werden (88 337 Abſ. 1, 261 
SIPO.). Für das Rev. find ausſchließlich die im Urteil 
enthaltenen tatſächlichen Feſtſtellungen maßgebend. Dann iſt 
aber die Beamteneigenſchaft des Angekl. im ſtrafrechtlichen 
Sinne bedenkenfrei nachgewieſen. Dies wird nicht durch die 
tatſächliche Feſtſtellung der StR. in Frage geſtellt, daß der 
Angekl. „etwaige Unſtimmigkeiten zu melden hatte“. Denn der 
ſtrafrechtliche Beamtenbegriff erfordert keineswegs, daß die 
übertragenen Geſchäfte ſelbſtändige oder entſcheidende ſind. 
Es genügt, daß der Angeſtellte in einer nicht ganz unter⸗ 
geordneten Weiſe an der Erfüllung der öffentlichen Aufgaben 
einer Behörde mitzuwirken hat (vgl. erk. Sen. 1 297/26 vom 
8. Juni 1926 und 1 767/26 v. 7. Dez. 1926). Nach den wei⸗ 
teren Feſtſtellungen der Stͤ. hat der Angekl. die feine Be⸗ 
amteneigenſchaft begründenden Tatſachen, alſo die Tatſachen 
gekannt, aus denen die rechtliche Folgerung ſeiner amtlichen 
Eigenſchaft i. S. des § 359 SGB. abzuleiten iſt. Wenn er 
in Verkennung des Sinns dieſer ſtrafgeſetzlichen Vorſchrift 
trotz Kenntnis der erörterten Tatſachen den vom Strafgeſetz⸗ 
geber geprägten Beamtenbegriff nicht für erfüllt erachtet 
haben ſollte, ſo hätte er ſich nicht in einem Irrtum der im 


Rechtſprechung 


1 


[Juriſtiſche Wochenſchrift 


859 StGB. bezeichneten Art, ſondern in einem ſtrafrecht⸗ 
lichen Irrtum befunden, der die Anwendung der Vorſchriften 

über die Amtsverbrechen nicht hindern würde (RGSt 53, 131, 

L e e ee 


(1. Sen. v. 6. Juli 1928; 1D 574/28.) A.] 


Staatsgerichtshof für das Deutſche Neich. 
1. Art. 19, 138, 173 RVerf. Aufwertung von Staats- 
leiſtungen an die ev.-luth. Landeskirche Sachſens. 7) 
I. Im ſächſ. Staatshaushaltplane für das Rechnungsjahr 1914 
waren u. a. folgende Poſten eingeſtellt: 
1. Entſchädigung für weggefallene Stolgebühren an 


Geiſtliche und Kirchendienergebühren⸗ 6194914 
2. Zuſchuß zu den geiſtlichen Getreidezehntenn - 19564 
3. Gottesdienſt der vormaligen evangeliſchen Hofkirche 
ff ee ee ee AM m 
4. Auguſteiſche Prieſter⸗, Witwen⸗ und Waijenftiftung . 60714 


Die gleichen Poſten fanden ſich ebenſo wie ſeit Jahrzehnten in 
den Haushaltplänen früherer Jahre, fo auch in denjenigen der 
folgenden Jahre bis einſchließlich 1923 mit der Maßgabe, daß ſich der 
Poſten 1 ſeit 1916 aus einem von der Antragſtellerin (ev.⸗ luth. 
Landeskirche Sachſens) anerkannten Grunde um 6% verringerte, 
während zu dem Poſten 3 ſeit 1919 eine auf die Staatskaſſe über⸗ 
nommene frühere Kronrente von 6000 % hinzutrat. 

In dieſer Höhe (alſo 619 485 -1- 1956 J 23 784 +- 6071 40 
erfolgten die Zahlungen bis zum Jahre 1922, während ſie i. J. 
1923 wegen der forkgeſchrittenen Geldentwertung unterblieben. 

Im Staatshaushallplaue für das Rechnungsjahr 1924 findet 
ſich der Vermerk, daß die Beträge vorläufig nicht eingeſtellt ſeien, 
da die Frage der Aufwertung noch nicht geklärt ſei. 

In den Staatshaushaltplänen für die Rechnungsjahre 1925 bis 
1927 ſind die gedachten Poſten in Reichsmark angeſetzt, und zwar 
für 1925 mit 30%, für 1926 mit 40%, für 1927 mit 50% der 
früheren Nennbeträge. 

Im Staatshaushaltplane für 1925 findet ſuch dazu folgende 
Erläuterung: 

„Dieſe Leiſtungen ſollen auf 1924 mit 20%, auf 1925 mit 30%, 
auf 1926 mit 400%, auf 1927 und weiterhin mit 500 der Frie⸗ 
densnennbeträge gewährt werden gegen Verzicht der Kirche auf 
weitergehende Anſprüche für die Vergangenheit und vorbehaltlich 
der Anderungen, die ſich aus einer künftigen allgemeinen reichs. 
oder landesgeſeßzlichen Regelung der Auſwertungsfragen für dieſe 
Leiſtungen ergeben.“ 
Unter Bezugnahme hierauf heißt es in der Erläuterung zum 
Staatshaushaltplane für 1926: 
„Die Leiſtungen ſollen für 1926 mit 40% der Friedeusnenn⸗ 
beträge aufgewertet werden.“ 
Entſprechend wird die Aufwertung auf 50% im Staatshaushaltplaue 
für 1927 begründet. 

Eine Zahlung iſt jedoch auch für die Zeit ſeit 1924 nicht er⸗ 
folgt, da die Antragſtellerin den ihr angeſonnenen Verzicht auf die 
Mehrbeträge nicht abgeben zu können erklärte, der Antragsgegner 
ohne einen ſolchen jede Zahlung verweigerte, 

Die Antragſtellerin vertritt den Standpunkt, daß auf Grund 
des Art. 173 RVerf. die Leiſtungen bis zur ihrer Ablöſung unter 

Zu 1. Die ev.⸗luth. Landeskirche Sachſens befand ſich in der 
Zeit des Währungsverfalls, beſonders ſeit Beginn des Jahres 
1923, in höchſter finanzieller Not und in der Gefahr eines völligen 
finanziellen Zuſammenbruchs, weil die ſächſ. Staatsregierung ihre 
bisherigen Leiſtungen an die Kirche, und zwar ſowohl die frei⸗ 
willigen als auch die Pflichtleiſtungen, namentlich die bisher ge⸗ 
leiſteten Zuſchüſſe zu der Beſoldung der Geiſtlichen, eingeſtellt hatte. 
Die Kirchengemeinden waren in zahlreichen Fällen trog größter 
Oferwilligkeit nicht in der Lage, die Gehälter der Geiſtlichen auf⸗ 
zubringen. Die wirtſchaftliche Not der Geiſtlichen ſtieg ſo, daß viele 
von ihnen, nur um ihr tägliches Brot zu verdienen, neben ihrer 
ſeelſorgeriſchen Tätigkeit in Bergwerken, Fabriken, Büros uſw. 
arbeiteten. Der Streit zwiſchen Staat und Kirche um die Beſol⸗ 
dungszuſchüſſe, für deren Berechtigung die Kirche ſich gegenüber 
der ablehnenden Haltung des Staates auf Gewohnheitsrecht, auf 
die Staatshaushaltsgeſetze, auf beſondere Rechtstitel (Gemeinſchaft 
zufolge noch unaufgelöſten Staatskirchentums) und auf (ſtillſchwei⸗ 
genden) Vertrag berief, fand — und zwar in der Hauptſache zu⸗ 
aunſten der Kirche — ſeine Erledigung durch den Schiedsſpruch des 
RG. v. 17. Febr. 1926 (RG. 113, 349 ff.). Dieſer Schiedsspruch 
ſtellt bedeutungsvolle allgemeine Grundſätze für die Auslegung der 
Art. 138, 173 NVerf. auf: a) Die bei Inkrafttreten der RVerf. auf 
Geſetz, Vertrag oder beſonderen Rechtstiteln beruhenden Staats⸗ 
leiſtungen an eine Religionsgeſellſchaft dürfen bis zum Erlaß des 
noch ausſtehenden RGGeſ. vom Staat eiuſeitig weder ein⸗ 
geſtellt oder gemindert noch auch abgelöſt werden. p) Maßgebend 
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Berückſichtigung der Geldentwertung den Zeitverhältniſſen entſprechend, 
d. h. mindeſtens in Höhe der Friedensnennbeträge in Reichsmark 
fortzugewähren ſeien, während der Antragsgegner (Land Sachſen) 
ausführt, daß er nur zur Zahlung der Friedensbeträge in Papier⸗ 
mark und, da eine ſolche nicht mehr darſtellbar, zu keiner Zahlung 
mehr verpflichtet ſei, die angebotenen Mehrleiſtungen daher ohne 
Verpflichtung aus bloßem Entgegenkommen angeboten habe. 

Die Antragſtellerin hat beantragt, 

„zu entſcheiden, daß der Antragsgegner verpflichtet ſei, die im 
Staatshaushaltrlan als Staatsleiſtungen jeweilig eingeſtellten, 
oben einzeln aufgeführten vier Poſten vom Rechnungsjahre 1924 
ab in Höhe der Vorkriegsgoldmarkbeträge in Reichsmark zu 
gewähren.“ 

Der Antragsgegner hat beantragt, 

„zu entſcheiden, daß er hierzu nicht verpflichtet aa 

II. Es war zunächſt die Zuſtändigkeit des StH. zu prüfen. 

Streitig iſt zwiſchen den Parteien die Auslegung des Art. 173 
RVerf. (in Verb. mit Art. 138 NBerf.): Die Antragſtellerin er⸗ 
achtet durch dieſe Beſtimmungen den Antragsgegner zu den 
im Antrag aufgeführten Leiſtungen für verpflichtet; der Antrags⸗ 
gegner hält ſich trotz dieſer Beſtimmungen für berechtigt, 
die an ſich ihrer Höhe nach unbeſtrittenen Leistungen, da durch die 
Geldentwertung gegenſtandslos geworden, ſchlechthin zu ver⸗ 
weigern. 

Die Zuständigkeit des SSH. hing von der Auslegung des 
Art. 19 Verf. ab, nach welchem über Verfaſſungsſtreitigkeiten inner⸗ 
halb eines Landes, in dem kein Gericht zu ihrer Erledigung beſteht, 
auf Antrag eines der ſtreitenden Teile der StG. für das Deutſche 
Reich entſcheidet, ſoweit nicht ein anderer Gerichtshof des Reichs 
zuſtändig iſt. 

Fallen unter die erwähnte Beſtimmung nur ſolche Streitig⸗ 
Reiten, welche ausſchließlich Normen einer Landesverfaſſung 
zum Gegenſtande haben — wie ſie z. B. den Gegenſtand der beiden 
Entſch. des StG. v. 12. Juli 1921, ſowie derjenigen v. 12. Jau. 
1922, 29. Sept. 1923, 10. Mai 1924 und 21. Nov. 1925 (RG. 102, 
415, 425; 104, 423; 107, Anh. 19; 111, Anh. 1; 112, Anh. 1) bil⸗ 
deten —, fo war der StGH. im vorl. Falle unzuſtändig. Indeſſen 
würde eine derartige Auslegung zunächſt nicht der Bedeutung des 
St., der als Hüter der NBerf. in erſter Linie zu ihrer Aus⸗ 
legung berufen it, gerecht werden. Weiter aber würde ſie mit dem 
Wortlaute des Art. 19 Verf. nicht in Einklang ſtehen. Da dieſer 
schlechthin von Verfaſſungsſtreitigkeiten ohne Einſchräukung ſpricht, 
ſo muß man darunter ſowohl Streitigkeiten, die in der LVerf. als 
auch ſolche, die in der RVerf. wurzeln, verſtehen. Denn beides ſind 
Verfaſſungsſtreitigkeiten. Es iſt auch nicht etwa anzunehmen, daß 
durch den Zuſatz „innerhalb eines Landes“ die Streitigkeiten auf 
ſolche beſchränkt werden ſollten, die auf der nur innerhalb eines 
Landes geltenden Verfafſung, alſo der Verf., beruhen. Der ge⸗ 
dachte Zuſatz enthält vielmehr offenbar nur eine örtliche Abgrenzung 
dahin, daß die Zuſtändigkeit des StGH. für ſolche Verfaſſungsſtreitig⸗ 
keiten begründet ſein ſollte, die „innerhalb eines Landes“, d. h. 
zwiſchen Stellen eines Landes entſtehen. Dagegen folgt wieder aus 
dem Begriff „Streitigkeiten“, daß darunter nicht bloße Meinungs⸗ 
verſchiedenheiten über die Auslegung der Verfaſſung (R⸗ oder 
Perf), ſondern nur ſolche zu begreifen find, die bei der Anwen⸗ 
dung reichs⸗ oder landesrechtlicher Verfaſſungsvorſchriften durch 
die eine Landesſtelle die Belange der anderen berühren. Und da 
auch die Anwendung von reichs rechtlichen Verfaſſungsvorſchriften 
durch eine Landesſtelle immer nur auf Grund der die Buftändigkeit 
dieſer Landesſtelle begründenden LVerf. oder anderer landesver⸗ 
faſſungsrechtlicher Vorſchriften erfolgt, fo können tatfächlih nur 
ſolche Normen der MVerf. unter den Art. 19 Verf. fallen, die auf 


für das Beſtehen und das Maß der zunächſt weiter zu erfüllenden 
Staatsleiſtungen iſt der Rechtszuſtand zur Zeit des Juhkrafttretens 
der RVerf. c) Von einer in dieſem Zeitpunkte beſtehenden Ver⸗ 
pflichtung kann der Staat ſich auch dadurch nicht befreien, daß er 
der Kirche das Beſteuerungsrecht eingeräumt hat. d) Eine Ab⸗ 
löſung der Staatsleiſtungen im Wege der Vereinbarung 
zwiſchen Staat und Kirche iſt auch ſchon vor Erlaß des NGef. zu⸗ 
läſſig. e) Als Geſetze i. S. Art. 138, 173 RVerf. kommen nur 
Staatsgeſetze im materiellen Sinne in Betracht (keine Kirchen⸗ 
geſetze). Haushaltsgeſetze, auch wenn ſie regelmäßig wieder⸗ 
Rehrend Staatsleiſtungen gewährten, ſind keine Geſetze i. S. Art. 138, 
173 RVerf. 7) Gewohnheitsrecht it Geſetz i. S. dieſer Vor⸗ 
ſchriften. g) Staatsleiſtungen ſind nur Dauer lleiſtungen, die ohne 
Ablöſung weiterlaufen würden. h) Staatsleiſtungen können in Geld 
oder anderen Sachen, auch in der Leiſtung von Dienſten des 
Staates für die Kirche, ja auch in der Steuerfreiheit der Kirche 
von Staats ſteuern (vgl. hierzu RG. 111, 134) beſtehen. Lei⸗ 
ſtungen der Gemeinden an die Kirche, wozu auch die Be⸗ 
freiung der Kirche von Kommunalſteuern gehören kann, ſind keine 
Staatsleiſtungen. — Auf Grund dieſer allgemeinen Auslegung der 
Art. 138, 173 RVerf. und einer bis in alle Einzelheiten gehenden 
beſonderen Prüfung ſtellte das RG. in dem erwähnten Schieds⸗ 
ſpruch die Verpflichtung des Freiſtaats Sachſen feſt, Zuſchüſſe für die 
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die LVerf. oder landesverfaſſungsrechtliche Normen einwirken und 
inſoweit eine Ergänzung der WVerf. bilden (vgl. hierzu Lammers: 
Ii. 1927, 457 Anm. 1). Im vorl. Falle handelt es ſich inſofern, 
als der in ſeiner Auslegung ſtreitige Art. 173 in der Verf. ent» 
halten ift, um eine Streitigkeit über die RVerf., er ftellt aber weiter, 
da er die Länder zu Staatsleiſtungen zwingt, die dieſe entſpr. ihrer 
LVerf. und durch die landesverfaſſungsmaäßigen Organe vorzunehmen 
haben, eine Ergänzung der Verf. dar. 

Hiermit ſtehen auch die oben erwähnten Entſch. des SEN. 
keineswegs im Widerſpruch. Denn, da es ſich in ihnen um reine 
Landes verfaſſungsſtreitigkeiten handelte, jo hatte in ihnen der 
SCH. den Art. 19 Verf. lediglich von dem Geſichtspunkt aus zu 
prüfen, ob als ſtreitende Teile i. S. dieſer Beſtimmung nur die Re⸗ 
gierung und die Volksvertretung eines Landes, oder auch andere 
Landesſtellen angeſehen werden können. Nur zur Klärung dieſer 
Frage war in der Entſch. v. 12. Juli 1921 (NG. 102,415 420 )) 
die Außerung des Abg. Kahl, die dieſer als Berichterſtatter in 
der Sitzung des VerfAusſch. v. 3. Juni 1919 getan hat, angeführt: 

„Verfaſſungsſtreitigkeiten ſind Streitigkeiten über die An⸗ 
wendung der LVerf. Entſcheidend iſt nicht, daß der Streit gerade 
zwiſchen der Regierung und der Vollesvertretung ſtattfindet, wenn 
dies auch der häufigſte Fall iſt, ſondern daß der Gegenſtand des 
Streites die Verf. betrifft, wobei es wiederum gleichgültig iſt, ob 
es ſich um einen in der Verfaſſungsurkunde enthaltenen Satz 
handelt oder um einen in einem ſonſtigen Verſaſſungsgeſetze ſtehen⸗ 
den Satz (Aktenſtück Nr. 391 S. 409).“ In allen dieſen Fällen 
konnte der SCH. auch mit Rückſicht auf den inſoweit einheitlichen 
Tatbeſtand — Streitigkeit über eine Norm der LVerf. — unbedenk⸗ 
lich ſagen (vgl. z. B. RG. 107 a. a. O.), „daß der Streit, ob ein 
Landesgeſetz mit der LVerf. in Widerſpruch ſtehe, eine Verfaſſungs⸗ 
ſtreitigkeit i. S. des Art. 19 RVerf. ſei, da er die Auslegung der 
Perf. betreffe“. Dagegen hatte er bisher keine Gelegenheit zu der 
Frage, ob auch Streitigkeiten innerhalb eines Landes über die 
NVerf. unter Art. 19 RVerf. fallen, ausdrücklich Stellung zu 
nehmen, wobei allerdings bemerkt ſei, daß er in feinen Entf. v. 
12. Jan. 1922 (DI g. 1922, 427) und 13. März 1926 (6 u. 8/25) 
bereits die Vereinbarkeit landesrechtlicher Vorſchriften mit der RVerf. 
nachgeprüft hat. 

Den bisherigen Ausführungen ſteht auch die Entſtehungs⸗ 
geſchichte des Art. 19 nicht entgegen. Mag auch der Abg. Kahl nur 
an Streitigkeiten über die Landes verfaſſung gedacht haben, ſo 
kann doch weder aus ſeinen Ausführungen noch aus den ſonſtigen 
Materialien entnommen werden, daß Streitigkeiten innerhalb eines 
Landes, die auf der Reichs verfaſſung beruhen, ausgeſchloſſen 
bleiben ſollten. 

Da in Sachſen ein Gericht zur Erledigung von Verfaſſungs⸗ 
ſtreitigkeiten nicht beſteht, auch kein Gerichtshof des Reiches zu: 
ſtändig iſt, fo hat nach Art. 19 RVerf. der St6Y. zu entſcheiden. 

III. Nach der erwähnten Rſpr. des Stöß. bedarf es keiner 
Ausführung mehr, daß die ev.⸗luth. Landeskirche, die eine Körper⸗ 
ſchaft des öffentl. Rechts darſtellt (Kirchen. v. 14. April 1873: 
SächſchV Bl. 376; RVerf., Art. 137 Abf. 5) und durch das Landes⸗ 
Ronſiſtorium vertreten wird (Staats. v. 15. April 1873: Sächſ⸗ 
GVBl. 374), eine zur Anrufung des StG, befugte Landesſtelle iſt 
(vgl. auch Gieſe, Verf., 7. Aufl., Art. 19 Anm. 1). Die Paſſiv⸗ 
legitimation des Landes Sachſen und ſeine Vertretung durch das 
Miniſterium für Volksbildung unterliegen keinem Bedenken. 

IV. Nach Art. 138 Abſ. 1 RVerf. werden die auf Geſetz, Ver⸗ 
trag oder beſonderen Rechtstiteln beruhenden Staatsleiſtungen an 
die Religionsgeſellſchaften abgelöſt. Sie bleiben jedoch nach Art. 178 
Verf. bis zum Erlaß eines gem. Art. 138 Abſ. 1 Satz 2 Verf. 
hierüber zu erlaſſenden RGeſ. beſtehen. 


Veſoldung der Geiſtlichen ſubſidiär, d. h. ſoweit fie nicht von den 
Kirchengemeinden aus Pfründen, ſonſtigen Stiftungsmitteln oder 
durch Kirchenſteuern aufgebracht werden können, zu gewähren. Das 
NG. hielt ferner das Land Sachſen für verpflichtet, die bisher für die 
Kirche erfolgten Leiſtungen der Amtshauptleute in ihrer Eigen⸗ 
ſchaft als weltliche Koinſpektoren, nicht dagegen die in gleicher 
Eigenſchaft erfolgten Leiſtungen der Stadträte abzulöſen. 

War mit dieſem Schiedsſpruch auch der weſentlichſte Teil des 
Streites zwiſchen Staat und Kirche aus der Welt geſchafft, ſo blieb 
der Streit doch offen hinſichtlich der in der obigen Entſch. unter 
1 Ziff. 1 bis 4 aufgeführten Leiſtungen. Die Kirche hatte hier — 
ebenſo wie wegen der Verweigerung der Beſoldungszuſchüſſe zunächſt 
das Reich um Hilfe im Wege der Reichsaufſicht gebeten. Das Reich 
hatte — abgeſehen von gütlichen Vorſtellungen gegenüber der ſächſ. 
Landesregierung, die erfolglos waren — drei Möglichkeiten des 
Eingreifens zu prüfen: 

1. Die Anrufung des RG. auf Grund Art. 13 Abſ. 2 
N Verf. i. Verb. m. dem Ausf. v. 8. April 1920 (RG Bl. 510). 
Auf dieſem Wege, der die Nachprüfung, der Vereinbarkeit einer 
„landeseechtlichen Vorſchrift“ mit dem Reichsrecht ge⸗ 
ſtattet, konnte die Rechtsfrage, ob die Auffafſung der ſächſ. Landes⸗ 
regierung, daß ſie infolge des Währungsverfalls zu keiner Zah⸗ 
lung an die Kirche mehr verpflichtet ſei, mit Art. 138, 173 RVerf. 
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Die Entſch. über die Anträge der Parteien hängt alſo zunächſt 
davon ab, ob die Religionsgeſellſchaften die ihnen etwa nach Art. 138, 
173 RWerf. gebührenden Staatsleiſtungen nur in Papiermark ver⸗ 
langen dürfen. Iſt dies der Fall, ſo iſt der Autrag des Landes 
Sachſen begründet, der der Landeskirche unbe zündet. Anderenfalls 
ift zu prüfen, in welchem Umfange die Staatsleiſtungen zu ge 
währen ſind. 

Wie der IV. 3 S. des RG. in feinen zwiſchen denſelben Par⸗ 
teien hinſichtlich anderer als der hier ſtreitigen Leiſtungen er⸗ 
gangenen Schiedsſpruch v. 17. Febr. 1926 (RG. 113, 349 [350]) zu⸗ 
treffend ausgeführt hat, folgt aus dieſen Beſtimmungen, daß 

„bis zur Erlaſſung des in ihnen vorbehaltenen, noch ausſtehen⸗ 

den NGef. die bei Inkrafttreten der RVerf. auf Geſetz, 

Vertrag oder beſonderen Rechtstiteln beruhenden Staatsleiſtungen 

vom Staate weder eingeſtellt oder gemindert, noch auch nur ab⸗ 

gelöſt, d. h. gegen Entſchädigung aufgehoben werden dürfen“. 
Es kann aber keinem Zweifel unterliegen, daß dadurch nicht ohne 
weiteres die Leiſtungen ihrem ziffernmäßigen Betrage nach 
bis zur Ablöſung fixiert werden ſollten, ſo wie er ſich in dem be⸗ 
treffenden Haushaltsgeſetze auswirkt, das ſeinerſeits nicht ein Geſetz 
i. S. der Art. 138, 173 iſt (vgl. a. a. O. 351; RG. 111, 145, Entſch. 
des RG. v. 2. Juli 1925: ZW. 1925, 2436). Es kommt vielmehr 
auf den Inhalt der Rechtsnorm an, auf der die in dem betreffenden 
Haushaltsgefetz enthaltene Geldleiſtung beruht. 

Dies erhellt ohne weiteres, wenn die für die Staatsleiſtungen 
Raufale Norm (Geſetz, Vertrag oder beſonderer Rechtstitel) die 
Staatsleiſtungen nicht als feſte Geldzuwendungen, ſondern als an ſich 
zwar gleichbleibende, hinſichtlich der für ſie zu machenden, jeweilig 
durch die Haushaltungsgeſeze zu beſtimmenden Aufwendungen aber 
veränderliche Verpflichtungen begründet hatte, ſo daß ſie beim In⸗ 
krafttreten der RVerf. in dieſer Art beſtanden. Ein die Anderung 
der Höhe der Aufwendungen herbeiführender Umſtand läßt die Ver⸗ 
pflichtung als ſolche unberührt. 

So iſt denn auch in dem erwähnten Schiedsverfahren (RG. 
113, 349 [378]) feſtgeſtellt, daß auf Grund eines Gewohnheits⸗ 
rechts, d. h. eines Geſetzes i. S. der Art. 138, 173 RVerf. der An⸗ 
tragsgegner verpflichtet iſt, „Zuſchüſſe zur Beſoldung der 
Geistlichen aushilfsweiſe inſoweit zu gewähren, als eine den Zeit⸗ 
verhältniſſen entsprechende Beſoldung in der einzelnen Gemeinde 
nicht aus der Pfründe oder ſonſtigen Stiftungsmitteln beſtritten und 
von der Gemeinde ... nicht aufgebracht werden kann“, jo daß alſo 
der Antragsgegner auf Grund einer ſtets gleichbleibenden Verpflich⸗ 
tung je nach den Umſtänden — dem Geldbedarfe der Gemeinden — 
veränderliche Geldbeträge zu leiſten hat. 

Und zwar kann ſich der Geldbedarf der Gemeinden ändern ſo⸗ 
wohl aus fachlichen Gründen (z. B. der Notwendigkeit von Stellen⸗ 
vermehrungen) als auch infolge der Währungsverhältniſſe. 


vereinbar ſei, nur ſchwer und vorausſichtlich nur unvollſtändig zum 
Austrag gebracht werden. Es beſtanden zwar Zweifel und Mei⸗ 
nungsverſchiedenheiten darüber, ob der Rechtszuſtand, den Sachſen 
durch die haushaltsgeſetzliche Behandlung der ſtreitigen Leiſtungen 
(Einſtellung mit einem Hundertſatz des Friedensmarköbetrages, be⸗ 
laſtet mit den Vorbehalten, daß die Kirche auf weitergehende An⸗ 
ſprüche für die Vergangenheit verzichte uſw.) herbeigeführt hatte, mit 
dem Reichsrecht, d. h. Art. 138, 173 RVerf., vereinbar ſei. Es fehlte 
aber von dieſem Geſichtspunkt aus an einer „landesrecht⸗ 
lichen Vorſchrift“, d. h. an einer Rechtsnorm, deren Un⸗ 
vereinbarkeit mit dem Reichsrecht hätte feſtgeſtellt werden können. 
Denn landesrechtliche Vorſchriften i. S. von Art. 13 Abſ. 2 NBerf. 
können doch wohl nur materielle Rechtsnormen ſein. Ein Haus⸗ 
halts®,, das zwar im Wege des formellen Geſetzes ergeht, iſt inhalt⸗ 
lich doch nur ein Staatsverwaltungsakt, der keine allgemein ver⸗ 
bindlichen Rechtsnormen ſchafft. Mit der Behauptung, daß die von 
der Kirche verlangten Leiſtungen in den ſächſ. Staatshaushaltsgeſetzen 
nicht in genügender Höhe eingeſetzt ſeien, hätte übrigens auch nicht 
die Unvereinbarkeit der vorhandenen, zu gering bemeſſenen Haus⸗ 
haltsanſätze mit dem Reichsrecht bemängelt werden können, ſondern 
nur der hinter ihnen fehlende Teil, ſo daß in Wahrheit nicht der zu 
geringe Haushaltsanſatz, ſondern das Fehlen eines weitergehenden 
Haushaltsanſatzes Streitgegenſtand geweſen wäre. Eine fehlende 
haushaltsgeſetzliche Vorſchrift kann aber nicht als landesrechtliche 
Vorſchrift i. S. Art. 13 Abſ. 2 RVerf. erachtet werden. Die Richtig⸗ 
keit dieſer Auffaſſung erhellt wohl am beſten, wenn man den Fall 
annimmt, daß das HaushaltsGg. die fraglichen Leiſtungen nicht nur 
in zu geringer Höhe, ſondern überhaupt nicht aufgeführt hätte, 
Dann könnte man keineswegs davon ſprechen, daß eine landes⸗ 
rechtliche Vorſchrift mit dem Reichsrecht unvereinbar ſei, weil eine 
ſolche überhaupt nicht vorhanden iſt. Was aber für einen ganz feh⸗ 
lenden Haushaltsanſatz gilt, muß m. E. auch für einen teilweiſe 
fehlenden gelten. Art. 13 Abſ. 2 Verf. fieht übrigens auch in 
engſtem Zufammenhange mit dem Abf. 1 desſelben Artikels: „Reichs⸗ 
recht bricht Landesrecht“, d. h. zur Feſtſtellung deſſen, ob Landes⸗ 
recht durch Reichsrecht gebrochen oder, m. a. W., ob Landesrecht mit 
Reichsrecht unvereinbar iſt, iſt das Verfahren des Abſ. 2 gegeben. 
Im Hinblick hierauf könnte man ſich vielleicht zwar wohl noch vor⸗ 
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Die gleichen Momente können Platz greifen, wenn die die 
Staatsleiſtungen begründende Rechtsnorm dem Staate die Verpflich⸗ 
tung zur dauernd fortgejegten Zahlung beſtimmter von vornherein 
fixierter Geldbeträge auferlegt. Da ſteht zunächſt feſt, daß letztere 
durch die Inflation wertlos geworden ſind, ſo daß an ſich eine 
Zahlung überhaupt nicht mehr in Frage kommt, dem Staate viel⸗ 
mehr nur dann und nur inſoweit auferlegt werden kann, als 
er zu einer Aufwertung für verpflichtet zu erachten iſt. Eine ſolche 
Verpflichtung ergibt ſich, wie der Antragsgegner zutreffend bemerkt 
hat, allerdings weder aus der III. Steuer Rot O., noch aus den 
AufwG.; aber fie folgt unmittelbar aus Art. 173 Verf. 

Hierbei iſt davon auszugehen, daß dieſer den Zweck verfolgt, 
den Religionsgeſellſchaften die Möglichkeit zu gewährleiſten, ſich 
in neuem Rahmen (Art. 137 Abſ. 1 MVerf.) in alter Weiſe zu be⸗ 
tätigen. Es ſollte verhindert werden, daß die bei und nach der Staats⸗ 
umwälzung vielfach zutage getretenen religionsfeindlichen Strö⸗ 
mungen in den Landern die Oberhand gewinnen und zur Erdroſſe⸗ 
lung der Religionsgeſellſchaften führen könnten. Deshalb ſollten 
die Länder durch Art. 173 NVerf. grundſätzlich verpflichtet werden, 
in dem Umfange, in dem ſie bisher die Religiousgeſellſchaften 
unterhalten oder ihnen Zuſchüſſe gewährt hatten, dies weiterzu⸗ 
tun. Daraus folgt grundſätzlich, daß, wenn der Staat bisher durch 
fixierte Geldbeträge zu den Aufgaben der Kirche beigetragen hatte, 
er es auch bis zur Ablöſung derart weitertun, d. h. die bisher 
gewährten Beträge in einem ſolchen Umfange gewähren muß, daß 
der gleiche Erfolg auch weiterhin erzielt wird; mit anderen Worten: 
er hat die Beträge aufzuwerten. So ſagt dann zutreffend 
Kahl (Dig. 1923, 340) in ſeinem Schlußworke zu den Aufſätzen 
von Conrad und Meß über die Erhöhung der Staatsleiſtungen 
an die Religionsgeſellſchaften (daſ. Sp. 217 ff. und f e 

„Die Verfaſſung wollte nicht,. .. daß Rechtstitel, die den Staat 
zur Befriedigung des kirchlichen Bedarfs verpflichten, inhaltlich 
auf die am 11. Aug. 1919 fixierten Summenbeträge eingejchränkt 
fein ſollten. Sie hat den geſamten Umfang der ſtaatlichen Ver⸗ 
pflichtungen zur Fürſorge für das Landeskirchenweſen bis zur 
Auflöſung aufrechterhalten. Beſtandteil dieſer Verpflichtungen iſt 
auch die Anpaſſung der Staatsleiſtungen an die Geldentwertung.“ 
Hieraus folgt aber nicht ohne weiteres, daß die Aufwertung nun 
auch in allen Fällen auf den dem früheren entſprechenden Betrag 
in Reichsmark zu erfolgen hat. Denn die zum Zwecke der Be⸗ 
feſtigung der deutſchen Währung geſchaffene Reichsmarlk iſt recht⸗ 
lich etwas von der alten Mark berſchiedenes. Aber ſie wurde 
in demſelben Wertverhältnis zum amerikaniſchen Dollar begründet, 
das die alte Mark gehabt hatte. Da nun die Kaufkraft des ameri⸗ 
kaniſchen Dollars in der Nachkriegszeit jedenfalls nicht größer iſt, 
als ſie in der Vorkriegszeit war, ſo könnte man allerdings folgern, 
daß die Religionsgeſellſchaften zur Erreichung derfenigen Erfolge, 


ſtellen, daß die poſitive VBeſtimmung eines Landeshaushalts. dem 
Reichsrecht widerſprechen kann, nicht aber etwas, was in dieſem 
Haushaltsch. fehlt. Denn beſteht eine reichsrechtliche Rechtspflicht 
des Staates zu beſtimmten Leiſtungen, ſo wird ſie durch das 
Fehlen eines entſprechenden Anſaßes im Haushalts. nicht 
berührt. Sie beſteht auf Grund ihres Rechtstitels (Geſetz, 
Vertrags uſw.) nach wie vor fort. Das NG. hätte ſich m. E. 
im Falle einer Anrufung auf Grund Art. 13 Abſ. 2 MVerf. 
für unzuftändig erklären mijfen, wenn die Anrufung auf die Un⸗ 
vereinbarkeit der ſächſ. Haushalts. mit dem Reichsrecht geſtützt 
worden wäre. Wenn ich aber unterſtelle, es hätte in ſolchem Falle 
ſich für zuſtandig gehalten und entſchieden, daß die ſächſ. Haushalts. 
mit Art. 138, 173 RVerf. unvereinbar ſeien, weil fie dieſe oder jene 
ziffermäßig genannten Beträge zugunſten der Kirche nicht ent⸗ 
halten, welche Wirkung hätte dann dieſe „mit Geſetzeskraft“ aus⸗ 
geſtattete Entſch. gehabt? Sie wäre auf eine Ermächtigung an die 
Staatsregierung hinausgelaufen, beſtimmte Summen zu veraus⸗ 
gaben, ohne die Genehmigung der Vollksvertretung einzuholen. Die 
Entſch. hätte alſo eine Art Zwangsetatiſierung enthalten. Zu ſol⸗ 
chem Zwecke ſcheint mir das Verfahren nach Art. 13 Abſ. 2 RVerf. 
nicht beſtimmt. Der Kirche wäre auch mit einer Entſch. der er⸗ 
wähnten Art nicht im geringſten gedient geweſen. Denn auch die 
Zwangsetatiſierung hätte ihr weder einen Rechtsanſpruch noch einen 
vollſtreckbaren Titel verſchafft, ſondern nur der Staatsregierung 
eine Ermächtigung gegeben. Und ſelbſt wenn die Staats⸗ 
regierung von dieſer Ermüchtigung, die ſich doch nur auf beſtimmte, 
zeitlich begrenzte Haushalts. hätte beziehen können, Gebrauch 
gemacht hätte, wäre der Kirche nur für beſtimmte Haushaltsjahre, 
aber nicht für die Zukunft geholfen geweſen. Schließlich iſt auch 
zweifelhaft, ob das RG. in dem erwähnten Verfahren, in dem doch 
nur abftrakte Rechtsfragen über die Unvereinbarkeit von Landes⸗ 
recht mit Reichsrecht ausgetragen werden ſollen, überhaupt in der 
Lage geweſen wäre, beſtimmte Aufſvertungsbeträge feſtzuſtellen. 
Vielleicht hätte ſich aber die Zuläſſigkeit des Verfahrens nach 
Art. 13 Abſ. 2 Verf. mit einer anderen Begründung ermöglichen 
laſſen! Das RG. hat in feinem Beſchl. v. 27. Nov. 1923 (RG. 107, 
287, 290 JW. 1924, 1045) und 11. Juni 1927 (RG. 118, 1) für 
ſich die Befugnis in Anſpruch genommen, im Verfahren nach Art. 13 
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die fie früher mit Friedensmarkbeträgen erreichen konnten, jetzt 
mindeſtens dieſelben Beträge in Reichsmark benötigen, daß alſo 
die von der Antragſtellerin begehrte Aufwertung auf volle Reichs⸗ 
mark nicht zu hoch gegriffen wäre. Es darf jedoch nicht außer acht 
gelaſſen werden, daß die Aufwertung nach dem auch das öffentl. 
Recht beherrſchenden Grundſatz von Treu und Glauben erfolgt. Ihm 
wird nur Rechnung getragen, wenn die Leijtungsfähigkeit des Zah⸗ 
lungspflichtigen mit berückſichtigt wird. Auch den Ländern find zahl⸗ 
reiche Aufgaben geblieben, die das Reich ſich nicht zuerkannt hat 
(Art. 1-19 NRerf.); die Verarmung des deutſchen Volkes, von dem 
die Mittel zur Erfüllung der Aufgaben des Reichs und der Länder 
ſtammen, hat auf allen Gebieten der ſtaatlichen Betätigung zu ein⸗ 
greifenden Einſchränkungen gezwungen. 

Es ſind daher bei der Frage der Aufwertung einer Staats⸗ 
leiſtung nach Art. 173 RVerf. die geſamten Umſtäude des Falles 
ſowohl auf ſeiten des Landes wie der Religionsgeſellſchaft zu be⸗ 
rückſichtigen. Iſt die finanzielle Leiſtungsfähigkeit des Landes ge⸗ 
mindert, fo iſt auf ſeiten der Religionsgeſellſchaft neben ihrer Ver⸗ 
mögenslage die Art der Staatsleiſtung, insbeſ. der mit dieſer zu 
erreichende Spezialzweck, die Wichtigkeit desſelben im Rahmen des 
dargeſtellten, durch Art. 173 RBerf. zu erzielenden Geſamterfolgs, 
ſowie die Möglichkeit, den Spezialzweck auch auf andere Weiſe zu; 
erreichen, zu prüfen. Aus alledem iſt zu ergründen, welcher Prozent⸗ 
fa der früheren Leiſtungen in Friedensmark dem Lande jetzt zu⸗ 
zumuten iſt. Ergibt ſich dabei, daß die in Reichsmark zu zahlenden 
Beträge nicht den früher in Mark gezahlten Beträgen gleichkom⸗ 
men, ſo liegt darin nicht eine unzuläſſige Minderung, ſondern eine 
zuläſſige Anpaſſung der an ſich unverminderten Beträge mit Rück⸗ 
ſicht auf die durch die Geldentwertung geſchaffene rechtliche und tat⸗ 
ſächliche Lage beider Streitteile. Der gleiche Standpunkt wird auch 
von dem III. ZS. des RG. im Urt. v. 18. Mai 1926 (III Nr. 648/25 1) 
— vgl. auch das Urt. vom gleichen Tage in Sachen III Nr. 71/26) 
vertreten, in dem es ſich um die Gehaltsklage eines braunſchwei⸗ 
giſchen Pfarrers gegen das Land Braunſchweig handelt. In dieſem 
Urt. heißt es: N 

„Art. 173 will jedoch offenſichtlich verhindern, daß der Staat 
das gedeihliche Fortbeſtehen der Religionsgeſellſchaften dadurch ge⸗ 
fährdet, daß er die ihm obliegenden Leiſtungen einſtellt und die 
Deckung des Aufwandes für ſächliche und perſönliche Zwecke un⸗ 
möglich macht.. 

Die Ausführungen des BG. ſind ferner inſoweit frei von 
Rechtsirrtum, als es annimmt, der Art. 173 umgrenze die von ihm 
geſchüßten Rechte nicht ſelbſt, ſondern ſichere ihren Beſtand mit dem 
Inhalt, der ihnen nach Maßgabe ihres Begründungsaktes zukommt. 
Zutreffend ſieht es deshalb der BR. für feine Aufgabe an die 
Leiſtungen ... näher feſtzuſtellen . 


Abs. 2 RWVerf. nicht nur die Vereinbarkeit des Inhalts einer 
landesrechtlichen Vorſchrift mit dem Reichsrecht nachzuprüfen, ſon⸗ 
dern auch die Frage, ob die Handhabung, die Art und Weiſe des 
Gebrauchs einer landesrechtlichen Vorſchrift mit dem Reichsrecht 
verträglich iſt. Unter Zugrundelegung dieſer zutreffenden Rechts⸗ 
auffaſſung (vgl. Gieſe, RVerf., 7. Aufl., Anm. 2 zu Art. 13) 
hätte man alſo wohl die Zuläfjigkeit eines Verfahrens nach Art. 18 
Abſ. 2 Nerf. damit begründen können, daß die Handhabung der 
vor Inkrafttreten der RVerf, erlaſſenen landesrechtlichen Vorſchriften, 
auf die die Kirche ihre Anſprüche fügt, ſofern dem Reichsrecht wider⸗ 
ſpreche, als der Staat annehme, daß er infolge des Währungsver⸗ 
falls zu keinen oder nur zu geringeren Leiſtungen verpflichtet ſei. 
Dieſe Begründung wäre indeſſen nur in den Fallen angebracht und 
zuläffig geweſen, in denen die Kirche ſich auf landesrechtliche Vor⸗ 
ſchriften ſtützt, nicht aber in den Fällen, in denen fie ſich auf andere 
Rechtstitel (z. B. auf Vertrag) beruft. Denn letztere wären keine 
landesrechtlichen Vorſchriften i. S. von Art. 13 Abſ. 2 RVerf. 

2. Die Anrufung des StG. nach Art. 15 Abſ. 3 
R Verf. Wenn Art. 173 RVerf. bis zum Erlaß des in Art. 138 
Verf. verheißenen NGej. die Weitergewährung der bisherigen 
Staatsleiſtungen den Ländern vorſchreibt, ſo kann es nicht zweifel⸗ 
haft ſein, daß die Länder verpflichtet ſind, die reichsgeſetzliche Vor⸗ 
schrift des Art. 173 Verf. auszuführen und daß die Nichtausfüh⸗ 
rung ein Mangel iſt, den die Landesregierung auf Erſuchen der 
Reichsregierung zu beſeitigen hat. Hätte die Reichsregierung ſich in 
der Sache auf den Standpunkt der Kirche geſtellt, den die ſächſ. 
Staatsregierung für unrichtig hielt, dann wäre eine „Meinungs⸗ 
verſchiedenheit“ gegeben geweſen, die die Zuftändigkeit des StG. 
begründet hätte. Anſcheinend hat die Reichsregierung aber in dieſen 
offenen Gegenſatz zur ſächſ. Staatsregierung nicht treten wollen, 
ſondern nur „Zweifel“ gehabt, die ſie zwar im Verfahren nach 
Art. 13 Abſ. 2 Verf. hätten austragen können, falls beſſen ſon⸗ 
ſtige Vorausſetzungen vorlagen (vgl. oben zu 1), nicht aber im Ver⸗ 
fahren nach Art. 15 Abſ. 3 Verf., für das bloße Zweifel nicht 
genügen, vielmehr ausdrücklich eine „Meinungsverſchiedenheit“ vor⸗ 
ausgeſetzt iſt. 

3. Anrufung des StG. nach Art. 19 R Verf. Auch 

1) JW. 1927, 1253. 
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Nur folgerichtig iſt es und in vollem Einklange mit Art. 173 
ſteht es nur, wenn des BG. die ſich jo ergebenden Dienſtbezüge .., 
ſoweit ſie in der Juflationszeit und vor der Einführung der Gold⸗ 
markgehälter fällig wurden, einer Aufwertung unterzieht. Dieſe voll⸗ 
zieht es zwar fo, daß es die Gehaltsrückſtände ... zum Zwecke 
eines billigen Ausgleichs zwiſchen den Intereſſen des Staates und 
der Landeskirche einer Kürzung von 50% unterzieht. Allein dies 
bedeutet nicht eine mit Art. 173 unvereinbare Minderung 
der Dienſtbezüge ... Ob das Maß der Aufwertung und die zu ihrer 
Durchführung gewählte Art der Umrechnung das Richtige treffen, 
entzieht ſich der Nachprüfung des Rev.“ 

Aus den bisherigen Ausführungen ſich' folgende 
Grundſätze: 

1. Staatsleiſtungen an die Religionsgeſellſchaften, die in der 
Vorkriegszeit in Friedensmark zu zahlen waren, ſind aufzuwerten; 
die Aufwertung hat einen billigen Ausgleich zwiſchen den Inter⸗ 
eſſen des Staates und der Religionsgeſellſchaften zu ſchaffen. 

2. Für die Höhe der Aufwertung iſt auf ſeiten der Religions⸗ 
geſellſchaften neben ihrer Vermögenslage in erſter Linie die Art der 
Staatsleiſtungen und der mit ihnen verfolgte Spezialzweck maß⸗ 
gebend, auf ſeiten des Staates ſeine finanzielle Lage mit Rück⸗ 
ſicht auf ſeine geſamten Verpflichtungen. 

V. Die Anwendbarkeit dieſer Grundſätze auf den vorl. Fall 
hing zunächſt davon ab, ob es ſich bei den im Antrage der Landes⸗ 
kirche aufgeführten Leiſtungen um „Staatsleiſtungen“ i. S. von 
Art. 173 RVerf. handelt. Zu Unrecht bemängelt der Antragsgegner 
in dieſer Beziehung zunächſt, daß der Streit der Parteien gar nicht 
die Frage betreffe, ob ihm — dem Antragsgegner — die Staats⸗ 
leiſtungen oblägen, ſondern daß nur die Höhe beſtritten ſei. Denn 
die Höhe einer Staatsleiſtung iſt ein weſentlicher Faktor der 
Staatsleiſtung als ſolcher, hier der einzig weſentliche. Dadurch, daß 
nur die Höhe ſtreitig it, wird der Anſpruch nicht zu einem rein 
vermögensrechtlichen, ein Fall, in dem der StchH. allerdings nicht 
zuſtändig wäre. Streitig iſt, wie ſich aus den bisherigen Aus⸗ 
führungen ergibt, hier die Frage, ob nach der Verf. eine Auf⸗ 
wertung zu erfolgen hat oder nicht. 

Unzutreffend iſt auch die Behauptung des Antragsgegners, daß 
bie ſtreitigen Anſprüche deswegen nicht als Staatsleiſtungen zu er⸗ 
achten ſeien, weil ſie den Zuſammenhang mit ihrem Begründungs⸗ 
zwecke verloren hätten und zu reinen Geldforderungen geworden 
ſeien. Denn in den Staatshaushaltspläuen wird jedesmal der 
Begründungsakt oder der Zweck angegeben, und hat auch die An⸗ 
tragſtellerin ſelbſtverſtändlich die Pflicht, ſie nur nach Maßgabe des 
Begrümbungsaktes oder des Zweckes, zu dem fie fie erhält, zu ver⸗ 
wenden. 

Die Frage, ob es ſich um Staatsleiſtungen i. S. des Art. 173 
RVerf. handelt, ift deshalb aus der Natur der einzelnen Leiſtungen 
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im Wege des Art. 19 RVerf. hätte das Reich ſelbſt nur bei offener 
Stellungnahme für die Kirche eingreifen können. Es hätte dann eine 
„Streitigkeit“ nicht zivilrechtlicher Art zwiſchen dem Reich und einem 
Land vorgelegen, zu deren Entſch. der StGH. zuſtändig geweſen wäre. 

Daß die Reichsregierung ſich nicht offen auf die Seite der Kirche 
geſtellt und damit eine „Meinungsverſchiedenheit“ i. S. von Art. 15 
Abſ. 3 RVerf. oder eine „Streitigkeit“ i. S. von Art. 19 PVerf. 
herbeigeführt hat, lag offenbar ſowohl in der Schwierigkeit der 
Beurteilung der auf dem Gebiete des Landesrechts liegenden Fragen, 
für die der Reichsregierung die Unterlagen fehlten, als auch in 
Erwägungen politiſcher Art. Es erſcheint begreiflich, daß das Reich 
Wert darauf legte, daß ein öffentlich⸗rechtlicher Streit, der im Rah⸗ 
men des Art. 19 MVerf. ſowohl als „Streitigkeit nichtprivatrecht⸗ 
lich zwiſchen Reich und Land“ als auch als „Verfaſſungsſtreitigkeit 
innerhalb eines Landes“ vor dem StG. ausgetragen werden 
konnte — nach Möglichkeit in letzterer Form ſeine Erledigung 
fand. Es erſchien daher für die Reichsregierung das Gegebene, die 
Kirche ſelbſt den Streit vor dem StGH. austragen zu laſſen, zumal 
die Kirche um ihr zuſtehende Rechte kämpfte und zur Darſtellung 
des im ſächſ. Landesſtaatsrecht wurzelnden Sach⸗ und Streitſtandes 
beſſer in der Lage war als die Reichsregierung. Die Möglichkeit 
hierfür war im Rahmen des Art. 19 RVerf. gleichfalls gegeben, wenn 
mun den Streit zwiſchen Staat und Kirche als eine „Verfaſſungs⸗ 
ſtreitigkeit innerhalb eines Landes“ betrachtete. Daß eine ſolche 
„Verfaſſungsſtreitigkeit“ vorliegt, hat der StGGH. in obiger Entſch. 
unter Erweiterung ſeiner bisher dieſem Begriff gegebenen Aus⸗ 
legung anerkannt. Es entſpricht zweifellos dem Sinn und Zweck 
des Art. 19 PVerf., den Streit „innerhalb eines Landes“, d. h. 
zwiſchen Stellen eines Landes nicht nur dann als „Verfaſſungs⸗ 
ſtreitigkeit“ zu erachten, wenn er die Auslegung und Anwendung 
des Landes verfaſſungsrechts zum Gegenſtand hat, ſondern auch 
dann, wenn die Anwendung reichs rechtlicher Verfaſſungsvorſchriften 
durch eine Landesſtelle im Verhältnis zu einer anderen Landes⸗ 
ſtelle ſtreitig iſt, ſoweit dieſe reichsrechtlichen Verfaſſungsvorſchriften 
auf das Landesverfaſſungsrecht einwirken und es ergänzen (vol. 
Lammers: JW. 1927, 457 Anm. 1). In folgerichtiger Fortbildung 
feiner bisherigen Rſpr., in der der StG. für Verfaſſungsſtreitig⸗ 
keiten innerhalb eines Landes Gemeinden (DIZ. 1922, 427; JW. 
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zu prüfen; ſie iſt, wie ſich aus den folgenden Ausführungen er⸗ 
gibt, zu bejahen. 

Dann wäre weiter die Höhe der Aufwertung zu beſtimmen ge⸗ 
weſen. Indeſſen fehlt es inſoweit noch an wichtigen Unterlagen, ſo 
daß vorläufig nur, wie geſchehen, ein Zwiſchenurteil erlaſſen wer⸗ 
den konnte. Für die Eutſch. werden die Streitteile die Unterlagen 
nach Maßgabe der zu IV dargeſtellten Grundſätze beizubringen 
haben. Hinſichtlich der Leiſtungsfähigkeit des Antragsgegners it 
bisher überhaupt nichts vorgebracht; ſoweit ſich aus den Akten der 
geforderten Leiſtungen Umſtände auf ſeiten der Antragſtellerin für 
die Bemeſſung ihrer Höhe ergeben, find dieſe bei der Darſtellung 
der vier Poſten mit erörtert. 

Im Anſchluß an dieſe allgemeinen Ausführungen stellt die 
Entſch. in längeren Ausführungen feſt, daß die in ihr oben zu 15 


1927, 456, 457), einem Adelsverbande (NG. 111, Anh. 1 = JW. 
1924, 1885 DJ. 1924, 805), Fraktionen (RG. 102, 415; 104, 
423 DJ. 1922, 368; RG. 107 Anh. 17 = JW. 1925, 87 23. 
1924, 67; R. 112 Anh. 1 JW. 1926, 1339), neuerdings auch 
unter beſtimmten Vorausſetzungen politiſchen Parteien (StG. 6/27, 
8/27, 12/27) die Parteifähigkeit zuerkannt hat, erkennt er fie im 
vorl. Falle auch für die eine Körperſchaft des öffentl. Rechts dar⸗ 
ſtellende ev.⸗luth. Landeskirche Sachſens an. 

Durchaus zutreffend ſtellt der StGB. in Übereinſtimmung mit 
dem eingangs erwähnten Schiedsſpruche des RG. in obiger Entſch. 
in der Sache ſelbſt feſt, daß Maß und Umfang der nach Art. 173 
MVerf. weiterzugewährenden „bisherigen „Staatsleiſtungen ſich nach 
dem Zeitpunkte des Inkrafttretens der RVerf. zu richten haben, 
daß aber von einer ziffeemäßigen Feſtlegung auf die in dieſem Zeit⸗ 
punkte maßgeblichen Nominalwerte nicht die Rede ſein kann. Es 
iſt aufzuwerten! Die allgemeinen und beſonderen Geſichtspunkte, die 
der SSH. für dieſe Aufwertung gibt, erſcheinen billig und gerecht. 
Den — aus Raummangel oben nicht abgedruckten — Ausführungen 
des St., die im einzelnen darlegen, daß alle von der Kirche be⸗ 
gehrten Leiſtungen Staatsleiſtungen i. S. von Art. 138, 173 NVerf. 
find, iſt beizutreten; fie find in hohem Maße beachtlich für die Frage 
der Aufwertung im öffentl. Recht, auf die hier nicht näher ein⸗ 
gegangen werden kann. 

Minh. Dr. H.⸗H. Lammers, Berlin. 


Zu 2. Das oben bezeichnete Urteil, ergangen in der verfaſ⸗ 
ſungsrechtlichen Streitſache der USP. Sachſen gegen das Land 
Sachſen, baut auf drei Urteilen des StchH. v. Dez. 1927 auf. Dieſe 
Urteile haben bekanntlich Vorſchriften des Landeswahlrechts von 
Mecklenburg⸗Strelitz, Hamburg und Heſſen für unvereinbar mit der 
RVerf. erklärt, weil an die Einreichung von Wahlvorſchlägen in 
dieſen Ländern unterſchiedliche Anforderungen geſtellt wurden, je 
nachdem die einreichende Partei im bisherigen Parlament vertreten 
war oder nicht (vgl. den Mecklenburg ⸗Strelitzſchen Streitfall in RG. 
118, Anh. S. 22—46). Zugleich iſt erſtmalig in dieſen Urteilen die 
Parteifähigkeit politiſcher Parteien, zumal ſolcher, die nicht 
im Parlament vertreten ſind, alſo der fog. (aber damit nicht er⸗ 
ſchöpfend gekennzeichneten) Splitkerparteien, für das Ver⸗ 
fahren vor dem StG. angenommen worden. Dagegen iſt die Legi⸗ 
timation von Fraktionen zur Klagerhebung vor dem Stg. 
von dieſem bereits in ſtänd. Rſpr. anerkannt (vgl. vorl. St.: 
RG. 102, 422; St.: RG. 112, Anh. S. 1; 116, Anh. S. 45). 

Die Gründe, aus denen der StG. die Parteifähigkeit von nicht 
im Parlament vertretenen Parteien für das Verfahren vor dem StG. 
ableitet, find in RG. 118, Anh. S. 28 ff. erörtert und in der oben 
bezeichneten Entſch. zuſammengefaßt. Der SSH. zieht zutreffend die 
Folgerung daraus, daß infolge des für Reich und Länder durch Art. 17 
RVerf, feſtgelegten Verhältniswahlrechts im heutigen Staat das Voll 
notwendig durch Parteien den Staatswillen bildet. Mit der Zu⸗ 
erkennung der Parteifähigkeit an nicht im Parlament vertretene 
Parteien war zugleich die Frage nach der Begrenzung dieſes neuen 
Kreiſes von Prozeßſubjekten für das Verfahren vor dem StG. zu 
entſcheiden. Der St. betrat damit Neuland, da die an ſich nicht 
umfangreiche ſtaatsrechtliche Spezialliteratur über Grundlagen, Auf⸗ 
gaben und Verfahren des StchH. aus Art. 19 Verf. bisher die 
Merkmale für die Parteifähigkeit dieſer Parteien nicht erörtert hat. 
Der StGH. geht davon aus: „es genüge nicht, daß ſich eine Per⸗ 
ſonenvereinigung als Partei bezeichne; ſie müſſe auch den an eine 
ſolche zu ſtellenden ſachlichen Anforderungen entſprechen, um in einem 
Verfahren vor dem StÖH. zugelaſſen zu werden“ und prüft die 
antragſtellende Partei in dreifacher Richtung (a. a. O. S. 30 f.). Er⸗ 
forderlich ſeien zunächſt politiſche Ziele mindeſtens „in dem Sinne, 
daß ſie durch die Staatsgewalt verwirklicht werden ſollen, an der 
teilzunehmen erſtrebt wird“, ſodann eine feſte organiſatoriſche 
Grundlage, endlich eine (bereits bisher erfolgreiche?) politiſche 
Betätigung (etwa in Verſammlungen, durch die Preſſe und bei 
Wahlen). 

Das Merkmal, daß politiſche auf den Staat gerichtete Ziele 
vorhanden ſein müſſen, iſt ohne weiteres einleuchtend, weil jede 
politiſche Tätigkeit auf den Staat bezogen iſt und weil es ſich in 
concreto um die Frage der Legitimation für eine verfaſſungsrecht⸗ 
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Juriſtiſche Wochenſchrift 


1 bis 4 aufgeführten Leiſtungen Staatsleiſtungen i. S. von Art. 173 
NVerf. find, und gibt die beſonderen Geſichtspunkte an, nach denen 
die grundſäglich feſtgeſtellte Pflicht des Landes Sachſen zur Auf⸗ 
wertung zu beurteilen ſein wird. 

(St6H., Entſch. v. 15. Okt. 1927, StGH 4/26.) 


* 


2. Art. 19 RVerf. Legitimation politiſcher Par⸗ 
teien zur Klagerhebung vor dem Staatsgerichtshof. f) 
(StG H., Urt. v. 7. Juli 1928, StGH 4/28.) 
Abgedr. SW. 1928, 22731. 


liche Streitigkeit handelt. Dagegen iſt eine entſcheidende oder immer⸗ 
hin vorwiegende Beurteilung einer antragstellenden Partei nach 
ihrer organiſatoriſchen Grundlage m. E. nicht unbedenklich. Wenn 
auch die Partei als politiſche Gruppe und als organiſierter Verband 
zu unterſcheiden iſt, ſo verwendet der Staatsgerichtshof das Merk⸗ 
mal der Organiſation gerade nicht dazu, um aus der juriſtiſchen 
Organiſationsform die Rechtsfähigkeit der Partei etwa kraft Ver⸗ 
einsrecht feſtzuſtellen und daraus ihre Parteifähigkeit herzuleiten. 
Dies wäre auch verfehlt, da es für die Legitimation einer Partei 
im Verfahren vor dem StÖH. nicht, wie im Zivilprozeß, als Streit 
einzelner auf das Rechtsſubjektſein ankommt, ſondern auf die 
Beziehung zur Verfaſſung (im materiellen Sinne). Wäre es anders, 
ſo könnten gerade die Hauptfälle der Verfaſſungsſtreitigkeiten iuner⸗ 
halb eines Landes im Verfahren nach Art. 19 RVerf. nicht ent⸗ 
ſchieden werden, da ſich bei ihnen Staatsorgane, Regierung und 
Parlament gegenüberſtehen, die beide ſelbſt nicht Rechtsſubjekte ſind, 
ſondern gerade dasſelbe Rechtsſubjekt, das Land, repräſentieren. 
Die Organiſation einer Partei läßt ſich daher nicht formal ſelb⸗ 
ſtändig verwenden, ſondern nur als eine für die Bedeutung der 
Partei mögliche Tatſache werten. Für dieſe Wertung dürfte aber int 
Gegenſatz zur Stellungnahme des Stör. folgenbes gelten: In der 
formal⸗organiſatoriſchen Ausprägung kommt das Weſen einer poli⸗ 
tiſchen Partei kaum und ihre Bedeutung nur bedingt zum Aus⸗ 
druck. Weder die Dauer der Partei nach ihr Hervortreten in der 
Öffentlichkeit hängt von ihrer Organiſationsform weſentlich ab. 
Das Weſen einer Partei liegt vielmehr darin, daß ſie eine Geſin⸗ 
nungs⸗ und Wirkensgemeinſchaft iſt. Als ſolche iſt ſie in erſter Linie 
ſoziale Erſcheinung. Damit iſt ihr eigentümlich, daß die Partei⸗ 
zugehörigkeit ſich unabhängig von der Mitgliedſchaft zur Partei⸗ 
organiſation äußert. Deshalb ſind die Parteien ſelbſt kein feſt⸗ 
geſchloſſenes Gebilde, iſt das Drganifationsmerkmal füglich nicht 
verwendbar. „Auf der Möglichkeit, fortwährend fluktuierende Ele⸗ 
mente in ſich aufzunehmen, ruht nicht zum geringſten Teile die 
Hoffnung der Partei auf Sieg im politiſchen Kampfe“ (G. Jelli⸗ 
nek, Allg. Staatslehre, 3. Aufl. (1914) 1920 S. 114). Wenn auch 
die an dieſe Feſtſtellung ſich anſchließende Bemerkung Jellineks: 
„in der ſtaatlichen Ordnung aber hat der Begriff der Parteien als 
ſolche keine Stelle“ nicht mehr völlig zutrifft, da die Parteien 
wenigſtens in Wahlgeſetzen und Geſchäftsordnungen der Parlamente 
„doch ſchon mit voller Namensnennung auf den Plan treten“ (Trie⸗ 
pel, Die Staatsverfaſſung und die politiſchen Parteien, 1928 S. 25), 
ſo iſt das Verhältnis der RVerf. zu den politiſchen Parteien im 
weſentlichen unausgeſprochen geblieben (ſ. a. Wittmeyer, Die 
Weimarer Werf., 1922 S. 64). Hinzu kommt die Vielgeſtaltigkeit 
der deutſchen Verhältniſſe. Schon die verſchiedene Größe der deut⸗ 
ſchen Länder (vom Umfang etwa eines preuß. Kreiſes bis zu dem 
Großland Preußen) beeinflußt die Parteibildung und ſetzt der Partei⸗ 
organiſation jedenfalls in den kleinen Ländern eine Grenze. 

Es iſt daher zu begrüßen, daß das oben bezeichnete Urteil ſeine 
Entſch. nicht auf das Organiſationsmerkmal abſtellt, ſondern auf 
das oben angeführte dritte Merkmal entſcheidend ſtützt, ob nämlich 
die Partei im Hinblick auf das begehrte Verfahren überhaupt in der 
Lage ſei, ſich als ſtaatsrechtlich Beteiligter Geltung (Zutritt zu der 
Volksvertretung) zu verſchaffen und daher durch die Geſtaltung des 
Wahlrechts berührt wird. Der Sti H. verwendet dabei den Maß⸗ 
ſtab, der der funktionellen Bedeutung der politiſchen Parteien für das 
Staatsleben und dem in concreto vorliegenden Streitfall entspricht. 
Hiernach grenzt der SCH. die für das Verfahren vor ihm legi⸗ 
timierten politiſchen Parteien gegenüber parteiähnlichen Perſonen⸗ 
vereinigungen ab. Zugleich entſpricht dieſes Merkmal, das auf die 
Möglichkeit der Teilnahme einer Partei an der ſtaatlichen Willens⸗ 
bildung oder auf eine (in dieſem Sinne) wirkſame politiſche Tätig⸗ 
keit abſtellt, völlig dem Grunde, aus dem der SICH. das Recht 
der politiſchen Parteien, ſich in Verfaſſungsſtreitigkeiten, die das 
Wahlrecht betreffen, an ihn zu wenden, hergeleitet hat. Beſteht dieſer 
Grund darin, daß das Daſein politiſcher Parteien notwendige und 
durch den Verfaſſungsaufbau anerkannte Vorausſetzung für die 
ſtaakliche Willensbildung iſt, ſo muß ſich auch das für die Legitimation 
einer politiſchen Partei maßgebende Merkmal hierauf beziehen. Dies 
iſt bei dem Merkmal der Möglichkeit der Teilnahme einer Partei 
an der ſtaatlichen Willensbildung der Fall, während dem Organi⸗ 
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ericht Danzig. rung des BeamtDienftEinkG. Beiden Geſetzen waren Beſold . bei- 
Oberg . 2 lig gefügt, welche die Beſoldungen in Gulden feſtſetzten; § 34 blieb bei 
a) Zivilſachen. ſämtlichen Anderungen unverändert. 
Plenarentſcheidung. Unter dem 30. März 1928 erging das „Geſetz über eine vor⸗ 


1. Der 8 34 des Danziger BeamtDienftEinf®. vom 
23. Dez. 1921/14. März 1924 (G Bl. 1924, 68) i. d. Faſſ. des Gef. 
v. 21. Nov. 1924 (GBl. 515) und das Danziger Geſetz über 
eine vorläufige Regelung der Bezüge der Beamten und 
Angeſtellten mit Ruhegeldberechtigung im Amt und im 
Ruheſtande ſowie der Hinterbliebenen der Beamten und 
Angeſtellten vom 30. März 1928 (GBl. 14) ſtehen im Wider⸗ 
ſpruch mit der Verfaſſung. ) 

In der Freien Stadt Danzig wurde unter dem 23. Dez. 1921 
ein Beamt DienſtEinkcf. nebſt beigefügter BeſoldO. erlaſſen. § 34 
dieſes Geſetzes lautete: 

Anderungen der durch dieſes Geſetz geregelten Dienſt⸗ 
einkommensbezüge und Kinderbeihilfen können durch Geſetz 
erfolgen. Werden Beamte durch eine ſolche Anderung mit 
rückwirkender Kraft ſchlechter geſtellt, ſo ſind die bis zur 
Verkündung des betr. Geſetzes fällig gewordenen Unterſchieds⸗ 
beträge nicht zurückzuerſtatten. 

Nachdem mit fortſchreitender Inflation eine Reihe von Aude⸗ 
rungen des Beamt DienſtéEinkG. ſtattgefunden hatten und durch VO. 
v. 23. Okt. 1923 die Dienftbeziige der unmittelbaren Staatsbeamten 
in Danziger Gulden feſtgeſetzt waren, erging unter dem 14. März 
1924 die 21. Anderung und unter dem 21. Nov. 1924 die 22. Ande⸗ 


ſationsmerkmal dieſe Beziehung fehlt. Wie im Einzelfall das Vor⸗ 
liegen des Merkmals bei einer politiſchen Partei feſtzuſtellen iſt, 
ſoll hier nicht erörtert werden, da dies von den beſonderen, wech⸗ 
ſelnden Verhältniſſen des Einzelfalls abhängt. Als eines von meh⸗ 
reren möglichen Indizien kann in dieſem Rahmen auch die Frage 
nach der Organiſation mit verwendet werden. Im vorliegenden Fall 
wurde aus dem Vergleich der bei der Reichstagswahl von 1928 für 
die USP. abgegebenen Stimmen mit der Wahlzahl für die letzte 
Landtagswahl feſtgeſtellt, daß die USP. nicht die geringſte Ausſicht 
beſaß, ein Landtagsmandat zu erhalten. Kommt es darauf an, inwie⸗ 
weit ſich eine Partei durch politiſche Betätigung Zutritt zu der 
Volksvertretung und damit ſtaatsrechtliche Geltung verſchaffen kann, 
ſo iſt es folgerichtig, daß das Urteil in den nicht mit abgedruckten 
Ausführungen über die Einzelheiten des Streitfalles hervorhebt, 
daß „für die zu treffende Entſch. die (jeweils) gegenwärtige Lage der 
Partei maßgebend“ iſt, alſo es nicht darauf ankommen kann, was 
eine Partei etwa früher einmal war oder für die Zukunft gern fein 
möchte. Außerdem beſtätigt das Urteil noch ſelbſt die hier erhobenen 
Bedenken gegen die ſelbſtändige Verwertbarkeit der Organiſation 
als Legitimationsmerkmal. Denn es führt noch aus, daß „eine wirk⸗ 
ſame politiſche Tätigkeit ... mit einem ſolchen parteiähnlichen äuße⸗ 
ren Aufbau (ſowie mit der erfolgloſen Einreichung von Wahlvor- 
ſchlägen) nicht ohne weiteres verbunden iſt“. 

Da die Legitimation politiſcher Parteien zur Klagerhebung vor 
dem St®&H. (bisher nur) für Wahlrechtsſtreit'gkeiten anerkannt iſt, 
ſo wirkt die Feſtſtellung der Legitimation einer beſtimmten politi⸗ 
ſchen Partei praktiſch nur begrenzt, nämlich für die Dauer des be⸗ 
treffenden Landtages. Denn jede Neuwahl iſt dann ein Prüfftein 
für die wirkſame politiſche Tätigkeit einer Partei. Außerdem ſchafft 
erfahrungsgemäß faſt jede Neuwahl gerade für die Splitterparteien, 
ſei es in mehrendem oder minderndem Maße, neue Verhäliniſſe. 

Schließlich ſei, ohne darauf des näheren einzugehen, noch auf 
folgendes hingewieſen: 

Auch in dieſer Entſch. lehnt der StCH. es ab, den einzel⸗ 
nen Staatsbürger als legitimiert für das Verfahren vor ihm an⸗ 
zuſehen. Denn der StG. ſei „unzweifelhaft nicht dazu berufen, an 
Stelle eines RVerwGer. jedem Staatsbürger Rechtsſchutz in öffent⸗ 
lichen Angelegenheiten zu gewähren. Er ſteht damit im Gegenſatz 
zur bisherigen Literatur. Dieſe geht teils mit ihm zwar davon aus, 
daß bei Verfaſſungsſtreitigkeiten innerhalb eines Landes Partei nur 
ſein kann, wer an dem durch die Verfaſſung geregelten Leben des 
Landes beteiligt iſt, leitet daraus aber auch die Legitimation des 
einzelnen in Wahlſachen ab. Sie vertritt teils den Standpunkt, 
daß für den Begriff der Verfaſſungsſtreitigkeiten der Gegenſtand 
des Streites (Streit über die Verfaſſung oder verfaſſungsrechtliche 
Vorſchriſt) lediglich ausſchlaggebend iſt, ohne Rückſicht darauf, wer 
dieſen Streit führt (vgl. Anſchütz, Anm. 2 zu Art. 19 Verf.; 
Gieſe, Anm. 1 zu Art. 19 RVerf.; Poetzſch-Heffter, Anm. 3 
zu Art. 19 MVerf.; Lammers, Geſ. ü. StGH., S. 73 ff.; 
C. Schmitt, Verfaſſungslehre, 1928 S. 112 ff.; ſ. a. das Referat 
von Richter über die 6. Tagung der Vereinigung, deutſcher Staats⸗ 
rechtslehrer [ArchoffR. n. F. 14, 448] — anderer Anſicht W. Jelli⸗ 
nel, Verfaſſung und Verwaltung des Reichs und der Länder, 19273 
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RA. Dr. Paul Bach, Leipzig. 
Zu 1. Das Urteil des Plenums des Obergerichts der Freien 


Stadt Danzig iſt auch für die Reichs⸗ und Länderbeamten im Deut⸗ 
ſchen Reich von großer Bedeutung. Denn die Beſoldch. im Reich, in 


läufige Regelung der Bezüge der Beamten und Angcſtellten mit 
Ruhegeldberechtigung im Amt und im Ruheſtande ſowie der Hinter⸗ 
bliebenen der Beamten und Angeſtellten“. Dieſes lautet in ſeinem 
hier in Betracht kommenden Teile dahin, daß vom 1. April 1928 ab 
das Grundgehalt und die Grundvergütung der unmittelbaren Staats⸗ 
beamten um beſtimmte, im Geſetz näher bezeichnete Beträge, die ſich 
nach den Beſoldungsgruppen abſtufen, gekürzt werden. 0 

Auf Grund dieſes Geſetzes wurden dem Kl., einem Oberpoſt⸗ 
ſchaffner, in den Monaten April bis Juli 1928 monatlich 15 Gulden 
ſeines Gehaltes einbehalten. Der Kl. hat die Freie Stadt Danzig 
auf Zahlung der ihm über den 1. April 1928 hinaus einbehaltenen 
Beträge und auf Anerkennung der Verpflichtung zur Zahlung des 
vollen Gehaltes nach Maßgabe des Beamtd!‚ienſtéEinkGG. v. 21. Nov. 
1924 verklagt. 

Der Kl. vertritt den Standpunkt, das Gef. v. 30. März 1928 
und ebenſo § 34 BeamtddienſtéiukG. verſtoße gegen die Danziger 
Verfaſſung. Zur Unterſtützung ſeines Standpunktes hat er über den 
vorliegenden Rechtsfall erſtattete Gutachten des LGPräſ. Dr. Brand, 
des OVGR. i. R. Dr. Damme, des UnivProf. Dr. Litten, des 
SenPräſ. am RG. i. R. Dr. Lobe, des LGDir. Dr. Loening, des 
Staatsſekretärs a. D. Dr. Mügel und des Mitglieds des Reichs⸗ 
rats Dr. Poetzſch⸗Heffter eingereicht und ſich ferner auf ein bei 


Preußen und den übrigen deutſchen Ländern ſtimmen in den in Frage 
kommenden Vorſchriſten mit den Danziger Be fold. überein. Evenjo 
findet fi) auch in der deutſchen RVerf. ebenſo wie in der Danziger 
Verf. der Grundſatz, daß die wohlerworbenen Rechte der Beamken 
unverletzlich ſind. 

Das Urteil iſt beſonders wichtig, weil mit ihm zum erſten Male 
ein oberſter Gerichtshof zu den auftauchenden Streitfragen Stellung 
genommen hat. Das RG. hatte bisher noch keine Gelegenheit, ſich 
über die vielumſtrittene Frage zu äußern, ob der Vorbehalt der 
Befold®., wonach die Dienfteinkünjte der Beamten durch einfaches 
— nicht mit Zweidrittelmehrheit zuſtande gekommenes — Geſetz 
herabgeſetzt werden können, mit der Verfaſſung in Widerſpruch ſteht. 
Man wird den Ausführungen des Danziger Ob. m. E. in allen 
Punkten beitreten können (ogl. den Aufſatz von Kruſpi: „Mit⸗ 
teilungen d. Preuß. Richtervereins“ 1928, 153 ff. und meinen Auf⸗ 
ſatz in der DRZ. 1928, 328 ff.). In Übereinſtimmung mit dem Dan⸗ 
ziger Obergericht bin ich der Anſicht, daß die Beamten ein wohl⸗ 
erworbenes Recht auf den Fortbezug ihres in den BeſoldG. beſtimmten 
Dienſteinkommens haben und dieſes Recht ihnen nicht verkümmert 
werden kann durch einen Vorbehalt, wie er in den Bejold&. des 
Reiches und der Länder gemacht iſt. Insbeſ. iſt auch abzulehnen die 
neuerdings wieder von Delius: „Der deutſche Beamte“ (Wochen⸗ 
heil. d. Berl. Börjätg. 1928 Nr 42) vertretene Anſicht, wonach der 
Beamte ein wohlerworbenes Recht nur auf angemeſſenen, d. h. 
ſtandesgemäßen Unterhalt, nicht aber auf ein Dienſteinkommen in 
der durch die BeſoldG. zifermüßig beſtimmten Höhe habe. Mit Recht 
hebt das Danziger Obergericht hervor, daß mit der Entſch. über das 
Maß des ſtandesgemäßen Unterhalts der Beamten den Ge⸗ 
richten eine Aufgabe aufgebürdet würde, die ſie kaum erfüllen könn⸗ 
ten und daß mit einer Beſchränkung der wohlerworbenen Gehalts⸗ 
rechte auf den bloßen Anſpruch auf ſtandes gemäßen Unterhalt 
eine nahezu völlige Entwertung des Verfaſſungsſchutzes verbunden 
wäre. 

Es iſt erfreulich, daß das Danziger Obergericht den Vorbehalt 
der Beſoldc s., wonach die Beamtengehälter durch einfaches Geſetz 
herabgeſetzt werden können, für verfaſſungswidrig bezeichnet und da⸗ 
mit den Danziger Beamten den Schutz, den ihnen die Verfaſſung 
gewähren wollte und der ihnen auf dem Umwege über die mit ein⸗ 
facher Mehrheit zuſtande gekommenen Beſoldch. genommen werden 
ſollte, wieder verſchafft hat. 

Dem Obergericht iſt aber auch weiter darin beizutreten, daß 
die Nichtigkeit der fraglichen Beſoldungsbeſtimmungen nicht etwa 
die Nichtigkeit der Beſoldch. überhaupt zur Folge hat. Mit Recht 
wird darauf hingewieſen, daß 8 139 BOB. überhaupt nicht auf 
das dem öffentlichen Recht angehörige Beamtenrecht angewendet 
werden könne und daß jedenfalls auch der Geſetzgeber, wenn er ſich 
der Ungültigkeit der betreffenden Beſoldungsbeſtimmungen bewußt 
geweſen wäre, nicht etwa von der Regelung der Beſoldungsſätze in 
der Höhe, wie geſchehen, Abſtand genommen haben würde. 

Es wäre zu wünſchen, daß auch das RG. bald Gelegenheit 
findet, ſich mit dieſen für die geſamte deutſche Beamtenſchaft ſehr 
wichtigen Fragen zu beſaſſen und die Rechtslage i. S. des Obergerichts 
in Danzig zu klären. Es würde dies zur Beruhigung der deutſchen 
Beamtenſchaft außerordentlich beitragen; denn nach der gegenwärtigen 
Faſſung der BeſoldungsG. muß fie immer mit der Möglichkeit rech⸗ 
nen, daß ihre Bezüge durch einfaches Reichs⸗ oder Landesgeſetz 
herabgeſetzt werden. 

LG Präf. Dr. Brand, Duisburg. 
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den Akten des Senats der Freien Stadt Danzig befindliches Guk⸗ 
achten des UnivProf. Dr. Triepel bezogen. 

Die Bell. hat Abweiſung der Klage beantragt. Sie bejaht die 
Gültigkeit der beiden Geſetzesbeſtimmungen; ihr Standpunkt wird 
unterſtützt durch die von ihr eingereichten Gutachten des RGR. 
Hagemann und des ObReggi. beim Reichsfinanzminiſter ium 
Dr. Olſcher. 

Das Plenum des Obergerichts, zur Entſcheidung über die 
Verſaſſungsmäßigkeit von Geſetzen durch 8 1222 GVG. in der für 
Danzig geltenden Faſſung berufen, hat die beiden Geſetzesbeſtim⸗ 
mungen für verfaſſungswidrig erklärt mit folgender Begründung: 

J. Das Gel. v. 30. März 1928 mindert die Bezüge der Beſoldd. 
b. 21. Nov. 1924, die einen Beſtandteil des BeamtDienft@ink&. v. 
23. Dez. 1921/14. März 1924 i. d. Faſſ. des Geſ. v. 21. Nov. 1924 
bildet und bis dahin für die Beſoldung der unmittelbaren Staats⸗ 
beamten maßgebend war. Es fragt ſich, ob es dazu im Hinblick auf 
die Verfaſſung befugt it, und zwar unter Berückſichtigung deſſen, daß 
8 34 Beamt DienſtEink . die Beſtimmung enthält: „Anderungen der 
durch dieſes Geſetz geregelten Dienſteinkommensbezuge können 
durch Geſetz erſolgen“, wobei hervorzuheben iſt, daß beide Geſetze nicht 
in der für Verfaffungsänderungen vorgeſchriebenen Form zuſtande 
gekommen ſind. 

Das Plenum iſt der Anſicht, daß dieſer Vorbehalt und des⸗ 
halb auch das Geſ. v. 30. März 1928, das von dieſem Vorbehalt 
Gebrauch macht, mit der Verfaſſung im Widerſpruch ſteht, und zwar 
mit dem Grundſatz des Art. 92, welcher lautet: „Die wohlerwor⸗ 
benen Rechte der Beamten ſind unverletzlich.“ 

Um die Frage zu beantworten, ob es mit dieſem Verfaſſungs⸗ 
grundſatz vereinbar iſt, Beſoldungsgeſetze mit der Einſchränkung zu 
erlaſſen, daß die darin feſtgeſetzten Einkommensbezüge durch einfaches 
Geſetz gemindert werden können, iſt es notwendig, den Sinn zu er⸗ 
mitteln, den der Verfaſſungsgeſetzgeber mit dem Begriff der „wohl- 
erworbenen Rechte“ verbunden hat. Und zwar kommt hier der 
Geſetzgeber der Deutſchen RVerf. in Betracht; denn dieſe iſt mit dem 
11. Aug. 1919 auch für das damals noch nicht abgetrennte Danzig 
in Kraft getreten und auch über die Abtrennung hinaus in ihren 
nicht lediglich organiſatoriſchen Teilen in Kraft geblieben, bis ſie 
durch die Danziger Verfaſſung abgelöſt wurde. Dieſe aber hat gerade 
den Satz von der Unverletzlichkeit der wohlerworbenen Beamteunrechte 
unverändert wiederholt und damit offenbar auch denſelben Sinn ver⸗ 
bunden, der dem Satz in der Werf. innewohnt. 

Dieſer Sinn iſt den Anſchauungen zu entnehmen, die der Ge⸗ 
ſetzgeber bei Schaffung der NXerf. vorfand. Soweit es ſich dabei um 
vermögensrechtliche Anſprüche gegen den Staat handelt, die hier 
allein in Betracht kommen, hatte ſich damals eine auf allgemeiner 
Rechtsüberzeugung beruhende Praxis dahin ausgebildet, daß die dem 
Beamten geſetzmäßig gewährte Beſoldung ihm für die ganze Zeit 
feiner Dienſtſtellung geſichert blieb. Hätte auch vor Inkrafttreten der 
RVerf. verfaſſungsrechtlich nichts im Wege geſtanden, die Bezüge 
eines Veſold G. durch einfaches Geſetz zu mindern, jo it doch, ſoweit 
belkaunt, wenigſtens in Preußen⸗Deutſchland von dieſer Befugnis 
niemals Gebrauch gemacht worden. Es trifft namentlich auch nicht 
zu, daß, wie Falkenberg⸗Greß, RBeſoldcß. S. 80 und Falch, 
Beamtenjahrbuch 1928 S. 229, meinen, von dieſem Grundſatz in den 
Beſoldch. von 1909 abgewichen iſt. Wo jene Geſetze für vereinzelte 
Beamte eine Minderung der früheren Dienſtbezüge brachten, da iſt 
durch Vordatierung des Beſoldungsdienſtalters oder durch andere be⸗ 
ſondere Maßnahmen im Verwalkungswege ein Ausgleich geſchaf en 
worden (RBeſoldch. v. 15. Juli 1909, § 42; PrBeſoldch. v. 26. Mai 
1909, 8 3); „denn daß keine Minderung der gegenwärtigen penſtons⸗ 
fähigen Bezüge der Beamten eintreten darf, bedarf keiner Hervor⸗ 
hebung, da der Beamte ein klagbares Recht auf die ihm bewilligte 
Beſoldung hat“ (Begründung zum PrBejold®., Druchſ. des Abg. 
Nr. 9 S. 82 der 21. Leg.⸗Periode). Wenn nun die verfaſſunggebende 
Verſammlung beſchloß, gewiſſe Rechte der Beamten unter ihren be⸗ 
ſonderen Schutz zu ſtellen, die ſie ohne nähere Bezeichnung „die 
wohlerworbenen“ nannte, und damit dem Geſetzgeber verbot, ſie durch 
einfaches Geſetz zu beeinträchtigen, ſo ſind darunter vorzugsweiſe die 
Rechte zu rechnen, benen ohnehin bereits der Geſetzgeber jo viel Achtung 
entgegengebracht hatte, daß er freiwillig davon abgeſehen hatte, ſie 
jemals zu mindern. 

Für die Auslegung des Art. 129 RVerf., 92 Danziger Verf. 
it auch auf die Entſtehungsgeſchichte des Art. 129 NVerf. 
zurückzugreifen. Dieſe zeigt, daß man gegenüber der Befürchtung, es 
könnte infolge der Staatsumwälzung von 1918 auf eine Beſeitigung 
des Berufsbeamtentums hingewirkt werden, das Berufsbeamtentum 
als ſolches in der Verfaſſung verankern und in ſeinen Rechten ſchützen 
wollte. Es ſollte verhindert werden, daß der Geſetzgeber mit Hilfe 
der Befugnis, die Gehälter der Beamten herabzuſetzen, eines Tages 
dazu übergehen könnte, ſie auf einen Stand herabzudrücken, der ein 
auskömmliches Leben nicht mehr gewährleiſtete und die Beamten 
nötigte, den Staatsdienſt aufzugeben, womit dann Platz für eine 
nur im Angeſtelltenverhältuis beſchäftigte Staatsdienerſchaft geſchaf⸗ 
fen wäre. 

Gegenüber ſolchen Beſtrebungen, das Berufsbeamtentum 
als ſolches zu ſchützen, war der Hauptzweck des Art. 129 NVerf. Dem 
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hat auch der Neichsminiſter Preuß in der Nationalverſammlung 
(59. Sitzung, Sten Ber. ©. 1632) Ausdruck gegeben (vgl. hierzu 
ferner Waldecker, ArchoffR. 46, 129 ff.; Eickel (Daniels), 
Beamtenjahrbuch 1924 S. 262 ff.; Brand, Dog. 1928, 336; 
Reichsgericht in NG. 104, 58; 109, 121; Recht 1928 Nr. 1775 
—BeamtArch. 1928, 615). 

Es heurſcht demgemäß auch für Art. 129 Verf. nahezu Über⸗ 
einſtimmung dahin, daß das Recht auf das in einem BeſoldG. 
ziffernmäßig und ohne Vorbehalt beſtimmte Gehalt ein wohlerwor⸗ 
benes Recht des Beamten iſt (Anſchütz, RVerf. 8. Aufl. S. 339; 
G. Jellinek, Syſtem der jub,ektiven öffentlichen Rechte, S. 337; 
Triepel, ArchdoffR. 40, 356; Wach, ebenda 43, 250; Ullmann, 
Beamtenjahrbuch 1925 S. 536; Eickel (Daniels) a. a. 9 
Müller, Beamtenjahrbuch 1925 S. 205; Brand a. a. O.; Rich⸗ 
ter, Danz. Jur. Monatsſchr. 1926 S. 19; Reichsgericht in RG. 
104, 58; 108, 404; 109, 1221); 110, 99; 120, 321 2) 

II. Nicht die gleiche Einigkeit beſteht Hinfichtlich der Frage, ob 
von einem wohlerworbenen Recht der Beamten auf Gehalt nach Maßgabe 
der BeſoldO. auch dann geſprochen werden kann, wenn das Geſetz, 
auf Grund deſſen fie das Gehalt beziehen, mit dem Vorbehalt der 
Minderung durch Geſetz erlaſſen iſt. Anlaß zur Erörterung 
dieſer Frage gab zum erſten Male 8 34 NBejold®. v. 30. April 
1920, der ebenfalls bereits den Satz enthalten hatte, daß Anderungen 
der darin geregelten Gehälter durch Geſetz erfolgen könnten, ein Satz, 
der in zahlreichen Beſold g. der deutſchen Länder und zuletzt in 8 39 
NBeſoldG. v. 16. Dez. 1927 und § 39 PrpenſcG. v. 17. Dez. 1927 
wiederkehrt. Gieſe, RVerf. S. 40; Brand, Dag. 1928, 331; 
Falkenberg⸗Greß, Beſoldch. S. 80 und Eickel (Daniels) 
a. a. O. halten einen derartigen Vorbehalt für ungültig; andere, wie 
Ullmann, Beamtenjahrbuch 1925, S. 561, ſowie ein dort er⸗ 
wähntes Gutachten des Reichs juſtizmin iſteriums, ferner 
Pahlke, NOBL 49, 291; Falch, Beamtenjahrbuch 1928 S. 230 
und Sölch⸗Ziegelaſch, RBeſoldch. S. 316 ſind gegenteiliger 
Anſicht. Mit der Frage, wie dann der Beamte dagegen zu ſchützen 
ſei, daß feine Dienftbeziige vermöge des Vorbehalts auf ein nicht 
mehr auskömmliches Maß gemindert werden, ſetzen ſich dieſe Schrift⸗ 
ſteller nicht auseinander. 

Ein Verſuch, trotz der Ablehnung des Rechts auf Bezüge in be⸗ 
ſtimmter Höhe dennoch dem Gedanken Geltung zu verſchaffen, daß der 
Beamte den Eingriſfen der Geſetzgebung gegenüber nicht ſchutzlos 
bleiben darf, wird von Lammers, Staats⸗ und Selbſtverwaltung 
1924 ©. 111 (ähnlich Gieſe, ArchöffR. 1923, 32 ff.) unternommen. 
Er ſteht auf dem Standpunkt, daß der Beamte auch unabhängig von 
der Beſtimmung des 8 34 ein wohlerworbenes Recht auf den ziffern⸗ 
mäßigen Gehaltsanſpruch nicht beſitzt, geſteht ihm jedoch dieſes Recht 
infoweit zu, als der Staat damit ſeiner Verpflichtung zum ſtandes⸗ 
gemäßen Unterhalt nachgekommen iſt. Dieſer Gedanke wird in 
anderer Form von der Bell. wiederholt, wenn fie geltend macht, 
die nach 834 zuläffige Herabſetzung der Dienſtbezüge finde ihre ver⸗ 
faſſungsmaßige Schranke in dem wohlerworbenen Recht auf an⸗ 
gemeſſenen Unterhalt. 

Ob ein ſolcher klagbarer Anſpruch des Beamten auf Gewährung 
ſtandesgemäßen Unterhalts anzuertzennen iſt, bedarf keiner Entſchei⸗ 
dung. Keinesfalls kaun er allein als zum Schutze des Berufs- 
beamtentums und des einzelnen Beamten ausreichend anerkannt wer⸗ 
den. Mit der Entſcheidung über das Maß des ſtandesgemäßen Unter⸗ 
halts der Beamten würde den Gerichten eine Aufgabe aufgebürdet, 
die ſie kaum zu erfüllen vermöchten. Würde das Gericht finden, daß 
der Anſpruch auf ſtandesgemäßen Unterhalt verletzt iſt, ſo müßte es 
durch Richterſpruch und unter Umſtänden durch eine Unzahl von 
Richterſprüchen, für jede Beamtenhategorie beſonders, neue ange⸗ 
meſſene Beſoldungen feſtſetzen, jo daß alſo im Endergebnis die Schaf⸗ 
fung der Beſold O. dem Staat und ben Kommunen genommen und in 
die Hand der Gerichte gelegt würde. Es würde das aber nicht nur 
praktiſch die allergrößten Schwierigkeiten mit ſich bringen, ſondern 
auch mit dem Weſen des Beamtenrechts kaum vereinbar ſein. 

Es ergibt ſich alſo, daß mit einer Beſchränkung der wohlerwor⸗ 
benen Gehaltsrechte auf den bloßen Anſpruch auf ſtandesgemäßen 
Unterhalt eine nahezu völlige Entwertung des Verfaſſungsſchutzes 
verbunden wäre. Das widerſpricht aber dem Sinne der Verfaſſung, 
der vielmehr dahin geht, daß der Beamte auch gegenüber dem Geſetz⸗ 
geber bei Eingriffen in ſeine Gehaltsrechte Schutz bei den Gerichten 
finden ſoll. Da dieſer Schutz nur bei feſten, nicht bei nach Belieben 
des Geſetzgebers beweglichen oder bei unbeſtimmt gehaltenen, wie 
„angemeſſenen“, „ſtandesgemäßen“ Sätzen möglich iſt, ſo ſteht der 
Vorbehalt des 8 34 mit der Verfaſſung im Wider⸗ 
ſpruch. 

III. Der Hinweis der Bekl. auf die Praxis im Deutſchen 
Reiche und in den deutſchen Ländern vermag an dieſem Ergebnis 
nichts zu ändern. Die Tatſache, daß unter gewiſſen Umſtänden, z. B. 
Teuerung, Juflation in angemeſſenen Grenzen die Teilung des 
Gehalts in Grundgehalt und veränderliche Zuſchläge für zu⸗ 
läſſig erachtet wird (ogl. Brand, Datz. 1928, 339), hat für den 


1) JW. 1925, 787. 2) JW. 1928, 1500. 
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vorliegenden Fall keine Bedeutung, da $ 34 nicht etwaige Zuſchläge, 
ſondern die aus der Beſold O. hervorgehenden Gehälter ſelbſt der Ab⸗ 
änderung durch Geſetz unterwerfen will. — Es ſoll ſich nun aber 
nach Angabe der Bekl. auch eine Praxis innerhalb des Deutſchen 
Reiches dahin gebildet haben, daß die Geſetzgebung des Reiches und 
der Länder von dem Vorbehalt des 8 31 in zahlreichen Fällen 
Gebrauch gemacht hat, ohne daß dies von den dadurch be⸗ 
troffenen Beamten beanſtandet worden iſt. Es hat aber kein Gerichts⸗ 
urteil genannt werden können, das ausdrücklich erklärt hätte, nach 
der NVerf. ſei es zuläſſig, Beſold eh. mit dem Vorbehalt des § 34 
zu erlaſſen. Namentlich ergibt auch der angezogene Beſchl. des RO, 
v. 5. Dez. 1927 (RG. 120, 394) nicht ausdrücklich die Anerkennung 
der Verfaſſungsmäßigkeit des 8 34 des WürttBeſoldch. v. 31. Mai 
1920. Gleiches gilt von der Entſch. des NG. v. 21. Nov. 1925 
(Fiſchers Z. f. V. R. 59, 106 ff.), das ſich über § 26 Abſ. 1 Sächſ⸗ 
BeſoldGG. v. 12. Aug. 1921 ausſpricht. Das Urt. des RG. v. 18. Febr. 
1927 ſchließlich (JurR. 1927 Nr. 1064, vollſtändig abgedruckt in 
Danz. Jur. Mouatsſchr. 1928, 62) betrifft einen Vorbehalt, der in 
einem vor Inkrafttreten der Verf. erlaſſenen Geſetz enthalten war, 
und erklärt einen ſolchen allerdings dem Art. 129 R Verf. gegenüber 
für wirkſam. Im übrigen wird dieſer Standpunkt vom deutſchen 
Staatsgerichtshof (NG. 118 Anhang S. 15) mit beachtlichen Gründen 
bekämpft. 

Wenn endlich das Reich ſich, worauf die Bekl. mit Nachdruck 
hinweiſt, in 88 3, 9 Abſ. 2 des Beſoldungsſperrgeſetzes v. 
21. Dez. 1920 die Befugnis beigemeſſen hat, unter Ausnutzung des 
8 34 der Landesbeſoldungsgeſetze eine Minderung der in dieſen Ger 
ſetzen feſtgeſetzten Beſoldungen auch für die bereits zu deren Geltungs⸗ 
zeit angeſtellten Beamten anzuordnen, ſo iſt dieſe Tatſache für die 
Frage der Berechtigung des Reiches zu einer ſolchen Anordnung 
ebenſowenig beweiskräftig, wie daraus, daß der 8 34 beſteht, die 
Verfaſſungsmäßigkeit des in ihm ausgeſprochenen Vorbehalts be⸗ 
wieſen wird. Unerheblich würde es aber auch ſein, wenn, wie die 
Bekl. behauptet, Beamte ſich den Gehaltsminderungen widerſpruchslos 
unterworfen hätten, wobei dann noch zu fragen wäre, inwieweit eine 
ſich darin für das Deutſche Reich kundgebende Rechtsüberzeu⸗ 
gung auch für Danzig maßgeblich wäre. Möglicherweiſe ſind die 
eingetretenen Kürzungen durch die unter dem Einfluß der Inflation 
erfolgenden ſchnellen Gehaltserhöhungen ausgeglichen und die Beamten 
dadurch von Klagen abgehalten worden. Jedenfalls bietet das Beiſpiel 
des Beſold Sperrcß. nichts, was das Plenum in feiner Anſicht er⸗ 
ſchüttern könnte, daß der Vorbehalt des 8 34 verfaſſungswidrig iſt. 
Möglich iſt auch, daß in den einſchlägigen Fällen der Klageweg un⸗ 
beſchritten geblieben iſt in der Annahme, das Beſold Sperr. ſei in 
verfaſſungsändernder Weiſe zuſtande gekommen, eine Meinung, die 
von v. Hanſemann (PrVol. 46, 283) und von Eichel (Da⸗ 
niels) a. a. O. vertreten wird. 

IV. Zu prüfen war noch, ob die Nichtigkeit des § 34 des Geſ. 
v. 23. Dez. 1921/21. Nov. 1924 nicht zugleich auch die Nichtigkeit 
des ganzen Geſetzes zur Folge hat. Wäre das nämlich der Fall, ſo 
hätte das Gef. v. 30. März 1928 höhere Gehaltsſätze als ſeine 
eigenen nicht vorgefunden, alſo zu der von ihm vorgenommenen Rege⸗ 
lung freie Hand gehabt. 

Damit iſt die Frage aufgeworfen, inwieweit die Ingültigkeit 
einer einzelnen Beſtimmung eines Geſetzes das ganze Geſetz ungültig 
macht. 8 139 BGB. befagt: „Sit ein Teil eines Rechtsgeſchäfts nich⸗ 
tig, ſo iſt das ganze Rechtsgeſchäft nichtig, wenn anzunehmen iſt, 
daß es auch ohne den nichtigen Teil vorgenommen fein würde.“ 
Kaufmann (JW. 1919, 903) will dieſen Satz auch im öffentlichen 
Recht anwenden, ſpeziell auch auf den Fall der Nichtigkeit einer 
Geſetzesbeſtimmung. Demgegenüber muß aber betont werden, daß 
8 139 einen Rechtsgedanken verwirklicht, der auf Alte des öffent⸗ 
lichen Rechts nur mit größter Vorſicht angewendet werden darf. 
Keinesfalls geht es an, die in 8 139 BOB. ausgeſprochene Be⸗ 
weisregel auf einſeitige Staatsakte, wie Geſetze es find, zu über⸗ 
tragen. Im Gegenteil muß der Sat gelten, daß Geſetze wegen ihrer 
Bedeutung, die ſie durch ihr Inkrafttreten für das ganze Staatsleben 
gewonnen haben, nach Möglichkeit aufrechtzuerhalten ſind, auch wenn 
einzelne ihrer Beſtimmungen ſich als ungültig herausſtellen. Außer 
den Fällen, in denen durch den Wegfall der beanſtandeten Beſtim⸗ 
mung der logiſche Zuſammenhang des Geſetzes zerſtört wird, kann 
nun zwar gegebenenfalls durch die Ungültigkeit einer Geſetzesbeſtim⸗ 
mung auch der ſonſtige Geſetzeszuſammenhang insbeſ. bei Geſetzen mit 
wirtſchaftlichem Inhalt derart beeinflußt werden, daß die übrigen 
Beſtimmungen nicht mehr aufrechterhalten werden können. Ein der⸗ 
artiges Beiſpiel bietet die Ungültigkeitserklärung des ganzen 8 9 des 
AusglG. v. 7. April 1925 (Plenarentſch. v. 18. Jan. 1926: Danz. 
Jur. Monatsſchr. S. 8). So liegt die Sache hier aber nicht. Es han⸗ 
delt ſich hier nur um einen Vorbehalt für ſpätere Zeiten. Für die 
nächſte Zukunft ſollten die Sätze der Beſold O. auf alle Fälle gelten, 
weil ſie eben vom Gefeßgeber als dem damals angemeſſenen Unter⸗ 
halt entſprechend angeſehen wurden. 

Aber ſelbſt wenn man die Frage ſtellen müßte, ob der Geſetz⸗ 
geber, wenn er ſich der Ungültigkeit des § 34 bewußt geweſen wäre, 
die Sätze der Beſoldd. in der Höhe, wie geſchehen, feitgejest haben 
würde, kann die Beantwortung nicht verneinend lauten. Bei Be⸗ 
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meſſung der Sätze iſt, wie die Entſtehungsgeſchichte des Gef. v. 
21. Nov. 1924 ergibt, dem Beſtehen des § 34 keinerlei Beachtung 
geſchenkt worden. 

Hatte der Geſetzgeber bei dem Beſoldc ß. von 1921 und feinen 
ſpäteren Anderungen bis zur VDO. v. 23. Okt. 1923 lediglich der 
ſortſchreitenden Inflation Rechnung getragen, fo geht weiter aus der 
Begründung des Geſ. v. 16. März 1924 hervor, daß dieſes Geſetz 
als eine endgültige Regelung gedacht war. Daß auch bei dem folgen⸗ 
den Gef. v. 21. Nov. 1924, das den inzwiſchen in Preußen vor⸗ 
genommenen Gehaltserhöhungen Rechnung trug, die feſtgeſetzten 
Dienſtbezüge als zum ſtandesmäßigen Unterhalt erforderliches Min⸗ 
deſteinkommen gedacht waren, läßt ſich daraus entnehmen, daß der 
Geſetzgeber die Erhöhungen in die Gehaltsſätze eingefügt hat, ohne 
von der Beſtimmung des 8 39 Beſoldc h. Gebrauch zu machen und 
einen zur Aupaſſung an weſentliche Veränderungen in der allge 
meinen Wirtſchaftslage geeigneten veränderlichen Ausgleichszuſchlag 
feſtzuſetzen. 

Es war alſo aus Gründen, die in Art. 92 Danziger Verfaſſung 
liegen, feſtzuſtellen, daß der 8 34 Beamt DienſtEinlih. v. 23. Dez. 
1921/14. März 1924 i. d. Faſſ. des Geſ. v. 21. Nov. 1924 und 
das Geſetz über eine vorläufige Regelung der Bezüge der Beamten 
und Angeſtellten mit Ruhegeldberechtigung im Amt und im Ruhe⸗ 
ſtande ſowie der Hinterbliebenen der Beamten und Angeſtellten v. 
30. März 1928 mit der Verfaſſung im Widerſpruch ſtehen. 
(Ober, der Freien Stadt Danzig, PlenEntih. v. 25. Sept. 1928 
2 U 441/28) 


Mitgeteilt von ObGR. Dr. Reiß, Danzig. 


b) Strafſacheu. 


2. § 351 StGB. erfordert nicht, daß dem Beamten die 
Führung der Rechnungen, Regiſter oder Bücher obliegt? }) 

Die Rev. hält den 8351 StGB. für verletzt, weil nicht feſt⸗ 
geſtellt ſei, daß der Angekl. die Bücher, in die er falſche Namen ein⸗ 
getragen hat, ſelbſt zu führen hatte. Es iſt der Rev. zuzugeben, daß 
das RG. den 8 351 dahin ausgelegt hat, daß die Führung der dort 
bezeichneten Rechnungen, Regiſter oder Bücher zu den dienſtlichen 
Obliegenheiten des Beamten gehören müſſe, der die Gelder unter⸗ 
ſchlagen hat. Insbeſ. iſt dieſe Auffaſſung in R.: JW. 1928, 
81435 pertreten. Sie wird aber mit Recht von Honig a. a. O. 
in der Bemerkung zu dieſer Entſch. bekämpft. Zutreffend weiſt 
Honig darauf hin, daß zunächſt das Geſetz ſelbſt keinen Anhalt 
für dieſe einſchränkende Auslegung bietet. Das Geſetz verlangt ledig⸗ 
lich, daß der Beamte in Beziehung auf die Unterſchlagung „die zur 
Eintragung oder Kontrolle der Einnahmen oder Ausgaben beſtimmten 
Rechnungen uſw. unrichtig führt, verfälſcht oder unterdrückt“. Wem 
die Führung der Rechnungen uſw. obliegen muß, ſagt das Geſetz nicht. 
Man Kann auch nicht etwa aus 8 318 Abſ. 3 Ste B. folgern, daß 
das Nebeneinanderbeſtehen dieſer Vorſchriften zu der einſchränkenden 
Auslegung des $ 351 nötige. Denn 8 348 Abſ. 2 behandelt die Ver⸗ 
fälſchung nur von „amtlich anvertrauten oder zugänglichen Urkunden“, 
die mit dem Dienſte des Beamten in keiner Beziehung zu ſtehen 
brauchen. Das erſchwerende Moment in g 351 StGB. liegt neben 
dem Unterſchlagungstatbeſtand in der Beziehung der verfälſchten oder 
unrichtig geführten Rechnungen uſw. zu der dienſtlichen Tätigkeit des 
Beamten. Es ſtellt eine ſchwerere Verletzung der Amtspflichten des 
Beamten dar, wenn er zur Verdeckung der Unterſchlagung die Un⸗ 
richtigkeit amtlicher Papiere herbeiführt — ſei es auch nur in der 
von 8351 zuletzt angeführten Form der falſchen Angabe des Geld⸗ 
inhalts auf Fäſſern, Beuteln oder Paketen —, und es iſt für dieſe 
Erſchwerung ohne Bedeutung, in weſſen Zuſtändigkeitsbereich die 
Führung der Papiere fällt. Es muß genügen, daß die fraglichen 
Papiere überhaupt in einer Beziehung zu dem Dienſte des Beamten 
ſtehen. Gerade der hier zur Entſcheidung ſtehende Fall zeigt deutlich, 
daß die einſchränkende Auslegung des NG. ungerechtfertigt iſt. Der 
Angekl. hatte täglich mit den zum Polizeirevier gelangten Geld⸗ 
beträgen und den Geldbüchern zum Polizeipräſidium zu fahren, dort 
die Beträge an zuſtändiger Stelle abzuliefern und ſich in den Geld⸗ 
büchern über den Empfang Quittung leiſten zu laſſen. Wenn er nun 
die Quittungen anderer Beamten in dem Geldbuch fälſchte, ſo iſt 
für die Schwere dieſer Straftat die Frage, ob er ſelbſt oder ein 
anderer das ihm mitgegebene Buch führte, ohne jede Bedentung, und 
es muß genügen, daß die Buchführung überhaupt zu feinem Dienſte 
in Beziehung ſtand. 

Die einſchrankende Auslegung des NG. beruht übrigens, ſoweit 
erſichtlich, nicht auf einer eingehenderen Unterſuchung aller für den 
Sinn der Geſetzesbeſtimmung maßgebenden Geſichtspunkte, ſondern 
ſcheint mehr zufällig aus der Art der abgeurteilten Fälle hervorzu⸗ 
gehen. Während nämlich die ſehr eingehende Eutſch. RG. 10, 126 
noch keine Unterſcheidung hinſichtlich derjenigen Beamten macht, auf 


Zu 2. Der Entſch. iſt zuzuſtimmen. Die von ihr Des 
kämpfte einſchräukende Auslegung des 351 RStGGB. findet im Gef. 
keine Stütze. 

Wirkl. Abmiralitätsrat Dr. Apel, Berlin. 
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die § 351 zu beziehen fei, findet ſich in RG. 43, 209 nur gelegentlich 
der Satz: „Unter einem zur Eintragung oder Kontrolle der Ein⸗ 
nahmen oder Ausgaben beſtimmten Buche kann vielmehr nur ein 
ſolches verſtanden werden, deſſen Führung von amtlicher Seite, wenig⸗ 
ſtens im Wege der Dienſtanweiſung, wenn auch nur ſeitens des 
unmittelbaren Vorgeſetzten, angeordnet iſt, ſonach zu den amtlichen 
Obliegenheiten des die Einnahmen oder Ausgaben bewirkenden kon⸗ 
trollierenden Beamten gehört.“ Hier kam es dem RG. weſentlich 
nur darauf an, zu betonen, daß die Führung der Regiſter uſw. von 
zuſtändiger amtlicher Stelle angeordnet ſein muß, im Gegenſatz zu 
reinen Privatkontrollen. Auf eine Unterſcheidung in der Perſon des 
zur Führung der Regiſter uſw. Berufenen kam es nicht an. Nun hat 
Rh. 59, 349 anſcheinend aus dieſer Nebenbemerkung einen weiter⸗ 
gehenden Schluß gezogen, und hierauf fußt wieder die neueſte oben 
angeführte Entſch. Die Kommentare von Ebermayer (Anm. 5) 
und Olshauſen (Anm. 8) ſtimmen der Rſpr. des NO. zu, ohne 
näher zu den Bedenken Stellung zu nehmen, die dagegen beſtehen. 
Der erkennende Senat ſieht ſich aber nicht in der Lage, dieſer ein⸗ 
ſchränkenden Auslegung des § 351 SIÖB. zu folgen. 


(66. der Freien Stadt Danzig, StS., Urt. v. 5. Juni 1928, 18 
40/28.) 


Mitgeteilt von ObhR. Dr. Rumpf, Danzig. 
* 


3. Feftnahmerceht der Polizeibeamten zur Sicherung 
zivilrechtlicher Anſprüche. 

Auch wenn die Möglichkeit einer ſtrafbaren Handlung nicht 
gegeben war, kann das Einſchreiten des Polizeibeamten berech⸗ 
tigt geweſen ſein, da die Aufgaben der Polizei ſich nicht darin er⸗ 
ſchöpfen, ſtrufbare Handlungen zu erforſchen. In einem Rechtsſtaat 
liegt nicht nur der Schutz vor Straftaten, ſondern auch dis Ver⸗ 
wirklichung von zivilrechtlichen Anſprüchen den Behörden ob. Nur 
wenn obrigkeitliche Hilfe nicht rechtzeitig zu erlaugen iſt, gibt das 
Geſetz in 8 229 BGB. das Recht der Selbſthilfe. Die Durchführung 
zivilrechtlicher Anſprüche liegt allerdings regelmäßig nicht den Poltzei⸗ 
behörden, ſondern den gerichtlichen Behörden ob. Bei der Feſt⸗ 
ſtellung einer Perſönlichkeit handelt es ſich nicht um die Durch⸗ 
führung eines zivilrechtl. Anſpruches, ſondern um die Schaffung 
einer Vorausſetzung für deſſen gerichtl. Geltendmachung. Denn die 
Inanſpruchnahme des Gerichts, ſei es durch Klageerhebung oder 
Beantragung einer einſtw. Verf., ſetzt ſtets voraus, daß der In⸗ 
anſpruchgenommene dem Gericht benannt wird. Sofern der An⸗ 
ſpruchberechtigte den Namen des Verpflichteten nicht kennt, muß er, 
um das Gericht angehen zu können, zunächſt den Namen ermittelu. 
Zur Ermittelung des Namens Kann er erforderlichenfalls die Hilfe 
der Polizei in Anſpruch zu nehmen. Dieſe Hilfeleiſtung liegt im 
Rahmen der Aufgaben der Polizei, und zur Exledigung dieſer Auf⸗ 
gabe kann die Polizei erforderlichenfalls auch Zwangsmittel an⸗ 
wenden und zu einer Feſtnahme ſchreiten. 

Die geſetzlichen Grundlagen für das polizeiliche Einſchreiten 
find in den Beſtimmungen des 8 89 Einl. und des $ 10 Teil II 
Kap. 17 Pra R., des 8 132 Ziff. 3 Geſ. v. 30. Juli 1883 über die 
allg. Landesverwaltung und des 8 6 Gef. v. 12. Febr. 1850 zum 
Schutze der perſönlichen Freiheit gegeben, 8 89 Einl. Ag. ſtellt den 
Grundſatz auf: „Wem die Geſetze ein Recht geben, dem bewilligen 
ſie auch die Mittel, ohne welche dasſelbe nicht ausgeübt werden 
kann.“ 8 10 II 17 ALR. gibt der Polizei das Recht zum Ein⸗ 
ſchreiten zur Erhaltung der öffentlichen Ruhe, Sicherheit und Ord⸗ 
nung und zur Abwendung der dem Publikum oder einzelnen Mit⸗ 
gliedern desſelben drohenden Gefahren. Unter derartigen Gefahren 
iſt auch eine dem Vermögen des einzelnen drohende Gefahr zu ver⸗ 
ſtehen, und die Polizei hat auch Maßnahmen zur Erhaltung von 
Vermögenswerten zu treffen, wenn ein Notſtand inſofern vorliegt, 
als nach Lage des Falles ein anderer Weg zur Wahrung des pri⸗ 
vaten Vermögensintereſſes nicht gangbar, insbes. die Inanſpruchnahme 
des Gerichts nicht möglich iſt. Dies iſt mit Recht vom Proc. 
in ſtänd. Rſpr. feſtgelegt (vgl. Pro. 4, 414; 32,429; 38, 299; 
59, 441; 77, 333). Auch die Erhaltung der öffentl. Ruhe und Ord⸗ 
nung erheiſcht ein polizeil. Einſchreiten, wenn die einzelne Privat⸗ 
perſon bei Verfolgung zivilrechtl. Anſprüche ohne polizeil. Hilfe zur 
Selbſthilfe nach S 229 BGB. ſchreiten könnte, Die Selbſthilfe, deren 
Zuläſſigkeit vorausſetzt, daß obrigheitliche Hilfe nicht rechtzeitig zu 
erlangen iſt, birgt regelmäßig die Gefahr einer Störung der öffentl. 
Ruhe und Ordnung, und es liegt ſomit im Kreiſe der Aufgaben 
der Polizei, helfend einzugreifen, um jeder mit der Ausübung der 
Selbſthilfe verbundenen Gewalttäligkeit vorzubeugen. 

Die Rechtmäßigkeit der Amtsausübung des Polizeibeamten iſt 
hierbei nicht davon abhängig, daß im Einzelfalle die Voraus⸗ 
ſetzungen der Selbſthilfe tatſächlich gegeben waren. Es genügt viel⸗ 
mehr, daß der Beamte die Vorausſetzungen für gegeben halten 
konnte. Es iſt nur erforderlich, daß der Beamte nach pflicht⸗ 
mäßig ſorgfältiger Prüfung eine Sachlage für gegeben er⸗ 
achtet hat, die, wenn ſie wirklich vorgelegen hätte, die Amtshand⸗ 
lung gerechtfertigt haben würde. Dies iſt anerkannten Rechts (vgl. 
dazu RG. 8, 390; Rh.: LZ. 1914, 1913; Baydbsch.: JW. 1926, 
1457; OLG, Breslau: JW. 1927, 466). 
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Lagen aber überhaupt die Vorausſetzungen für ein polizeil. 
Einſchreiten vor, ſo muß der Polizeibeamte auch für befugt er⸗ 
achtet werden, diejenigen Maßnahmen zu ergreifen, die nach der 
Sachlage erforderlich waren, um die Selbſthilfe zu erübrigen. War 
der Polizeibeamte an ſich verpflichtet und berechtigt, die Perſonalien 
feſtzuſtellen, ſo durfte er bei einem Widerſtande der 
Angekl. nicht von der Feſtſtellung Abſtand nehmen. Die Be⸗ 
fugnis des Poltzeibeamten, erforderlichenfalls unmittelbaren Zwang 
anzuwenden und auch zu einer Feſtnahme zu ſchreiten, findet 
ihre geſetzliche Grundlage in 8 132 Ziff. 3 LXerm®. und 3 
Geſ. v. 12. Febr. 1850. Dieſe geſetzlichen Vorſchriften laſſen auch 
neben den Beſtimmungen der SEBD. nach Art. 74 der Danziger Verf. 
eine Beeinträchtigung der perſönlichen Freiheit durch die öffentl. 
Gewalt zu. Nach 8132 Ziff. 3 LVerwéß iſt die Anwendung uns 
mittelbaren Zwanges zuläſſig, wenn eine Anordnung ohne eine ſolche 
unausführbar iſt. Mit Recht hat das OVG. (Urt. v. 8. Okt. 1887: 
OVG. 15, 425) ſich dahin ausgeſprochen, daß der Berechtigung der 
Polizeibehörde, Auskunft zu verlangen, eine Verpflichtung der ihrer 
Amtsgewalt unterworfenen Perſonen entspricht, die verlangte Aus⸗ 
kunft zu erteilen, und daß die Erfüllung dieſer Verpflichtung gleich 
anderen polizeil. Auflagen gem. $ 132 LVerwö. durch die dort vor⸗ 
geſehenen Zwangsmittel erzwungen werden kann. Wo die Erlangung 
der erforderlichen Auskunft ohne unmittelbaren Zwang ſich als un⸗ 
ausführbar erweiſt, kann dieſer in Geſtalt der Zwangsgeſtellung 
angewendet werden. Die Zuläſſigkeit einer zwangsweiſen Siſtie⸗ 
rung zur Feſtſtellung einer Perſönlichkeit iſt vom RG. wiederholt be⸗ 
jaht worden (vgl. RGSt. 13, 426; 22, 11). Ob es ſich hierbei um 
ein von der Polizei als Organ der Staatsanwaltſchaft zu verrichten⸗ 
des oder um ein ſonſtiges in den Aufgabenkreis der Polizei ent⸗ 
fallendes Geſchäft handelt, kann hierbei keinen Unterſchied machen. 

Nach 86 Geſ. v. 12. Febr. 1850 find die Polizeibeamten be⸗ 
fugt, Perſonen in polizeil. Verwahrung zu nehmen, wenn die Auf⸗ 
rechterhaltung der öffentl. Sicherheit und Ruhe dieſe Maßregel 
dringend erfordert. Daß dieſe Beſtimmung noch heute die geſetzl. 
Grundlage für die Befugniſſe der Polizei bei Wahrnehmung ihrer 
präventiven Funktion iſt, hat das RG. wiederholt anerkannt (vgl. 
RGSt. 15, 356 u. Recht 1908, 86). 

Gerade bei Verkehrsunternehmen wird die Zahlungsverweige⸗ 
rung unbekannter Fahrgäſte ein polizeil. Einſchreiten und eine 
zwangsweiſe Siſtierung zur Aufrechterhaltung der öffentl. Ruhe und 
Ordnung regelmäßig erforderlich machen. Denn eine Gefährdung der 
öffentl. Ruhe und Ordnung iſt als vorliegend zu erachten, wenn der 
gegebene Sachverhalt auf die Zuläſſigkeit, einer gewaltſamen Selbſt⸗ 
hilfe hindeutet. Der Polizeibeamte hat nicht etwa erſt abzuwarten, bis 
die Ausübung der Selbſthilfe zu einer Störung der öffentl. Ruhe 
und Ordnung tatfächli geführt hat. Es kommt ſomit nicht darauf 
an, daß an ſich bei einer Zahlungsverweigerung insbeſ. von tax⸗ 
mäßig feſtgeſetzten Gebühren der vorl. Art die Grenze zwiſchen zivil⸗ 
rechtl. Schuld und ſtrafrechtl. Verantwortlichkeit nahe beieinander 
liegt. Die Rechtmäßigkeit der Amtsausübung des Polizeibeamten 
iſt nicht dadurch bedingt, daß der Verdacht einer ſtrafbaren Hand⸗ 
lung, eines verſuchten Betruges und der Beihilfe dazu, vor⸗ 
handen war. 

(Ober. Danzig, StS., Urt. v. 22. Mai 1928, 3 N 145/27.) 
Mitgeteilt von RA. Dr. Levy, Danzig. 


Keſchwerdeentſcheidungen 
gegen Entſcheidungen der Aufwertungsſtellen. 
Preußen. 
Kammergericht. 
Berichtet von den Mitgliedern des Aufwertungsſenates. 

1. 8 66 Abſ. 1 AufwGg. Iſt in der Satzung einer pri⸗ 
vaten Sparkaſſe beſtimmt, daß die bei ihr eingezahlken 
Gelder in Darlehen anzulegen ſeien, ſo iſt hiermit i. S. 
866 Abſ. 1 AufwG. zwiſchen dem Gläubiger und der Schuld- 
nerin vereinbart, daß dieſe das Geld in aufgewerteten 
Vermögensgegenſtänden anzulegen habe. Ein ſolches Spar⸗ 
guthaben iſt daher aufwertbar. f) 

Der Antragſteller verlangt Aufwertung eines bei der Antrags⸗ 
gegnerin eingezahlten Sparguthabens, während die Antragsgegnerin 
unter Berufung auf die Beſtimmung des $ 66 Abſ. 1 AufwG. eine 
Aufwertung ablehnt. Die Parteien haben für dieſen Streit die Zu⸗ 
ſtändigkeit der Aufwstelle vereinbart. 

Die AufwStelle hat eine Aufwertung abgelehnt. 

Gegen dieſe Entſch. wendet ſich die vom Antragſteller mit 
Einwilligung der Antragsgegnerin unter Übergehung der Be⸗ 


Zu 1. Die Entſch. entſpricht der herrſchenden Lehre und iſt 
durchweg zu begrüßen. 

1. Anſcheinend handelt es ſich um eine Spar⸗ und Darlehns⸗ 
genoſſenſchaft. Allerdings läßt der Tatbeſtand nicht erkennen, ob 
der Sparer zu den Mitgliedern der Genoſſenſchaft gehörte. Im 
letzteren Falle ſoll $ 66 nach Mügel S. 952 ſchon deshalb nicht 
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ſchwerdeinſtanz unmittelbar eingelegte ſofortige weitere Beſchwerde, 
der der Erfolg nicht zu verſagen war. — Der Antragſteller hat 
durch ſeine Einzahlung bei der Antragsgegnerin gegen ſie einen 
hypothekariſch ungeſicherten Darlehnsanſpruch erworben. Die An⸗ 
tragsgegnerin betreibt, wie ihr Name beſagt, ihre Satzung ihr 
im 8 5 vorſchreibt und ihr tatſächlicher Geſchäftsbetrieb erweiſt, 
ihren Gläubigern, den Einlegern, gegenüber ein Sparkafjen-, und 
ihren Schuldnern gegenüber ein Darlehnsgeſchäft. Die Antrags⸗ 
gegnerin ift demnach ein Unternehmen, deſſen Geſchäftsbetrieb der 
Anſchaffung und Darleihung von Geld i. S. der Beſtimmung des 
866 Abſ. 1 Aufm®. dient. Der Anſpruch des Antragſtellers, für 
den die Ausnahmebeſtimmungen des 8 66 Abſ. 2 und 3 AufwG. 
nicht gelten, iſt demnach gem. $ 66 Abſ. 1 AufwG. nur dann auf⸗ 
wertbar, wenn die Antragsgegnerin „das Geld vereinbarungsgemäß 
in wertbeſtändigen oder aufgewerteten Vermögensgegenſtänden an⸗ 
zulegen“ hatte. Ob eine ſolche Vereinbarung betreffend die Anlage 
in aufgewerteten Vermögensgegenſtänden hier getroffen worden iſt, 
iſt ſtreitig. Die AufwStelle hat die Frage verneint; der Sen. be- 
jaht ſie aus folgenden Gründen. Das Erfordernis der Vereinbarung 
einer ſolchen Anlegung iſt nicht dahin zu verſtehen, daß die Ver⸗ 
einbarung durch einen beſonderen, ausdrücklichen, zwiſchen dem 
Einleger und der Sparkaſſe geſchloſſenen Vertrag getroffen ſein 
muß. Die Vereinbarung kann vielmehr auch ſtillſchweigend erfolgt 
und aus den Umſtänden des Falles zu entnehmen ſein. Zu den für 
die Auslegung eines ſolchen Vertrages weſentlichen Tatſachen iſt 
insbeſ. die Satzung der Sparkaſſe zu rechnen. Denn der zwiſchen 
Einleger und Sparkaſſe geſchloſſene Vertrag iſt ſtillſchweigend unter 
Bezugnahme auf die Satzung geſchloſſen, fo daß entſprechende 
Satzungsbeſtimmungen zum Inhalte des Vertrages zu rechnen ſind 
(ogl. KommBer. S. 65). § 5 der Satzung der Antragsgegnerin be⸗ 
ſagt nun inſoweit: „Gegenſtand des Unternehmens iſt der Betrieb 
eines Sparkaſſen⸗ und Darlehnsgeſchäfts, um Gelegenheit zur 
zinsbaren Belegung von Erſparniſſen und zur Erlangung von Dar⸗ 
lehen gegen Sicherheit zu geben und dadurch den Geldumſatz zu 
fördern. Bankgeſchäfte find ausgeſchloſſen.“ Demnach iſt zwiſchen 
den Parteien als vereinbart anzuſehen, daß die Antragsgegnerin 
die bei ihr eingezahlten Spargelder in Darlehen anzulegen hat. Es 
fragt ſich, ob dies eine Vereinbarung der Anlage in „aufgewerteten 
Vermögensgegenſtänden“ i. S. des § 66 Abſ. 1 Aufm®. iſt. Der 
Senat bejaht dieſe Frage. Der nicht ganz eindeutige Ausdruck 
„aufgewertete Vermögensgegenſtände“ beſagt nicht, daß die Ver⸗ 
mögensgegenſtände zur Zeit der Vereinbarung aufgewertet ſein 
mußten; denn die Geſetzesbeſtimmung bezieht ſich offenſichtlich auch 
auf Vereinbarungen aus einer Zeit, in der an Aufwertung nicht 
zu denken war. Der Ausdruck iſt deshalb retroſpektiv zu ver⸗ 
ſtehen und dahin auszulegen, daß die Anlage in aufwert⸗ 
baren Vermögensgegenſtänden zu erfolgen hat. Die Aufwertbar⸗ 
keit kann ſowohl durch das Aufwc. beſtimmt fein, als auf all⸗ 
gemeinen Vorſchriften beruhen. Es genügt auch, daß die Auf⸗ 
wertbarkeit allgemein beſtimmt iſt, auch wenn im einzelnen Falle, 
wie z. B. bei erfolgreicher Berufung auf die Härtevorſchriften, 
eine Aufwertung nicht erfolgt. Nach dieſen Grundſätzen iſt in der 
Vereinbarung der Anlage der Spargelder in Darlehen die Ver⸗ 
einbarung der Anlage in aufgewerketen Vermögensgegenſtänden 
i. S. des 8 66 Abſ. 1 Aufiv®. zu ſehen (vgl. Neukirch S. 486, 
Mügel 6.952, Quaſſowski S. 517). Nicht genügt hätte für 
die nach 8 66 Abſ. 1 Aufwcß. erforderliche Vereinbarung der An⸗ 
lage in aufgewerteten Vermögensgegenſtänden, daß es der Antrags⸗ 
gegnerin nur frei geſtanden hätte, die bei ihr eingezahlten Spar⸗ 
gelder in Darlehen anzulegen. Nicht die vertraglich ein⸗ 
geräumte Befugnis zu einer ſolchen Anlage, ſondern nur 
die vereinbarungsgemäß übernommene Verpflich⸗ 
tung hierzu genügt der genannten Geſetzesbeſtimmung. Aus der 


anwendbar ſein, weil ein Beteiligungs verhältnis vorliegen 
würde. Das dürfte allerdings nur für den Regelfall anzuerkennen 
fein, wenn der Geſchäftsbekrieb der Genoſſenſchaft auf ihre Mit- 
glieder beſchränkt iſt, ſo daß der Empfang eines Darlehns auf 
der Vorausſetzung der Mitgliedſchaft beruht und ein notwendiger 
Zuſammenhang zwiſchen der Darlehnsforderung und der genoſſen⸗ 
ſchaftlichen Beteiligung beſteht. 

2. Geht der Geſchäftsbetrieb der Genoſſenſchaft über den 
Kreis ihrer Mitglieder hinaus oder iſt der Sparer überhaupt nicht 
Genoſſe, dann hängt die Aufwertung feiner Forderung davon ab, 
ob die Genoſſenſchaft das Geld vereinbarungsgemäß in wert⸗ 
beſtäsdigen oder aufgewerteten Vermögensgegenſtänden anzulegen 
hatte. Das KG. erblickt eine ſolche Vereinbarung ſchon in einer 
entſprechenden Beſtimmung der Satzung, indem es in Überein⸗ 
ſtimmung mit dem Kommiſſionsbericht annimmt, daß der Vertrag 
zwiſchen Einleger und Sparkaſſe unter ſtillſchweigender Bezugnahme 
auf die Satzung geſchloſſen ſei Für Nichtmitglieder kann es aller⸗ 
dings fraglich erſcheinen, ob ſich die Satzung ohne weiteres uls 
Beſtandteil des Darlehnsvertrages behandeln läßt; aber der Ten⸗ 
denz des Geſetzes dürfte es jedenfalls entſprechen, den Begriff 
„vereinbarungsgemäß“ weit zu faſſen und bereits der Tatſache 
Rechnung zu tragen, daß der Sparer zur Hingabe des Geldes 
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erwähnten Satzungsbeſtimmung war aber eine ſolche Verpflich⸗ 
tung der Antragsgegnerin zu entnehmen. Auch die bloße Tat⸗ 
ſache, daß die Antragsgegnerin die Spargelder in aufgewerteten 
Vermögensgegenſtänden angelegt hat und ihr aus ihren Auf⸗ 
wertungsanſprüchen ein Vermögen von rund 30000 GM. erwachſen 
iſt, reicht nicht aus, die Aufwertungsfähigkeit des Anſpruchs des 
Antragſtellers zu begründen, ſondern dieſe beruht allein auf der 
vertraglich übernommenen Verpflichtung zur Anlage der Spar⸗ 
gelder in aufwertungsfähigen Forderungen, gleichviel, ob die An⸗ 
lage auch tatſächlich vertragsgemäß erfolgt iſt, oder nicht. 

Dieſe Auslegung des zwiſchen den Parteien geſchloſſenen 
Vertrages wird erhärtet durch die Geſchäftsordnung der Antrags⸗ 
gegnerin. Die Geſchäftsordnung iſt für die Vertragsauslegung nicht 
wie die Satzung unmittelbar heranzuziehen, aber mittelbar 
von Bedeutung. Während die Satzung die Verfaſſung der Antrags» 
gegnerin auch mit Wirkung nach außen beſtimmt, betrifft die den 
Innenbetrieb der Antragsgegnerin regelnde Geſchäftsordnung die 
Handhabung der Arbeiten der Antragsgegnerin auf Grund der 
Satzung. Die Geſchäftsordnung läßt demnach erkennen, wie die 
Antragsgegnerin ſelbſt die entſprechenden Beſtimmungen der Satzung 
auffaſſen und ausführen zu müſſen glaubte. Nach 8 9 der Ge⸗ 
ſchäftsordnung waren die Spargelder in Darlehen gegen Sicherheit 
durch Hypotheken, Bürgen oder Wechſel mit drei Unterſchriften 
anzulegen. Da auch die Wechſel nur erfüllungshalber hingenommen 
werden durften, entſtand jedesmal für die Antragsgegnerin eine 
aufwertungsfähige Darlehnsforderung. Die von der Geſchäfts⸗ 
ordnung dem Vorſtand für den Fall, daß „die Gelder nicht auf 
Darlehen unterzubringen ſind“ ausnahmsweiſe erteilte Erlaubnis, 
„ſichere leicht verkäufliche Wertpapiere anzukaufen und wieder zu 
verkaufen“, beſtätigt die ſatzungsmäßige Pflicht zur Anlegung der 
Gelder im Regelfalle in Darlehen, kann als Ausnahmebeſtimmung 
auch nicht in dem erwähnten eingeſchränkten Sinne zur Auslegung 
der Satzungsbeſtimmung herangezogen werden und betrifft im 
übrigen eine, vielleicht manchmal wirtſchaftlich nicht wertvolle, 
aber auch letzten Endes aufwertungsfähige Anlage der Spargelder. 

Der Auſpruch auf Aufwertung war deshalb dem Grunde nach 
gerechtfertigt. . 

(KG., Beſchl. v. 13. Sept. 1928, Aw 393/28.) 
[K R. Dr. Cohn⸗Halberſtam.] 


Oberlandesgerichte. 
Berlin. a) Zivilſachen. 


1. Gaue eines Verbandes, der ein nichtrechtsfähiger 
Verein iſt, können feibftändige nicht rechtsfähige Vereine 
bilden. 

Aus einem gegen den Gau Heſſen ergangenen Schuldtitel kann 
nicht gegen den Zentralverband bzw. feinen Hauptvorſtand vollſtreckt 
werden. 

Aus den Satzungen des Zentralverbandes ergibt ſich, daß die 
einzelnen Gaue felbftändige, nicht eingetragene Vereine bilden. Sie 
haben eigene Statuten, wählen ihren eigenen Gauvorſtand, können 
einen eigenen beſoldeten Gauleiter anſtellen und haben vor allem 
ein eigenes Gauvermögen, das ſie ſelbſtändig verwalten. Die der 
Gauleitung bei der Durchführung der Verbandsaufgaben entſtehenden 
Koſten müſſen durch die von der Hauptkaſſe an die Gaue gewährte 
Rückvergütung von 7 Pfg. für jeden aus dem Gau abgeführten 
Monatsbeitrag beſtritten werden. Die Gaue Können alſo den 
Zentralverband ſelbſt nicht verpflichten, vielmehr haben ſie die von 
ihnen eingegangenen Verbindlichkeiten aus ihrem eigenen Ver⸗ 


durch das Vertrauen auf die ſatzungsmäßige Anlage des Ver⸗ 
mögens der Genoſſenſchaft mitbejtimmt worden tft. 

3. 8 66 ſpricht von „aufgewerteten Vermögensgegenſtänden“. 
Daß es hierbei nur auf die Aufwertbarkeit im allgemeinen, nicht 
aber darauf ankommen kann, ob die Anlagen in concreto auf⸗ 
gewertet ſind, wird namentlich bei Neukirch S. 486 mit zutreffen⸗ 
den Gründen betont. Die Feſtſtellung der konkreten Aufwertung 
würde die Praxis vor unerfüllbare Aufgaben ſtellen. Die eigenen 
Darlehnsforderungen der Genoſſenſchaft werden teilweiſe als For⸗ 
derungen aus laufender Rechnung durch $ 65 der Aufwertung ent⸗ 
zogen ſein. Hierauf kann es nicht ankommen; vielmehr muß es 
nach dem Sinn des Geſetzes genügen, daß die Anlagen „in ab- 
stracto“ aufwertbar find (vgl. Neukirch a. a. O.). Sind dagegen 
die eigenen Forderungen der Genoſſenſchaft tatſächlich gem. § 65 
oder aus anderen Gründen der Aufwertung entzogen, ſo kann dies 
nur für das Maß der Aufwertung der Einlageforderung des 
Sparers berückſichtigt werden. 

Hiernach iſt die Amoendung des $ 66 ausgeſchloſſen, wenn 
die Genoſſenſchaft nach ihrer Satzung die empfangenen Spargelder 
jedenfalls überwiegend in geſicherten oder ungeſicherten Derlehns⸗ 
forderungen anzulegen hatte. 

RA. Dr. Lasker, Breslau, 
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mögen zu beftreiten. Der auf Grund der gegen den Gau Heſſen ge⸗ 
richteten Titel gegen den Hauptvorſtand erlaſſene Pfändungsbeſchluß 
war daher unzuläſſig. 
(K G., Beſchl. v. 6. Juli 1928, 8 W 6445.) 
Mitgeteilt von Rel. Dr. Ernſt Katz, Berlin. 


* 


2. Eine einſtw. Verf. auf Unterlaſſung des Be⸗ 
treibens des Genehmigungs verfahrens auf Grund des 
Grundſtücks verkehrsgeſetzes iſt unzuläſſig. Die Genehmi⸗ 
gung hat rückwirkende Kraft. f) 

Es kann der Antragsgegnerin nicht verwehrt werden, die Be⸗ 
endigung des bis zur Erteilung oder Verſagung der Genehmigung 
nach dem GrBerk®. beſtehenden Schwebezuſtandes zu betreiben und 
zu dieſem Zwecke einſeitig den Antrag auf Genehmigung des zwiſchen 
deu Parteien abgeſchloſſenen Grundſtückskaufs bei dem zuſtändigen 
Bezirksamt zu ſtellen. Ob dieſe Behörde oder die ihr vorgeſetzten 
Stellen (Oberpräſident oder Wohlfahrtsminiſter) trotz der Regelung 
des 8 6 GrVerkG. den von nur einer Partei geſtellten Antrag und 
die von ihr abgegebene Erklärung über den Vertragsinhalt für 
ausreichend halten wollen, um daraufhin eine Entſch. über die 
Erteilung oder Verſagung der Genehmigung zu treffen, ſteht im 
pflichtgemäßen Ermeſſen der Verwaltungsbehörde (vgl. KGuUrt. v. 
11. Mai 1926: JW. 1926, 2384 und Beſchl. v. 6. Okt. 1926: JW. 
1926, 2701; Anm von Hagelberg gegenüber dem abw. Urt. des 
2. 3. JW. 1926, 2645). Dem Gericht fehlt die rechtliche Möͤglich⸗ 
Reit im Wege einer einſtw. Verf., die auf Herbeiführung der Rück⸗ 
nahme des Genehmigungsantrages gerichtet iſt, eine etwa unrichtige 
Auslegung des 8 6 GrVerkch. durch die Verwaltungsbehörde zu ver⸗ 
hindern. Auch RG. 117, 271) verneint ein Recht des Schwarzver⸗ 
käufers gegenüber dem Käufer auf Nichtgenehmigung des Vertrages 
durch die Verwaltungsbehörde und erkennt an, daß der Käufer, wenn 
er die Genehmigung betreibt, nicht argliſtig handelt, ſondern ſein 
eigenes Intereſſe verfolgt, dem zwar ein Intereſſe des Gegners, 
aber kein Anſpruch auf Unterlaſſung entgegenſteht. In der gleichen 


Zu 2. Die Entſch. hebt zutreffend hervor, daß die Grenzen 
der Zuständigkeit für den Zivilrichter auf dem Gebiete bes Zivil⸗ 
rechts liegen. Die Entſch. des RG. 117, 367 und 120, 120 ſtehen 
damit nicht im Widerſpruch; denn die dort zugelaſſene einſtw. Verf. 
auf Unterlaſſung des Betreibens der Eintragung des Schwarz⸗ 
käufers im Grundbuch bewegt ſich auf zivilrechtlichem Gebiet, indem 
ſie dem Eintritt der Heilwirkung des nichtigen Kaufvertrages aus 
8 313 Satz 2 BGB. verhindert. 

Die im „Grundeigentum“, Ztſchr, für Haus⸗ und Grundbeſitz 
1928, Nr. 35 S. 987f. abgedr. gegenteilige Entſch. des LG. J Berlin 
baſiert auf dem Gedanken, daß der Schwarzverkäufer bis zur be⸗ 
hördlichen Genehmigung einen Kondiktionsanſpruch gegen den 
Schwarzkäufer habe, deſſen Durchſetzung durch die drohende Genehmi⸗ 
gung gefährdet werden könnte, was nur durch einſtw. Verf. abge⸗ 
wendet werden könne. Die vom LG. zur Stüge feiner Entſch. zitierten 
KGEntfch. betreffen jedoch ſämtlich den Fall, daß bis zur Ein⸗ 
tragung des Eigentümers im Grundbuch — alſo nicht bis zur Ge⸗ 
nehmigung — die Kondiktion zugelaſſen iſt. Der Kondiktions⸗ 
anſpruch entfällt aber mit der Eintragung des Schwarzverhäufers 
wegen der Heilwirkung des $ 313 Saß 2 BGB. Abgeſehen davon, 
daß dieſe Entſch. ſich nicht mit der vom KG. angef, Entſch. RG. 117, 
23 JW. 1927, 1408 auseinanderſetzt, die das Gegenteil ſagt, ver⸗ 
kennt das LG. im übrigen, daß das Betreiben des Genehmigungs⸗ 
verfahrens ein Akt iſt, der dem Schwarzkäufer durch das öffentliche 
Recht gewährleiſtet iſt. Das LG. greift alſo mit ſeinem Verbot un⸗ 
zuläſſigerweiſe in die dem Käufer durch das öffentliche Recht ge⸗ 
ſchützten Belange ein. Gerade die Entſch. R. 117, 26 = JW. 1927, 
1837 ſpricht klar aus: Irgendein Recht auf Nichtgenehmigung des 
Vertrages durch die Verwaltungsbehörde hat der Kl. (Schwarzver⸗ 


Käufer) gegenüber dem Bekl. (Schwarzkäufer) nicht. Dieſer handelt 


mit dem Betreiben der Genehmigung nicht etwa argliſtig, ſondern 
verfolgt nur ſein eigenes Intereſſe, dem zwar ein Inkereſſe des 
Schwarzkäufers, nicht aber ein Anſpruch auf Unterlaſſung 
entgegenſteht. Wenn aber kein Anſpruch auf Unterlaſſung vor⸗ 
handen iſt, fehlt es auch materiell an einem Rechtsgrund für die 


einſtw. Verf. 
RA. Dr. Hanns Franke, Verlin. 
1) JW. 1927, 1636. 


Zu 3. A. A. von Kern, ebenda. 


B. Sowohl das Urteil wie auch Kern gehen davon aus, daß 
der ſchadenſtiftende Rehbock Eigentum des Bekl. und Bekl. der Tier⸗ 
halter war Nach 8 960 Abſ. 1 find wilde Tiere, ſolange ſie ſich in 

der Freiheit befinden, herrenlos; in Tiergärten find ſie nicht 
herrenlos. Der Begriff des „Tiergartens“ iſt beſtritten. Die Prot. 3, 
254 bemerken: Von den Tiergärten ſeien die eingehegten Re⸗ 
viere wohl zu unterſcheiden; das in ſolchen gehaltene jagdbare Wild 
gelte, wenigſtens in großen Teilen Deutſchlands, als herrenlos, die 
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Entſch. iſt ausgeſprochen, daß die Wirkſamkeit des Kaufvertrages 
durch den Mangel der Genehmigung ſchwebend bedingt ſei. Die Mei⸗ 
nung des Antragſtellers, daß der Schwarzverkauf unheilbar nichtig 
ſei, iſt abzulehnen; die von ihm angeführte Entſch. des RG.: JW. 
1927, 522 enthält keinen derartigen Auſpruch. Wenn auch bis zur 
Genehmigung eine endgültige Heilung von Kaufvertrag und Auf⸗ 
laſſung noch nicht erfolgt iſt, ſo beſteht doch die Möglichkeit, nach 
dem Gr®erkG. die nachträgliche Heilung zu betreiben. 

(KG., 14. 3 S., Beſchl. v. 23. März 1928, 14 U 1696/1757, 27.) 

* 


3. 88 254, 823, 833, 960 BGB. Gefangengehaltene 
Rehböcke find gefangene wilde Tiere. Der Eigentümer ver⸗ 
liert ſein Eigentum an ihnen erſt durch Aufgabe der Ver⸗ 
folgung. f) 

(K.., 7. 38., Urt. v. 26. April 1928, 7 U 576/28.) 


Abgedr. ZW. 1928, 24711. 


M 
Celle. 


4. 8 8 Ziff. 2 Prͤc.; 8 1 Pr Ausf VO. z. Fürſorge⸗ 
pflichtverordnung v. 17. April 1921. Bezirksfürſorgever⸗ 
bände ſind als „Gemeinden in Armenangelegenheiten“ 
anzuſehen und genießen Gebührenfreiheit. 

(Os. Celle, 6. 88., Beſchl. v. 10. Okt. 1928, 5 VI U 175/28.) 


Mitgeteilt von JR. Borchers, Celle. 


Berlin. p) Strafſachen. 


5. 55 Leb Mitt. Recht der Landespolizei zum 
Erlaß von Verordnungen zur Regelung des Verkehrs mit 
Lebensmitteln, ſoweit die Reichsregierung von ihrem 
Verordnungsrecht feinen Gebrauch gemacht hat. Rechts- 


rechtswidrige Zueignung ſei Jagdvergehen, nicht Diebſtahl. Nach 
KJ. 49, 355 find „Tiergärten“ i. S. 8 960 nur kleinere Flachen, 
in denen die Tiere zu anderen als Jagdzwecken pehellen werden, 
nicht aber große eingehegte Reviere, in denen das Wild Jagdzwecken 
dient und regelmäßig nur durch Jagd in den Beſttz des Berechtigten 
übergeht. — RGSt. 42, 75 führt aus: Wilde Tiere gingen, ſobald der 
Berechtigte zum Zweck der Aneignung den Zuſtand der Freiheit 
aufgehoben habe, in ſein Eigentum über; dieſe Geſangenſchaft voll- 
ziehe ſich nach 8 960 auch durch Unterbringung in einen Tiergarten. 
Deſſen Größe ſei nur inſofern von Bedeutung, als fraglich werden 
könnte, ob tatſächlich eine ſolche Einſchließung erreicht wird, daß 
Entweichungen vorgebeugt ſei. Eine Umzäunung ſei nur dann ge⸗ 
eignet, Beſitz an den Tieren zu ergreifen, wenn dieſen durch unüber⸗ 
windliche Hinderniſſe der Austritt unmöglich gemacht wird. — Letztere 
Vorausſetzung lag hier anſcheinend nicht vor, da die Rehe ja ent⸗ 
wichen waren. Über die Beſchaffenheit ber Aufenthaltsſtätte iſt nichts 
mitgeteilt; das Urteil bezeichnet ſie als „Gehege“, alſo wohl als 
„eingehegtes Revier“ i. S. der Prot., alſo im Gegenſatz zum 
„Tiergarten“. Hatte nun Bekl. die Tiere in ſeinen Beſitz bekom⸗ 
men und ſie ſodann in einem ſolchen „Gehege“ untergebracht, in dem 
er ſie durch Jagd erlegte und aus dem ſie entweichen konnten, ſo 
war Bekl. nicht als Tierhalter i. S. 8 833 anzuſehen. Zwar iſt die 
Eigentumsfrage an ſich zu ſcheiden von dem Tierhalterverhältnis, 
das rein tatſächlicher Natur it (JW. 1916, 908). Hier fallen aber 
beide Rechtslagen zuſammen: war der zur Feſthaltung des ein⸗ 
gehegten Wildes umſchloſſene Naum nach der Geſamtheit der zur 
Einſchließung der getroffenen Vorrichtungen nicht geeignet, die Ge⸗ 
fangenſchaft des Wildſtandes zu begründen (RG. ebenda), war 
alſo jener Raum nicht ein ſolcher, in dem das Wild gefangen 
war (Ebner: Gruch Beitr. 57, 343), jo war Bell. weder Eigen⸗ 
tümer noch Tierhalter; daß er dennoch das entwichene Tier ver⸗ 
folgte, auch nach der Tötung deſſen Körper beanſpruchte, alſo an⸗ 
ſcheinend ſich für den Eigentümer hielt, kommt für die bezeichnete, 
nach rein obiektiven Merkmalen zu entſcheidende Frage nicht in 
Betracht. Das Urteil läßt unklar, in welcher Richtung ſich die Ver⸗ 
teidigung des Bekl. bewegte. — Noch in anderer Beziehung kann die 
Frage wichtig werden: Geſetzt, der Rehbock wäre von der Eiſenbahn 
oder von einem Kraftwagen überfahren, ſo könnte der Bekl. nicht 
Erſatz vom Bahnunternehmer oder Kraftwagenhalter verlangen. 
Denn ihm fehlte die tatſächliche Gewalt über das im „Gehege“ ge⸗ 
haltene Wild; dieſes war herrenlos und dem Hegenden folglich ein 
Schaden nicht entſtanden. War aber die Umzäunung des Geheges eine 
ſolche, daß unter normalen Umſtänden ein Entweichen des Wildes 
unmöglich war, ſo lag ein „Tiergarten“ vor und die Schadens⸗ 
erſatzpflicht iſt begründet, falls durch Naturereigniſſe oder Ein⸗ 
greifen Dritten das Entweichen ermöglicht wurde. Joſef: Egers 
Ztſchr. f. Eiſenbahnr. 1927, 257, und im Autorecht 1927 Nr. 8 S. 2 
(Fiſcherei). 
RA. Dr. Eugen Joſef, Freiburg i. Br. 
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gültigkeit der Polizeiverordnung des Polizeipräſidenten 
zu Berlin betr. den Verkehr mit Lebensmitteln vom 
10. Dez. 1927 (Amtsblatt S. 385). 7) 


Der Angekl. hat am 21. März 1928 auf dem Privatwochen⸗ 
markt in B. Räucherwaren verkauft, ohne an der den Verkäufern 
zugekehrten Seite des Verkaufsraums eine Leiſte aus Holz, nicht 
roſtendem Metall, Drahtgewebe oder Glas von mindeſtens 25cm 
Höhe angebracht zu haben. Der AR. hat ihn deshalb auf Grund 
des 83 Nr. 3 Pol VO. des Volßr. zu B. betr. den Verkehr mit 
Lebensmitteln v. 10. Dez. 1927 (Amtsbl. 335) zur Strafe ver⸗ 
urteilt. 

Das Rechtsmittel hatte keinen Erfolg: 

Aus § 11 Abſ. 2 LebMitt$. kann die Rechtsgültigkeit der 
hier in Frage kommenden Polizeivorſchrift nicht hergeleitet werden. 
Der 8 11 LebMittc g. entſpricht in ſeinen Abſ. 1 und 2 dem 8 4 
Nahr Mitt. v. 14. Mai 1879 (RGBl. 145) (vgl. Hölthöfer⸗ 
Juckenack, Anm. 1 u. 2 zu § 11, und wegen der Entſtehung 
des § 4 Nahr Mitt. Meyer⸗Finkelburg Anm. 1). Er enthält 
Keineswegs eine Blankovollmacht für die Landesgeſetzgebung, ſon⸗ 
dern beſtätigt lediglich die auf Landesrecht beruhenden Befugniſſe 
der zuſtändigen Behörden, geſundheitsſchädliche Lebensmittel zu 
beſchlagnahmen und ſonſtige zum Schutze der Volksgeſundheit not⸗ 
wendige Maßnahmen zu ergreifen (Begründung zu § 8 Nahr⸗ 
Mitt.). Andererſeits kann daraus, daß das Leb Mitt. hin⸗ 
ſichtlich dieſer Vollzugsmaßnahmen eine poſitive Vorſchrift ge⸗ 
troffen hat, nichts für die Anſicht der Reviſion gefolgert werden, 
daß es eine Tätigkeit der Landesgeſetzgebung in anderer Richtung 
ausſchließen wollte. Ebenſowenig läßt ſich ein folder Schluß aus 
dem Fehlen einer dem 88 Abf. 2 Nah Mitt®. entſprechenden Vor⸗ 
ſchrift im Leb Mitt. ziehen. Denn wenn dieſe beſtimmte, daß 
landesrechtliche Vorſchriften eine höhere als die in Abſ. 1 an⸗ 
gedrohte Strafe von 150 % oder Haft nicht ausſprechen dürfen, 
fo bildete dieſe Beſtimmung nicht etwa die Grundlage für den 
Erlaß landesrechtlicher Normen, ſondern nur deren Begrenzung hin⸗ 
ſichtlich des Strafmaßes. 

Die preuß. PolVO. über den Verkehr mit Lebensmitteln 
hatten und haben vielmehr, inſoweit nicht Sondergeſetze in Frage 
kommen, ihre Rechtsgrundlage in § 10 II 17 ALR. ſowie in den 
Buchſtaben c, e und f des § 6 des Gef. über die Polizeiverwaltung 
v. 11. März 1850. Die Verfaſſung des Norddeutſchen Bundes ſo⸗ 
wie die RVerf. v. 16. April 1871 ließen die Befugnis der Landes⸗ 
geſetzgebung zum Erlaß der nötigen PolVO. unberührt. Das Recht 
des Reiches zur Geſetzgebung auf dem Gebiete des Strafrechts und 
der Medizinalpolizei war ein fakultatives (Art. 2, 4 Ziff. 13, 15). 
Die Zuſtändigkeit der Landesgeſetzgebung auf dieſen Gebieten fiel 
erſt dann fort, wenn und inſoweit das Reich von jenem Rechte 
Gebrauch machte (vgl. Arndt, RVerf., Anm. J. zu Art. 2). Als das 
StGB. für das Deutſche Reich v. 16. Mai 1871 in 8 367 Ziff. 7 
eine das Feilhalten oder Verkaufen verfälſchter oder verdorbener 
Getränke oder Eßwaren mit Strafe bedrohende allgemeine Vor⸗ 
ſchrift geſundheitspolizeilicher Art brachte, fiel es niemanden ein, 
in ihr eine abſchließende, die Landesgeſetzgebung ausſchließende 
Regelung des Verkehrs mit Lebensmitteln in ſtrafrechtlicher Hinſicht 
zu finden. Aber auch das RGeſ. v. 14. Mai 1879 betr. den Ver⸗ 
kehr mit Nahrungsmitteln, Genußmitteln und Gebrauchsgegen⸗ 


Zu 5. Die Entſch. verdient Beachtung ſchon mit Rückſicht auf 
den Gegenſtand, den ſie behandelt, die Frage nämlich, ob neben 
dem LebMittch. v. 5. Juli 1927 grundſäßlich noch Raum bleibt 
für Landesrecht. Indem ſie dieſe Frage bejaht, gliedert ſie ſich ein 
in eine Reihe von Urt. des KG., die zu der entſprechenden Frage 
beim NahrMittcßh. v. 14. Mai 1879 bereits die gleiche Stellung 
eingenommen haben (vgl. außerdem in der Entſch. ſelbſt bereits 
zit. KG. v. 28. Mai 1926, 1 8 396/26 [bei Holthöfer⸗Jucke⸗ 
nad, Komm. z. LebMittcg. S. 106 d] und KG. v. 10. Mai 1927, 
1 8 220/27 [zit. nach KG. v. 22. Jan. 1927, 1 8 577/27: JW. 
1927, 2348 [2386]: IFG. Erg. 7, 162). Der Standpunkt des 
KG. entſpricht nicht nur den in der Eutſch. ſelbſt mit Recht hervor⸗ 
gehobenen Bedürfniſſen der Praxis, ſondern verdient auch volle 
Billigung nach der Lage geltenden Rechts. Dieſe iſt nämlich grund⸗ 
ſätzlich keine andere als früher. Da die Zuſtändigkeit des Reichs 
zur Geſetzgebung über den Verkehr mit Nahrungs⸗ und Genuß⸗ 
mitteln nach Art. 7 Ziff. 15 RVerf. nur eine konkurrierende iſt, 
ſo behalten nach Art. 12, der inſoweit dem bisherigen Recht ent⸗ 
ſpricht, die Länder das Recht der Geſetzgebung, „ſolange und ſo⸗ 
weit das Reich von ſeinem Geſetzgebungsrecht keinen Gebrauch 
macht“. Wenn nun zwar im Zweifel auch angenommen werden 
muß, daß ein RGeſ. die von ihm behandelten Gegenſtände in ab- 
ſchließender, alſo die Bildung von Landesrecht ausſchließender 
Weiſe regelt (RG., 1. Sen. v. 27. März 1884: NRYSt. 10, 220 
223]; Arndt, NVerf., 3. Aufl., S. 85, Anm. 1 zu Art. 12), ſo 
iſt doch in jedem einzelnen Fall zu prüfen, ob dieſe Regel nicht 
eine Ausnahme erleidet. Zu dieſem Ergebnis muß die Prüfung 
aber gerade beim Leb Mitt. ebenſo gelangen, wie dies ſchon be⸗ 
züglich des NahrMitt®. der Fall war, das gleichfalls „nicht be⸗ 
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ſtänden (Nahr Mitt.) (Reh Bl. 145) enthält weder eine ſolche ab 
ſchließende Regelung, noch erſtrebte es ſie. Das iſt im Schrifttum 
wie in der Rſpr., insbeſ. auch des KG., anerkannt (vgl. Steng⸗ 
lein⸗Galli, 4. Aufl., Anm. 2 zu 87; Holthöfer⸗Juche⸗ 
nack, Vorbem. zu LebMittch. 88 5—11; Meyer⸗Finkel⸗ 
burg S. 12/13; Joh Jahrb. 20, C 106; 23, C 115; 24, C 17; Erg⸗ 
Bd. 7, 162 JW. 1927, 2348 ff.), und in dem Urt. v. 11. Okt. 
1900 (JFG. 20, 106) aus der Entſtehungsgeſchichte des Geſetzes 
nachgewieſen. Wenn in dem Urt. v. 15. Febr. 1904, 8 19/04 
(Gewelrch. 3, 468) die gegenteilige Auffaſſung vertreten iſt, jo iſt 
dieſe Auffaſſung ohne Einfluß auf die weitere Praxis des KG. ge⸗ 
blieben und in der Entſch. ErgBd. 7, 162 ausdrücklich abgelehnt. 
Dieſe erſtere Auffaſſung vertritt auch der LWM. uſw. im Schreiben 
v. 18. Febr. 1928, V 12188 (Mi 1 H 843/27 Bl. 47, Aktenzeichen 
des Juſtizminiſteriums I 6388). 

Die Reviſion vertritt nun die Anſicht, daß dieſe Rechtslage 
dadurch geändert jet, daß an die Stelle des NahrMittG. v. 14. Mai 
1879 das Geſetz über den Verkehr mit Lebensmitteln und Be⸗ 
darfsgegenſtänden v. 5. Juli 1927 (Leb Mitt.) (RGBl. I, 134) ger 
treten iſt. Dieſer Meinung vermag der Sen. nicht beizutreten. 
Die RVerf. v. 11. Aug. 1919 hat das Verhältnis zwiſchen 
Reichs⸗ und Landesgeſetzgebung an ſich unberührt gelaſſen, inſoweit 
nicht die ausſchließliche Kompetenz des Reiches nach Art. 6 in 
Frage kommt. Nach Art. 13 bricht Reichsrecht zwar Landrecht. So⸗ 
lange und ſoweit das Reich aber von ſeinem Geſetzgebungsrecht 
keinen Gebrauch machte, behalten die Länder das Recht der Ge⸗ 
ſetzgebung, d. h. es bleibt nicht nur das vorhandene Landrecht be⸗ 
ſtehen, ſondern es iſt auch die Bildung neuen Landrechtes möglich 
(Gieſe, Verf., 7. Aufl., Anm. 1 zu Art. 12). 

Das erwähnte Schreiben des preuß. LWM. v. 18. Febr. 1918 
ſagt: „Im Gegenſatz zu dem alten habe das neue LebMittG. v. 
15. Juli 1927 verſucht, die ihm zugrunde liegende Materie er⸗ 
ſchöpfend zu regeln. Insbeſ. ſei in 8 5 daf. beſtimmt, daß die 
Reichsregierung mit Zuſtimmung des Reichsrates und nach An⸗ 
hörung des zuſtändigen Ausſchuſſes des Reichsrates beſtimmte BD. 
zum Schutze der Geſundheit erlaſſen könne. Sofern das Reich die 
im 8 5 vorgeſehenen VO. erlaſſe, ſei daneben kein Raum mehr 
für PolVO. Ob es möglich ſei, nach dem Inkrafttreten des Leb⸗ 
Mitt&. noch neue landesrechtliche Regelungen und neue PolVO. 
auf dieſem Gebiete zu erlaſſen, erſcheine rechtlich zweifelhaft.“ 
Von dieſen Sätzen ſind der zweite und der dritte unzweifelhaft 
richtig. Denn daß eine auf Grund des § 5 Leb Mitt. erlaſſene 
VO. der Reichsregierung das entgegenſtehende Landesrecht außer 
Kraft ſetzt und die Bildung ihr widerſprechenden neuen Landrechts 
ausſchließt, kann nach dem Grundſatze „Reichsrecht bricht Land⸗ 
recht“ in der Tat nicht zweifelhaft ſein. Aber gegenüber dem erſten 
Satze iſt hervorzuheben, daß weder die Faſſung noch die Ent⸗ 
ſtehungsgeſchichte des LebMittch. einen Anhalt für die Annahme 
bieten, als ob dieſes Geſetz den geſamten Rechtsſtoff des Verkehrs 
mit Lebensmitteln dahin abſchließend hätte regeln wollen, daß alsbald 
mit ſeinem Inkrafttreten die geſamten landesrechtlichen Vorſchriften 
auf dieſem Gebiete außer Kraft treten und neue nicht noch er⸗ 
laſſen werden können. 

Das Anwendungsgebiet des LebMittch. deckt ſich nämlich im 
weſentlichen mit dem des NahıMitt®. (vgl. Schneidewin: Jur⸗ 


abſichtigte, den Verkehr mit Nahrungsmitteln, Genußmitteln und 
Gebrauchsgegenſtänden erſchöpfend und abſchließend zu ordnen“, 
KG. v. 11. Okt. 1900, S 760/1900: KGJ. 20, C 106 (107) Nr. 44. 
Daß die Tendenz erſchöpfender Kodifikation des geſamten Lebens⸗ 
mittelrechts troz der in der Entſch. angeführten vereinzelten 
gegenteiligen Anſichten dem LchMittÖ. fernliegt, beweiſt ſchon die 
Fülle lebensmittelrechtlicher Nebengeſetze, die das LebMittGö. noch 
in Kraft gelaſſen hat. Als wichtigſte Beiſpiele ſeien hier nur ge⸗ 
nannt die Geſetze betr. d. Verkehr mit Butter uſw. v. 15. Juni 
1897, betr. Schlachtvieh⸗ und Fleiſchbeſchau v. 3. Juni 1900 und 
das Wein®. v. 7. April 1909 (vgl. im übrigen die Zuſammen⸗ 
ſtellung Schneidewins in Stengleins Komm. zu den ſtrafr. 
Nebengeſetzen, 5. Aufl., Bd. 1 Abt. V). Solange und ſoweit alſo 
die in 88 3, 4 LebMittch aufgeftellten Verbote nicht durch Rechts⸗ 
vorſchriften der in § 5 LebMiht&. vorgeſehenen oder ſonſtigen Art 
ergänzt ſind, bleiben die Länder befugt zur Regelung der betreffen⸗ 
den Materie (mag fie auch im Rahmen der Gegenſtände des 8 5 
LebMittG. liegen), und zwar nach Maßgabe des Landesſtaats⸗ 
rechts durch Geſetz oder im Verordnungswege. Für PolVO. insbef. 
gilt neben der Schranke allen Landesrechts, daß es ſich nicht im 
Widerſpruch befinden darf mit Reichsrecht (alſo weder mit dem 
LebMittG. noch mit auf Grund der 88 5 oder 11 Abſ. III Satz 2 
Leb Mitt G. [ogl. dazu Art. 15 II, 77 RVerf.] ergangenen oder ſon⸗ 
ſtigen Reichs O.) das weitere, vom Kg. in der obigen Entſch. ja 


auch geprüfte Erfordernis, daß fie ſich in den Schranken halten 


müſſen, die das jeweilige Landesrecht für PolVO. überhaupt ſowie 
etwa für Pol BO. dieſes Inhalts vorgeſehen hat. 


RA. Dr. Max Alsberg, Berlin. 
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Rdſch. 3, 610). Auch eine dem $5 Leb Mitt. entſprechende Er⸗ 
mächtigung zum Erlaß von Ergänzungsverordnungen fand ſich be⸗ 
reits in 85 Nahr Mitt. Der Inhalt beider Ermächtigungen deckt 
ſich zum großen Teil. Eine weſentliche Anderung ſtellt eigentlich 
nur die Nr. 4 dar, welche die Wünſche der Gewerbe- und Handels⸗ 
kreiſe nach amtlicher Aufſtellung feſter Normen darüber erfüllt, 
was für die einzelnen Gruppen von Lebensmitteln erlaubt und 
verboten iſt. Das Fehlen einer dahingehenden Ermächtigung war, 
wie die Begründung (Druckſ. d. R., III. Wahlper. 1924/26 
Nr. 2704 S. 4, 7) ergibt, einer der Hauptgründe zur Erſetzung 
des Nahr Mitt. durch das LebMittch. Im übrigen aber laſſen auch 
die Vorſchriften des 8 5 LebMitt®. in keiner Weiſe die Abſicht 
erkennen, das Gebiet des Nahrungsmittelverkehrs erſchöpfend 
zu regeln. Selbſt wenn die Reichsregierung von den ihr in 8 5 
erteilten Ermächtigungen in weiteſtem Umfange Gebrauch machen 
ſollte, bliebe noch ein weiteres, weder von den Vorſchriften des 
LebMittch. ſelbſt noch von ReichsVO. des § 5 berührtes Feld. Des⸗ 
halb kann zunächſt jedenfalls keine Rede davon ſein, daß die landes⸗ 
rechtlichen PolVO. durch das Inkrafttreten des LebMittG. inſoweit 
irgendwie in ihrem Beſtande berührt werden, als ſie den Lebens⸗ 
mittelverkehr nach Richtungen regeln, die weder das LebMittG. 
ſelbſt eingeſchlagen hat, noch die auf Grund des § 5 zu erlaſſenden 
BO. der Reichsregierung einſchlagen können. Inſoweit bleibt auch 
das Recht der Landesbehörden zum Erlaß neuer PolVO. auf Grund 
der Landesgeſetze unberührt. 

Es iſt aber auch kein Anhalt für die Annahme gegeben, daß das 
Landesrecht mit dem Inkrafttreten des LebMitt®. inſoweit außer Kraft 
treten ſollte, als der 8 5 die Reichsregierung zum Erlaß von BD. 
ermächtigt. Die ſeit dem Inkrafttreten des alten Nahr Mitt. ge⸗ 
machten Erfahrungen lehren, daß die Ausübung des Verordnungs⸗ 
rechts auf Grund der Ermächtigungen ſchwierig and zeitraubend iſt. 
Die Reichsregierung hat daher von den ihr in 5 5 und 6 Leb Mitt. 
erteilten Ermächtigungen nur ſehr ſparſam Gebrauch gemacht 
(Schneidewin G. 610). Und es iſt kaum anzunehmen, daß fie 
jetzt nach dem Erlaß des LebMittG. alsbald das ganze durch 85 
ihrem Verordnungsrecht überlaſſene Feld beſtellen wird. Wollte 
man trotzdem die auf dieſem Gebiete beſtehenden landespolizei⸗ 
lichen Anordnungen für bereits mit Inkrafttreten des Leb Mitt. 
außer Kraft geſetzt anſehen, ſo würde bis zum tatſächlichen Erlaß 
der im 8 5 vorgeſehenen VO. der Reichsregierung eine Lücke 
klaffen, die bei dem Umfange und der Bedeutung der einſchlägigen 
landes polizeilichen VO. ſich geradezu verhängnisvoll auswirken 
würde. Und ebenſo bedenklich wäre es, von dem Inkrafttreten des 
LebMittGG. an den Erlaß von landespolizeilichen Anordnungen auf 
dieſem Gebiete zu ſperren. Denn bei der ſchnellen Entwicklung 
von Handel und Gewerbe, gerade bei der Herſtellung von Lebens⸗ 
mitteln und dem Verkehr mit dieſen, befindet ſich auch das Polizei⸗ 
verordnungsrecht auf dieſem Gebiete ſtändig im Fluß, und es wer⸗ 
den häufig Ergänzungen und Erweiterungen erforderlich. 

Endlich kann es nicht in der Abſicht des LebMittG. gelegen 
haben, das weite Gebiet des Lebensmittelverkehrs für das geſamte 
Reich bis in alle Einzelheiten einheitlich zu regeln. Gerade auf 
dieſem Gebiete liegen die Verhältniſſe nicht nur in den einzelnen 
Ländern, ſondern in Stadt und Land, Berg⸗ und Tiefland, Nord 
und Süd ſo verſchieden, daß nur eine regionale, vielfach nur eine 
ortspolizeiliche Regelung den Bedürfniſſen der Erzeuger, Ver⸗ 
treiber und Verbraucher gerecht werden kann. > 

Es ift daher nach dem Inkrafttreten des LebMittG. auch 
angängig, über den Verkehr mit Lebensmitteln, inſoweit die 
Reichsregierung von ihrem Verordnungsrecht gem. 8 5 dieſ. Gef. 
nicht Gebrauch gemacht hat, auf Grund der bisherigen landes⸗ 
rechtlichen Beſtimmungen Pol VO. zu erlaſſen. Die vorſtehend dar⸗ 
gelegte Auffaſſung entſpricht nicht nur der Anſicht von Holt⸗ 
höfer⸗Juckenack in ihrem Komm. S. 98 und von Lebbin⸗ 
Gießner, LebMittG. S. 115. Sie wird auch von dem DEM. 
Dr. Schneidewin, dem Komm. des LebMittG. in der 5. Aufl. 
zu Stenglein, nach einer Mitteilung desſelben geteilt und ent⸗ 
ſprach auch nach einer Auskunft aus dem RInnMiniſt. der Auf⸗ 
faſſung bei der Schaffung des Geſetzes. Im Hinblick hierauf kann 
die gegenteilige Anſicht Hoffmanns nicht für zutreffend er⸗ 
achtet werden, der in JW. 1927, 2384 bei Beſprechung des Urt. 
des 1. StS. v. 22. Juni 1927 (IFG. ErgBd. 7, 162) ausführt: 

„Im LebMittG. ſei die Frage nach der Geſundheitsſchädlich⸗ 
keit von Lebensmitteln erſchöpfend geregelt; für Pol VO. ſei dort 
kein Raum gelaffen; zu einer Ergänzung der geſetzlichen Vor⸗ 
ſchriften ſei die Polizeibehörde nicht befugt.“ 

Freilich wird angeſichts der vielfachen Abweichungen des 
LebMittGG. von dem NahrMittG. im einzelnen Falle mit beſonderer 
Sorgfalt zu prüfen ſein, inwieweit bereits das LebMittG. die 
betreffende Materie regelt. So iſt u. a. der Rahmen des 8 12 
Nahrqittcg. inſofern erweitert, als im 8 3 Nr. 1a LebMittG. auch 
verboten iſt, Lebensmittel für andere derart zu verpacken, auf⸗ 
zubewahren oder zu befördern, daß ihr Genuß die menſchliche Ge⸗ 
858470 zu ſchädigen geeignet it (vgl. Schneidewin a. a. O. 
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Unter dieſes Verbot fällt jede Verpackung, Aufbewahrung 
und Beförderung, ohne Unterſchied von Dauer und Zweck, die nach 
Art, Ort und Material die Lebensmittel derartig beeinflußt, daß 
ihr Genuß geeignet wird, die Geſundheit zu ſchädigen (Holt⸗ 
höfer⸗Juckenack, Anm. 5a zu 8 3 S. 65) bzw. die bereits 
vorhandene Eignung zur Schädigung zu ſteigern. Die Landes⸗ 
geſetzgebung darf alſo nicht im Widerſpruch zu dieſem Reichsrecht 
den darin bereits geregelten Tatbeſtand abweichend geſtalten (vgl. 
Lindemann, PolVerwG., 2. Aufl., S. 169). Selbſtverſtändlich 
muß auch, ſoweit nach den vorſtehenden Ausführungen Pol VO. 
neben dem LebMitt®. oder über deſſen Rahmen zuläſſig ſind, in 
jedem Falle geprüft werden, ob ſie dem Erfordernis des 8 10 II 
17 ASK. entſprechen, d. h. der Abwendung einer dem Publikum 
oder einzelnen Mitgliedern desſelben bevorſtehenden Gefahr dienen 
(ogl. Joh Jahrb. 23, C 119). 

Die hier fragliche Vorſchrift des 8 3 PolVO. v. 10. Dez. 
1927, daß an der dem Käufer zugekehrten Seite des Verkaufs⸗ 
ſtandes eine 25 em hohe Leiſte von Holz uſw. anzubringen iſt, hat 
offenſichtlich den Zweck, zu verhüten, daß die Käufer die zum 
Verkauf ausliegenden Lebensmittel anfaſſen oder mit ihren Kleidern 
und Markttaſchen berühren. Durch das Fehlen einer ſolchen Schutz⸗ 
vorrichtung wird die Aufbewahrung der Lebensmittel (wenn man 
das Feilbieten überhaupt als Aufbewahren i. S. des $3 1a Leb⸗ 
Mitt . anſehen will) noch nicht ohne weiteres zu einer derartigen, 
daß der Genuß der ſo aufbewahrten Lebensmittel geeignet iſt, die 
menſchliche Geſundheit zu ſchädigen. Die Vorſchrift beſagt alſo 
nicht dasſelbe wie der 8 3 la LebMittch., ſondern geht dar⸗ 
über hinaus. Sie findet inſoweit ihre Rechtsgrundlage nicht 
nur in dem Buchſtaben e und k des LebMittG., ſondern entſpricht 
auch dem 8 10 I 17 ALR. Denn ſchon darin, daß die aus⸗ 
gelegten Lebensmittel durch Befaſſen und Anſtoßen unanſehnlich 
und unappetitlich werden und an Händen und Kleidern Schmutz 
und Krankheitskeime aufnehmen, liegt eine nahe und mit Wahr⸗ 
ſcheinlichkeit zu beſorgende Gefahr für die menſchliche Geſundheit, 
zu deren Abwendung die Polizei geſetzlich berufen iſt. 

Danach iſt der Amtsrichter mit Recht von der Gültigkeit der 
genannten Polizeivorſchrift ausgegangen. 

(Kch., 1. StrSen., Urt. v. 12. Okt. 1928, 1 8 528/28.) 

Mitgeteilt von Erſt. Staatsanwalt Dr. Schmidt, Berlin. 

* 
Dresden. 

6. 88 361 Ziff. 60 (i. d. Faſſung des Ges v. 18. Febr. 1927), 
362 StGB. Die Feſtſtellung, daß die Angeklagte nach 
Dirnenart auf- und abgegangen ſei und einen jungen 
Mann in einer andere verletzenden Weiſeſ angeſprochen 
habe, erfüllt den Tatbeſtand des $ 361 Ziff. 6 S106 B. noch 
nicht. Erforderniſſe des inneren Tarbeſtandes von 9 361 
Ziff. 6. Neben einer Verurteilung aus 8 361 Ziff. 6 StGB. 
kann auch jetzt noch die Nebenſtrafe des $ 362 StGB. ver- 
hängt werden f) 

Das AG. ſieht für erwieſen an, daß die Augelkl. der gewerbs⸗ 
mäßigen Unzucht nachgegangen iſt und daß ihr Verhalten ein Auf⸗ 
fordern und Sichaubieten dazu bedeutete. Es wird im Urteil im 
einzelnen ausgeführt: „Die Handlungsweiſe der Angekl. war wegen der 
Erkennbarkeit ihres Zwecks geeignet, das Scham⸗ und Sittlichkeits⸗ 
gefühl normaler Durchſchnittsmenſchen in geſchlechtlicher Beziehung 
zu verletzen. Die Aufforderung zur Unzucht geſchah auch in anderer 
beläſtigender Weiſe.“ Der junge Mann hat die Aufforderung zur Bei⸗ 
ſchlafsvollziehung abgelehnt mit den Worten „Nee, nee“. Hätte er ſich 
nicht beläſtigt gefühlt, jo würde er darauf eingegangen ſein. Die Tat 
der Angekl. geſchah öfſentlich. Es konnte ihr Gebaren bei der frühen 
und verkehrsreichen Abendſtunde von einer unbeſtimmten Anzahl nicht 
miteinander verbundener Perſonen wahrgenommen werden. 

Hiernach kommt der AN. zu dem Schluß, daß die Angekl. ſich 
einer Übertretung nach 8 361 Ziff. 6 StGB. i. d. Faſſ. des Geſ. 
v. 18. Febr. 1927 ſchuldig gemacht hat. Es iſt auf eine Strafe von 
ſechs Tagen Haft erkannt worden, von der Überweiſung der Ver⸗ 
urteilten an die Landespolizeibehörde nach Verbüßung der Strafe 
aber abgeſehen worden. Hierzu wird ausgeführt, daß die übermeifung 


Zu 6. Die Entſch. erſcheint nach beiden Richkungen hin zu⸗ 
treffend. Durch das RGGeſ. zur Bekämpfung der Geſchlechtskrank⸗ 
heiten v. 18. Febr. 1927 iſt die Beſtrafung der Gewerhsunzucht, 
welche früher, falls ſie polizeilichen Anordnungen zuwider aus⸗ 
geübt wurde, nach § 361 Ziff. 6) ſtrafbar war, nunmehr der Be⸗ 
ſtrafung entzogen. An Stelle der Ziff. 6 iſt ein völlig veränderter 
Tatbeſtand getreten, nämlich die Aufforderung oder das Sich⸗ 
anbieten zur Unzucht, gleichgültig, ob ſie gewerbsmäßig erfolgt, oder 
nicht, wenn ſie 

a) öffentlich erfolgt, 

b) in einer Weiſe, welche Sitte oder Anſtand verletzt, oder 

c) in einer Weiſe, die andere beleidigt. 

Zu a. Über den Begriff der Offentlichkeit verhält ſich das von 
der obigen Entſch. zit. Urt. des 1. StS. des BayOb sch. v. 13. März 
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ausgeſprochen worden wäre, wenn dies nach dem Geſetz noch möglich 
wäre. Obwohl der $ 362 StGB. noch in Kraft ſei, trüge das Gericht 
Bedenken, ihn im vorliegenden Falle anzuwenden. Dieſer Paragraph 
enthalte eine Maßregel gegen die Verwahrloſung der Täterin. Der 
Geſetzgeber beurteile jetzt aber die Gewerbsunzucht nicht mehr als 
ſittliche Verwahrloſung, da er durch das Geſ. v. 18. Febr. 1927 die 
gewerbsmäßige Unzucht — mit Wirkung v. 1. Okt. 1927 an — 
im Gegenſatz zum früheren Recht für ſtraflos erklärt habe. 

Die im angefochtenen Urteil getroffenen tatſächlichen Feſt⸗ 
ſtellungen reichen nicht aus, die Verurteilung wegen 8 361 Ziff. 6 
StGB i. d. Faſſ. des Gef. v. 18. Febr. 1927 zu rechtfertigen. 

Dieſe Geſetzesvorſchrift bedroht das an ſich ſtrafloſe Auffordern 
und Sicherbieten zur Unzucht, ſelbſt wenn es öffentlich geſchieht, nur 
unter der weiteren Vorausſetzung mit Strafe, daß es entweder in einer 
Sitte oder Anſtand verletzenden oder andere beläſtigenden Weiſe er⸗ 
folgt. Hiernach iſt das Aufſtellen und Auf⸗ und Abgehen von der Un⸗ 
zucht nachgehenden Frauensperſonen auf den Straßen zum Zwecke der 
Anlockung von Männern zur Ausübung der Unzucht, ja ſelbſt das 
bloße Anſprechen von Männern zu dieſem Zwecke noch nicht aus⸗ 
reichend, den Tatbeſtand zu erfüllen. Denn ein ſolches Verhalten geht 
noch nicht über den Begriff des Aufforderns und Sicherbietens zur 
Unzucht hinaus, das ftraflos iſt (Schäfer⸗Lehmann, Geſetz zur 
Bekämpfung der Geſchlechts krankheiten, Anm. 21 a zu 8 16). 

Zur Erfüllung des Merkmals „in einer Sitte oder Anſtand ver⸗ 
letzenden Weiſe“ muß noch ein weiteres hinzutreten, irgendein über 
das bloße Auffordern und Sicherbieten hinausgehendes Gebaren, das 
gegen Sitte oder Anſtand verſtößt (vgl. auch RG.: DRZ. 1928 
Nr. 283). Zu einer rechtlichen Nachprüfung des Tatbeſtandes in dieſer 
Richtung reichen die tatſächlichen Feſtſtellungen im angefochtenen Urteil 
nicht aus. Die Feſtſtellung, daß die Angekl. „nach Dirnenart“ auf⸗ 
und abgegangen ſei, enthält ein Werturteil, das mangels Anführung 
der es begründenden Einzeltatſachen nicht erkennen läßt, ob und in 
welcher Weiſe Sitte oder Anſtand von der Angekt. verletzt worden iſt. 
„Die Erkennbarkeit des von der Angekl. verfolgten Zwecks“ genügt 
nicht zur Erfüllung dieſes Tatbeſtandsmerkmals. 

Auch die Feſtſtellung des Merkmals „in einer andere be⸗ 
läſtigenden Weiſe“ ſcheint von rechtsirrtümlichen Erwägungen be⸗ 
einflußt zu fein. Es ſcheint, als ob der Vorderrichter allein ſchon durch 
die von ihm für erwieſen erachtete Tatſache, daß die Angekl. den 
jungen Mann zur Beiſchlafsvollziehung aufgefordert hat, dieſes Merk⸗ 
mal als erfüllt anſieht. Dieſe Tatſache allein reicht aber hierzu, wie 
ſchon dargelegt, nicht aus. Der abweichenden Anſicht des Bay Obe. 
(DRZ. 1928 Nr. 517) vermag ſich der Senat nicht anzuſchließen. Hin⸗ 
ſichtlich des inneren Tatbeſtandes der für erwieſen erachteten Über⸗ 
tretung nach 8 361 Ziff. 6 n. F. läßt das angefochtene Urteil jede 
Feſtſtellung vermiſſen. Dieſe Geſetzesvorſchrift iſt in ihrer jetzigen 
Form als Sondertatbeſtand des § 360 Ziff. 11 StGB. (grober Unfug) 
aufzufaſſen (Olshauſen, 11. Aufl. Anm. k zu 8361 Ziff. 6 
StGB.). Somit erfordert ſie als Schuld Vorſatz beim Handeln und 
mindeſtens Fahrläſſigkeit hinſichtlich des Erfolgs der Verletzung von 
Sitte oder Anſtand oder der Beläſtigung anderer (RGSt. 16, 100). 
Der Täter muß alſo auch das Bewußtſein von der Offentlichkeit ſeiner 
Handlung haben. 

Die für die Nichtanwendung des 8362 StGB. im Urteil ge⸗ 
gebene Begründung iſt von einer irrigen Rechtsauffaſſung beeinflußt. 
Die Nebenſtrafe des 8 362 StGB. kann nach wie vor neben einer 


1928. Es führt aus, daß, ſoweit der Angeredete ſelbſt nicht in 
Beziehungen zu der Anredenden ſteht, ſondern als Teil und Ver⸗ 
treter der Allgemeinheit angeſprochen worden iſt, der Begriff der 
Offentlichkeit erfüllt iſt. Dies erſcheint richtig, und die jetzige 
Entſch. tritt dem nicht entgegen. 

Zu b hatte das Vorderurteil in der Aufforderung ſelbſt ſchon 
eine Verletzung von Sitte und Anſtand als vorliegend erachtet 
Dem tritt die jetzige Entſch. einengend mit Recht entgegen, da die 


Hinzufügung dieſes Tatbeſtandsmerkmals eine Beſonderheit ent⸗ 


hält, welche zu der Aufforderung oder dem Anerbieten hinzu- 
treten muß. 

Alles was alſo mit der Aufforderung und dem Anerbieten 
notwendig begrifflich zuſammenhängt, erfüllt dieſes Tatbeſtands⸗ 
merkmal nicht. Es muß vielmehr darüber hinausgehend das Ver⸗ 
halten gegen Sitte und Anſtand verſtoßen, indem z. B. Ent⸗ 
blößungen vorgenommen werden oder unanſtändige Worte laut 
gebraucht werden. Das Vorderurteil hat in dieſer Beziehung nichts 
Tatſächliches feſtgeſtellt, und deshalb tritt das Reviſionsurkeil mit 
Recht demſelben entgegen. 

Zu e kann alternativ gegenüber dem Tatbeſtaudsmerkmal der 
Verletzung von Sitte oder Anſtand auch das Tatbeſtandsmerkmal 
des beläſtigenderweiſe erfolgten Aufforderns oder Anerbietens 
des Urt. des 1. StS. des BayObec. v. 13. März 1928 genügen. 
Dies führt aus, daß das Intereſſe der Allgemeinheit verletzt wäre, 
wenn überhaupt ſolche Aufforderung an irgend jemand öffentlich 
erfolgt. Dem tritt die jetzige Entſch. mit Recht entgegen. Es muß 
auch hier eine beſondere Beläſtigung nach normalen Anſichten 
vorliegen. 

Das bloße leiſe geſprochene Wort an dem Vorübergehenden 


Verurteilung nach § 361 Ziff. 6 StGB. verhängt werden. Dieſes 
Verhältnis zwiſchen den beiden Vorſchriften iſt durch die Veränderung 
der Rechtsnorm in Ziff. 6 des § 361 durch das Geſ. v. 18. Febr. 1927 
nicht berührt worden. Daß dieſe Auslegung dem Willen des Geſetz⸗ 
gebers entſpricht, ergibt ſich ſchon daraus, daß die Sondervorſchrift 
in § 362 Abſ. 3 StGB. über die Vollſtreckung der Nebenſtrafe im 
Falle des § 361 Ziff. 6 StGB. nicht durch das Gef. v. 18. Febr. 1927 
auſgehoben worden iſt, ſondern vielmehr im Gegenteil auf die neu⸗ 
geſchaffene Strafvorſchrift in Ziff. 6a des 8361 StGB. durch Ein⸗ 
fügung dieſer neuen Ziffer erſtreckt worden iſt. 
(OLG. Dresden, Urt. v. 15. Aug. 1928, 1 OSta 79/28.) 


Mitgeteilt von OStA. Dr. Alfred Weber, Dresden. 


* 


Kiel. 


7. 5 533 RVO.; 835 Erwerbsloſenfürſorge BO. Eine 
Beſtrafung wegen Vorenthaltung der Beiträge zur Er⸗ 
werbsloſenfürſorge iſt unſtatthaft. x 

Angekl. hat einbehaltene Beiträge feiner Arbeiter zur Kranken⸗ 
verſicherung und zur Erwerbsloſenfürſorge der Ortskrankenkaſſe 
vorenthalten. Er iſt dieſerhalb aus 8 533 RVO. verurteilt. OLG. 
hebt auf, ſoweit es ſich handelt um Nichtabführung der Erwerbs⸗ 
loſenbeiträge, und führt aus: 

In 835 der Erwerbsloſenfürſorge VO. iſt allerdings beſtimmt, 
daß die Beiträge als Zuſchläge zu den Krankenkaſſenbeiträgen und 
mit dieſen zu entrichten ſind, und daß auf ihre Zahlung die 88 28, 
29 und 394—405 RVO. Anwendung finden. Unter den für an⸗ 
wendbar erklärten Beſtimmungen der RVO. befindet ſich aber nicht 
auch die in 8 533 RWO. enthaltene Strafvorſchrift. Deren entſpre⸗ 
chende Anwendung verbietet ſich gemäß 82 Abſ. 1 StGB. Eine 
Beſtrafung des Angekl. wegen Vorenthaltung der Beiträge zur 
Erwerbsloſenfürforge durfte mithin nicht erfolgen. 

(OLG. Kiel, Urt. v. 6. Juli 1927, 8 84/27.) 
Mitgeteilt von LGR. Schumacher, Altona. 


Tandgerichte. 
Altona. a) Zivilſachen. 


1. Grundbuchmäßige Erklärungen von Behörden 
können von dem beauftragten Sachbearbeiter abgegeben 
werden. 1) 

Das Beſchw. tritt der Auffaſſung des GBA. nicht bei, daß 
grundbuchmäßige Erklärungen der vorliegenden Art nur von dem 
Behördenvorſtand ſelbſt oder ſeinem heftimmungsgemäßen Vertreter 
unterzeichnet werden können. Es iſt vielmehr als zuläfjig anzunehmen, 
daß der Behördenvorſtand mit der Unterzeichnung derartiger Er⸗ 
Klärungen die mit der Bearbeitung der Sache betrauten Beamten be⸗ 
auftragt. Es bedarf hier keiner Erörterung, in welcher Begrenzung 
der vorſtehende Satz zu gelten hat, insbes., wieweit untergeordnete 
Beamtenſtellen innerhalb der Behördenorganiſation von einer wirk⸗ 
ſamen Zeichnung ausgeſchloſſen ſind. Jedenfalls erachtet das BeſchwG. 
es als ausreichend, wenn ein Sachbearbeiter die ſchriftliche Erklärung 


wird unerheblich ſein. Hat aber jemand deutlich zu erkennen ge⸗ 
geben, daß er auf derartige Sachen nicht eingeht und die Be⸗ 
treffende verfolgt den Angeredeten weiter, ſpricht ihn nochmals an, 
macht vielleicht diesbezügliche Gebärden, durch welche in der 
Öffentlichkeit der Gedanke entſtehen könnte, daß der Angeredete 
ſelbſt ſchuld an der Aufforderung ſei, jo wird das Tatbeſtands⸗ 
merkmal der Beläſtigung vorliegen. Es wird dabei auch genügen, 
wie die angefochtene Entſch. mit Recht hervorhebt, wenn die Täterin 
ſo handelt, falls fie nur fahrläſſigerweiſe nicht daran gedacht hat, daß 
dieſer Erfolg der Beläſtigung notwendig mit ihrem Tun verbunden 
iſt. Zum Vorſatz gehört auch das Bewußtſein der Offentlichkeit. 
Auch die weitere Entſch., welche dahin geht, daß § 362 Abſ. 3 
noch in Kraft iſt, iſt ſelbſtverſtändlich richtig. Das RG. v. 18. Febr. 
1927 hebt dies ja in 8 16 Ziff. 5 ausdrücklich hervor, jo daß ein 
Zweifel daran überhaupt nicht beſtehen kann. 
R. Dr. Johannes Werthauer, Berlin. 


Zu 1. Die Entſch. entſpricht der in der Praxis herrſchenden 
Auffaſſung. Soweit nicht geſetzliche Sonderbeſtimmungen über Ver⸗ 
pflichtungsurkunden eine abweichende Rſpr. veranlaßt haben, gilt 
die Lehre, daß die Organiſation der Behörde für die Berechtigung 
zur Abgabe von Erklärungen entſcheidet und dabei die Unterzeich⸗ 
nung „In Vertretung“ oder „im Auftrage“ (mit den herkömm⸗ 
lichen Kürzungen) die Vertretungsbefugnis oder den Auftrag be⸗ 
glaubigt. Steht die Echtheit ſolcher Urkunde an ſich außer Frage, 
jo hat fie auch hinſichtlich der Unterzeichnungsbefngnis die Ver⸗ 
mutung der Richtigkeit für ſich, und nur konkrete Bedenken können 
Anlaß zu einer Vemängelung geben. 

Stadtſynd. u. Doz. Loewe, Kiel. 
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mit dem Zuſatz „J. A.“ unterſchreibt. Soweit die Reichsverſorgungs⸗ 
behörden in Frage kommen, kann hierzu auf die Beſtimmung des 
867 der Dienſtanweiſung für die Verſorgungsbehörden hingewieſen 
werden, durch welche für die Unterſchriftszeichnung des Sachbearbeiters 
die Hinzufügung des Vermerks „J. A.“ angeordnet wird. Die Frage, 
ob innerhalb der Behördenorganiſation der mit dem Zuſatz „J. A.“ 
zeichnende Beamte auch tatſächlich ordnungsgemäß von dem Behörden⸗ 
vorſtande beauftragt worden iſt, iſt von dem GBA. ebenſowenig nach⸗ 
zuprüfen wie die Vertretungsbefugnts eines mit dem Zuſatze „ 
zeichnenden Beamten. Durch die im übrigen zweifelsfreie Ausgeſtal⸗ 
tung der dem GBA. vorgelegten Erklärung als einer öffentlichen 
Urkunde wird das GVA. einer Prüfung des genannten Auftrags⸗ 
verhältniſſes enthoben. Vgl. KJ. 47, 135 ff., wo es heißt: „Nun 
wird im allgemeinen der Grundbuchrichter, wenn ihm eine Urkunde 
der Deputation mit der Unterzeichnung „J. A. ... (Name)“ vorgelegt 
wird, der Frage, ob der Unterzeichner nach den maßgebenden Amts⸗ 
vorſchriften beauftragt werden konnte, nicht nachzugehen, ſich vielmehr 
auf den Standpunkt zu ſtellen haben, daß der Vorſitzende der Depu⸗ 
tation ſich in den Grenzen feines Auftragsrechts gehalten hat (vgl. 
KGG J. 21 A, 101).“ 
(OG. Altona, 8. 3 K., Beſchl. v. 21. März 1928, 6 T 278/28.) 
Mitgeteilt von LGDir. Dr. Block, Altona. 
* 
Berlin. 


2. 8 1 Meingartend. Auch Grundſtücke über 1000 qm 
Größe können im Einzelfall als Kleingarten angeſehen 
werden. f) 

Für die Frage, ob das Grundſtück die Eigenſchaft als Klein⸗ 
garten hat, iſt nach 8 1 der Kleingartenordnung lediglich die Nutzungs⸗ 
art und nicht die Größe maßgebend. Der Umfang eines Grundſtücks 
wird oft weſentliche Anhaltspunkte dafür geben, ob mit Rückſicht 
auf die Menge der auf ihm erzeugten gärtneriſchen Produkte ſeine 
Nutzung als eine gewerbsmäßige anzuſehen iſt oder nicht. Mit 
Recht iſt daher in den preuß. Ausf Veſt. v. 2. Okt. 1919 ausgeführt, 
daß nur in ganz begründeten Ausnahmefällen die Kleingartenpar⸗ 
zellen bis auf höchſtens 1000 am ausgedehnt werden dürfen. Eine 
bindende Regelung i. S., daß Parzellen über 1000 qm nicht als 
Kleingärten anzuſehen ſind, iſt durch die preuß. AusfBeſt., die nur 
Richtlinien für die Auslegung des Geſeßzes darſtellen, aber nicht 
erfolgt. Eine derartige Regelung würde auch eine Abänderung des 
Geſetzes bedeuten, die im Wege der AusfBeſt. nicht zuläſſig wäre. 

Aus den vorſtehenden Darlegungen ergibt ſich nun, daß in 
dem hier anhängigen Streitfalle die Größe der Parzelle, die weit 
über 1000 qm hinaus geht, gegen Benutzung als Kleingarten ſpricht. 
In der Regel werden Grundstücke von einem derartigen Umfange 
gewerbsmäßig genutzt werden. Die Beweisaufnahme hat jedoch er⸗ 
geben, daß nach Lage der beſonderen Umſtände dieſe Annahme hier 
nicht zutrifft und tatſächlich nur eine kleingärtneriſche Nutzung des 
ſtreitigen Grundſtücks durch die Beteiligten in Frage kommt. Aus 
der Größe des Grundſtücks können im vorliegenden Fall auf ſeine 
Nutzungsart zwingende Folgerungen auf eine gewerbsmäßige Nutzung 
ſchon deswegen nicht hergeleitet werden, weil das Grundſtück dem 
Bekl. nicht allein, ſondern gleichzeitig auch von einem Zengen, 
deſſen Haushalt unter Einſchluß ſeiner neun Kinder im ganzen 
vierzehn Perſonen umfaßt, inne gehalten und genutzt wird. Die 
Überlaſſung an den Zeugen iſt mit Wiſſen und Willen des Kl. 
erfolgt. Aus den Ausſagen beider Zeugen ergibt ſich ferner, daß 
nur formell die Parzelle an den Bell. allein überlaſſen worden iſt, 
tatſächlich war bei den Verhandlungen von vornherein die Abſicht 
der Vertragsbeteiligten, daß nur eine Nutzung durch mehrere Perſonen 
in Frage kommen ſollte. Dem Bekl. wurde aus dieſem Grunde die 
Parzelle lediglich mit Rückſicht darauf verpachtet, daß er den Zeugen 
als Unterpächter aufnahm. Bei der großen Perfonenzahl der Familien 
liegen keine Anhaltsgründe dafür vor, daß der Ertrag des Gartens, 
obwohl er über die übliche Größe eines Kleingartens hinausgeht, 
fo erheblich ift, daß er das überſteigt, was beide Familien zur Deckung 
ihres Eigenbedarfes in der Regel verbrauchen. Selbſt wenn der 
Bekl. gelegentlich einen Teil der Kirſchenernte in ſeiner Bäckerei 
verarbeitet hätte, ſo würde dies allein noch nicht genügen, um eine 
gewerbliche Ausnutzung des Gartens darzutun. Auch ſonſt hat der 


Zu 2. Entſcheidend für die Frage, ob „nmichtgewerbsmäßige 
gärtneriſche Nutzung“ nach 8 1 Kleingarten O. gegeben iſt, iſt die 
Benutzungsart, nicht die Größe des Gartens. Allerdings wird die 
Größe des Gartens meiſt ein wertvoller Anhaltspunkt für die Fin⸗ 
dung der Entſch. ſein, ob kleingärtneriſche oder gewerbsmäßige 
Nutzung vorliegt. Da hier die Größe weit über 1000 qm hinaus⸗ 
ging, lag es zunächſt nahe, gewerbsmäßige Nutzung anzunehmen. 
Indeſſen ſind die beſonderen Umſtände für das Vorhandeuſein 
eines Kleingartens überzeugend dargelegt. Ich trete den Aus⸗ 
führungen in der Begründung der Entſch. durchaus bei. Sie decken 
ſich allenthalben mit meinen Erläuterungen zur Kleingarten O. 
(Komm., 3. Aufl., S. 47 f., 52 f., Anm. 7, 8, 16 und 17 zu 8 1 
Kleingarten O.). 

Miniſterialrat Dr. Kaiſenberg, Berlin. 


Kl. nichts dafür beigebracht, daß eine über den Rahmen der klein⸗ 
gartneriſchen Nutzungsart hinausgehende Ausnutzung des Grund⸗ 
ſtücks vorliegt; insbeſondere iſt nichts vorgetragen worden, daß 
vorwiegend der Garten etwa durch Inanſpruchnahme fremder Arbeits⸗ 
Kräfte bearbeitet worden iſt (vgl. Kaiſenberg, Kleingarten⸗ 
und Pachtlandordnung 1924 Anm. 7 zu 8 J). 

(LG. III Berlin, 4. 3Kk., Urt. v. 21. April 1928, 6 8 352/27.) 


Mitgeteilt von RA. Dr. Davidſohn, Berlin. 
* 


Dortmund. 

3. 8 850 380. Bei Berechnung des pfandfreien 
Lohnbetrags ſind Steuerabzüge und Sozialverſicherungs⸗ 
beitrage vorweg abzuziehen. 

Dieſe auf öffentlich-rechtlichen Veſtimmungen beruhenden Abzüge 
belaſten den Lohn dergeſtalt, daß ſie als geſetzliche Minderung des 
Lohnes angeſehen werden müſſen. Der Arbeitnehmer kann von ſeinem 
Arbeitgeber auch nur den auf dieſe Weiſe geſetzlich verminderten 
Lohn beanſpruchen (fo auch OLG. Celle: OLG Rſpr. 23, 218). Dem 
Sprachgebrauch ſowie der Anſchauung des Verkehrs und des Wirt⸗ 
ſchaftslebens entſpricht es deshalb, daß der derart geminderte Lohn 
als „Lohn“ ſchlechthin bezeichnet wird. Es muß ſonach davon aus⸗ 
gegangen werden, daß auch das LohnBeſchlch. und die Lohnpfänd VO. 
den Ausdruck „Arbeitslohn“ im gleichen Sinne verwenden. Dagegen 
ſpricht auch nicht die Beſtimmung des 8 3 LohnBeſchlGG., wonach 
unter Arbeitslohn jeder Vermögensvorteil zu verſtehen iſt; denn dieſe 
Vorſchrift hat offenbar den Fall im Auge, daß die Vergütung nicht 
in Geld oder daß ſie in verſchleierter Form als Speſen, Grati⸗ 
fikation uſw. gezahlt wird. 

Das Beſchwerdegericht kann ſich deshalb der neuerdings nach 
dem Erlaß des Gef. v. 27. Febr. 1928 von mehreren Gerichten (ſiehe 
LG. Leipzig 2 B G 401/28 und AG. Eſſen: JW. 1928, 2379) ver⸗ 
tretenen gegenteiligen Meinung nicht anſchließen. Dazu bietet auch 
das Gef. v. 27. Febr. 1928 ſelbſt keine Veranlaſſung; denn es erhöht 
lediglich die pfändungsfreien Lohnbeträge, ſagt aber nichts darüber, 
ob die Einkommenſteuer und die Verſicherungsbeiträge vorweg ab⸗ 
zuziehen ſeien oder nicht. Die Annahme des LG. Leipzig, daß bei 
der bedeutenden Erhöhung des pfandfreien Betrages für den Geſetz⸗ 
geber der Umſtand mitbeſtimmend geweſen ſei, daß die Anſicht, die 
den Bruttolohn zugrunde gelegt wiſſen will, die herrſchende geworden 
fer, iſt durch nichts begründet: im Gegenteil iſt anzunehmen, daß es 
dem Willen des Geſetzgebers nicht entſpricht, wenn den Arbeitnehmern 
die ihnen durch das neue Geſetz gewährten Vorteile durch eine un⸗ 
günſtige Berechnung des pfändungsfreien Lohnbetrages zum großen 
Teil wieder entzogen werden. Im übrigen iſt der Wille des Geſetz⸗ 
gebers nur ſoweit erheblich, als er im Geſetz zum Ausdruck gelangt. 

Irrig iſt auch die vom LG. Leipzig vertretene Anſicht, die 
Annahme des Nettolohnes ſei unpraktiſch, weil dadurch örtliche und 
perſonliche Verſchiedenheiten in das Lohnpfändungsrecht hineingetragen 
würden. Das Gegenteil iſt der Fall. Denn bei der Zugrundelegung 
des Nettolohnes ſteht der dem Schuldner zu belaſſene Lohnbetrag 
nach dem Geſ. v. 27. Febr. 1928 ohne weiteres ſeſt, während dieſer 
Lohnbetrag — wenn man vom Brullolohn ausgeht — bei jedem 
Schuldner ein anderer iſt, da ja noch Abzüge gemacht werden müſſen, 
die in jedem Falle verſchieden ſind. 

Gegen die Richtigkeit der Auſicht, die den Bruttolohn zugrunde 
legen will, ſpricht entſcheidend noch folgende Erwägung: 

Die Höhe des Steuerabzuges und der Kranken- und Sozial⸗ 
verſicherungsbeiträge richtet ſich nach der Höhe des verdienten Lohnes. 
Demjenigen, der mehr verdient, werden alſo auch mehr Abzüge 
gemacht als dem weniger fleißigen oder tüchtigen Arbeiter mit ge⸗ 
ringerem Verdienſt. Würden nun dieſe Abzüge noch von dem pfand⸗ 
freien Teil des Lohnes zu machen ſeien, ſo hätte das in manchen 
Fällen zur Folge, daß dem verſchuldeten Arbeiter oder Angeſtellten 
mit hohem Lohn nicht oder nicht weſentlich mehr belaſſen würde als 


demjenigen mit geringerem Lohn. Verdient z. B. ein unverheirateter 


Arbeiter monatlich brutto 270 Rt, jo find davon 195 RM und 
½ des Mehrbetrages, insgeſamt 220 AA, der Pfändung nicht unter⸗ 
worfen; find die Steuer⸗ und Verſicherungsbeiträge mit etwa 30 RA 
von dieſer Summe abzuziehen, fo verbleiben ihm 190 Nel. Er ſteht 
ſich aber kaum ſchlechter, wenn er weniger fleißig iſt und nur 
225 RM, verdient; denn dann find 205 Nel pfändungsfrei, von dieſem 
Betrage aber nur etwa 20 / abzuziehen, jo daß ihm 185 RM 
verbleiben. 

Werden die Abzüge dagegen vorweg gemacht, ſo verbleiben dem 
fleißigen Arbeiter 210 RA, dem weniger fleißigen 195,30 Rt. 

Im letzteren Falle entſpricht alſo die Differenz mehr dem Unter⸗ 
ſchied in den Bruttolöhnen, der bei Zugrundelegung der gegenteiligen 
Anficht oft beinahe ausgeglichen wird. Die hier vertretene Anſicht iſt 
alſo auch vom volkswirtſchaftlichen Standpunkt aus vorzuziehen. 
Mit Recht hat deshalb das Vollſtreckungsgericht die nach dem Geſ. 
v. 27. Febr. 1928 pfändungsfreien Lohnbeträge dem Schuldner als 
Nettolohn belaſſen. 

(LG. Dortmund, 2. IR, Beſchl. v. 9, Okt. 1928, II 2 T 314/28.) 
Mitgeteilt von LR. Dr. Jacobſohn, Dortmund. 
* 
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Flensburg. 


4. 8 823 Abſ. 2 BSB Die preuß. Dienſtanweiſung 
für Hebammen v. 15. Sept. 1920 ift in ihrem 86 ein den 
Schutz der Arzte bezweckendes Geſetz. 

Die Pr Dienſtanw. für Hebammen, erlaſſen vom Miniſter für 
Volkswohlfahrt unter dem 15. Sept. 1920, legt den Hebammen 
beſondere Berufspflichten auf und iſt, ſoweit dadurch der Schutz 
beſtimmter Perſonen bezweckt wird, als ein den Schutz dieſer 
Perſonen bezweckendes Geſetz anzuſehen. Es folgt dies ſchon daraus, 
daß nach 8 43 des preuß. Gef. über das Hebammenweſen v. 20. Juli 
1922, GS. 179, der Miniſter für Volkswohlfahrt ermächtigt iſt, die 
zur Ausführung des Geſetzes erforderlichen Beſtimmungen, ius⸗ 
beſondere über die Berufspflichten der Hebammen, zu erlaſſen. Die 
Dienſtanweiſung iſt alſo, inſoweit fie derartige Berufspflichten feit- 
ſtellt, eine Rechtsverordnung und, ſoweit die Beſtimmungen dem 
Schutze beſtimmter Perſonen dienen, als ein den Schutz dieſer Per⸗ 
ſonen bezweckendes Geſetz anzuſehen. Zum Überfluß werden im 811 
des genannten Geſetzes die Hebammen ausdrücklich verpflichtet, alle 
in ihre Berufsgeſchäfte fallenden Aufgaben unter Befolgung der 
hierzu vom Miniſterium für Volleswohlfahrt krlaſſenen Vorſchriften 
gewiſſenhaft auszuführen, ſo daß die in der Dienſtanweiſung an⸗ 
geführten Berufspflichten als im 8 11 des Geſetzes ſelbſt enthalten 
angeſehen werden müſſen. Der 8 6 der Dienſtanweifung bezweckt, 
wie ſein Geſamtinhalt und namentlich auch der hier in Frage 
kommende zweite Abſatz erkennen läßt, nicht nur den Schutz der 
Pflegebefohlenen, ſondern auch den Schutz der Arzte. Dies erhellt 
beſonders aus den Vorſchriften, daß die Hebamme den zugezogenen 
Arzten mit gebührender Achtung begegnen ſolle und daß ſie alles 
zu vermeiden habe, was geeignet ſein könne, das Anſehen des 
Arztes zu ſchmälern. Es mag ſein, daß bei Anordnungen dieſer Art 
die Rückſicht auf das Wohl der Pflegebefohlenen, wie überhaupt der 
Offentlichkeit, im Hintergrund ſteht. Aber zunächſt iſt offenbar von 
der Dienſtanweiſung au einen Schutz der Arzte gedacht, und zwar 
mit Rückſicht auf die große Wichtigkeit, welche der Dienſtübung des 
Arztes zukommt, welche nur bei genügender Berückſichtigung der 
Perſon des Arztes ſelbſt ausreichend geſchützt werden kann. 

Nach dem zweiten Abſatz des genannten § 6 der Dienſtanweiſung 
ſoll die Hebamme die Wahl des zuzuziehenden Arztes in allen Fällen 
ihren Schutzbefohlenen oder ihren Angehörigen überlaſſen. Dieſer 
Pflicht handelt ſie entgegen, wenn ſie, und zwar gerade während 
oder unmittelbar vor der Entbindung, darauf drängt, daß ein 
von der Pflegebefohlenen ins Auge gefaßter Arzt nicht genommen, 
ſondern ein anderer, der Hebamme genehmer, gewählt wird. Nach 
dem Ergebnis der Beweisaufnahme hat die Kl. gegen den erkenn⸗ 
baren Willen der Pflegebefohlenen auf die Zuziehung eines anderen 
Arztes als des Kl. hingewirkt. Das war ihr nach der genannten 
Vorſchrift verboten, und zwar auch dann, wenn das Verhältnis 
zwiſchen ihr und dem Kl. kein beſonders gutes war. Sie war 
eben verpflichtet, derartige perſönliche Verhältniſſe im Inktereſſe 
ihres Dienſtes zurückzuſtellen. 

(LG. Flensburg, Urt. v. 16. Jan. 1928, 5 8 489/27.) 
Mitgeteilt von LR. Dr. Riſſom, Flensburg. 


* 


Königsberg. 

5. 5 606 3PO.; Art. 17 EGBGB. Die Zuſtändigkeit 
des deutſchen Gerichtes und Anwendbarkeit des deutſchen 
Rechtes für die Eheſcheidungsklage einer ehemals deutſchen 
Staatsangehörigen gegen ihren Ehemann, der ruſſiſcher 
Staatsangehöriger iſt. f 

Durch die Eingehung der Ehe mit dem Bekl. hat die Kl. ihre 
deutſche Staatsangehörigkeit verloren (8 17 Ziff. 6 Gef. v. 22. Juli 
1913 [RGBl. 583]). Andererſeits hat fie aber nicht die ruſſiſche 
Staatsangehörigkeit erworben; denn nach dem ruſſiſchen Recht be⸗ 
hält jeder der Ehegatten ſeine bisherige Staatsangehörigkeit (Berg⸗ 
mann, Internationales Ehe» und Kinderſchaftsrecht Bd. II S. 563). 
Folglich iſt ſie ſtaatenlos geworden. 

Die Klage auf Scheidung dieſer Ehe iſt gem. 8 606 Abſ. 1 ZRD. 
am allgemeinen Gerichtsſtand des Bekl. zu erheben (Sydow⸗ 
Buſch, Anm. zu 8606 ZRD.). Der nachweisbare letzte Wohnſi des 
Bekl. war A.⸗G. Dadurch, daß die Kl. die zweckentſprechenden Nach⸗ 
forſchunger bei der ruſſiſchen Botſchaft und bei der Ortsbehörde von 
A.⸗G., dem letzten ihr bekannten Wohnſitz und Aufenthaltsort des 
Bekl. augeſtellk hat, iſt der Nachweis als geführt zu erachten, daß 
der Bekl. keinen Wohnſitz und auch keinen bekannten Aufenthalts⸗ 
ort im Inland hat (Stein⸗Jonas, ZPD., 8 16). Der allgemeine 
Gerichtsſtand des Bekl. iſt daher gem. 816 ZRD. durch feinen letzten 
Wohnſitz beſtimmt. Da der Ort G. zum LGBez. Königsberg i. Pr. 
gehört, iſt die Zuſtändigkeit des angerufenen Gerichtes gegeben. 

Bei der Scheidung der Ehe find die Geſetze des Staates an⸗ 
zuwenden, dem der Ehemann, alſo im vorl. Falle der Bekl., au⸗ 
gehört (Art. 17 EGBGB.) Die Ehe iſt nach den deutſchen Geſegen 
geſchloſſen. Das ruſſiſche Recht erkennt die Gültigkeit dieſer nicht in 
ſeinem Lande geſchloſſenen Ehe an (Dekret des Volkskommiſſars für 


Juſtiz v. 6. Juli 1923 unter Nr. 1 [Bergmann Bd. II S. 568]). 
Es verweiſt bei Eheſcheidungen im Auslande auf die örtlichen Geſetze 
(Bergmann Bd. II S. 570). Somit find trotz der Verweiſung des 
Art. 17 EGBGB. die deulſchen Geſetze anzuwenden. 
(LG. Königsberg, Urt. v. 8. Mai 1928, 5 R 302/27.) 
Mitgeteilt von RA. Dr. Schloßberg, Königsberg i. Pr. 


* 
Müunſter. 


6. 8 11 Bek. d. Reichs kanzl. v. 25. März 1899. Für 
den poln. Vornamen „Czesklaw“ beſteht keine anerkannte 
deutſche Sprachform. 7) 

Die Entſch. des Falles hängt davon ab, ob für den poluiſchen 
Vornamen „Czeskaw“ eine anerkannte deutſche Sprachform beſtehe. 
St das der Fall, jo folgt aus dem Grundſatz, wonach die Führung 
der Standesregiſter in deutſcher Sprache erfolgt (8 11 Abſ. 1 der Be. 
des Reichsk. v. 25. März 1899 [RG Bl. 225), daß der Vorname 
lediglich in deutſcher Form in das Standesregiſter einzutragen iſt (vgl. 
KGJ. 20, A 252 ff.); beſteht dagegen für den polniſchen Vornamen 
„Czeskaw“ Reine anerkannte deutſche Sprachform, handelt es ſich 
alſo lediglich um einen fremdſprachlichen Vornamen, ſo folgt, da der 
erwähnte § 11 Abſ. 1 die Eintragung von Vornanien, die lediglich 
einer fremden Sprache angehören, und zwar auch bei Inländern, nicht 
ausſchließt und auch der Anwendung fremder Schriftzeichen in ſolchen 
fremdſprachlichen Namen nicht eutgegenſteht (vgl. Allg. Verf. v. 
11. März 1928 betr. die Eintragung fremdſprachlicher Namen in die 
Standesregiſter [Min Bl. f. i. V. 58]), daß der Vorname „Czeslaw“, 
und zwar auch mit dem ihm eigentümlichen fremden Schriftzeichen „1“ 
einzutragen iſt; denn, wie in der erwähnten, auch auf Vor namen 
und auf Inlander bezüglichen (vgl. St AZ. 1900, 199) Allg. Verf. v. 
11. März 1898 zutreffend ausgeführt iſt, hat der Standesbeamte, 
wenn es ſich zwecks Wiedergabe der fremden Schriftzeichen nur darum 
handelt, den im Deutſchen üblichen gothiſchen oder lateiniſchen Buch⸗ 
ſtaben kleine Zeichen, wie Punkte, Striche, Häkchen (hier den Strich 
durch das „I“), hinzuzufügen, die Pflicht, dieſe Hinzufügung vor⸗ 
zunehmen und dieſe kleinen Zeichen beſonders deutlich zu machen. 

Nach der gutachtlichen Außerung des Oſteuropa⸗Inſtituts in 
Breslau, welches zur Abgabe des erforderten Gutachtens in der Lage 
gehalten werden muß, entſpricht dem Namen „Czeslaw“ keine 
deutſche Namensform wie etwa dem polniſchen „Wackaw“, tſchechiſch 
„Vaclav“ das eingebürgerte „Wenzel“. 

(LG. Münſter, Beſchl. v. 21. Jau. 1927, 12/27.) 


Chemnitz. b) Strafſachen. 


7. § 263 StGB. Unrichtige Angaben über Kauf⸗ 
preiſe von Grabſteinen, von denen die Stadt als Fried⸗ 
hofseigentümerin eine 15 %ige Gebühr erhebt. Das Ge⸗ 
richt hat eine derartige Friedhofsgebührenordnung auf 
ihre formelle und ſachliche Rechtmäßigkeit nachzuprüfen. 
Der Aufſtellung einer ſolchen Gebührenordnug ſtehen 


Zu 6. A. Ebenſo KG., Beſchl. v. 10. Dez. 1926, 12 X 1019/26. 


B. Die Entſch. iſt zweifellos richtig. Da es für den pol⸗ 
niſchen Namen „Czeslaw“ kein deutſches Wort gibt, bedarf es nicht 
der Prüfung, ob etwas anderes rechtens wäre, wenn er eine 
deutſche Form hätte. Denn die für dieſen Fall in der Entjch. gel- 
tend gemachte Vorſchrift über die Eintragung der Vornamen ledig⸗ 
lich in deutſcher Form (§ 11 Abſ. 1 der Bek. v. 25. März 1911) 
iſt bedenklich. Der Vorname wird ja durch Erteilung des Namens 
durch die zuſtändige Perſon erworben (Adler, Der Name im deut⸗ 
ſchen und öſterreichiſchen Recht 23), während der Eintragung ins 
Standesregiſter nur beurkundende Bedeutung zukommt (KG. v. 
5. Juni 1903: Dig. 1903, 527 und die zuſtimmenden Ausfüh⸗ 
rungen Rintelens ebenda 1904, 251ff.). Die Vorſchrift, daß die 
Standesregiſter in deutſcher Sprache zu führen find, ermächtigt die 
Regiſterbehörde nicht, Vornamen zu ändern, ebenſowenig, wie ſie 
dies mit dem Familiennamen, und zwar auch dann nicht tun darf, 
wenn er einer fremden Sprache angehört und die Bildung einer 
deutſchen Form oder eine überſetzung möglich iſt. Hinſchius 
Rcheſ. über die Beurkundung des Perſonenſtandes [4] 437) ſchränkt 
die Befugnis der Eintragung des entſprechenden deutſchen Vor⸗ 
namens auf Inländer ein und verweiſt auf den MinErl. v. 
27. Juli 1875 und die MinEntſchl. v. 11. März 1898, daß in den 
Ländern mit polniſchredender Bevölkerung der Name zwar in deut⸗ 
ſcher Schreibweiſe in die Regiſter eingetragen, die polniſche Form 
aber in Klammern beizufügen iſt. Auch dafür ſcheint mir die 
Rechtsgrundlage des § 11 Abſ. 1 der Bek. des Reichsk. nicht zuzu⸗ 
reichen. 

Sektionschef i. R. Prof. Dr. Emanuel Adler, Wien. 


409˙* 


3268 


reichsrechtliche und im Freiſtaat Sachſen außerdem landes⸗ 
rechtliche Vorſchriften entgegen. f) 

Der Angehl. iſt Inhaber eines Bildhauereigeſchäfts in C. und 
betreibt als ſolcher gewerbsmäßig die Herſtellung von Denkmälern 
für Friedhöfe. Die Stadt C., die Eigentümerin des Südfriedhofs in 
C. iſt, hat eine Geb. zur Friedhofs O. erlaſſen, worin 15% des 
Rechnungsbetrags als Genehmigungs⸗ und Aufſtellungs⸗ 
gebühr für Denkzeichen, Sockeleinfriedigung und Beſetzen der Grä⸗ 
ber mit Steinen oder ähnlichem Material erhoben wird. Nach den 
Ausführungsbeſtimmungen zu den vom Beſtattungsanit C. erlaſſe⸗ 
nen „Vorſchriften“ für die Beſchaffenheit von Grabſteinen und des 
Grabſchmuckes auf den Beſtattungsplätzen der Stadtgemeinde C. wird 
die Genehmigung erteilt auf Grund einer Vorlage einer Zeichnung 
beim Beſtattungsamt. Darin hat der Nachſuchende den Preis der 
geplanten Ausſtattung dem Beſtattungsamt mitzuteilen, von dem 
dieſe 15% ige Gebühr erhoben wird. Wenn ſich ſpäter ein anderer 
höherer Ausſtattungspreis ergibt, ſo hat der Nachſuchende 150% dieſer 
Erhöhung binnen einem Monat nach Fertigſtellung der Arbeit an die 
Stadt abzuführen. Der Angekl. hat nun Denkmalsaufträge für den 
Südfriedhof C. von zehn Kunden erhalten und hat als voraus ⸗ 
ſichtlichen Herſtellungspreis dem Beſtattungsamt C. nicht den 
den Beſtellern dann tatſächlich berechneten, ſondern einen bedeutend 
niedrigeren angegeben. Von dieſem Betrag iſt dann die 15% ige Ge⸗ 
bühr erhoben worden. Der Angelkl. hat auch ſpäter, als ſeine Arbeit 
beendet war, die Differenz zwiſchen dem angegebenen und dem tat⸗ 
ſächlichen Herſtellungspreis nicht berichtigt und die ſich daraus er⸗ 
gebende Erhöhung der Gebühr nicht abgeführt oder deren Abführung 
veranlaßt. 

Er verteidigt ſich damit, daß es ſich bei dieſer 15% igen „Ge⸗ 
bühr“ in Wirklichkeit um eine „unzuläſſige, verkappte Gemeinde⸗ 
ſteuer“ handelte, und daß ſie außerdem unangemeſſen hoch ſei. Dieſe 
würde auch durch die Bezeichnung „Gebühr“ noch nicht zu einer 
Gebühr (ſiehe auch Becker, Komm. z. RAbgd., Ausgabe 1926 
zu 81 S. 9). 

Die Stͤk. hat die FriedhofscebO. auf ihre formelle und ſachliche 
Rechtmäßigkeit geprüft. Sie hat dieſe Prüfung darauf erſtreckt, ob die 
Gebo. in der vorgeſchriebenen Form erlaſſen worden iſt und ob ſie 
ihrem Inhalt nach mit einer den gleichen Gegenſtand betreffenden 
übergeordneten Norm im Widerſpruch ſteht. Eine derartige Prüfung 
von Rechtsverordnungen, die durch die Organe der Verwaltung er⸗ 
laſſen werden, iſt rechtlich durchaus zuläſſig (RGSt. 56, 177, 181; 
Fiſchers Ztſchr. f. Verw. 55, 215, 219). Gemäß 81 GVG. und 
Art. 102 NVerf. find die Richter unabhängig und nur dem Geich 
unterworfen. Daraus ergibt ſich, daß der Richter zwar an die Tätig⸗ 
keit der geſetzgebenden Gewalt, jedoch nicht an die Vetäligung der 
Verwaltungsbehörden, die mit der geſetzgebenden Gewalt im Wider⸗ 
ſpruch ſteht, gebunden iſt. Er hat alſo inſoweit ein Prüfungsrecht, 
was ja allein auch ſeiner Richterſtellung entſpricht, da er nur geſetz⸗ 
mäßige VO. anwenden darf. 

Nach 8 52 Friedhofs. können übereinſtimmende Beſchlüſſe 
der ſtädtiſchen Kollegien die in der Anlage zur Friedhofs O. enthal⸗ 
tenen Gebühren jederzeit abändern oder aufheben. Wenn je⸗ 
doch die Stadt eine neue Friedhofs heb DO. in Kraft treten laſſen will, 
fo muß fie dies in Einklang mit § 21 SächſVerwͤoſtench. v. 
30. April 1906 tun. Denn ein ſtädtiſcher Friedhof iſt eine öffentl. 
Gemeindeanſtalt, eine öffentl. Einrichtung, da er dem öffentl. Gebrauch 
und einem öffentl. Zweck dient (Pro. v. 26. Jan. 1921 in 


Zu 7. Um feſtſtellen zu können, ob der Angehl. das Vermögen 
der Stadt C. dadurch geſchädigt habe, daß er die „Genehmigungs⸗ 
und Aufſtellungsgebühr“ nicht zahlte, mußte das Gericht die Rechts⸗ 
gültigkeit der GebO. v. 1. Febr. 1924 nachprüfen, 

Das Gericht iſt zu dieſer Nachprüfung berechtigt und verpflichtet, 
mag man in dieſer GebD. ein Ortsgeſetz oder eine Polizei VO. er⸗ 
blicken. Da der Richter nach 81 GG. unabhängig und nur dem 
Geſetz unterworfen iſt, erſtrecht ſich fein Prüfungsrecht auf jede dem 
Nun Geſetz gegenüber rangmindere, d. h. von ihm abgeleitete 

orm. 

Das erk. Gericht hat die GebD. ſowohl auf die Art des Zu⸗ 
ſtandekommens als auf ihre inhaltliche Zuläſſigkeit hin geprüft. Es 
hat die Rechtsgültigkeit nach beiden Richtungen verneint. Dieſer 
Entſch. iſt, jedenfalls im Ergebnis, durchaus beizupflichten. 

1. Für den Erlaß der Gebd. iſt 8 21 SächſVerwͤKoſten G. vom 
30. April 1906 in Verb. mit Art. 7 Abändc). vom 28. Jan. 1921 
maßgebend. Dieſe Vorſchrift unterſcheidet bei der Einführung von Ge⸗ 
bühren zur Benutzung öffentlicher Einrichtungen, ob es ſich um po⸗ 
lizeiliche oder um andere Angelegenheiten handelt; für jene läßt ſie 
die Form der Polo. genügen, während jie ſonſt den Erlaß eines 
Ortsgeſetzes fordert. Da hier die Form des Ortsgeſetzes mangels 
ſtaatlicher Genehmigung nicht gewahrt iſt, war zu prüfen, ob die 
Aufſtellung der GebD. eine „polizeiliche Angelegenheit“ ſei und ſo⸗ 
mit der Form des Ortsgeſetzes entraten könne. Das Gericht hat dies 
mit Recht verneint. Um pol. Augelegenheiten i. S. des Geſetzes kann 
es ſich nur bei ſolchen Anſtalten handeln, die wegen ihrer her⸗ 
vorragenden Bedeutung für das Gemeinwohl auf Koſten des be⸗ 
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„Kommunales Echo“ 1926 Nr. 15). 8 21 hat ſich ſeit dem 
SächſAbändG. v. 28. Jan. 1921 dahin geandert, daß die Einführung 
von Gebühren zur Benutzung öffentl. Einrichtungen 
durch ortsgeſetzliche oder in polizeilichen Angelegenheiten 
durch die ortspolizeilichen Beſtimmungen zu geſchehen hat (Art. 7 
Abänd G.). Als Eigentümerin des Friedhofs kann die Stadt gewiſſe 
Richtlinien für deſſen Benutzung aufftellen und zwar inſoweit, als 
dies mit der öffentl. Zweckbeſtimmung des Friedhofs in Einklang 
zu bringen iſt. Die Stadt C. hat davon auch Gebrauch gemacht. Sie 
hat ſowohl die Friedhofs O. als auch die „Vorſchriften für die Be⸗ 
ſchaffenheit von Grabſtellen uſw.“ erlaſſen. Dieſe ſind eine Zu⸗ 
ſammenfaſſung derjenigen Bedingungen, unter denen die Benutzung 
der Anſtalt der Allgemeinheit zur Verfügung gejteilt wird. Sie fallen 
ihrem Weſen nach unter den Begriff einer Anſtaltsordnung, wie z. B. 
eine Hausordnung für das Städtiſche Krankenhaus. Denn ſie ſind 
nicht vom Stadtrat als Behörde, ſondern lediglich 
in ſeiner Eigenſchaft als verfaſſungsmäßiger Ver⸗ 
treter der Stadtgemeinde als Anſtaltsunternehmer in 
aufgeſtellt (Jahrb. des SächſO VG. 25, 2). Hierbei handelt es ſich 
nicht um polizeiliche, ſondern um äſthetiſche Rückſichten. Dies geht 
vor allem aus Abſ. 1 der erwähnten Vorſchriften hervor. Diefer 
lautet: „Die Beſtattungsplätze ſind für die Hinterbliebenen Stätten 
des Gedenkens und der Ehrung, und es ſoll ihr Empfinden und 
ihre Geſinnung auch durch den Grabſtein und den Grabſchmuck zum 
Ausdruck kommen.“ Die Gebühren beruhen auf der Friedhofs. 
und den oben genannten Vorſchriften und deren Ausführungsbeſtim⸗ 
mungen. Daraus folgt, daß in dem Aufſtellen der Friedhofs Geb. 
kein Tätigwerden der Stadt in polizeilicher Angelegenheit liegt. 
Die Stadt erfüllt durch die Anlegung eines Friedhofs nur ihre all⸗ 
gemeine Pflicht, für die gute Ordnung des Gemeinweſens zu forgen 
(Jahrb. des Sächſo VG. 26, 79). Es iſt daher die FriedhofsGebO. 
nur ein Ausfluß des auf dem Eigentum und der Ver⸗ 
waltungsbefugnis der Stadtgemeinde beruhenden 
e es liegt jedoch nicht ein obrigkeitlicher Akt 
er Stadtgemeinde vor (Jahrb. 26, 69, 70, 71; ferner vgl. 
Brunners Abh. „Sächſ. Friedhofs⸗ und Begräbnisrecht“ in 
Fiſchers Ztſchr. 1927, 60, 374). Daraus folgt, daß die Gebo. 
nur in Form des Ortsgeſetzes erlaſſen werden kann. Die 
Friedhofsordnung ermächtigt nur die ſtädtiſchen Kollegien, durch 
ihre übereinſtimmenden Beſchlüſſe die Gebühren zu ändern oder 
aufzuheben, nicht jedoch neue Gebühren feſtzuſetzen. Wie 
ſich aus der bei den Gerichtsakten befindlichen Abſchrift der Gebd. 
ergibt, iſt dieſe Gebo. nur von den ſtädtiſchen Kollegien beſchloſſen 
worden, jedoch der vorgeſetzten Beſchluß⸗ oder auch Staatsbehorde 
nicht vorgelegt worden, da der Genehmigungsvermerk fehlt (87 
SächſGemeinded. v. 1. Aug. 1923). Es iſt ſomit die Friedhofs Gebo. 
bez. der ſog. „Genehmigungs⸗ und Aufſtellungsgebühr für Grab⸗ 
denkmaler nicht rechtswirkſam, da es an der geſetzlichen Form fehlt. 
Die SIR. hat weiterhin die Frage geprüft, ob die GebO. in» 
ſoweit ſachlich rechtmäßig iſt, als die Stadt darin eine „Aufſtel⸗ 
lungs⸗ und Genehmigungsgebühr“ verlangt. Auch dies hat ſie ver⸗ 
neint. Wie ſchon ausgeführt, iſt der Friedhofseigentümer, wenn er 
Richtlinien über die Benuzung des Friedhofs und deſſen Einrichtun⸗ 
gen auf Grund ſeines aus dem Eigentum und der Verwaltungsbefug⸗ 
nis hervorfließenden Hausrechtes aufſtellt, durch die öffentl. Zweck⸗ 
beſtimmung des Friedhofs eingeſchränkt. Er hat vor allem darauf 
Rückſicht zu nehmen, was nach Sitten, Herkommen und Religions- 
gebrauch üblich iſt (RG Z. 100, 214). Durch die gegen Gebühr ge⸗ 


teiligten Kommunalverbandes zur Verfügung der Polizeibehörde ſtehen, 
ſei es, daß die Gemeinde nur Geldmittel zu überweiſen hat, ohne ſelbſt 
Anſtaltsherrin zu ſein, ſei es, daß ſie von der Gemeinde als Teil 
der Polizeilaſt betrieben wird (jo Hatſchek, Verwgecht, 5. und 
6. Aufl. S. 470; ferner PrO VG. VII, 359), daß es ſich n. a. W. 
um ſog. Polizeianſtalten wie Feuerlöſchanſtalten, Sittenkontrolle, 
Desinfektion, Kanaliſation uſw. handelt. Daß dieſe Vorausſetzungen 
bei Friedhöfen nicht gegeben ſind, bedarf keiner weiteren Erörterung. 

2. Allgemeinere, über das Gebiet des ſächſ. Verwaltungsrechtes 
hinausgehende Bedeutung hat der 2. Teil des Urt., der ſich mit der 
inhaltlichen Zuläſſigkeit der Geb O. befaßt. 

Mit Recht wird hier beanſtandet, daß die Stadt für eine ein⸗ 
heitliche Benuzungshandlung zweimal eine Gebühr erhebt, einmal 
für die Benutzung der Grabſtelle überhaupt, ſodann für die Aus⸗ 
ſchmückung des Grabes durch Aufſtellung eines Denkmals. Hat der 
Benutzer, aus welchem Rechtsgrunde auch immer, einmal das Recht 
auf Benutzung der Grabſtelle zur Beiſetzung des Toten erworben, ſo 
muß er ohne weiteres auch zu ſolchen Verfügungen über das Grab 
befugt erachtet werden, die der Volksſitte entſprechen. Der Fried⸗ 
hofseigentümer kann derartige Handlungen nicht von der Zahlung 
einer weiteren Gebühr abhängig machen; ſein Verfügungsrecht über 
den Friedhof iſt inſoweit durch den öffentlichen Zweck, dem er dient, 
beſchränkt. 

Dies gilt nicht nur für den Fall, daß die Gebühr von dem 
Benutzer der Grabſtelle, ſondern auch dann, wenn ſie von dem Ge⸗ 
werbetreibenden, der die Ausſchmückung der Gräber herſtellt, erhoben 
wird. Ob das eine oder das andere hier der Fall iſt, geht aus dem 
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währte Anweilung einer Grabſtelle räumt jedoch die Stadtgemeinde 
über die bloße Beiſetzung des Toten hinaus das Recht zur Benutzung 
der Grabſtelle und zur Verfügung darüber ein, wie es die Volksſitte 
mit ſich bringt. Dazu gehört das Ausſchmücken und Verzieren von Grä⸗ 
bern in der üblichen Form und das Aufſtellen von Grabdenkmülern 
(Fiſchers Ztſchr. 60, 384, 385, 388). Dies erfordert auch nach 
der Volksauffaſſung die Pietät gegen die Toten (NG. 8, 200). Die 
Stadtgemeinde kann zwar Beſtimmungen über die Höhe, über Um⸗ 
fang, Farbe uſw. der Grabſteine im Intereſſe der Schönheit des 
Friedhofs treffen, kann jedoch nicht das Aufſtellen der Denkmäler 
von der Zahlung einer „Gebühr“ abhängig machen, da ihr Haus⸗ 
recht inſoweit durch die Volksſitte beſchränkt tft. 

Die Stadt ſtellt nun die 150% ige Aufſtellungs⸗ und Genehmi⸗ 
gungsgebühr als eine „Verwaltungsgebühr“ i. S. von 8 21 
SächſVerwͤoſtencJ. hin und verſucht, dieſe in verſchiedener Weiſe zu 
begründen. Sie beruft ſich u. a. darauf, daß ihr durch die Beſeitigung 
von Denkmälern nach Beräumung von verfallenen Abteilungen Un⸗ 
koſten entſtehen, die nicht durch deren Veräußerung gedeckt ſeien. 
Denn eine Beſeitigung von Denkmälern von verfallenen Gräbern 
kann, da es ſich inſoweit nur um ein privatrechtliches Verhältnis 
zwiſchen Friedhofseigentümer und Grabſtelleninhaber handelt, nicht 
eine Grundlage zur Erhebung einer Aufſtellungs⸗ und Ge⸗ 
nehmigungsgebühr ſein. Die Stadt führt weiterhin an, daß 
durch den Eintransport von Grabdenkmälern eine ſtarke Wege⸗ 
abnutzung und durch deren Aufſtellen ein erhöhter Waſſerverbrauch 
eintrete und daß der Friedhof mit ſeinen Einrichtungen, worunter 
auch die Denkmäler fielen, überwacht werden müßte. Dies iſt jedoch 
nicht richtig. Denn durch das Anweiſen einer Grabſtelle iſt der 
Friedhofseigentümer mit Rückſicht auf den öffentlichen Zweck des 
Friedhofs verpflichtet, das Aufſtellen eines Grabſteins zu dulden. 
Dies hat zur Folge, daß er auch deſſen Transport und Aufſtellen 
ohne irgendwelches Entgelt zu geſtatten hat. Ebenſo übernimmt auch 
der Friedhofseigentümer dadurch die Pflicht zur Beaufſichtigung der 
Grabſtellen. Auch der weiteren Begründung der Stadt, ſie verlange 
die Gebühr auch für die Prüfung der eingereichten Zeichnungen und 
für Kontrolle der Aufſtellung, ſteht das Benutzungsrecht des Grab⸗ 
ſtelleninhabers entgegen, aus dem ſeine Befugnis fließt, ein Denk⸗ 
mal, ſoweit es den äſthetiſchen Beſtimmungen des Friedhofseigen⸗ 
tümers entſpricht, aufzuſtellen. . 

Aus allem diejen ergibt ſich, daß die 15% ige Genehmigungs⸗ 
und Aufſtellungsgebühr keine Benutzungsgebühr darſtellen 
kann. Dabei iſt darauf hinzuweiſen, daß der Grabſtelleninhaber ſchon 
eine Gebühr für die Benutzung der Grabſtelle entrichten muß und 
nicht noch überdies andere Gebühren für Leiſtungen des Friedhofs⸗ 
eigentümers, die ſchon durch dieſe abgegolten ſind, verlangen kann. 
Die StR. iſt deshalb der Anſicht, daß die Erhebung einer Genehmi⸗ 
gungs⸗ und Aufſtellungsgebühr unzuläſſig iſt. Daraus folgt aber, 
daß die Gebühr in Wirklichkeit eine „verkappte Gemeindeſteuer“, 
eine allgemeine Abgabe iſt. 

Auch kann die Prüfung der Zeichnungen nicht die Erhebung 
einer Verwaltungsgebühr rechtfertigen. Die Gemeinden können 
zwar gemäß 8 1 Abſ. 3 Säch Vak. Verwaltungsgebühren verlangen, 
jedoch nur für Koſten von Amtshandlungen als Verwal⸗ 
tungsbehörde l(überſchrift vor 8 1 in I Sächſ Va.). Eine Amts⸗ 
handlung der Stadt als Verwaltungsbehörde iſt dies jedoch, 
wie ausgeführt iſt, nicht, ſondern nur das Tätigwerden in ihrer 
Eigenſchaft als Friedhofseigentümerin. Denn fie läßt ſich hierbei 
nur von äthetiſchen Rückſichten leiten. Aber auch abgeſehen davon 
würde die Gebühr in Höhe von 15% des Herſtellungspreiſes des 
Grabdenkmals für deſſen Genehmigung unangemeſſen hoch ſein. Die 
Höhe einer Gebühr muß ſich immer nach einer entſprechenden Gegen⸗ 
leiſtung der öffentlichen Anſtalt oder einer Behörde richten (v. d. Mo⸗ 
ſel, Handwörterb., 13. Aufl. S. 658). Die Leiſtung des mit der 
Prüfung betrauten Beamten iſt aber nach der Auffaſſung der Stk. 
nicht derartig, daß fie die Bezahlung einer 15 %igen Gebühr des 
Herſtellungspreiſes rechtfertigt. Auch in dieſem Fall würde ſich gleich⸗ 
falls die „Gebühr“ als eine Steuer darſtellen (b. d. Moſel a. a. O.; 
Becker, Komm. z. RAbgd. zu 8 1 S. 9). 

Nach dem Landesſteuer Z. v. 30. März 1920 (RGBl. 402) in 
der Abänderung v. 23. Juni 1923 (Fin AusglGG. Art. VII) iſt den 
Gemeinden die Erhebung von Steuern, wenn eine Inanſpruchnahme 


Tatbeſtand des Urt. nicht hervor. Für den letzteren Fall würde die 
Zuläſſigkeit der GebO. noch weiteren Bedenken unterliegen. Nach 
allgemeinen Grundſäben können Auſtaltsgebühren nur von den Be⸗ 
nußern, nicht von ſolchen Perſonen, die der Anſtalt als Unbeteiligte 
gegenüberſtehen, erhoben werden. Als Benutzer wird man aber nur 
den anſehen können, deſſen Intereſſe die Anſtalt zu dienen beſtimmt 
iſt. Dieſe Vorausſetzung trifft bei dem Inhaber des Bildhauerei⸗ 
geſchäftes keineswegs zu. An der Benutzung der Grabſtelle zur Auf⸗ 
ſtellung des Denkmals hat er kein ſelbſtändiges Intereſſe, — ſolches 
haben bloß die Angehörigen des Verſtorbenen —; vielmehr beſchränkt 
ſich ſein Intereſſe auf den Empfang der Gegenleiſtung für ſeine Ar⸗ 
beit. Die Gebührenforderung wäre alſo auch aus dieſem Grunde als 
unzuläſſig zu bezeichnen. 
Konſiſtorialrat Prof. Dr. F. Gieſe, Frankfurt a. M. 
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durch das Reich in Frage kommt oder fie nicht ausdrücklich zu Zu⸗ 
ſchlägen dazu ermächtigt ſind, verboten. Es iſt ſomit auch die Er⸗ 
hebung biejer „Genehmigungs⸗ und Aufſtellungsgebühr“ in ihrer 
Geſtalt als „verkappte Gemeindeſteuer“ geſetzlich unzuläſſig, da ſie 
ihrem Weſen nach eine Umſatzſteuer ſein würde. 

Aber auch ganz abgeſehen davon, iſt dem Angekl. nach der 
Auffaſſung der Stk. auch in ſubjektiver Beziehung ein Betrug nicht 
nachzuweiſen. 

(LG. Chemnitz, 2. kl. Stg., Urt. v. 9. Febr. 1928, 2 By 156/27.) 
Mitgeteilt von OStA. Dr. Weber, Dresden. 


B. Arbeitsgerichte. 
Reichsarbeitsgericht. 


Berichtet von Rechtsanwalt Abel, Eſſen, Rechtsanwalt u. Dozent 
Dr. Georg Baum, Berlin und Rechtsanwalt Dr. Oppermann, 
Bautzen. 


1. 1. Das RA rb G. iſt nach § 85 Abi. 1 Satz 2 ArbGG. 
zuſtändig, wenn der Streit auch nur einen einzelnen Be⸗ 
trieb eines im übrigen ſich über den Bezirk eines Landes 
hinauserſtreckenden Unternehmens betrifft. 

2. § 36, 45 Betr. Bereitſtellung von Räumen für 
eine Betriebsverſammlung; „Erforderlichkeit“ des Mietens 
betriebsfremder Räume. ) 

Im Einverſtändnis der Antragsgegnerin (Arbeitgeber) hat der 
Antragſteller (Arbeiterrat) am 15. Nov. 1927 eine Betriebsverſamm⸗ 
lung der von der Antragsgegnerin in ihrem zu W. belegenen Werk 
beſchäftigten Belegſchaft in dem der Stadt W. gehörigen Stadtſaal 
abgehalten, in der über Lohnerhöhung oder einmalige Wirtſchafts⸗ 
beihilfe für die Belegſchaft verhandelt wurde. Im Anſchluß an dieſe 
Verſammlung kam es zu Differenzen zwiſchen dem Antragſteller und 
der Antragsgegnerin, die erſteren veranlaßte, eine neue Betriebs⸗ 
verſammlung einzuberufen. Auf das Verlangen des Antragſtellers 
ſtellte die Antragsgegnerin den zu ihrem Betriebe gehörigen Familien⸗ 
keller als Verſammlungsort zur Verfügung. Die in dem Familien⸗ 
keller am 7. Dez. 1927 abgehaltene Betriebsverſammlung wurde vor⸗ 
zeitig abgebrochen, weil ſich nach Angabe des Antragſtellers der 
Verſammlungsort als zur Abhaltung der Betriebsverſammlung un⸗ 
geeignet erwieſen hatte, und zwar hat der Antragſteller behauptet, 
der Saal ſei infolge der darin befindlichen maſſiven Pfeiler unüber⸗ 
ſichtlich geweſen, auch ſei er für eine große Verſammlung zu ſtark 
geheizt geweſen, endlich ſei der Raum auch zu niedrig geweſen, ſo 
daß die Akuſtik darunter gelitten habe. Der Antragſteller wurde des⸗ 
halb bei der Antragsgegnerin wegen Bereitſtellung eines anderen 
geeigneten Verſammlungsraumes vorſtellig. Dieſe ſtellte darauf neben 
dem Familienkeller noch zwei andere ihr gehörige kleinere Säle, den 
Rauchkeller und den Beamtenſpeiſeraum zur Verfügung. Da der An⸗ 
tragſteller auch dieſe Räume nicht für geeignet hielt, berief er die Be⸗ 
triebsverſammlung ohne Befragen der Antragsgegnerin für den 
13. Dez. 1927 in den von ihm gemieteten Stadtſaal ein. Die An⸗ 
tragsgegnerin weigert ſich, die durch die Anmietung des Stadtſaales 
dem Antragſteller erwachſenen Koſten zu tragen. Das ArbG. hat den 
auf Feſtſtellung der Koſtenerſtattungspflicht nach 8 36 Betrag. ge⸗ 
1 5 Antrag zuruckgewieſen. Die Rechtsbeſchwerde iſt zurück⸗ 
gewieſen. 

J. Das RArbcg. iſt zur Entſch. über die eingelegte Rechts⸗ 
beſchwerde zuſtandig. Wie ſich aus den Erklärungen der Beteilig⸗ 
ten ergibt, hat die Antragſtellerin außer dem Fabrikbetriebe in 
W. eine ſich über Preußen hinaus erſtreckende Verkaufsorganiſation, 
deren Verwaltung ihren Sitz in Berlin hat. Wenn hiernach auch 
Fabrikbetrieb und Verwaltung der Verkaufsorganiſation örtlich ge⸗ 
trennt ſind, ſo handelt es ſich doch um ein einheitliches, von der 
Antragsgegnerin betriebenes Unternehmen. Daß die vorliegende 
Streitigkeit lediglich den Fabrikbetrieb in W. betrifft, iſt für die 
Frage der Zuſtändigkeit nach 885 Abſ. 1 ArbGG. nicht entſcheidend. 
Beteiligt am Verfahren iſt die Antragsgegnerin als Inhaberin des 
ganzen Unternehmens; das Verfahren betrifft daher ein Unternehmen, 
das ſich über den Bezirk eines Landes erſtreckt. 

II. Sachlich unterliegt die Rechtsbeſchwerde der Zurückweiſung. 


Zu 1. Zu 1. Die Zuftändigkeitsfrage iſt vom RArbG. in 
ſtänd. Praxis jo wie in dieſem Beſchluß entſchieden. Man muß zu⸗ 
geben, daß das Geſetz wohl dazu nötigt, ſo ſelten es auch iſt, daß 
3. B. bei einem Streit über die Wahl eines Vetriebsobmannes in einem 
kleinen Altonaer Geſchäft das RArbG. zuständig ift, falls der Inhaber 
ein zweites gleichartiges Geſchäft in Hamburg hat, während um⸗ 
gekehrt für ſolche Streitigkeiten, die ein nur in Preußen gelegenes 
Unternehmen mit noch fo vielen Zweigniederlaſſungen unter gleichen 
Bedingungen betreffen, jeweils nur das übergeordnete LArbch. zu⸗ 
ſtändig iſt (vgl. Flatow⸗Joachim, Arb6G., 8 85 Anm 5). 

Zu 2. Sachlich bejaht das RArbG. zutreffend die Verpflichtung 
des Arbeitgebers, die erforderlichen Räume für die notwendige, d. h. 
dem Geſetz entſprechende Betriebsverſammlung bereitzuſtellen, kommt 
aber bei der Betrachtung der „Größe“ des Betriebes (8 45 Abf. 2 
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Das ArbG. hat es daher dahingeſtellt fein laſſen, ob die Ein⸗ 
berufung der Betriebsverſammlung mit Rückſicht auf den Gegen⸗ 
ſtand der Tagesordnung zu dem Aufgabenkreis des Antragſtellers 
gehört, und angenommen, daß die Antragsgegnerin inſoweit Einwen⸗ 
dungen nicht mehr erheben könne, nachdem ſie durch Bereitſtellung der 
Säle die Einberufung der Betriebsverſamſnlung gebilligt habe. Es 
hat aber die durch die Abhaltung der Betriebsverſammlung ent⸗ 
ſtandenen Saalmietekoften deshalb nicht als nach $ 36 Saß 1 
Betr. als vom Arbeitgeber zu tragende angeſehen, weil es an⸗ 
genommen hat, die von der Antragsgegnerin zur Verfügung ge⸗ 
ſtellten drei Säle (Familienkeller, Rauchkeller und Beamtenſpeiſe⸗ 
raum) hätten zur Abhaltung der Betriebsverſammlung in Teilver⸗ 
Sammlungen nach § 45 Abſ. 2 Betrach. genügt. Die Anmietung des 
Stadtſaales ſei daher nicht erforderlich geweſen. Die Rechtsbeſchwerde 
rügt demgegenüber Verkennung der Bedeutung der 8s 36 u. 45 
Betrach. Indeſſen kann in den Ausführungen des angefochtenen 
Beſchluſſes eine Verletzung der bezeichneten Geſetzesvorſchriften nicht 
erblickt werden. Nach 8 36 Betrgich. hat der Arbeitgeber die durch 
die Geſchäftsführung eutſtehenden Koſten nur inſoweit zu tragen, 
als fie notwendig find. Das ArbG. hätte daher dem Antrage des An⸗ 
tragſtellers nur eutſprechen können, wenn es die Notwendigkeit, 
zur Abhaltung der Betriebsverſammlung den Stadtſaal zu mieten, 
feſtgeſtellt hätte. Das ArbGG. hat aber die Notwendigkeit der Be⸗ 
nutzung des Stadtſaales verneint. Es hat den von dem Antrag⸗ 
ſteller behaupteten Mangel der Überheizung des Familienkellers für 
abſtellbar und vermeidbar und daher dieſen Geſichtspunkt nicht für 
geeignet gehalten, die Anmietung des Stadtſaales zu rechtfertigen. 
Im übrigen hat es, ohne auf die Berechtigung der anderen Be⸗ 
mängelungen des Familienkellers einzugehen, die Abhaltung von 
Teilverſammlungen nebeneinander oder nacheinander in den von 
der Betriebsleitung zur Verfügung geſtellten Räumen für ausreichend 
und der Sachlage entſprechend erachtet. Der Antragſteller rügt, daß 
das ArbG. die Bedeutung des 8 45 Abf. 2 Betr. verkannt habe. 
Indeſſen laſſen die Ausführungen des ArbG. einen Rechtsirrtum 
in dieſer Beziehung nicht erkennen. Nach 8 45 Abſ. 2 Betr. hat 
die Abhaltung der Betriebsverſammlung in Teilverſammlungen zu 
erfolgen, wenn nach der Natur oder Größe des Betriebes eine gleich⸗ 
zeitige Verſammlung aller Arbeitnehmer nicht ſtattfinden kann. Ob 
und wann hiernach die Abhaltung der Betriebsverſammlung in 
Teilverſammlungen zu geſchehen hat, iſt nach den tatſächlichen Ver⸗ 
hältniſſen des Einzelfalls zu beurteilen. Soweit hierbei die Größe 
des Betriebes in Betracht kommt, hängt die Entſch. nicht allein 
davon ab, ob etwa infolge der Größe der Verſammlung eine ord« 
nungsmäßige Ausſprache unmöglich ſein würde, vielmehr ſind auch 
die Intereſſen des Arbeitgebers, dem die Koſten der Geſchäftsführung 
nach § 36 Betri®. zur Laſt fallen, in der Richtung zu berück⸗ 
ſichtigen, ob ihm, falls die im eigenen Betriebe zur Verfügung 
ſtehenden Räume mit Rückſicht auf die Größe des Betriebes zur Ab⸗ 
haltung einer alle Arbeitnehmer umfaſſenden Betriebsverſammlung nicht 
ausreichen, die Koſten der Anmietung eines beſonderen Raumes zuzu⸗ 
muten ſind, vorausgeſetzt, daß die Durchführung der Betriebsverſamm⸗ 
lung in Teilverſammlungen in den im Betriebe zur Verfügung 
ſtehenden Räunten ohne Beeinträchtigung des Zweckes möglich iſt, die 
Abhaltung von Teilverſammlungen alſo auch der Arbeitnehmerſchaft 
zugemutet werden kann. Letzteres hat das Arbſß. im vorliegenden 
Falle erſichtlich angenommen. Wenn es aus dieſem Grunde die 
Koſten der Anmietung des Stadtſaales nicht als zur Geſchaäfts⸗ 
führung i. S. § 36 Betrag. notwendigen Koſten angeſehen hat, ſo 
iſt das rechtlich nicht zu beanſtanden. 


(RArb c., Beſchl. v. 6. Juni 1928, RAG RB 15/28.) 


BetrRG.) zu dem Ergebnis, daß das Wort ſich nicht nur auf die 
Möglichkeit einer ordnungsmüßigen Verſammlungsausſprache, ſondern 
auch auf die Zumutbarkeit einerſeits der Koſtentragung für den 
Arbeitgeber, anderſeits der Abhaltung von Teilverſammlungen für 
die Arbeitnehmerſchaſt bezieht. Dieſe Auslegung wird dem 8 45 
Abſ. 2 nicht gerecht, vielmehr bezieht ſich 8 45 Abſ. 2, ſoweit es 
ſich um die „Größe“ handelt, m. E. tatſächlich nur auf die Möglich⸗ 
keit einer ordnungsgemäßen Ausſprache. Nur deren Gefähr⸗ 
dung nötigt (abgeſehen von der „Natur“ des Betriebes) zu Teil⸗ 
verſammlungen. Etwas anderes iſt es, wieweit außerhalb des 
Zwanges zu Teilverſammlungen der Betrlebsratsvorſitzende von ſich 
aus nach pflichtgemäßem Ermeſſen Teilverſammlungen einberufen 
darf und der Arbeitgeber ausnahmsweiſe ſich darauf berufen kann, 
daß „bei ruhiger vernünftiger Würdigung aller Umſtände“ (vgl. 
R ArbGG. v. 30. April 1928, BenshSamml. Bd. 2 Nr. 72, RAS. 
S. 254 oben) auch Teilverſammlungen ihren Zweck erfüllt hätten, 
ſo daß inſoweit vielleicht ein großer Einzelcaum für eine einzige Ver⸗ 
ſammlung nicht „erforderlich“ war. Im allgemeinen wird aber der 
Arbeitgeber nicht berechtigt ſein, außerhalb der zwingend vorgeſchrie⸗ 
benen Fälle des 8 45 Abſ. 2 in dem oben dargelegten Sinne den Be⸗ 
triebsratsvorſitzenden auf die Möglichkeit von Teilverſammlungen 
zu verweiſen (vgl. im übrigen BenshSamml. Bd. 3 Nr. 59, NA. 
S. 195, 197 mit weiteren Verweiſungen). 
Miniſterialrat Flatow, Berlin. 
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Berlin. Arbeitsgerichte. 


1. 8 42 3PO. Für die Entſcheidung, ob die Beſorg⸗ 
nis der Befangenheit begründet iſt, kommt es alleir darauf 
an, ob vom Standpunkt der Partei aus genügend objektive 
Gründe vorliegen, die in den Augen eines vernünftigen 
Menſchen geeignet find, Mißtrauen gegen die Unpartei- 
lichkeit des Richters zu erregen (vgl. Stein⸗Jonas, Kom⸗ 
mentar zur 3 PO. 1928, 8 42 zu II). Es kommt alſo nicht 
darauf an, ob bei dem betreffenden Richter infolge be⸗ 
ſtimmter Beziehungen zu einer oder beiden Parteien tat⸗ 
ſächlich Befangenheit vorliegt. 

Es kann dahingeſtellt bleiben, ob eine begründete Beſorgnis 
der Befangenheit bereits daun anzunehmen iſt, wenn der Richter 
lediglich gegen oder für eine der Parteien in anderen Prozeſſen 
als Prozeßbevollmächtigter aufgetreten iſt, alſo lediglich zu einer 
der Parteien bereits außeramtlich in beſtimmten Beziehungen ge⸗ 
ſtanden hat. Dieſe Fälle werden durch die vorliegende Entſch. nicht 
getroffen. 

Im vorliegenden Falle erhält der Sachverhalt ſein beſonde⸗ 
res Gepräge dadurch, daß eine Beziehung des Richters nicht nur 
zu einer, ſondern zu beiden Parteien gegeben iſt. Der Arbeits⸗ 
richter K. iſt als Prozeßbevollmächtigter nicht allein gegen die 
jetzige Behl., ſondern auch mehrfach für den jetzigen Kl. 
aufgetreten. Dieſe doppelte Beziehung zu den Parteien recht⸗ 
fertigt die Beſorgnis der Befangenheit auf ſeiten 
der Partei, gegen die der Richter als Prozeßbevollmächtigter auf⸗ 
getreten iſt. 

Unter den beſonderen Umſtänden des vorliegenden Falles er⸗ 
ſcheint es vom Standpunkte des Behl. aus gerecht⸗ 
fertigt, daß ſie zu dem abgelehnten Richter nicht volles 
Vertrauen hat, Es kann einer Partei nicht zugemutet wer⸗ 
den, jemanden über ſich richten zu laſſen, der bereits 
gegen dieſe Partei und in anderen Prozeſſen für die 
andere Partei als Prozeßbevollmächtigter tätig 
geweſen iſt. 

Durch die Ablehnung von Arbeitsrichtern, die als Gewerkſchafts⸗ 
ſekretäre häufig die Mitglieder ihrer Organiſation auch vor der 
Kammer, der fie als Arbeitsrichter angehören, vertreten, kann zwar 
die Mitwirkung der fachkundigen Gewerkſchaftsſekretäre bei der 
Apr. in Arbeitsſachen eingefhränkt werden. Aber abgeſehen davon, 
daß ein Fall wie der vorliegende, in welchem der Arbeitsrichter nicht 
nur gegen die Bekl., ſondern in anderen Prozeſſen auch mehrfach 
für den Kl. als Prozeßbevollmächtigter aufgetreten iſt, nicht ſehr 
oft vorkommen wird, können Erwägungen über die Folgen einer 
nach der Sachlage begründeten Ablehnung eines Richters die Entſch. 
über den Ablehnungsantrag nicht beeinfluſſen. Im übrigen er⸗ 
fordert gerade das auch von den Organiſationen erſtrebte Anſehen 
der Arbeitsgerichte, daß bei der Beurteilung der Anforde⸗ 
rungen, die an die unparteiliche Stellung eines Richters zu ſtellen 
ſind, keine anderen Maßſtäbe angelegt werden, als ſie ſonſt in der 
Rechtspflege Rechtens ſind. 

(ArbGG. Berlin, Beſchl. v. 13. Sept. 1928, 24 40 614/28.) 
Mitgeteilt von Syndikus Dr. Walther Friedmann, Berlin. 


C. Wahlprüfungsgericht beim Reichstag. 


Berichtet von dem richterlichen Mitglied des Gerichts, 
NER. Hettner, Leipzig. 


1. J. Art. 125 RVerf.; 88 5, 41, 167 RStimmoO. Die 
nach Geſchlechtern getrennte Stimmabgabe widerſpricht 
nicht dem Grundſatze der Geheimhaltung der Wahl. 

2. Art. 22 RVerf. Die 88 30—32 RWahlG. find nicht 
verfaſſungswidrig. 

3. § 25 RWahlG. Mehrere mit der gleichen Parteibe⸗ 
zeichnung eingereichte Kreiswahlvorſchläge müſſen zuge» 
laſſen werden. 

a) Die Beſchw. behaupten Verletzung des Art. 125 RVerf. 

Sie beanſtanden, daß in einer größeren Anzahl von Gemein⸗ 
den die Stimmabgabe nach Geſchlechtern getreunt vorgenommen 
worden iſt, und behaupten, daß hierdurch die Geheimhaltung der 
Stimmabgabe beeinträchtigt worden ſei. 

In der Tat iſt in einer großen Anzahl von Gemeinden, die 
ſich über das ganze Deutſche Reich verteilen, und unter anderem 
auch in den zu den Wahlkreiſen 2 und 3 gehörenden Stadtteilen 
Berlins, alfo in dem Wahlkreisverbande, auf den ſich die gegen- 
wärtige Wahlprüfung bezieht, das Wahlergebnis nach Geſchlechkern 
getreunt feſtgeſtellt worden. 

Die rechtliche Grundlage hierfür bietet einmal der 8 6 Abſ. 2 
Satz 1 RStimm O., in dem geſagt iſt, die Stimmliſten könnten nach 
dem Geſchlecht getrennt angelegt werden, und der in 8 41 Abſ. 2 
Satz 1 dahin erganzt wird, daß in den Stimmbezirken, in denen 
von dieſer Erlaubnis Gebrauch gemacht ift, die Abſtimmung gleich- 
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zeitig in verſchiedenen Räumen desſelben Gebäudes oder in ver⸗ 
ſchiedenen Gebäuden oder an verſchiedenen Tiſchen desſelben Ab⸗ 
ſtimmungsraums vorgenommen werden darf. Außerdem aber iſt in 
8 167 RStimmO. der RInuM. ermächtigt, Ausnahmen von den 
Beſtimmungen der RStimmO. zu bewilligen, und er hat durch eine 
größere Zahl von Verfügungen geftattet, daß zur Benutzung von 
Männern und Frauen Stimmzektel mit verſchiedenem Aufdruck 
— „Manner“ oder „Frauen“ — oder Umſchläge mit verſchiedenem 
Aufdruck oder in verſchiedener Farbe bereitgeſtellt, oder auch, daß 
zwei Urnen zum Einwerfen der Stimmzettel, je nachdem, ob ſie 
don Männern oder Frauen abgegeben wurden, benutzt werden 
dürften. Für Berlin lautete die Verfügung des RInn M. v. 7. Mai 
1928 auf Benutzung verſchiedener durch den Aufdruck „Männer“ 
oder „Frauen“ gekennzeichneter Stimmzettel. 

In Art. 125 RVerf. wird allgemein für die öffentlich⸗recht⸗ 
lichen Wahlen das Wahlgeheimnis gewährleiſtet, in Art. 22 iſt die 
geheime Wahl für den RT. vorgeſchrieben, in beiden Vorſchriften 
wird die nähere Beſtimmung den Wahl&. vorbehalten. Das 
RWahlcGJ. i. d. Faſſ. v. 6. März 1924/13. März 1924 enthält keine 
Vorſchrift über die nach Geſchlechtern getrennte Abſtimmung. Die 
RStimmO. iſt kein Wahl®. t. S. der beiden erwähnten Artikel 
der Verf., es bedarf deshalb keiner Prüfung über die Tragweite 
des Vorbehalts. Sollte ſie gegen den Grundſatz der geheimen 
Wahl verſtoßen, ſo würde ſie inſoweit ungültig ſein. 

Fehl geht die Anſchauung des einen Beſchwe., der Zweck der 
Maßregel ſei der Verſuch einer Aufhellung des Wahlgeheimniſſes, 
indem feſtgeſtellt werden ſolle, zwar nicht wie einzelne Wähler, 
wohl aber wie beſtimmte Wählergruppen gewählt haben. Die 
RVerf. gewährleiſtet nur dem einzelnen Wähler die Geheimhaltung 
ſeiner Stimmabgabe. Er ſoll vor allen Nachteilen, die ihm aus 
einer Bekanntgabe entſtehen könnten, geihügt werden. Wird aber 
nur klargelegt, wie eine große Gruppe von Wählern vorwiegend 
gewählt hat, ſo bleibt das Geheimnis für das einzelne Mitglied 
der Gruppe gewahrt, es ſei denn, daß es ſich um eine ganz kleine 
Gruppe oder um eine Gruppe handelt, deren Stimmen ausſchließlich 
oder faſt ausſchließlich auf eine Partei gefallen ſind. Weun aber 
die Anordnung getrennten Wählens ſeitens einer Gruppe auch für 
einen dieſer Ausnahmefälle getroffen ſein ſollte, dann würde ſie 
gegen die MVerf, verſtoßen. In dieſer Hinſicht beſtehen Bedenken 
gegen die Vorſchriften in 88 5 und di RStimmO. Denn nach ihrem 
Wortlaut iſt eine nach Geſchlechtern getrennte Stimmabgabe 
ausnahmslos für alle, auch die kleinſten Gemeinden nachgelaſſen, 
in denen durch das nahe Beieinanderwohnen und die engen, allen 
Ortsbewohnern bekannten perſönlichen Verhältniſſe jede Unter⸗ 
ſcheidung der Wähler nach Gruppen, alſo auch die nach Geſchlechtern, 
einen Schluß auf die Stimmabgabe einzelner Wahlberechtigter er⸗ 
leichtert und deshalb die unter ſolchen Verhältniſſen an ſich ſchon 
beſtehende Gefahr einer Durchbrechung des Wahlgeheimniſſes er⸗ 
heblich vergrößert. Wenn der StG. für das Deutſche Reich in 
ſeinem Erkenntnis v. 1. Dez. 1927 ausgeſprochen hat, die bei der 
Liſtenwahl infolge der Notwendigkeit der Unterzeichnung der Wahl⸗ 
vorſchläge ſeitens einer Anzahl von Wahlberechtigten nicht zu um⸗ 
gehende Durchbrechung des Wahlgeheimniſſes müſſe auf ein mög⸗ 
lichſt geringes Maß beſchränkt werden (vgl. RO. 118, 38), jo 
muß dieſer Grundſatz erſt recht dort gelten, wo ſie nicht mit 
Notwendigkeit durch die Art der Durchführung der Wahl be⸗ 
dingt wird. 

In den Wahlkreifen 2 und 3 beruht die Anordnung aber 
nicht auf den 88 5 und 41 NStimmd., vielmehr auf einer nach 
8 167 erteilten Ausnahmeermächtigung. Wie fid) aus den vom 
Reichsbeauftragten überreichten Unterlagen entnehmen läßt, ſind 
getrennte Feſtſtellungen der Männer⸗ und Frauenſtimmen in Orten 
mit kleinen Stimmbezirken, in denen ein Schluß auf die Stimm⸗ 
abgabe einzelner Wahlberechtigter gezogen werden kann, weder auf 
Grund der 88 5 und 41 RStimmO., noch auf Grund von nach 
8 167 erteilten Ausnahmebewilligungen erfolgt. Wenn ſich auch 
empfiehlt, bei einer Anderung der RStimmdO. die Geltung der 
Vorſchriften des 8 5 Abſ. 2 Satz 1 und des 8 41 Abf. 2 Satz 1, ſo⸗ 
weit ſie ſich auf Trennung der Wahlberechtigten nach Geſchlechtern 
beziehen, auf nach ihren Geſamtverhältniſſen hierzu geeignete Ge⸗ 
meinden zu beſchränken und durch eine Anweiſung an die Ge⸗ 
meindebehörden ſeitens der Landesregierungen darauf hinzuwirken, 
daß bis dahin von der in den 88 5 und 41 gegebenen Zefugnis nur 
dort Gebrauch gemacht wird, wo durch die Größe der Stimmbezirke 
und bei Berückſichtigung aller Verhältniſſe eine Gefährdung der 
Geheimhaltung der Wahl als ausgeſchloſſen gelten kann, fo iſt doch 
für die Reichstagswahl v. 20. Mai 1928 ein Verſtoß gegen die 
Art. 22, 125 RVerf. zu verneinen. Bei den großſtädtiſchen Ver⸗ 
hältniſſen Berlins und der großen Zahl der Wahlberechtigten jedes 
der beiden Geſchlechter in den dortigen Wahlbezirken kann jeden⸗ 
falls von einer Beeinträchtigung des Wahlgeheimniſſes, durch die 
ein einzelner Wähler oder eine einzelne Wählerin betroffen wäre, 

nicht die Rede fein. Deshalb find die Veſchwerden für dieſe Wahl⸗ 
kreife unbegründet. 

b) In den Beſchwerden des Völkiſch⸗Nationalen Blocks und der 
Volksrechtpartei, Reichspartei für Volksrecht und Aufwertung, wird 


geltend gemacht, daß die Beſt. der 88 30—32 R Wahl. v. 6. März 
1924 verfaſſungswidrig ſeien. Beide BeſchwF. erklärten dieſe Be⸗ 
ſtimmungen als mit dem Grundſatze der Gleichheit der Wahl für 
unvereinbar; die Volksrechtpartei meint, fie widerſprächen außer⸗ 
dem dem Grundſätze der Verhältniswahl. Aus der Begründung beider 
Beſchwerden geht hervor, daß ſie ſich im weſentlichen gegen den 
Satz 2 des 8 31 und gegen den Schlußſatz des 8 12 richten. Im 
erſteren iſt beſtimmt, daß bei der Zuteilung von Reſtſtimmen inner⸗ 
halb des Wahlkreisverbandes die Reſtſtimmen unberückſichtigt bleiben, 
wenn nicht wenigſtens auf einen der verbundenen Kreiswahlvor⸗ 
ſchläge 30000 Stimmen abgegeben ſind. Die letztere lautet: 
„Einem Reichswahlvorſchlage kann höchſtens die gleiche Zahl 
der Abgeorduetenſitze zugeteilt werden, die auf die ihm ange⸗ 
ſchloſſenen Kreiswahlvorſchläge entfallen ſind.“ 

Die Vorſchrift der RVerf., der dieſe Beſtimmungen zuwider⸗ 
laufen ſollen, iſt Art. 22, nach dem die Abgeordneten in allgemeiner, 
gleicher, unmittelbarer und geheimer Wahl von den über 20 Jahre 
alten Männern und Frauen nach den Grundſätzen der Verhältnis⸗ 
wahl gewählt werden. 

Unter dem „gleichen Wahlrecht“ verſteht die RVerf. im Ans 
ſchluß an den früheren in der Geſetzgebung und im Schrifttum all⸗ 
gemein verwendeten Sprachgebrauch, daß die Stimmen aller Wähler 
gleichbewertet werden, daß alſo jeder Wähler denſelben Einfluß auf 
das Wahlergebnis wie ein anderer Wähler hat (io W. Jellinek, 
Verfaſſung und Verwaltung des Reichs, in Staatskunde, Leipzig, 
Teubner, 2. Bd., 2. Heft S. 49). Im Gegenſatze dazu bevorzugt 
oder benachteiligt (nach demſelben Schriftſteller) das ungleiche Wahl⸗ 
recht einzelne Perſonen oder Gruppen von Perſonen, wie es im 
Klaſſenwahlrecht oder im Mehrſtimmenwahlrecht (Pluralwahlrecht) 
vorgeſehen wird (vgl. hierzu auch G. Meyer, Das parlamentariſche 
Wahlrecht, Berlin 1901, S. 234, 255, 314). Bedeutet aber die Be⸗ 
ſtimmung der NVerf. nur, daß jeder Wähler eine Stimme, jede 
Stimme gleiche Kraft haben ſoll, wie es der Stch H. für das Deutſche 
Reich in feiner Entſch. v. 17. Dez. 1927 (RG. 118, Anh. 38) aus⸗ 
drückt, dann kann ſie keinen Einfluß auf die Art haben, in der die 
Reſtſtimmen zu verteilen ſind. 

Der Grundſatz der Gleichheit der Wahl erhält freilich durch die 
Verbindung mit dem Grundſatz der Verhältniswahl eine erweiterte 
Bedeutung, wie der SCH. in feiner mehrfach erwähnten Entſch. 
(a. a. O. S. 33) dargelegt hat. Sie kommt zur Geltung bei der Be⸗ 
rechtigung zur Einreichung von Wahlvorſchlägen. Sie kann mög⸗ 
licherweiſe auch bei der Verteilung der abgegebenen Stimmen auf 
einzelne Wahlvorſchläge ſich auswirken. Ob fie das tut, kann 
aber nicht rein theoretiſch feſtgeſtellt werden, ſondern hängt weſent⸗ 
lich davon ab, wie die Verhältniswahl im einzelnen Fall ausgeſtaltet 
worden iſt. Zur Zeit der Schaffung der jetzigen RVerf. waren in 
mehreren Ländern Verhältniswahlſyſteme ſehr verſchiedener Art ein⸗ 
geführt, es waren aber auch noch weitere Syſteme ausgearbeitet und 
zur Einführung empfohlen worden. Wenn in Art. 22 Abſ. 1 ange⸗ 
ordnet wird, die Wahl erfolge „nach den Grundſätzen der Verhält- 
niswahl“ und es dann in Abf. 2 heißt: „Das Nähere beſtimmt 
das RWahlG.“, fo kann das nur dahin ausgelegt werden, daß die 
Verf. ſich gefliſſentlich der Wahl eines beſtimmten Syſtems der 
Verhältniswahlen enthalten, dieſe vielmehr dem RWahlch. über 
laſſen hat. 

Bei keinem Syſtem der Verhältniswahl iſt zu erreichen, daß 
nicht ein Teil der abgegebenen Stimmen unberückjühtigt bleibt. Der 
Grundſatz der Verhältniswahl bedingt aber auch nicht notwendig, 
daß auf die gleiche Zahl von abgegebenen Stimmen die gleiche Zahl 
von Abgeordnetenſitzen fällt. In den Syſtemen, die über die Ver⸗ 
teilung der abgegebenen Stimmen auf die einzelnen Liſten auf⸗ 
geſtellt worden ſind, iſt die Wirkung in dieſer Hinſicht durchaus 
verſchieden. Dies hängt auch davon ab, ob das ganze Reich nur 
einen Wahlkreis bildet oder in mehrere Wahlkreiſe von gleicher 
oder von verſchiedener Größe eingeteilt wird, ferner davon, ob 
eine beſtimmte Zahl von Abgeordneten in jedem Wahlkreis zu 
wählen iſt — in welchem Falle die Kraft der einzelnen Stimme in 
dem einen Wahlkreiſe von der im anderen abweicht —, oder ob 
eine feſte Verteilungszahl feſtgeſetzt wird, auf die ein Abgeordneten⸗ 
ſitz entfällt. Die Ungleichheit kann durch eine Verrechnung von in den 
verſchiedenen Wahllkreiſen verbliebenen Reſtſtimmen nie ganz aus⸗ 
geglichen werden, eine ſolche Verrechnung von Reſtſtimmen iſt über⸗ 
dies nicht notwendig mit dem Grundſatz der Verhältniswahl ver⸗ 
bunden. 

Die Einführung der Verhältniswahl ſtatt der früher faſt all⸗ 
gemein üblichen und auch im Deutſchen Reiche in Geltung geweſenen 
Mehrheitswahl bezweckt, auch den Minderheiten eine ent prechende 
Vertretung im Parlament zu ſichern. Eine ſolche entſprechende Ver⸗ 
tretung iſt aber nicht nur dann gegeben, wenn die Zahl der Ab⸗ 
geordnetenſitze genau in dem gleichen Verhältnis auf die einzelnen 
Parteien verteilt iſt, in dem für ſie Stimmen im ganzen Reiche ab⸗ 
gegeben worden find, es iſt vielmehr mit dem Grundſatze der Ver⸗ 
hältniswahl vereinbar, die Bedeutung einer Partei nicht nur nach 
ihrer zahlenmäßigen Stärke, ſondern auch nach anderen wichtigen 
Geſichtspunkten zu bewerten und dem Rechnung tragende Beſtim⸗ 
mungen in das Wahlgeſetz aufzunehmen. 
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Zu dieſen für das Wohl des Volkes und eine geſunde Ent⸗ 
wicklung des Staatsganzen wichtigen Geſichtspunkten darf insbeſ. 
im parlamentariſch regierten Staat gerechnet werden, daß eine ſchnelle 
Bildung einer arbeitsfähigen Regierung erleichtert wird. Sie wird 
aber erfahrungsgemäß durch das Vorhandenſein einer größeren 
Zahl kleiner Parteien im Parlament ſehr erſchwert. Deshalb kann 
es nicht als unzuläſſig bezeichnet werden, daß bei den Beratungen 
des RWahlGz. auch dieſer Geſichtspunkt zugunſten der von den 
Beſchwß. jetzt beanſtandeten beiden Beſtimmungen mit geltend ge⸗ 
macht worden iſt. _ 

Ebenſo durfte aber auch den befonderen Jutereſſen größerer 
Teile des Reichs dadurch Rechnung getragen werden, daß Parteien, 
die in einzelnen Gebieten eine beſonders ſtarke Auhängerſchaft ge⸗ 
wonnen haben, gegenüber ſolchen bevorzugt werden, die, obwohl ſie 
im ganzen Reiche zerſtreut auftreten, doch nirgends feſten Boden 
zu faſſen vermocht haben (vgl. hierzu G. Meyer, Das parlamen⸗ 
tariſche Wahlrecht, S. 645). 

Es iſt nicht die Aufgabe des Wahlprüfungsgerichts, über die poli⸗ 
tiſche Berechtigung, derartige Geſichtspunkte zu berückſichtigen, ein 
Urteil abzugeben, es kommt ihm nur auf den Nachweis an, daß dies 
dem Grundſatze der Verhältniswahl, der in dem Art. 22 Verf. 
feſtgelegt iſt und der auch den Grundſatz der Gleichheit der Wahl 
inſoweit nicht erweitert hat, nicht widerſpricht, und daß deshalb die 
beiden beanſtandeten Beſtimmungen in 88 31 u. 32 RWahlcz. den in 
Abi. 2 des Art. 22 RVerf. offen gelaſſenen Rahmen nicht überſchritten 
haben und demgemäß nicht verfaſſungswidrig ſind. 

c) Die Volksrechtpartei (Reichspartei für Volksrecht und Auf⸗ 
wertung) erhebt Einſpruch dagegen, daß im Wahlkreis 2 neben 
dem von ihr bei dem Kreiswahlleiter eingereichten Wahlvorſchlag 
Nr. 16 mit dem Kennwort: „Volksrechtpartei“ (Reichspartei für 
Volksrecht und Aufwertung), die als erſten Bewerber den Staats⸗ 
miniſter und Reichsſtaatsſekretär a. D. D. Dr. Graf Poſadowſky⸗ 
Wehner in Naumburg aufführt, ein zweiter Kreiswahlvorſchlag, der 
ebenfalls unter dem Namen der Volksrechtpartei (Reichspartei für 
Volksrecht und Aufwertung) von den Herren Höhne und Genoſſen 
eingereicht ſei und als Bewerber den Direktor Mar Ahlberg tu 
Berlin⸗Schöneberg und den Lehrer und Hausbeſitzer Auguſt Stein⸗ 
born in Berlin⸗Steglig aufführe, zugelaſſen worden iſt. 

Sie machen geltend: In der Verfügung des RInn M. v. 
19. April 1928 fei die im letzten RT. durch die Abgeordneten 
Dr. Beſt, Dr. Roß und Seiffert gebildete Volksrechtpartei (Reichs⸗ 
partei für Volksrecht und Aufwertung) als identiſch mit der auf 
der Stimmliſte unter Nr. 16 vorgeſehenen Volksrechtpartei anerkannt 
und gleichzeitig ausgeſprochen worden, daß die Kreiswahlvorſchläge 
dieſer Partei nur von 20 Wahlberechtigten unterſchrieben werden 
müßten. Die drei genannten Abgeordneten ſeien in dem Reichs⸗ 
wahlvorſchlage als Bewerber aufgeführt, auf den nach ihrer Er⸗ 
Klärung die Reſtſtimmen des von ihnen eingereichten Kreiswahlvor⸗ 
ſchlags verrechnet werden ſollten. Es könne deshalb nicht bezweifelt 
werden, daß dieſer Kreiswahlvorſchlag der der anerkannten Partei 
ſei. Rechtlich unzuläſſig ſei es aber, daß noch ein zweiter, auf den 
Namen derſelben Partei eingereichter, aber abweichender Kreiswahl⸗ 
vorſchlag zugelaſſen werde, für dieſen könne keinesfalls die Ver⸗ 
günſtigung, daß nur 20 Unterſchriften genügten, zutreffen. Überdies 
ſei die Sammlung der Unterſchriften unter dem Wahlvorſchlage 
der Herren Höhne und Genoſſen unter teilweiſer Irreführung der 
Wähler erfolgt, es habe auch ein Wahlberechtigter für mehrere Per⸗ 
ſonen die Unterſchrift geleiſtet. Endlich fei die Demokratifche Partei 
mit dem Anſchluß der auf die Liſte Höhne und Genoſſen entfallenden 
Reſtſtimmen an ihre Reichswahlliſte nicht einverſtanden. In aus 
gleicher Veranlaſſung in anderen Wahlkreiſen eingelegten Beſchwer⸗ 
den wird von der Volksrechtpartei (Reichspartei für Volksrecht und 
Aufwertung) vor allem gegen den Mißbrauch der nur ihr ſelbſt 
zukommenden Parteibezeichnung Verwahrung eingelegt und auf 
mehrere von Gerichten erlaſſene einſtweilige Verfügungen verwieſen, 
die den Herren Höhne und Genoſſen die Einreichung von Wahlkreis⸗ 
vorſchlägen mit dieſer Parteibezeichnung verbieten. 

Tatſächlich iſt, wenn auch nicht von den von den Beſchwerde⸗ 
führern genannten Herren Höhne und Genoſſen, vielmehr von Max 
Ahlberg als Vertrauensmann, ein Kreiswahlvorſchlag für den Wahl⸗ 
kreis 2 (Berlin) unter dem Kennwort: „Vollesrechtpartei“ (Reichs⸗ 
partei für Volkseecht und Aufwertung), der die Herren Ahlberg 
und Steinborn als Bewerber nennt und gleichzeitig eine Erklärung 
eingereicht worden, daß die Reſtſtimmen dem Reichswahlvorſchlage 
der Deutſchen Demokratiſchen Partei zuzurechnen ſeien. Ein ent⸗ 
ſprechender Kreiswahlvorſchlag iſt von Herrn Ahlberg auch im Wahl⸗ 
kreis 3 (Potsdam II) eingereicht. Er unterſcheidet ſich von dem 
im Wahlkreis 2 nur dadurch, daß im Kennwort in der Klammer 
hinter dem Wort „Aufwertung“ noch das Wort: „Reichsarbeits⸗ 
gemeinſchaft“ zugefügt worden iſt. 

In beiden Wahlkreiſen haben die Kreiswahlausſchüſſe nicht nur die 
Liſten der Beſchwerdeführer, ſondern auch die des Herrn Ahlberg als 
ſolche, bei denen nur 20 Unterſchriften erforderlich ſeien, anerkannt 
und zugelaſſen, wenn auch mit dem Zuſatz zu dem Kennwort: „RAG.“ 
im Wahlkreis 2 und „Reichsarbeitsgemeinſchaft“ im Wahlkreis 3. 

Wie bereits in den Urteilen des Wahlprüfungsgerichts v. 


8. Juni 1925 (Wahlkreisverband I, Oſtpreußen) und v. 15. Febr. 
1926 (Wahlkreisverband XII, Rheinland Nord) dargelegt iſt, hat 
der Wahlkreisleiter nicht zu prüfen, mit welcher Berechtigung 
irgendein Vertrauensmann einen Wahlvorſchlag einreicht, er hat, 
ſofern der Wahlvorſchlag ſonſt den geſetzlichen Beſtimmungen ent⸗ 
ſpricht, ihn fo, wie er eingereicht iſt, zuzulaſſen. Von dieſer Anſicht 
abzugehen, hat das Wahlprüfungsgericht in ſeiner jetzigen Zu⸗ 
ſammenſetzung keinen Anlaß. Im Hinblick auf die inzwiſchen er⸗ 
gangene Entſch. des StGHH. für das Deutſche Reich v. 17. Dez. 
1927 in der Streitſache des Landesverbands Mecklenburg⸗Strelitz 
der Aufwertungs⸗ und Volksrechtpartei gegen das Land Mecklen⸗ 
burg⸗Strelitz (abgedr. in RG. 118, Anhang 22 ff.) mag nur folgen 
des bemerkt werden. Die Vorſchrift in 8 25 RWahlch., nach der die 
Stimmzettel die Angabe der Partei bei jedem der zugelaſſenen 
Kreiswahlvorſchläge enthalten ſollen, darf nicht zu der Annahme 
verleiten, daß nur politiſche Parteien, deren organiſatoriſche Grund⸗ 
lage und bisherige Tätigkeit die Gewähr für eine gewiſſe Feſtigkeit 
und für eine nicht nur vorübergehende Bedeutung geben (vgl. die 
Entſch. des StG. S. 30/1), zur Einreichung von Kreis⸗ oder 
Reichswahlvorſchlägen berechtigt ſeien. Ein Kennwort wird nur 
gefordert, um moͤglichſt allen, auch den weniger gewandten und 
mit den politiſchen Gepflogenheiten weniger vertrauten Wahlberech⸗ 
tigten, namentlich dann, wenn ihnen die politiſche Richtung der in 
den Wahlvorſchlägen genannten Bewerber nicht bekannt iſt, einen 
Anhalt für die Auswahl unter den verſchiedenen Vorſchlägen zu 
geben. Eine andere Auslegung des 8 25 würde unvereinbar mit dem 
auch vom StG. (S. 37) anerkannten Rechte der kleineren Par⸗ 
teien oder Gruppen auf Einreichung von Wahlvorſchlägen ſein, über 
das nicht ſchon bei deren Zulaſſung von den Wahlbehörden ent⸗ 
ſchieden werden darf, über das vielmehr erſt im eigentlichen Wahl⸗ 
gang die Wahlberechtigten ihr Urt. abgeben ſolleu. Den geſetzlichen 
Vorausſetzungen genügende Wahlvorſchläge muſſen deshalb ohne 
Rücksicht darauf zugelaffen werden, aus welchen Gründen die Ein⸗ 
reicher die von ihnen angegebene Parteibezeichnung gewählt haben. 
Wenn unter der gleichen Parteibezeichnung mehrere Wahlvorſchläge 
eingereicht werden, ſo braucht das keineswegs in unzuläſſiger oder 
auch nur unlauterer Ausnutzung dieſer Parteibezeichnung durch einen 
Unberechtigren geſchehen zu ſein. Es wird ſich in ſolchen Fallen frei⸗ 
lich empfehlen, wenn ſich der Kreiswahlleiter dahin bemüht, daß die 
nach 8 25 RWahlch. erforderliche Angabe der Partei einen, eine 
Unterſcheidung ermöglichenden Zuſatz erhält und nicht die Angabe der 
Namen der erſten vier Bewerber die einzige Verſchiedenheit darſtellt. 
Die Hinzufügung des Zuſatzes „Reichsarbeitsgemeinſchaft“ oder 
„RA.“ Raun allenfalls als hierzu genügend angeſehen werden. 

Zu prüfen iſt ferner, ob die beiden von den Herren Ahlberg 
und Genoſſen eingereichten Wahlvorſchläge den geſetzlichen Beſtim⸗ 
mungen inſofern entſprochen haben, als keiner von ihnen, wie 
§ 15 Abſ. 3 RWahlGf. für erforderlich erklärt, von mindeſtens 
500 Wählern des Wahlkreifes unterzeichnet war. Wie Satz 2 dieſes 
Abſatzes in rechtsgültiger Weiſe (vgl. Sto. 118, Anhang 35) be⸗ 
ſtimmt wird, genügt die Unterſchrift von 20 Wählern nur dann, wenn 
dieſe glaubhaft machen, daß mindeſtens 500 Wähler Anhänger des 
Kreiswahlvorſchlages oder eines anderen ſind, mit dem ſich der 
Wahlvorſchlag verbinden oder der ſich dem gleichen Reichswahl⸗ 
vorſchlag anſchließen will. Iſt das nicht glaubhaft gemacht, dann 
fehlt es an einem geſetzlichen Erfordernis. Um den politiſchen Par⸗ 
teien dieſe Glaubhaftmachung zu erleichtern, hat der RInn M. emp⸗ 
fohlen, für die Parteien, die im letzten RT. durch Abgeordnete ver⸗ 
treten waren, ohne weiteres zu unterſtellen, daß die von ihnen ein 
gereichten Kreiswahlvorſchläge den Bedingungen des 815 Abſ. 2 
Satz 2 RWahlcz. entſprechen. Gegen dieſe Empfehlung ſind, da ſie 
nicht die geſetzlichen Vorausſetzungen ändert, vielmehr nur einen 
Hinweis für die Ausübung eines Ermeſſens gibt, keine rechtlichen 
Bedenken zu erheben. Von der Glaubhaftmachung darf aber auf 
Grund dieſer Empfehlung des RIunM. nur dann abgeſehen werden, 
wenn kein Anlaß vorliegt, an der Zugehörigkeit der Einreicher eines 
Wahlvorſchlags zu derjenigen Parteiorganiſation zu zweifeln, die 
im letzten RT. durch Abgeordnete vertreten war. Gerade weil der 
Kreiswahlleiter die Berechtigung des Einreichers zur Benutzung einer 
Parteibezeichnung nicht nachzuprufen vermag und er deshalb nicht 
befugt iſt, ſie als unzuläſſig zurückzuweiſen, fo it er zu um jo 
größerer Sorgfalt bei der Prüfung der Glaubhaftmachung ver⸗ 
pflichtet. Wenn zwei Kreiswahlvorſchläge dieſelbe Parteibezeichnung 
tragen, ſo kann zwar die Annahme berechtigt ſein, daß ſie von 
Anhängern derſelben politiſchen Richtung ausgehen, im Zweifel 
wird aber jede politiſche Organiſation nur einen Wahlvorſchlag 
einreichen, und die Einreichung mehrerer Vorſchlage deutet ohne 
weiteres darauf hin, daß ſich — wenn nicht überhaupt mit der 
Parteibezeichnung Mißbrauch getrieben iſt — ein Teil der Anhänger 
von der Organiſation abgeſplittert hat. Ob aber dieſer Teil über 
mindeſtens 500 Anhänger unter den Wählern verfügt, darf mit Rück⸗ 
ſicht auf die Vertretung der Organiſation im letzten RT. nicht unter⸗ 
ſtellt, muß vielmehr gemäß § 15 Abi. 3 Satz 2 nachgeprüft werden. 
Genügt die Glaubhaftmachung nicht, ſo muß der Kreiswahlvorſchlag, 
falls or nicht von mindeſtens 500 Wählern unterzeichnet war, als 
unzuläſſig zurückgewieſen werden. 
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Die Kreiswahlleiter beider Kreiſe ſind nicht ſo verfahren. Sie 
haben ohne weiteres unterſtellt, daß ſowohl die Wahlvorjch.äge mit 
dem Grafen v. Poſadowſkey als erſten Bewerber, als auch die mit 
Herrn Ahlberg als erſten Bewerber den beſonderen Bedingungen des 
815 Abſ. 3 Satz 2 RWahlch. entſprächen, weil die Volksrechtpartei 
zu den im letzten RT. durch Abgeordnete vertretenen Parteien ge⸗ 
hörte. Ihre Entſch. entſpricht aber trotzdem den geſetzlichen Vor⸗ 
fdh.i,ten, weil die Herren Ahlberg und Genoſſen erklärt hatten, daß 
ſie ihren Wahlvorſchlag dem Reichswahlvorſchlag der Deutſch⸗Demo⸗ 
kratiſchen Partei anſchlöſſen und damit eine andere der in 8 15 
Abſ. 2 als Vorausſetzung für die Zulaſſung eines Kreiswahlvorſchlags 
mit nur 20 Unterſchriften bezeichnete Tatſache glaubhaft gemacht 
hatten. 8 

Nach alledem iſt auch dieſe Beſchwerde unbegründet, 


(Wahlkreisverband II, Urt. v. 20. Okt. 1928.) 


D. Verwaltungsbehörden und Verwaltungsgerichte. 


I. Reich. 
Reichsſinanzhof. 


Berichtet von Senatspräſ. Dr. G. Strutz, Reichsfinanzrat Dr. Boethke, 

Reichsfinanzrat Arlt u. Reichsfinanzrat Dr. Gg.Schmauſer, München. 

[>< Wird in der amtlichen Sammlung der Entſcheidungen des Reichs⸗ 
finanzhofs abgedruckt.] 


1. 8 2 Abſ. 2 AufbrG.; 82 Abſ. 1 1. Durchf VO. z. Auf br 

1. Unternehmer eines induftriellen oder gewerblichen 
Betriebs i. S. des AufbrG. iſt nicht die den werbenden 
Betrieb unterhaltende Gemeinde uſw., ſondern der wer- 
bende Betrieb als ſolcher. 

2. Ein werbender Betrieb kann auch von mehreren 
Gemeinden gemeinſchaftlich unterhalten werden. 

3. Liegen in einem ſolchen Falle bei einzelnen der 
beteiligten Gemeinden die Vorausſetzungen für die An⸗ 
nahme eines werbenden Betriebs nicht vor (vgl. Urt. v. 
31. Mai 1928, TA 271/27, fo iſt das gemeinſchaftlich betrie⸗ 
bene Unternehmen (3. B. ein Wafierwerf) inſoweit kein 
werbender Betrieb. Derjenige Teil des Betriebsver⸗ 
mögens, der dem Anteil dieſer Gemeinden enrſpricht, iſt 
bei Bemeſſung der Aufbringungsleiſtungen außer Anſatz 
zu laſſen. 

Das von dem Amte B. für fünf Gemeinden des Amtsbezirkes 
und zwei Gemeinden eines benachbarten Amtes betriebene Waſſerwerk 
iſt als werbender Betrieb auf Grund von 8 2 Abſ. 2 AufbrG. zu 
den Vorauszahlungen für 1927 herangezogen worden. Der Be⸗ 
ſchwerdeführer beſtreitet, daß ein aufbringungspflichtiger werbender 
Betrieb vorliege. Anlaß zur Errichtung des Waſſerwerkes hätten 
vornehmlich die häufig auftretenden Krankheiten infolge der un⸗ 
geſunden Trinkwaſſerverhältniſſe gebildet. Eine Gewinnerzielung 
habe den Gemeinden völlig ferngelegen. Der gemeinnützige Zweck des 
Unternehmens ſei dadurch anerkannt, daß Staat, Provinz und Kreis 
1/4 der geſamten Anlagekoften als Beihilfe gewährt hätten und ber 
Staat noch im laufenden Rechnungsjahr einen Zuſchuß bezahlt habe. 
Die verbleibenden 2/, ſeien durch Aufnahme einer Anleihe gedeckt 
worden, deren Verzinſung und Tilgung von den beteiligten Gemeinden 
übernommen ſei. Die Gemeinden brächten die Zinſen und Tilgungs⸗ 
beträge ſowie die laufenden Unterhaltungskoften teils durch. Gebühren, 
teils durch Steuern auf, die ſo bemeſſen ſeien, daß nur die unbedingt 
notwendigen Ausgaben beſtritten werden könnten. Die Erzielung 
von Überſchüſſen und die Anſammlung eines Rücklage⸗ oder Er⸗ 
neuerungsfonds ſei ausgeſchloſſen. Tatſächlich ſeien auch irgend⸗ 
welche Gewinne niemals erzielt worden. Das Werk ſei vielmehr ſtets 
ein Zuſchußbetrieb geweſen, da die eigenen Einnahmen bes Werkes 
den Bedarf noch niemals gedeckt hätten; die beteiligten Gemeinden 
hätten den alljährlichen Fehlbedarf durch erhöhte Steuerumlagen auf⸗ 
Bringen müſſen. Wenn in den Rechnungsjahren 1924 und 1925 
Uberſchüſſe angeſammelt ſeien, fo ſei dies zur Deckung einer außer⸗ 
ordentlichen Ausgabe für den Umbau einer Zuleitung geſchehen; dieſe 
Mittel ſeien nicht nur im Jahre 1926 reſtlos zu dem genannten 
Zwecke verbraucht worden, ſondern es ſei ſogar noch ein Fehlbetrag 
geblieben. Nach alledem handle es ſich nicht um ein gewerbliches 
Unternehmen i. S. des 83 PrͤrommAbgcg., das feine Ausgaben 
ſelbſt decken müſſe, ſondern um eine ohne Rückſicht auf Ertrags⸗ 
erzielung unterhaltene gemeinnützige Anſtalt. 

Die Berufung iſt zurückgewieſen worden. Waſſerwerke gehörten 
grundſätzlich zu den Betrieben, die nach allgemeinen finanzwirtſchaft⸗ 
lichen Grundſatzen in der Weiſe zu führen ſeien, daß durch die Ein⸗ 
nahmen mindeſtens die Ausgaben gedeckt würden. Offenbar von dieſer 
Erwagung ausgehend, habe fie der Geſetzgeber in der 1. Durchf Vo, 
z. AufbrG. für aufbringungspflichtig erklärt. Demgegenüber ſei es 
unerheblich, aus welchen Gründen das Waſſerwerk errichtet worden 
ſei, in welcher Weiſe die Ausgaben gedeckt würden, ob im einzelnen 
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Falle der Betrieb tatſächlich in der Weiſe geführt werde, daß durch 
die Einnahmen die Ausgaben gedeckt würden, und ob die Verwaltung 
mehr unter dem Geſichtspunkt der Gemeinnützigkeit erfolge. 

Die Rechtsbeſchwerde iſt folgendermaßen begründet: Wenn in 
der 1. DurchfVO. Waſſerverſorgungsanlagen unter den werbenden Be⸗ 
trieben aufgeführt ſeien, ſo habe damit offenbar nicht geſagt ſein 
ſollen, daß dieſe Anlagen ausnahmslos und unter allen Umſtänden 
dazu gehörten, ſondern die Aufzählung wolle nur beſagen, daß dieſe 
Betriebe in der Regel als werbende anzuſehen ſeien. Dies werde im 
allgemeinen für ſtädtiſche Waſſerwerke zutreffen, die ſich ſelbſt unter⸗ 
hielten und ſogar üÜberſchüſſe erzielten, und nur an dieſe habe der 
Verordnungsgeber offenbar gedacht. Mit derartigen Betrieben ſeien 
jedoch das Altal⸗Waſſerwerk und die Waſſerwerke der ländlichen 
Gemeinden in der dortigen Gegend nicht vergleichbar. Sie ſeien weder 
in der Abſicht der Gewinnerzielung errichtet, noch ergäben ſie tat⸗ 
ſächlich üÜberſchüſſe, ſondern erforderten Zuſchüſſe, die durch Gebühren, 
Beiträge und Steuern gedeckt würden. Auf ſolche, im öffentlichen 
Intereſſe errichteten Betriebe finde nach 83 Abſ. 2 Prͤomm Abg. 
der Grundſatz, daß durch die Einnahmen mindeſtens die Ausgaben zu 
decken ſeien, keine Anwendung. Der gemeinnützige Charakter des 
Werkes ſei durch Befreiung von der ſtaatlichen Grundvermögenſteuer 
und durch erhebliche Zuſchüſſe von Staat, Provinz und Kreis an⸗ 
erkannt. Auch ſei in den im Mai 1904 geführten Verhandlungen in 
der Kommiſſion des preuß. Abgeordnetenhauſes ausdrücklich hervor⸗ 
gehoben, daß die Schaffung der Waſſerleitungen in den Gebirgs⸗ 
gegenden Weſtfalens und der Rheinprovinz aus ſtaatlichen und geſund⸗ 
heitlichen Gründen dringend notwendig geweſen ſei. Für die Gemein⸗ 
nützigkeit ſpreche endlich, daß das Werk durch Ortsgeſetz zur all⸗ 
gemeinen Benutzung freigegeben ſei, daß alle Gemeindeangehörigen 
einen klagbaren Anspruch auf die Beuutzung hatten, daß andererſeits 
ein Benutzungszwang beſtehe und die Gemeinden in der Feſtſetzung 
der Gebühren nicht frei, ſondern an die Genehmigung der Aufſichts⸗ 
behörde gebunden ſeien. Maßgebend für die Beurteilung ſeien die 
Gründe und Abſichten, die zur Errichtung des Werkes geführt 
hätten, ſowie die Ziele, die die Finanzgebarung bisher verfolgt habe. 
Gegebenenfalls werde gebeten, das zuſtändige Kulturbauamt ſowie den 
damaligen Landrat des Kreiſes und den früheren Amtmann, denen 
die Verhältniſſe bekannt ſeien, gutachtlich zu hören. 

Die gegen die Berufungsentſcheidung, die die Aufbringungspflicht 
bejahte, von dem Amt erhobene Rechtsbeſchwerde iſt für begründet 
erachtet. Das angefochtene Urteil gibt inſofern zu Bedenken Anlaß, 
als nicht unterſucht wird, ob gerade das Waſſerwerk des beſchwerde⸗ 
führenden Amtes nach geſetzlicher Vorſchrift oder finanzwirtſchaftlichen 
Grundfägen in der Weiſe zu verwalten iſt, daß durch die Einnahmen 
mindeſtens die Ausgaben gedeckt werden. Es wird vielmehr lediglich 
auf 84 Abſ. 2 Nr. 3 der VO. v. 21. Juli 1923, 8 2 Abſ. Lo der 
1. DurchfVO. z. Aufbr®. verwieſen, wo die Waſſerverſorgungsanſtalten 
unter den werbenden Betrieben aufgeführt ſind, und daraus der 
Schluß gezogen, daß auch das beſchwerdeführende Waſſerwerk ein 
werbender Betrieb ſei. Das FinGer. ſcheint hiernach von der Aufe 
ſaſſung auszugehen, daß die in § 4 Abſ. 2 der VO. v. 21. Juli 1923, 
8 2 Abſ. 1 der 1. DurchſVO. bezeichneten Unternehmungen und damit 
auch Waſſerwerke unter allen Umſtänden zu den werbenden Betrieben 
i. S. des Aujbr®. gehören. Das iſt nicht zutreffend. Der Senat hat 
hierüber in der nicht amtlich veröffentlichten Entſch. v. 31. Mai 1928, 
IA 271/27 zu einem Falle, wo die herangezogenen Waſſerleitungen 
Zuſchuß betriebe waren, folgendes ausgeführt: 

„Die in den Verordnungen als Beiſpiele für die werbenden Be⸗ 
triebe aufgeführten Unternehmungen ſind nur dann werbende Betriebe, 
wenn das für den Begriff des „werbenden Betriebs“ aufgeſtellte Er» 
fordernis bei ihnen zutrifft, daß ſie nach geſetzlicher Vorſchrift oder 
allgemeinen finanzwirtſchaftlichen Grundſätzen in der Weiſe zu führen 
ſind, daß durch die Einnahmen mindeſtens die Ausgaben gedeckt 
werden. Dies braucht nicht notwendig immer der Fall zu ſein. Der 
von den Beſchwerdeführerinnen geltend gemachte Umſtand allein, 
daß die Waſſergelder zur Deckung der Unkoſten nicht ausreichen, 
ſchließt freilich die Annahme eines werbenden Betriebs nicht aus, 
denn im 84 Abſ. 2 der VO. v. 21. Juli 1923 (vgl. auch 8 2 Abſ. 1 
der 1. DurchfVO. z. Aujbr®. v. 16. Nov. 1925 [RG Bl. II, 971)) wird 
ausdrücklich klargeſtellt, daß es nicht darauf ankommt, ob der Erfolg 
der Ausgabendeckung im einzelnen Falle tatſächlich erreicht wird. 
Maßgebend iſt nicht, ob ein Unternehmen als Zuſchußbetrieb geführt 
wird, ſondern ob es als Zuſchußbetrieb geführt werden darf. Dies 
hat der Senat bereits in RH. 22,97 und in der amtlich nicht ver⸗ 
öffentlichten Eutſch. v. 8. Mai 1928, J A 255/28 betont. Daran iſt 
feſtzuhalten. Ebenſowenig iſt zur Annahme eines werbenden Betriebs 
die Abſicht der Gewinnerzielung erforderlich. Auf der anderen Seite 
können aber bei Beurteilung der Frage, nach welchen Grundſätzen ein 
Unternehmen zu verwalten iſt, die beſonderen Verhältniſſe des Einzel⸗ 
falls nicht außer acht gelaſſen werden. Die „allgemeinen finanz⸗ 
wirtſchaftlichen Grundjäge‘ können z. B. für Unternehmungen volk- 
reicher Großſtädte eine andere Finanzpolitik vorſchreiben als für 
gleichgerichtete Unternehmungen abgelegener Dörfer. 

Der Senat hat in RF. 22, 97, beſ. S. 100, ausgeführt, daß 
die Grenze zwiſchen prinzipiellen Zuſchuße und Überſchußbetrieben 
fließend bleibt, daß ſich ſehr häufig eine Verflechtung der Beſtrebungen 
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findet, und daß ſich nur aus dem Gedanken der allgemeinen Wohl⸗ 
fahrt und des öffentlichen Intereſſes Geſichtspunkte für die finanz⸗ 
wirtſchaftliche Behandlung der vielgeſtaltigen und wandelbaren ge⸗ 
meindlichen Unternehmungen gewinnen laſſen, d. h. für die Frage, 
welche Unternehmungen mit der Abſicht auf Gewinn betrieben werden 
ſollen, welche Darbietungen nach dem Gebührenprinzip als in gewiſſem 
Grade entgeltliche, und welche nach dem Unentgeltlichkeitsprinzip be⸗ 
handelt werden ſollen. Je nach der geſchichtlichen Entwicklung ſowie 
nach den rechtlichen und wirtſchaftlichen Verhältniſſen wird ſich die 
Behandlung gleichartiger Unternehmungen in den einzelnen Gemeinden 
oft ganz verſchieden geſtalten (vgl. Kaufmann, Kommunalfinanzen 
Bd. 2 S. 49). Bei ſolcher zeitlich und örtlich verſchiedenartigen Ge⸗ 
ſtaltung der Gemeindebetriebe laſſen ſich allgemein gültige, ſtarre 
Grundſatze, die für alle Betriebe einer beſtimmten Art aus⸗ 
nahmslos Geltung haben, nicht aufſtellen. Vielmehr können nur 
allgemeine Regeln gegeben werden, die bei den meiſten darunter 
fallenden Betrieben zutreffen werden, aber Ausnahmen geſtatlen und 
deren Anwendbarkeit daher im einzelnen Falle geprüft werden muß. 
Nur in dieſem Sinne kann deshalb die Aufzählung von Beiſpielen 
im 8 4 Abf. 2, 3 der VO. v. 21. Juli 1923 verſtanden werden. Die 
Aufzählungen ſind einerſeits nicht erſchöpfend, wie ſchon das Wort 
‚insbejondere‘ zeigt, andererſeits aber auch nicht für ſämtliche dort 
aufgeführten Betriebe unbedingt zwingend. Sie haben vielmehr nur 
die Bedeutung, daß die als Beiſpiele für die werbenden Betriebe ge⸗ 
nannten Unternehmungen ſolche ſind, für die in der Regel der 
Grundſatz der Ausgabendeckung gilt, und die als gemeinnützig be⸗ 
zeichneten Veranſtaltungen ſolche, die in der Regel ohne Rückſicht 
auf Ertragerzielung zu gemeinnützigen Zwecken unterhalten werden. 
Die Beſtimmungen wollen alſo nur Anhaltspunkte dafür geben, welche 
Unternehmungen im allgemeinen als werbende Betriebe der Auf⸗ 
bringungspflicht unterliegen und welche nicht, und dadurch den Finanz⸗ 
behörden die Entſcheidung erleichtern. Sie begründen keine gejepliche 
Fiktion, ſondern lediglich eine Vermutung, die im Einzel⸗ 
falle widerlegt werden kann. Es mag dahingeſtellt bleiben, ob bei 
fämtliden nach den Verordnungen zu den werbenden Betrieben 
gehörenden Unternehmungen ein ſolcher Gegenbeweis in Frage kommt 
oder ob einzelne der dort genannten Unternehmungen ſtets werbende 
Betriebe ſind. Waſſerverſorgungsanſtalten brauchen jedenfalls nicht 
notwendig unter allen Umftänden werbende Betriebe zu ſein. 


Hiernach gehören Waſſerleitungen als Veranſtaltungen zur Ver⸗ 
ſorgung mit Waſſer grundſätzlich zu denjenigen Unternehmungen, die 
in der Weiſe zu führen ſind, daß durch die Einnahmen mindeſtens 
die Ausgaben gedeckt werden, d. h. zu den aufbringungspflichtigen 
werbenden Betrieben. Es beſteht aber die Möglichkeit, daß im Einzel⸗ 
falle die Sache anders liegt. Die Beurteilung wird im weſentlichen 
davon abhängen, nach welchen Grundſätzen eine pflichtbewußte Ge⸗ 
meindeverwaltung bei verſtändiger Würdigung aller in Betracht kom⸗ 
menden Umſtände den Betrieb führen würde, ob als Zuſchußbetrieb 
oder in der Weiſe, daß mindeſtens die Ausgaben gedeckt werden. Mit 
anderen Worten: es iſt darauf abzuſtellen, ob es ſich mit den Grund⸗ 
ſätzen einer ordnungsmäßigen Finanzwirtſchaft vereinbaren läßt, daß 
die Unkoſten des Betriebs ganz oder teilweiſe von der Allgemeinheit 
getragen werden, oder ob verlangt werden muß, daß der Betrieb, wenn 
auch keine Überſchüſſe abwirft, ſo doch mindeſtens ſich ſelbſt unter⸗ 
hält. Die Leiſtung von Zuſchüſſen wird bei einer Waſſerverſorgungs⸗ 
anſtalt dann gerechtfertigt ſein, wenn es aus beſonderen Gründen 
gar nicht möglich iſt, den Betrieb ſo zu geſtalten, daß die Ein⸗ 
nahmen die Ausgaben decken, wenn der Betrieb alſo dauernd oder 
zum mindeſten für abſehbare Zeit als Zuſchußbetrieb geführt werden 
mu ß und ſich die Gemeinde bei der Führung des Betriebs nicht durch 
die Abſicht einer Ertragserzielung, ſondern lediglich durch die Abſicht 
leiten läßt, die Bevölkerung mit einwandfreiem Trinkwaſſer zu ver⸗ 
ſorgen, d. h. durch die Rückhſicht auf das Gemeinwohl, das 
öffentliche Intereſſe (vgl. auch Rü. 22, 86, beſ. S. 87). Dies 
wird z. B. der Fall ſein, wenn entweder aus beſonderen, außerhalb 
des Machtbereichs der Gemeinde liegenden Gründen die Unkoſten fo 
hoch ſind, daß zu ihrer Deckung die erzielbaren Einnahmen (Waſſer⸗ 
gelder) nicht ausreichen, oder wenn die Einnahmen wegen der Ein⸗ 
kommensverhältniſſe der Bezieher oder aus ähnlichen Gründen ein 
beſtimmtes Maß nicht überſteigen dürfen. Für Betriebe dieſer Art 
würde der Grundſatz, daß durch die Einnahmen mindeſtens die Aus⸗ 
gaben zu decken ſind, billigerweiſe keine Geltung haben können, denn 
da die Waſſerverſorgung lebenswichtigen Bedürfniſſen der Bevölke⸗ 
rung dient, ſo kann einer Gemeinde nicht zugemutet werden, von der 
Errichtung oder dem Betrieb einer Waſſerverſorgungsanſtalt deshalb 
abzuſehen, weil ſich eine Deckung der Ausgaben durch die Einnahmen 
nicht erreichen läßt. In einem ſolchen Falle iſt es vielmehr nach 
finanzwirtſchaftlichen Grundſätzen zu verantworten, daß die durch die 
Einnahmen nicht gedeckten Unkoſten der Allgemeinheit zur Laſt fallen, 
ſofern der Betrieb der Waſſerverſorgungsanſtalt im öffentlichen Inter⸗ 
eſſe erforderlich iſt. 

Daß ein Benutzungszwang beſteht oder daß das Unternehmen in 
der Form einer öffentlichen Anſtalt nach dem Gebührenprinzip be⸗ 
trieben wird, iſt für den Begriff des werbenden Betriebs i. S. des 
AuſbrGG. nicht immer entſcheidend. Das PrͤommAbgG. (vgl. 88 3, 4, 
5, 20 und Ausführungsanweiſung zu dieſem Geſetz Art. 3, 5) läßt den 
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Gemeinden ziemlich freie Hand, ob ſie ein Unternehmen als Gewerbe⸗ 
betrieb oder als Betrieb mit Benutzungszwang oder als öffentliche 
Anſtalt nach dem Gebührenprinzip einrichten wollen, ſowie ob und in 
welchem Umſang bei ſolchen Unternehmungen, falls ſie nicht auf 
Gewinnerzielung gerichtet ſind, die Unkoſten aus den Unternehmungen 
ſelbſt herausgewirtſchaftet oder gar Überſchüſſe erzielt werden ſollen 
(RFH. 22, 97, bei. S. 100). Es handelt ſich hierbei mehr oder weniger 
um eine Frage der Zweckmäßigkeit und der Verwaltungsübung, die 
in den einzelnen Landesteilen verſchieden gehandhabt werden und 
daher für die Auslegung eines Reichsgeſetzes nicht unbedingt maß⸗ 
gebend ſein kann. Jedoch wird der Umſtand, daß ein behördlicher 
Benutzungszwang beſteht oder daß ein Unternehmen als öffentliche 
Anſtalt nach dem Gebührenprinzip betrieben wird, in der Regel die 
Annahme rechtfertigen, daß der Betrieb einem öffentlichen Intereſſe 
dient und daß er daher nicht als werbender Betrieb anzuſehen iſt, 
ſofern auf ihn der Grundſatz, daß durch die Einnahmen mindeſtens 
die Ausgaben gedeckt werden müſſen, keine Anwendung zu finden hat. 

Infolgedeſſen hätte das FinGer. prüfen müſſen, ob etwa bei 
den Waſſerleitungen der Beſchw§. beſondere Verhältniſſe vorliegen, 
die es verbieten, ſie den werbenden Betrieben zuzurechnen. Zu dieſer 
Prüfung gab gerade die Behauptung der Beſchwß. Anlaß, daß die 
Waſſergelder bei weitem nicht ausreichen, um die Unkoſten zu decken. 
Wenn auch dieſer Umſtand, wie bereits dargelegt, die Eigenſchaft eines 
Unternehmens als eines werbenden Betriebs nicht ausſchließt, ſo legt 
er doch die Annahme nahe, daß eine andere Betriebsführung aus 
zwingenden Gründen nicht möglich iſt.“ 

Dieſe Grundſätze ſind auf den vorl. Fall anwendbar. Allerdings 
kann dem vom BeſchwF. geltend gemachten Umſtand, daß zu dem 
Waſſerwerke ſtaatliche Beihilfen gewährt worden ſind, ſchon deshalb 
keine entſcheidende Bedeutung beigemeſſen werden, weil die ſtaatliche 
Unterſtützungspolitik in den einzelnen Ländern verſchieden geweſen iſt, 
und weil ſich ſeit Gewährung der Beihilfen die Verhältniſſe geändert 
haben können. Jedoch iſt auch hier der Einwand erhoben worden, daß 
das herangezogene Waſſerwerk ein Zuſchußbetrieb ſei, inſofern als die 
Aufwendungen für das Waſſerwerk durch die Entgelte für die Liefe⸗ 
rung des Waſſers nicht vollſtändig gedeckt würden. Nach den Akten 
liegt die Sache folgendermaßen: Die Koſten der Errichtung des Waſſer⸗ 
werkes ſind teils aus Beihilfen von Staat, Provinz und Kreis, teils 
von den beteiligten Gemeinden durch Anleihen aufgebracht worden. 
Die Zinſen und Tilgungsbeträge der Anleihen werden von den Ge⸗ 
meinden aus eigenen Mitteln entrichtet. Die laufenden Unterhaltungs» 
koſten werden von dem Amte, das formell Eigentümer und 
Unternehmer des Werkes iſt, bezahlt und auf die beteiligten Ge⸗ 
meinden nach einem beſtimmten Verhältnis umgelegt, alſo dem Ante 
erſtattet. Die Gemeinden bringen ihrerſeits die Zinſen und Tilgungs⸗ 
beträge ſowie die Unterhaltungskoſten, d. h. die an das Wafjerwerk 
zu leiſtenden Beträge, durch Gebühren (Waſſergelder) und durch 
Steuern auf, und zwar ſcheint es, daß einige Gemeinden ihren An⸗ 
teil lediglich durch Gebühren, andere durch Gebühren und Steuern 
und wieder andere lediglich durch Steuern aufbringen. Würde man 
nun die Leiſtungen der Gemeinden als die „Einnahmen“ des Waſſer⸗ 
werkes anſehen, ſo würden die Einnahmen des Werkes die Ausgaben 
vollſtändig decken, weil offenbar immer die geſamten Unterhaltungs⸗ 
koften von den Gemeinden erſetzt werden. Dann würde nach den oben 
entwickelten Geſichtspunkten kein Grund zu der Annahme beſtehen, 
für das beſchwerdeführende Waſſerwerk gelte die Regel nicht, daß bei 
Waſſerwerken die Einnahmen mindeſtens die Ausgaben decken ſollen. 
Nach der das Steuerrecht beherrſchenden wirtſchaftlichen Betrachtungs⸗ 
weiſe iſt jedoch der Fall anders zu beurteilen. Das Amt iſt nur 
formell Inhaber des Waſſerwerkes, während die eigentlichen Unter⸗ 
nehmer die beteiligten Gemeinden ſind. In der Gründungsverhand⸗ 
lung vom Jahre 1905 (unter Nr. 4) iſt deutlich geſagt, daß das Amt 
nur formell als Unternehmer eintritt. Dem entſpricht es, daß die am 
Waſſerwerke nicht beteiligten Gemeinden des Amtes ſich von jeder 
irgendwie gearteten Laſt freihalten. Hierfür ſpricht ferner, daß die 
zur Errichtung des Werkes aufgenommenen Anleihen von den Ge⸗ 
meinden verzinſt und getilgt werden, und daß die Gemeinden nicht 
von vornherein feſtbeſtimmte Beiträge zu leiſten, ſondern dem Werke 
die jeweils entſtandenen Aufwendungen zu erſtatten haben. Würde 
man das Amt als eigentlichen Unternehmer und die Beiträge der 
Gemeinden als die „Einnahmen“ des Waſſerwerkes anſehen, ſo müßten 
zur Entſch. der Frage, ob ein Zuſchußbetrieb vorliegt, mit dieſen Ein⸗ 
nahmen lediglich die eigenen Ausgaben des Amtes verglichen werden, 
alſo die von den Gemeinden entrichteten Zinſen und Tilgungsbeträge 
unberückſichtigt bleiben. Eine derartige Betrachtungsweiſe würde 
kein richtiges Bild von den finanziellen Verhaltniſſen des Waſſer⸗ 
werkes geben. 

Hiernach ſind die beteiligten Gemeinden als gemeinſchaftliche 
Unternehmer des Wafleriverkes zu behandeln. Daß ein Unternehmen 
nicht von einer einzigen Gemeinde, ſondern von mehreren Gemeinden 
gemeinſchaftlich betrieben wird, ſchließt ſeine Eigenſchaft als werben⸗ 
der Betrieb nicht aus, denn werbende Betriebe ſind ſelbſt ſolche Unter⸗ 
nehmungen, die überhaupt nicht von einer Gemeinde betrieben werden, 
deren Erträge aber Gemeinden ausſchließlich zufließen (8 2 Abſ. 2 
Aufbr®.). Es kann mithin unerörtert bleiben, wie das ſo gebildete 
Geſellſchaftsverhältnis rechtlich zu beurteilen iſt. 


57. Jahrg. 1928 Heft 51/52 


Sind die ſieben Gemeinden anteilig Unternehmer des Waſſer⸗ 
werkes, ſo ſind die von ihnen für die Lieferung des Waſſers er⸗ 
hobenen Gebühren als „Einnahmen“ i. S. der Begriffsbeſtimmung der 
werbenden Betriebe zu betrachten und bei Prüſung der Frage, ob ein 
Zuſchußbetrieb vorliegt, den geſamten Betriebsausgaben gegenüber⸗ 
zuſtellen, zu denen nicht nur die laufenden Unterhaltungskoſten, ſon⸗ 
dern auch die Zinſen und Tilgungsbeträge der Anleihen und an⸗ 
gemeſſene Abſchreibungen zu rechnen wären. Für die Entſch. über die 
Annahme eines werbenden Betriebs ergeben ſich nun aber Schwierig⸗ 
keiten daraus, daß einerſeits aufbringungspflichtiger Unternehmer 
eines induſtriellen oder gewerblichen Betriebs nicht die einzelne Ge⸗ 
meinde mit ihrem Anteil, ſondern der werbende Betrieb als ſolcher 
iſt, daß andererſeits aber die Einnahmen, d. h. die Entgelte für die 
Lieferung des Waſſers, nicht unmittelbar von dem Werke, ſondern 
von den beteiligten Gemeinden erhoben werden, und daß die Verhält⸗ 
niſſe in den einzelnen Gemeinden verſchieden liegen können; in 
einigen Gemeinden können die Beiträge für das Waſſerwerk bei ver⸗ 
nünftiger Finanzpolitik durch die Waſſergebühren gedeckt werden, 
alſo die Vorausſetzungen für die Annahme eines werbenden Betriebs 
liegen, während in anderen Gemeinden die Gewährung von Zuſchüſſen 
gerechtfertigt ſein kann. Es entſteht die Frage, nach welchen Geſichts⸗ 
punkten zu entſcheiden iſt, ob das gemeinſchaftlich unterhaltene Waſſer⸗ 
werk einen auſbringungspflichtigen werbenden Betrieb oder einen nicht⸗ 
auſbringungspflichtigen ausgeſprochenen Zuſchußbetrieb bildet. Drei 
Möglichkeiten ſind gegeben. 

Entweder wird es ſo angeſehen, als ob das Waſſerwerk ſelbſt 
ſämtliche Unkoſten tragen und die Gebühren für die Lieferung des 
Waſſers erheben würde. In dieſem Falle wären die geſamten, in den 
beteiligten Gemeinden erhobenen Waſſergebühren zuſammenzurechnen 
und mit den geſamten Betriebsausgaben des Waſſerwerkes zu ver⸗ 
gleichen. Alsdann wäre zu unterſuchen, ob nach den Grundſätzen einer 
ordnungsmäßigen Finanzwirtſchaft die geſamten Aufwendungen durch 
die Waſſergebühren gedeckt werden ſollten. Das Waſſerwerk wäre alſo 
nicht als werbender Betrieb anzuſehen, wenn auch nur in einer 
einzigen Gemeinde der Anteil an den Aufwendungen nicht durch 
Gebühren aufgebracht werden könnte; eine Verpflichtung der 
übrigen Gemeinden, einen ſolchen Fehlbetrag ihrerſeits durch er⸗ 
höhte Gebühren auszugleichen, iſt in der Gründungsverhandlung nicht 
vorgeſehen, vielmehr iſt jeder einzelnen Gemeinde die Deckung ihres 
eigenen Beitrags ſelbſt überlaſſen. Dieſes Ergebnis wäre jedoch wirt⸗ 
ſchaftlich nicht gerechtfertigt, denn es iſt nicht einzuſehen, warum z. B. 
das Waſſerwerk einer größeren Stadt, das ſich ſelbſt unterhält und 
unterhalten muß, möglicherweise ſogar Überſchüſſe erzielt, ſeine Eigen⸗ 
ſchaft als werbender Betrieb verlieren ſoll, wenn ſich etwa eine 
kleinere Gemeinde daran beteiligt, die nicht in der Lage iſt, ihren 
Unkoſtenbeitrag durch Gebühren aufzubringen. 

Die zweite Möglichkeit würde darin beſtehen, die Verhältniſſe 
in der Mehrzahl der beteiligten Gemeinden — vielleicht unter Be⸗ 
rücksichtigung ihrer Größenverhältniſſe — entſcheiden zu laſſen, der⸗ 
art, daß das Waſſerwerk nicht als werbender Betrieb anzuſehen wäre, 
wenn in der überwiegenden Anzahl der beteiligten Gemeinden 
die Unkoſtenbeiträge nicht durch Gebühren aufgebracht werden können. 
Dieſe Methode erſcheint indeſſen willkürlich und inſofern unbillig, als 
ſie dazu führt, daß unter Umſtänden diejenigen Gemeinden, die außer⸗ 
ſtande ſind, ihre Beiträge durch Gebühren zu decken und mit der 
Beteiligung an dem Waſſerwerkke lediglich gemeinnützige Zwecke ver⸗ 
folgen, trozdem — wenigſtens mittelbar — zu den Aufbringungs⸗ 
leiſtungen herangezogen würden. 5 

Infolgedeſſen entſcheidet ſich der Senat für die dritte Möglich⸗ 
keit, das Waſſerwerk nur inſoweit zu belaſten, als es für die 
beteiligten Gemeinden einen werbenden Betrieb darſtellt, es im übrigen 
aber freizulaſſen. Das bedeutet: bei der Heranziehung des Waſſer⸗ 
werkes, das an ſich ein aufbringungspflichtiger Betrieb ift, hat der 
Teil des Betriebsvermögens außer Anſatz zu bleiben, der dem An⸗ 
teil derjenigen Gemeinden entſpricht, bei denen nach den oben ent⸗ 
wickelten Grundſätzen die Vorausſetzungen für die Annahme eines 
werbenden Betriebs nicht gegeben ſind. Auf dieſe Weiſe gelangt man, 
trotz der vielleicht dagegenſprechenden theoretiſchen Bedenken, zu ge⸗ 
rechten und wirtſchaſtlich richtigen Ergebniſſen. 

Das Fincher. hätte daher unter dieſen Geſichtspunkten feſt⸗ 
ſtellen müſſen, ob oder inwieweit das beſchwerdeführende Waſſerwerk 
ein werbender Betrieb iſt. Da das Finger. dies nicht getan hat und 
die Unterlaſſung möglicherweiſe auf unrichtiger Auslegung des Be⸗ 
griffs des „werbenden Betriebs“ beruht, ſo war das angefochtene Urt. 
aufzuheben und die Sache als nicht ſpruchreif zur Vornahme dieſer 
Prüfung an die Vorinſtanz zurückzuverweiſen. Dem Beſchw§. wird 
es obliegen, die in Betracht kommenden Verhältniſſe darzulegen, aus 
denen ſich ergeben ſoll, daß das Waſſerwerk im Gegenſatze zu der 
durch die Anführung der Waſſerverſorgungsanſtalten in der BO. v. 
21. Juli 1923 begründeten Vermutung kein werbender Betrieb iſt. Es 
wird ſich empfehlen, die vom Beihwg. vorgeſchlagenen Auskunfts⸗ 
perſonen über die nach den hier entwickelten Grundſäten erheblichen 
Tatſachen zu hören. 

(RIH., I. Sen., Urt, v. 19. Juni 1928, TA 510/27.) 


* 


Rechtſprechung 


2. 8 143 Abi. 3 R Abg.; 8 26 Abſ. 1 RBewG. Bei 
einem Rechtsanwalt ſtellen auch die im Laufe einer Inſtanz 
entitandenen, aber erſt mit Abſchluß der Inſtanz fälligen 
Gebührenforderungen bereits vor Abſchluß der Inſtanz 
Teile des Betriebsvermögens dar. 


Die beiden Rechtsanwälte Dr. D. und Dr. S. betreiben zu⸗ 
ſammen eine Anwaltspraxis. An dem Betriebsvermögen ſind beide 
zur Hälfte beteiligt. Die Pflichtigen ſehen mit NEN. 22, 105 in 
den ausſtehenden Forderungen, bevor dieſe in ſonſtiges Vermögen 
umgewandelt find, Teile des Betriebsvermögens. Sie erkennen jedoch 
nur diejenigen Forderungen, die ihnen aus den baren Auslagen 
für die Klienten erwachſen ſind, als Vermögen an, und beſtreiten, daß 
die ausſtehenden Gebühren, ganz gleich, ob es ſich um ſolche aus 
abgeſchloſſenen oder noch nicht abgeſchloſſenen Inſtanzen handelt, in 
Anſatz gebracht werden dürften. Es ſei zwar richtig, daß nach der 
NUAGEHD, die einzelnen Gebührenforderungen mit der Tätigkeit des 
NA. entſtänden; die Forderungen würden aber erſt mit der Be⸗ 
endigung der Inſtanz fällig. Es ſei auch von jeher üblich geweſen, 
die Gebühren erſt dann als verdient zu betrachten, wenn ſie be⸗ 
zahlt ſeien. Darauf beruhe auch die Vorſchrift im 8 11 Abf. 2 
EinkStG., nach der die Gebühren erſt in dem Augenblick als Ein⸗ 
kommen zu verſteuern ſeien, wo ſie üblicherweiſe verbucht würden, 
alſo in dem Augenblicke, wo ſie bezahlt würden. Die Gebühren könn⸗ 
ten niemals Vermögen bilden, ehe ſie Einkommen geweſen ſeien. 


Der Oberbewertungsausſchuß hat der Berufung der Steuer⸗ 
pflichtigen ſtattgegeben und das Betriebsvermögen auf Null Mark 
feſtgeſetz. Er hält die Entſch. Rö. 22, 105 nicht für richtig. Dort 
war ausgeſprochen, daß die in Ausübung eines freien Berufs er⸗ 
worbene Forderung ſo lange ein Teil des Betriebsvermögens 
bleibe, bis ſie vom Beſitzer aus dem Betriebsvermögen ausgeſchieden 
ſei. Der Oberbewertungsausſchuß führt zur Begründung feiner ab⸗ 
weichenden Anſicht an, daß Betriebsvermögen nur ſolches Vermögen 
fei, das dem Betriebe diene, und daß ein Rechtsanwaltsbetrieb ſehr 
gut zu führen und zu leiten ſei, ohne daß die geringſten ausftehen« 
den Forderungen für den Betrieb in Anſpruch genommen zu werden 
brauchten. Die Forderungen gehörten daher zum ſonſtigen Vermögen 
und müßten bei der Ermittlung des Einheitswerts des Betriebs⸗ 
vermögens ausgeſchaltet werden. s 

Die Nechtsbefchwerde des Fin A. iſt begründet. Der Senat hält 
an der Entſch. Ri. 22, 105 feſt. Der Grund, der vom Ober⸗ 
bewertungsausſchuß gegen die Vichtigkeit dieſer Entſch. angeführt 
wird, iſt nicht ſtichhaltig. Auch ein RA. hat Betriebsausgaben, z. B. 
Gehälter für Angeſtellte, Miete für Büroräume, Anſchaffung von 
Bürobedarf u. dgl. Zu deren Beſtreitung muß er regelmäßig die 
durch die Anmaltstätigkeit erworbenen Mittel, alſo die Gebühren⸗ 
forderungen oder die Eingänge daraus, verwenden. Da andere 
Gründe vom Oberbewertungsausſchuß nicht angeführt ſind, genügt 
es, im übrigen auf die Ausführungen des Urteils R§H. 22, 105 zu 
verweiſen. 

Die Vorentſch. war hiernach wegen Rechtsirrtums aufzuheben. 
Bei freier Beurteilung iſt die Sache ſpruchreif. Es iſt anerkannten 
Rechtes, daß der Vertrag zwiſchen dem Mandanten und dem zum 
Beiſtand zugezogenen RA. ein Vertragsverhältnis des bürgerlichen 
Rechtes darſtellt, dem in der Regel ein Dienſtvertrag und nur aus⸗ 
nahmsweiſe, z. B. bei Erſtattung von Gutachten, ein Merhvertrag 
zugrunde liegt (vgl. RG. 75, 105 !); 88, 223 2); 110, 1393). Die 
Vergütung, die der RA. von ſeinem Auftraggeber beanſpruchen 
kann, iſt — vorbehaltlich abweichender Honorarvereinbarungen — 
geregelt in der RAGebO., ſoweit es ſich um Verfahren nach der 
ZPO., der StPO. und Konkd. vor den ordentlichen Gerichten han⸗ 
delt; im übrigen findet, falls nicht eine LGebO. beſondere Beſtim⸗ 
mungen trifft, das BGB. Anwendung. Bei der üblichen Rechts⸗ 
anwaltspraxis wird es ſich in der ganz überwiegenden Mehrzahl 
von Fällen um Gebühren handeln, die nach der RAGebO. zu bie 
urteilen ſind. Die GebD. läßt nun, wie die Steuerpflichtigen in 
dem Schriftſatz v. 28. Sept. 1927 ſelbſt hervorheben, die einzelnen 
Gebührenforderungen mit der Tätigkeit des RA. entſtehen, aber 
im allgemeinen erſt mit der Beendigung der Inſtanz fällig werden 
(vgl. 8 85 Geb.). Daß Forderungen, auch wenn ſie noch nicht fällig 
find, im allgemeinen zum ſteuerpflichtigen Vermögen gehören, wird 
von den Steuerpflichtigen nicht beſtritten. Es wird von ihnen nur 
hinſichtlich der Gebührenforderungen eingewendet, einmal, daß ſolche 
Forderungen nicht früher Vermögen werden könnten, als ſie nach 
§ 11 Eink&t®. Einkommen darſtellten, ſodann, daß es von jeher 
üblich geweſen ſei, erſt die eingegangenen Gebühren als verdient zu 
betrachten. Beide Einwendungen können als ſtichhaltig nicht an⸗ 
erkannt werden. § 11 EinkSt®. will im weſentſichen nur Zweifel 
darüber beſeitigen, was als Einnahme oder Ausgabe für den be⸗ 
treffenden Steuerabſchnitt zu berückſichtigen iſt. Wenn 
der Geſetzgeber aus Zweckmäß'gneitserwägungen de Beſteuerung ge⸗ 
wiſſer Einnahmen dem einen oder anderen Steuerabſchnitte zuweiſt 
und wohl auch die Entſch. dieſer Frage den Steuerpflichtigen nach 
der Art ihrer Buchführung (vgl. § 11 Abf. 2) überläßt, ſo iſt dar⸗ 
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aus keine beweiskräftige Folgerung jur die VermSt. zu ziehen. Ob 
gewiſſe Einnahmen in dieſem oder dem folgenden Steuerabſchnitte 
zur Anrechnung bei der Einkommensbeſteuerung gelaugen, iſt für 
den Steuerfiskus von verhältnismäßig untergeordneter Bedeutung. 
Ob aber dieſelbe Art von regelmäßig wiederkehrenden Einnahmen 
in dieſem oder im nächſten Jahre zum Vermögen zu rechnen ſind, 
bedeutet je nach der Beantwortung der Frage einen ſich jährlich 
wiederholenden Ausfall an VermSt. Der 6. Senat hat in dem Ur⸗ 
teil VI A 292/27 v. 7. Dez. 1927 a in Mrozeks Kartei zu 
S 11 Abſ. 2 EinkS&tG. unter Nr. 3) entſchieden, daß RA., die regel⸗ 
mäßige Abſchlüſſe auf Grund ordnungsmäßiger Buchführung i. S. 
§ 11 Abſ. 2 fertigen, in ihren Abſchlüſſen neben der bloßen Gegen⸗ 
überſtellung der katſächlichen Einnahmen und Ausgaben auch einen 
auf die laufenden fälligen Forderungen und Schulden ſich erſtrecken⸗ 
den Beſtandsvergleich vornehmen können. Der 6. Senat hat die 
Entſch. damit begründet, daß die in Anwaltskreiſen üblichen Grund⸗ 
ſätze ordnungsmäßiger Buchführung, ähnlich wie bei den Kaufleuten, 
keine ſtarren Regeln aufſtellen und die Wahl zwiſchen mehreren 
Möglichkeiten der Behandlung fälliger Schulden und Forderungen 
laſſen. Wollte man mit den Steuerpflichtigen dem $ 11 EinkStch. 
auch entſcheidende Bedeutung für die VermSt. beilegen, jo würde 
das heißen, daß ein RA. je nach der Art ſeiner regelmäßigen Ab⸗ 
ſchlüſſe Gebührenforderungen zu Teilen ſeines Vermögens erheben 
kann oder nicht. Daß das nicht angeht, liegt auf der Hand. Die 
Entſch. des 6. Senats ſpricht zwar nur von fälligen Forderungen, 
aber wenn die Einwirkung des 8 11 EinkStGG. auf die VermSt. 
bereits für fällige Forderungen abgelehnt werden muß, ſo muß 
das auch für die nichtfälligen Forderungen gelten. 

Der zweite Einwand der Steuerpflichtigen ſtützt ſich auf die Be⸗ 
hauptung, es ſei von jeher üblich geweſen, erſt die eingegangenen 
Gebühren als verdient und damit als Teil des Vermögens zu be⸗ 
trachten. Mit dieſem Hinweis ſoll offenbar geltend gemacht werden, 
daß die rechtliche Beurteilung zugunſten der Verkehrsanſchauung 
zurückzutreten habe. Eine Abweichung vom Zivilrecht iſt jedoch nur 
dann begründet, wenn die allgemeine Verkehrsanſchauung in 
andere Richtung weiſt. Es kann ſchon zweifelhaft ſein, ob die von den 
Steuerpflichtigen behauptete Auffaſſung ganz allgemein in Anwalts⸗ 
kreiſen herrſcht. Denn gerade den juriſtiſch geſchulten Anwälten 
kann es nicht entgehen, daß auch bei noch nicht abgeſchloſſener In⸗ 
ſtanz Gebührenforderungen, die für die Tätigkeit des Anwalts be⸗ 
reits entſtanden ſind, einen Vermögenswert darſtellen. Solche Ge⸗ 
bührenforderungen bleiben auch bei vorzeitiger Auflöſung des Man⸗ 
datsverhältniſſes, z. B. bei Tod oder Kündigung (nur nicht bei 
Verſchulden des Anwalts) in voller Höhe beſtehen ($ 50 Geb.), 
der Anwalt könnte auch bei Aufrechterhaltung des Mandatsverhält⸗ 
niſſes die Gebührenforderung zum Pfande ſetzen, abtreten oder 
ſonſtwie verwerten. Da es ſich, falls der Hinweis der Steuerpflich⸗ 
tigen als begründet anerkannt werden ſollte, um eine allgemeine 
Verkehrsanſchauung handeln müßte, dürfte auch die Auffaſſung der 
Gegenſeite, nämlich der Schuldnerſeite, nicht außer acht gelaſſen 
werden. Ein Kaufmann, der durch einen Anwalt einen Prozeß führen 
läßt und nach dem Ausfall eines Beweistermins mit dem Verluſte 
des Prozeſſes rechnen muß, wird ſich für berechtigt halten, die Ge⸗ 
bührenforderungen ſeines Anwalts als Schulden zu betrachten, auch 
wenn das Urteil am Stichtag noch nicht geſprochen ſein ſollte. Es 
geht nun nicht an, eine Verkehrsanſchauung auf der Gläubigerſeite 
anzuerkennen, nach der die Vermögenseigenſchaft noch nicht fälliger 
Forderungen verneint wird, und zugleich auf der Schuldnerſeite 
eine Verkehrsanſchauung gelten zu laſſen, die die entſprechenden, noch 
N fälligen Schulden bereits als paſſive Vermögensbeſtandteile 
anſieht. 

Die vorſtehenden Ausführungen gelten für ſolche Gebühren⸗ 
forderungen, die nach den Grundſätzen der RAGebd. zu beurteilen 
ſind. Richten ſich die Gebührenforderungen nach beſonderen Honorar⸗ 
vereinbarungen, ſo ſind dieſe mit ihren rechtlichen und wirtſchaft⸗ 
lichen Wirkungen maßgebend. Würde ein Vertragsverhältnis zwiſchen 
dem Anwalt und ſeinem Auftraggeber, z. B. bei Anfertigung von 
Gutachten, als Werkvertrag aufzufaſſen ſein und würde die Ver⸗ 
einbarung dahin gehen, daß ein Entgelt dann und nur dann zu 
leiſten ſei, ſo bald das Gutachten erſtattet iſt, dann entſteht vor der 
Fertigſtellung und Ablieferung des Gutachtens keine Forderung 
(vgl. auch § 641 Satz 1 BGB.). Vor der Ablieferung iſt kein Au⸗ 
ſpruch erwachſen, der als Vermögensbeſtandteil anzuſehen wäre. Das 
iſt auch wirtſchaftlich gerechtfertigt. Denn würde z. B. der Anwalt 
vor Vollendung des Gutachtens ſterben oder zur Vollendung der Ar⸗ 
beit durch Krankheit unfähig werden, ſo hätten die Auftraggeber 
an die Erben oder den Erkrankten nichts zu leiſten. 

Schon die Vorinſtanzen haben auf die Schwierigkeit hingewieſen, 
den Betrag der noch nicht fälligen Gebührenforderungen richtig zu 
ermitteln. Es bleibt auch hier, wie in ſo vielen ähnlichen Fällen, nur 
der Weg der Schätzung, um den Steuerpflichtigen umfangreiche Ar⸗ 
beiten zu erſparen. 

Wenn nach den vorſtehenden Darlegungen die noch nicht fälli⸗ 
gen Gebührenforderungen bei der Einheitsbewertung des Betriebs⸗ 
bermögens zu berückſichtigen jind, dann muß das gleiche für die 
bereits fälligen Gebührenforderungen gelten, die aus abgeſchloſſenen 
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Inſtanzen herrühren. Die Hinzurechnung der Forderungen aus Aus⸗ 
lagen für die Mandanten iſt von den Steuerpflichtigen bereits an⸗ 
erkannt. Walter⸗Joachim⸗Friedlaender a. a. O. 1 
Anm. 33 (vol. auch 8 85 Anm. 3) nehmen an, daß die Auslagen des 
RA. zugleich mit den Gebühren, alſo im Regelfalle mit Abſchluß der 
Inſtanz fällig würden. Von dieſer Rechtsauffaſſung aus hätten die 
Steuerpflichtigen auch ſolche Forderungen, die aus Auslagen für 
die Mandanten herrühren, nicht als Teile des Betriebsvermögens 
anzuerkennen brauchen. Ein näheres Eingehen auf dieſen Punkt 
erübrigt ſich jedoch bei der Auffaſſung des Senats über die Hinzurech⸗ 
nung der nichtfälligen Gebührenforderungen zum Betriebsvermögen. 
(RFH., 1. Sen., Urt. v. 10. Okt. 1928, 1 A 328/28.) 
* 


3. 58 1, 104 NUBgD.; 58 78ff., 80 Abi. 2 Branıtw 
Mon. Wie der Vranntweinaufſchlag ſelbſt ſind auch die 
Verzugszinſen für Branntweinaufſchlag keine Steuer 
i. S. 81 RAbg O. f) 

Das Hauptzollamt St. hat mit Verfügung v. 30. Jan. 1928 
vom Beſchw§. wegen unbefugter Herſtellung von Branntwein auf 
einer der Zollbehörde nicht angemeldeten Brennvorrichtung die Zah⸗ 
lung von Branntweinaufſchlag im Betrage von 1037,45 RM und 
mit Steuerbeſcheid vom gleichen Tage die Zahlung von 10% 
Zinſen aus dieſem Betrage vom 26. Febr. 1927 ab gem. 8 80 Abſ. 2 
Branntw Mon“. v. 8. April 1922 i. d. Faſſ. des Gef. v. 11. Aug. 1923 
(RGBl. I, 770) angefordert. 

Die hiergegen eingelegte Anfechtung blieb erfolglos. Der gegen 
die Anfechtungsentſcheidung friſt⸗ und formgerecht eingelegten Rechts⸗ 
beſchwerde iſt der Erfolg nicht zu verſagen. 

Nach der übereinſtimmenden Rſpr. des RF. (RF. 4 217; 
6, 316) und des RG. (RGSSt. 55, 156) iſt der Branntweinaufſchlag, 
der für den von der Ablieferung befreiten Branuttdein zu entrichten 
iſt (vgl. 88 78 ff. BranntwMonch.), keine Steuer i. S. der RAbgoO. 
Auf den Branntwelnaufſchlag finden daher insbe). auch die ver⸗ 
fahrensrechtlichen Vorſchriften der RAbgO. keine Anwendung. Was 
vom Branntweinaufſchlage gilt, muß auch von deu Zinſen gelten, 
die für nicht rechtzeitig entrichteten Branntweinaufſchlag gem. 8 80 
Abſ. 2 Satz 1 BranntwMonch. zu zahlen find, denn die Zinſen teilen 
die Rechtsnatur der Hauptforderung (vgl. Becker, NAbgO., 6. Aufl., 
$ 104 Bein, 3). Die gegenteilige Auffaſſung kann mit der Vorſchrift 
des 8 80 Abſ. 2 Saß 1 Halbſatz 2 a. a. O., auf die ſich die Vor⸗ 
inſtanzen zu ſtützen ſcheinen, nicht begründet werden; denn wenn dort 
8104 NAGD. auf die Verzugszinſen ſür Branntweinaufſchlag ent- 
ſprechend für anwendbar erklärt wird, ſo kann hieraus keinesfalls 
gefolgert werden, daß damit die Anforderung ber Zinſen unter die 
Vorſchriften der RAbgO. geſtellt und das Anfechtungsverfahren gegen 
die Anforderung zugelaſſen werden ſollte. 

Danach konnte das Hauptzollamt St. die Zinſen für den vom 
BeſchwF. geſchuldeten Branntweinaufſchlag ebenſowenig wie den Brannt⸗ 
weinaufſchlag ſelbſt im Wege eines Steuerbeſcheids anfordern. Der 
Steuerbeſcheid des Hauptzollamts und die ihn beſtätigende Anfech⸗ 
tungsentſcheidung des LFin el. unterliegen daher der Aufhebung. 


(RF, IV. Sen., Urt. v. 26. Sept. 1928, IV A 256/28.) 


Reichs wirlſchaftsgericht. 
Berichtet von Senatspräſident Köppel, Berlin. 


1. 5 64 AufwG.; Durchf VO. z. AufwG. v. 8. Juli 1926. 
Aufwertung von Werkſparkaſſenforderungen. Verbindlich- 
keitserklärung eines zwiſchen dem Schuldner und einem 
Teil der Gläubiger abgeſchloſſenen Vergleichs durch das 
R Wich. Staffelung der Aufwertung nach Höhe der Gut⸗ 
haben. 

Gegen die Zuständigkeit des RWG,, einen vor ihm zwiſchen 
der Schuldnerin und einem Teil der Gläubiger geſchloſſenen Ver⸗ 
gleich für allgemein verbindlich zu erklären, beſtehen keine Be⸗ 
denken; denn Art. 14, 18 VO. v. 8. Juli 1926 weiſt dieſe Zuſtändig⸗ 
keit der AufvSt. ausdrücklich zu, und es kann davon ausgegangen 
werden, daß nach dem Willen der VO. die Zuſtändigkeit des RWG. 


Zu 3. Die Monopoleinnahmen ſind keine Steuern. Daher 
finden auf dieſelben die Vorſchriften der NAD. keine Anwendung. 
Hierüber herrſcht kein Streit. § 80 Abi. 2 BranntwMonG. beſtimmt, 
daß bei nicht rechtzeitiger Zahlung des Branntweinzuſchlages Ver⸗ 
zugszinſen zu zahlen find und daß $ 104 RAbgO. entſprechende An⸗ 
wendung findek. Letztere Beſtimmung handelt von der Verpflichtung 
zur Zahlung von Verzugszinſen für geſchuldete Steuerbeträge. Die 
Bezugnahme auf dieſe Beſtimmung kann keinesfalls die Bedeutung 
haben, daß im Gegenſatz zur Hauptforderung auf die Verzugszinſen 
auch die verfahrensrechtlichen Vorſchriften der RAbgd. Anwendung 
finden. Dies folgt ſchon daraus, daß Zinſen die Rechtsnatur der 
Hauptforderung teilen. 

RA. Dr. Joachimezyk, Berlin. 


57. Jahrg. 1928 Heft 51/52] 


im Beſchwerdeverfahren grundſätzlich ebenſo weit reichen ſollte wie die 
der AufwSt. im erſten Rechtszuge (vgl. Quaſſowski, 1927, 
S. 838, Abſ. 1 zu Art. 17). Dem ſteht auch nicht entgegen, daß, wenn 
ein Vergleich nicht von der AufwSt., ſondern von dem RWG., das 
damit inſoweit als erſte und letzte Inſtanz tätig iſt, für allgemein⸗ 
verbindlich erklärt wird, den am Vergleich nicht Beteiligten die nach 
Art. 17 a. a. O. vorgeſchene Beſchwerdemöglichkeit nicht gegeben iſt; 
eine Härte kann hierin deshalb nicht geſehen werden, weil eine Ver⸗ 
bindlichkeitserklärung durch das mit der Beſchwerde befaßte RWG. 
erſt erfolgen kann, wenn das Gericht feſtgeſtellt hat, daß die in dem 
Vergleich vorgeſehene Regelung auch für die übrigen Gläubiger zu⸗ 
läſſig und angemeſſen erſcheink, ſo daß zwiſchen dem Urteil, welches 
das RWG. als Beſchwerdeinſtanz zu fällen hätte, und der von ihm 
ausgehenden Verbindlichkeitserklärung, vom Standpunkt der Wah⸗ 
rung der Belange der Gläubiger aus geſehen, kaum mehr als ein 
formeller Unterſchied gefunden werden kann. 


Bei der Prüfung, ob vorliegendenfalls eine Verbindlichkeits⸗ 
erklärung des am 21. Mai 1923 geſchloſſenen Vergleichs erfolgen 
durfte, hatte der Senat in erſter Linie zu eutſcheiden, ob ſich die 
fragliche, von der Schuldnerin bzw. ihren Rechtsvorgängerinnen ge⸗ 
troffene Einrichtung als eine Werkſparkaſſe i. S. 8 63 Abſ. 2 Ziff. 6 
und 8 64 AufwG., alſo als eine beſondere, von dem Unternehmer 
eines wirtſchaftlichen Betriebes getroffene Spareinrichtung darſtellte, 
von der auf Grund einer allgemeinen Regelung (Geſchäftsplan) Spar⸗ 
einlagen der Arbeitnehmer des Betriebes aufgenommen werden und 
aus denen die Schuldnerin in ihrer Eigenſchaft als Betriebsunter⸗ 
nehmerin als ſolche verpflichtet iſt. In Übereinſtimmung mit dem 
Vorderrichter hat der Senat dieſe Frage bejaht. Die Schuldnerin hat 
ihren Arbeitnehmern die Gelegenheit geboten, bei ihr Einlagen zu 
machen und hat ihren Willen, hiermit eine allgemeine Regelung 
vorzunehmen, dadurch erkennen laſſen, daß ſie den Arbeitnehmern 
unterſchiedslos dieſe Einrichtung zugänglich machte, Kontenbücher 
aushändigte und mit ihnen eine gleichmäßige Verzinſung der Gut⸗ 
haben mit 50% und die jederzeitige Abhebbarkkeit vereinbarte. Daß 
die Schuldnerin für die Rückzahlung dieſer Einlagen in ihrer Eigen⸗ 
ſchaft als Betriebsunternehmerin einſtehen muß, hat ſie ſelbſt nicht 
in Abrede geſtellt. Die Tatſache, daß neben Arbeitern und Ange⸗ 
ſtellten in beſchränktem Maße auch andere Perſonen der Vorteile 
dieſer beſonderen Spareiurichtung teilhaftig wurden, kann ihr den 
Charakter einer Werkſparkaſſe nicht nehmen, zumal hierbei vornehm⸗ 
lich Perſonen in Frage kamen, die ausnahmsweiſe auf Grund ver⸗ 
wandſchaftlicher oder ſonſtiger näherer Beziehungen zu dem Unter⸗ 
nehmer nach deſſen Willen in den Genuß dieſer Einrichtung geſetzt 
werden ſollten. 

Weiterhin war zu prüfen, ob der Vergleich v. 21. Mai 1928 
den ſonſtigen Erforderniſſen des Art. 18 VO. v. 8. Juli 1926 ent⸗ 
ſpricht. Das iſt zu bejahen, da die Beteiligten in dieſem Abkommen 
ein beiderſeitiges Nachgeben hinſichtlich ihrer urſprünglichen An⸗ 
ſprüche bewieſen haben und auf der einen Seite die Schuldnerin als 
Trägerin der Werkiparkafie, auf der anderen Seite Gläubiger be⸗ 
teiligt find, die ſich durchweg ſelbſt als Sparkaſſenglaubiger anſehen, 
von der Schuldnerin als ſolche anerkannt werden und deren Eigen⸗ 
ſchaft als Sparkaſſengläubiger in der überwaltigenden Mehrzahl der 
Falle überhaupt in keinerlei Zweifel gezogen werden kann. Damit 
ſteht außer Zweifel, daß ein wirkſamer, zwiſchen einer Werk⸗ 
ſparkaſſenſchuldnerin und einem Teile ihrer Gläubiger zuſtande 
gekommener Vergleich vorliegt, wie er nach Art. 18 u. 14 Durchf. 
für verbindlich erklärt werden kaun. Dieſe Verbindlichkeitserklärung, 
die ſich — ebenſo wie die ohne Rückſicht auf einen vorausgegangenen 
Vergleich erfolgende Entſch. von Spruchſtelle und RW). — allge⸗ 
mein auf alle nicht vergleichsbeteiligten Gläubiger erſtreckt, die als 
Kaſſengläubiger i. S. des Art. 1 ff. a. a. O. anzuſprechen find, kann 
erfolgen, wenn die in dem Vergleich getroffene Aufwertungsrege⸗ 
lung für alle Kaſſengläubiger als BRENNEN zu bezeichnen iſt. Bei 
Würdigung dieſer Frage hatte der Senat die wirtſchaftliche Lage 
der Schuldnerin und der Gläubiger zu berückſichtigen. Er hat hier⸗ 
bei erwogen, daß die Schuldnerin z. Z. finanziell zu einer weſentlich 
über 500% hinausgehenden Aufwertung aller Werkſparkaſſenguthaben 
nicht imſtände iſt. 

Der Senat hat es auch für angemeſſen erachtet, daß die Ver⸗ 
gleichsparteien den Aufwertungsſatz nicht für alle beteiligten Kaſſen⸗ 
gläubiger gleichmäßig feſtgeſetzt, ſondern nach der Höhe der Gut⸗ 
haben eine Staffelung in dem aus dem Vergleich erſichtlichen Aus⸗ 
maße vorgenommen haben. Gegen die Zulaſſigkeit ſolcher Staffelung 
Können aus dem Aufvß. oder der Durchf BO. nun Bedenken nicht 
hergeleitet werden. Zwar beſtimmt Art. 15 DurchfVG., daß die 
Entſch. nur „einheitlich“ gegenüber allen an dem Verfahren be⸗ 
teiligten Gläubigern zu erfolgen habe. Dieſe Vorſchrift dient aber 
nur dem Zweck, enkſprechend dem allgemeinen Charakter der in 
Art 14 aufgeführten Fragen eine notwendige Streitgenoſſenſchaft 
im Intereſſe einer einheitlichen, mit Rechtskraftwirkung für und 
gegen alle Kaſſengläubiger ausgeſtatteten Entſch. zu ſchiffen. Art. 15 
will alſo nichts über Art und Höhe des Aufwertungsjages beſtimmen, 
um fo weniger, als in 8 64 Aufiv®. die Reichsregierung lediglich er⸗ 
mächtigt worden iſt, „nähere Beſtimmungen über die Abgrenzung 
des Begriffs der Fabrik⸗ und Werkſparkaſſe und der Betriebs⸗ 
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penſionskaſſe, der freiwilligen Zuwendungen und der geſonderten 
Verwaltung und Auslegung, über den Ausgleich der Guthaben durch 
geleiftete Zahlungen ſowie über Zeit und Art der Auszahlung der 
Guthaben, ferner über die Zuſammenſetzung und das Verfahren der 
AufwSt. zu treffen“. 

(Yi Wic., Urt. v. 21. Mai 1928, 18 XXæXII 3/27.) 


Reichsverſicherungsamt. 
Berichtet von Landgerichtsdirektor Kerſting, Berlin. 
I. Knappſchaftsſenat. 


1. Die Rückforderung zu Unrecht gezahlter Lei⸗ 
ſtungen gemäß § 226 RKnG. (8 182 RK n. alı) hat nicht 
die Herausgabe einer ungerechtfertigten Bereicherung nach 
den Vorſchriften des BGB. zum Ziele und iſt deshalb auch 
dem Einwande, daß dieſe Bereicherung inzwiſchen weg- 
gefallen fei (8 818 BGB.), nicht unterworfen. 

Der Anſpruch der Bell. auf Rückgewähr der überhobenen Be⸗ 
träge iſt begründet. Er folgt nicht aus den Vorſchriften des BGB. 
über die Herausgabe einer ungerechtfertigten Bereicherung, ſondern 
aus 8 182 alter (8 226 neuer) Faſſung des Rn. Dieſer ſchreibt 
vor, daß Anſprüche aus der Penſionsverſicherung gegen zu Unrecht 
gezahlte Leiſtungen aufgerechnet werden dürfen. Hieraus ergibt ſich 
nicht nur die Zuläſſigkeit der Aufrechnung, ſondern auch das Recht, 
die zu Unrecht gezahlten Beträge in vollem Umfange der geleiſteten 
Zahlungen von den Penſionsanſprüchen abzurechnen, alſo unverkürzt 
zurückzufordern. Die Rückforderung dieſer Beträge iſt deshalb, auch 
dem Einwand, daß dieſe Bereicherung inzwiſchen weggefallen ſei 
(8 818 Abſ. 3 BGB.), nicht unterworfen. 

(RVA., 9. Rev Sen., Urt. v. 11. Nov. 1927, La Kn 119/279.) [K.] 


* 

0 2. Der Begriff der „Umrechnung der Leiſtungen“ 
i. S. 8 243 RKn G, iſt nicht eng auszulegen und nicht ledig⸗ 
lich auf die rechneriſche Feſtſtellung der Höhe der dem 
Berechtigten nach den neuen Berechnungsgrundſätzen an 
ſich zuſtehenden Leiſtung zu beſchränken.!) 

Vielmehr gehört zur Umrechnung der Leiſtungen gegebenenfalls 
auch die Anwendung der verſchiedenen, durch das Geſ. v. 25. Juni 
1926 (RGBl. J, 291) neu geſchaffenen Ruhensvorſchriften, durch die 
die Höhe des dem Berechtigten auszuzahlenden Leiſtungsbetrages be⸗ 
einflußt wird. Die Notwendigkeit dieſer erweiterten Auslegung folgt 
aus Abſ. 2 des 8 243. Das Gleiche muß für die Anwendung der auch 
eine Ruhensvorſchrift darſtellenden neuen Vorſchrift des 8 39 NENG. 
gelten, die das Recht auf Auszahlung des vollen Betrages der Alters⸗ 
penſton einſchränkt, ſofern der Berechtigte noch regelmäßig Lohn⸗ 
arbeit in Betrieben verrichtet. 

(RVA., 9. Rev Sen., Urt. v. 13. Juli 1928, Ia Kn 1175/27 b.) [K. 


II. Sonſtige Senate. 


Berichtet von Präſident Dr. v. Olshauſen, Senatspräſident 
Dr. Zielke, Landgerichtsdirektor Dr. Kerſting, Berlin. 


3. 88 30, 377 RVO. Eine Krankenkaſſe iſt nicht be⸗ 
fugt, in ihrem Dienſtſiegel ein preußiſches Staatshoheits— 
zeichen zu führen. 

Der Schwarze Adler iſt preußiſches Staatsſymbol, d. h. ein 
Zeichen der preußiſchen Staatshoheit und Staatsgewalt. Befugt zu 
ſeiner Führung in Dienſtſiegeln ſind deshalb nur diejenigen Stellen, 
die nach außen die Staatshoheit und die Staatsgewalt vertreten, alſo 
die unmittelbaren Staatsbehörden. Darüber hinaus kaun die Befugnis 
nur durch Geſetz oder durch beſonderen Erlaß der Landeszentralſtelle 
verliehen werden. Dies iſt bezüglich der Krankenkaſſe nicht geſchehen. 

(RA., Entf). v. 8. Febr. 1928, II K 49/27 B.) [3-] 
“ 


4. 830 AVG. Der bei Prüfung der Berufsfähigkeit 
zum Vergleich heranzuziehende Perſonenkreis. 

Eine pflichtverſicherte Handarbeitslehrerin, die bis zuletzt An⸗ 
geſtellte einer Schule war, kann zwar bei Prüfung der Berufs⸗ 
unjähigkeit auf ſelbſtändigen privaten Handarbeitsunterricht, aber 
folange nicht etwa nach 8 6 AVG. die Verſicherungspflicht auch auf 
andere Selbſtändige ausgedehnt iſt, nicht auf ſonſtige ſelbſtändige 
Tätigkeiten verwieſen werden. 

[v. O.] 


N Bul., Entſch. v. 26. April 1927, IIa AV 216/26.) 
* 

5. 530 ABS. Begriff der Berufsunfähigkeit. 

Nach 8 30 Ach. iſt Vorausſetzung des Ruhegeldanſpruchs die 
dauernde oder mehr als 26 Wochen beſtehende Unfähigkeit des Ver⸗ 
ſicherten zur Ausübung feines Berufs; es kommt dabei nicht ent⸗ 
ſcheidend darauf an, ob der Verſicherte ſeinen Beruf infolge ſeines 


Zustandes aufgegeben hat. Die gegenteilige Auffaſſung findet weder 
im Geſetz noch in dem Weſen der Renkenbewilligung eine Stütze. 


1) Vgl. dazu JW. 1928, 2407 10. 
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Lediglich tatſächlich pflegt die Aufgabe der Berufstätigkeit allerdings 
meiſt zuſammenzutreffen, doch iſt dies kein begriffsweſentliches Er⸗ 
fordernis der Berufsunfähigkeit. Es iſt alſo möglich, daß ein Berufs⸗ 
unfähiger trotz ſeiner Berufsunfähigkeit auf Koſten einer weiteren 
Gefährdung ſeiner Geſundheit noch ſeinen Beruf ausübt. Dieſer Raub⸗ 
bau mit der noch verbliebenen Körperkraft kann nicht die an ſich vor⸗ 
handene Berufsunfähigkeit bejeitigen. Daher läßt ſich hierbei auch aus 
der Zahlung tariflicher Vergütung Berufsfähigkeit nicht folgern, 
namentlich wenn der Tarif eine unkerſchiedliche Behandlung der Lei⸗ 
ſtungen nicht vorſieht. 
(RVel., Entſch. v. 30. Juni 1927, IIa AV 25/27.) [v. O.] 
* 

6. Rechtskraft einer Entſcheidung im Beitragsſtreit⸗ 
verfahren gemäß 8 194 AG 

Nach der ſtändigen Rſpr. des RV. auf dem Gebiete der 
Unfall⸗ und der Inval'denverſicherung geht grundſätzlich nur die Ent⸗ 
ſcheidungsformel in Rechtskraft über. Dieſer Grundſatz iſt an ſich 
auch für die Angeſtelltenverſicherung zu übernehmen, da er ein all⸗ 
gemeiner Verfahrensgrundſatz des Prozeßrechts iſt, der auch hier eine 
prozeßrechtliche Notwendigkeit iſt. Aber die Rſpr. des RVA. hat ihn 
nichl ausnahmslos angewendet. Wenn nämlich, wie vorliegend, die 
Entſcheidungsformel in ſich ſelbſt die Entſch. nicht vollſtändig ver⸗ 
körpert, ſondern erſt im Zuſammenhalt mit den Gründen die Entſch. 
ſelbſt darſtellt, ſo bilden für dieſen Fall Entſcheidungsformel und 
Gründe zuſammen die Entſch., ſoweit die Grunde begriffsnotwendig 
ur Entſcheidungsformel hinzutreten muſſen, damit die Entſch. als 
m völlig in die Erſcheinung tritt. Es iſt auch für das Verfahren 
der Angeſtelltenverſicherung eine Notwendigkeit, dieſe elaſtiſche Hand⸗ 
habung des Grundſazes zu übernehmen. 

(NW., Eutſch. v. 23. Mai 1928, II AV 62/97.) Iv. O.] 
* 

7. Die Ruhensvorſchriften der 88 1311 und 13112 
RVO. find nicht anzuwenden, wenn eine Altersrente nach 
dem bis zum 1. Jan. 1923 gültig geweſenen 8 1257 a. a. O. 
bewilligt war. 

(NVA., 6. Rev Sen., Urt. v. 19. Juli 1928, IIa 4315/7.) [K.] 
* 

8. Der Bezug einer Unfallreute aus eigener Ver⸗ 
ſicherung iſt ohne Einfluß auf den Bezug der In validen⸗ 
hinterbliebenenrente. § 1311b RVO. behandelt lediglich 
die Folgen des Zuſammentreffens von Hinterbliebenen⸗ 
renten. 

(RA., 7. Rev Sen., Urt. v. 5. Juni 1928, IIa 3828/77.) [K.] 


* 

9. Bei der Feſtſtellung, welche Aufwendungen für 
wiederkehrende Geldleiſtungen gem. 8 1506 Abſ. 2 Nr. 1 RVO. 
zu Laſten der Krankenkaſſe bleiben, iſt der Auſwand für 
die dort bezeichnete ganze Unterſtützungszeit zu berückſich⸗ 
tigen und der Grundlohnſumme, die insgeſamt auf die 
gleiche Zeit entfällt, gegenüberzuſtellen. 

(NVA., 1. RevEen., Urt. v. 20. Juni 1928, Ia KE 432/274.) [K.] 


* 

10. Der 8 12794 RVO i. d. Faſſ. d. Gef. v. 10. No v. 1922 
(RG Bl. 1, 849) — jetzt 8 1279 b RV. — hat keine rückwir⸗ 
kende Kraft, ſondern gilt erſt v. 1. Jan. 1923 an. Es können 
daher Rentenanſprüche, die vor ſeinem Inkrafttreten rechts- 
kräftig abgelehnt worden ſind, nicht wegen der neuen Vor⸗ 
ſchriften über die Wanderverſicherung nachher von neuem 
geltenb gemacht werden. 

(RV A., 4. Rev Sen., Urt. v. 30. Mai 1928, Ia 3874/74.) K.] 


* 

11. 8 1283 AH. 3 RVO. Die Wartezeit für das Wieder⸗ 
aufleben der Anwartſchaft bei Verſicherten, die vor dem 
Erlöſchen der Anwartſchaft 1000 Beitragsmarken verwen⸗ 
det haben und nach Vollendung des 60. Lebensjahres frei⸗ 
willig in die Verſicherung wieder eintreten, beträgt 200 
Beitragswochen. 

(RVA., Abt. für Kranken⸗, Invaliden⸗ u. Angeſt.⸗Verſ., Entſch. v. 
14. Aug. 1928, II 540/28.) [K.] 


* 

12. Überwiegender Unterhalt i. S. 8 1291 Satz 2 RVO. 
wird dadurch nicht ausgeſchloſſen, daß er von der Ehefrau 
des geſchäftsunfähigen Verſicherten aus deſſen Renten- 
bezügen gewährt wird. 

(RV A., 3. RevSen., Urt. v. 9. Juni 1928, La 5345%78.) [K.] 


+ 
13. In der VO. zur Duchführungdesgs7RUO.v. 3. Juli 
1922 (RG Bl. I, 574) ſind die Begriffe „Körpererſatzſtücke“ 
und „Hilfsmittel“ maßgebend und abſchließend beſtimmt. 
Streitigkeiten über die Leiſtungen der in dieſer VO. auf⸗ 
geführten Gegenſtände find nicht in dem in der RVO für 
die Krankenverſicherung vorgeſchriebenen Spruchverfahren 
zu entſcheiden. 
MIA, 1. RerSen., Urt. v. 22. Aug. 1928, IIa K 422/27 ) [l.] 
* 
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Juriſtiſche Wochenſchrift 


14. Auch die früher als 6 Wochen vor der Entbindung 
wegen ihrer Schwangerſchaft aus der Verſicherung Aus- 
geſchiedenen haben Anſpruch auf Kaſſenleiſtungen gem. 
8 1952 Abſ. 2 u. 3 NEO. (Wochengeldbezug bis zur Ent⸗ 
bin dung). 

(RA., 1. Rev Sen., Urt. v. 20. Juni 1928, Ha K 259/271.) [K.] 
* 

15. Ein Verſicherter geht des Anſpruchs auf Gewäh⸗ 
rung ärztlicher Behandlung durch die Krankenkaſſe nicht 
verluſtig, wenn er die Hilfe eines Kaſſenarztes in Anſpruch 
nimmt, infolge eines Irrtums über ſeine Kaſſenmitglied⸗ 
ſchaft oder den Umfang der Leiſtungspflicht der Kaffe aber 
dieſem Arzt gegenüber die Kaſſenmitgliedſchaft nicht 
geltend macht. Die Leiſtungspflicht der Kaſſe beſchränkt 
fi in dieſem Falle auf die Erftattung des Betrages, den 
ſie auf Grund ihres Vertragsverhältniſſes mit dem Arzte 
zu zahlen gehabt haben würde, wenn er die Behandlung 
in ſeiner Eigenſchaft als Kaſſenarzt durchgeführt hatte. 

(RA., 1. RevSen., Urt. v. 24. Mai 1928, Ha K 427/271.) [K.] 
* 

16. Enkel i. S. 833 Abi. 2 Nr. 6 AVG. 

Für die Beurteilung des Begriffs „Enkel“ ſind, da es an einer 
geſetzlichen Begriffsbeſtimmung fehlt, der allgemeine Sprachgebrauch 
und die im Volke herrſch. Anſchauung maßgebend. Als Enkel wird 
danach ebenſo der eheliche wie der uneheliche Abkömmling zweiten 
Grades angeſehen. Dieſe Gleichſtellung entſpricht auch dem Grund⸗ 
gedanken, der in der Gewährung des Kinderzuſchuſſes und der 
Waiſenrente zum Ausdruck kommt, und bezweckt, den Unterhalt der 
Kinder und Enkel zu fördern, die auf Grund rechtlicher oder tat⸗ 
ſächlicher Beziehungen in den Hausſtand des Verſicherten aufgenom⸗ 
men worden ſind und nach der allgemeinen Anſchauung als Familien⸗ 
angehörige gelten. 

(NVA., Eutlſch. v. 13. Juni 1928, a AV 245/27.) lv. O.] 
* 

17. Der Kinderzuſchuß nach § 1291 Abſ. 2 Nr. 3 RBO. 
verlangt i. d. Faſſ. des Geſ. v. 25. Juni 1926 (RGBl. I, 
311), daß der Unterhalt des Stiefkindes vor Eintritt des 
Verſicherungsfalles von dem Verſicherten überwiegend 
beitritten worden iſt Dieſe Vorausſetzung iſt auch dann 
erfüllt, wenn der Verſicherte vor Eintritt des Verſiche⸗ 
rungsfalles während eines verhältnismäßig kurzen Zeit⸗ 
raumes durch äußere Umſtände zeitweiſe verhindert war, 
die ſonſt gewährte Unterhaltsleiſtung fortzuſetzen. 

(NEU, 4. Rev Sen., Urt. v. 25. Nov. 1926, IIa 814/26.) [K.] 
* 

18. „Stiefkind“ i. S. 88 1291, 1259 Abi. 2 Nr. 6 RVO. 
iſt auch das von dem Ehegatten des Verſicherten an Kindes⸗ 
ſtatt angenommene Kind, das kein Kind des Verſicherten 
ſelbſt iſt. 

(RVA., 4. Rev Sen., Urt. v. 14. April 1928, IIa 58/28.) [K.] 
* 


19. Freiwillige Beiträge können im Rahmen der 
88 1443, 1444 RVO. nach Vollendung des 65. Lebensjahres 
für die Zeit vorher auch für den Anſpruch auf Alters⸗ 
invalidenrente (8 1255 Abſ. 1 a. a. O.) wirkſam nachent⸗ 
richtet werden. 

(NVA., 6. RevSen., Urt. v. 1. Febr. 1927, IIa 818/25.) [K.] 
* 

20. Für Kinder, die vor dem 20. Aug. 1928 das 
15 Lebensjahr vollendet haben, beſteht kein Anſpruch auf 
Wiedergewährung des Kin derzuſchuſſes gemäß 8 1291 RBO. 
i. d. Faſſ des Gef. v. 13. Juli 1923. 

(RV A., 6. RevSen., Urt. v. 15. Juni 1926, IIa 2923/26.) [K.] 
* 

21. Iſt die Anwartſchaft aus Beiträgen zur Inva⸗ 
lidenverſicherung erſt nach Beginn des Kriegsdienſtes i. (oh 
der Bekanntmachung über die Anrechnung von Militär⸗ 
dienitzeiten und die Erhaltung von Anwartſchaften in 
der Invaliden⸗ und Hinterbliebenen verſicherung vom 
23. Dez. 1915 (RG Bl. 1915, 845, AN. des RA. 1916, 320) 
erloſchen, ſo ſind die Zeiten des Kriegsdienſtes auf die 
Wartezeit des 8 1283 RVO. anzurechnen. 

(RV A., 6. NevSen., Urt. v. 20. April 1927, He 564/26.) [K.] 
* 

22. Der Waiſenrentenanſpruch der Stiefkinder nach 
8 1259 Abſ 2 Nr. 3 RBO. iſt nicht an die Vorausſetzung 
gebunden, daß der Tod des leiblichen Vaters der Stief⸗ 
kinder feſtgeſtellt iſt. 

(RA., 6. Rev Sen., Urt. v. 29. April 1926, IIa 663/24.) [K. 
* 


57. Jahrg. 1928 Heft 51/52] 
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23. a) Den Fürſorgeverbänden ſteht ein Erſatzan⸗ 
ſpruch nach 8 1531 RVO. auch dann zu, wenn fie nicht 
Armenfürſorge, ſondern Fürſorge nach 8 1 Abſ. 1 VO. 
über die Fürſorgepflicht vom 15. Febr. 1924 (RG Bl. I, 100) 
gewähren. 

/ b) Gewährt ein Fürſorgeverband auf Grund der Für⸗ 
ſorgeverordnung Fürſorge, ſo gilt als unterſtützt i. S. 
§ 1531 RVO. der Hilfsbedürftige ſelbſt, für den die Unter⸗ 
ſrützung beſtimmt ift. 
(RVA., 7. RevSen., Urt. v. 5. Nov. 1926, Ia 280/26.) [K.] 
* 

24. a) Die Abfindung der Witwe im Falle ihrer 
Wiederverheiratung gemäß § 1298 Satz 2 RO. ift eine 
Kapitalabfindung i. S. § 1696 Nr. 2 a. a. O. 

b) Die Witwe wird mit dem Betrag ihrer Jahresrente 
gemäß 8 1298 Satz 2 a. a. O. auch dann abgefunden, wenn 
ihr auf Grund des § 1306 RVO. die Rente zunächſt auf die 
Dauer eines Jahres ganz entzogen iſt und ſodann die 
Wiederverheiratung ſtattgefunden hat, bevor die ent⸗ 
zogene Rente wieder in Wirkſamkeit getreten iſt. 

(RV A., 7. RevSen., Urt. v. 17. Febr. 1927, IIa 920/26.) [K.] 
* 


25. Der gemäß § 1291 Abſ. 1 RVO. i. d. Faſſ. des Gef. 

v. 28. Juli 1925 (RG Bl. I, 157) erhöhte Kinderzuſchuß wird 

für Kinder, die vor dem 1. Aug. 1925 geboren ſind, nicht 

bereits von dieſem Tage, ſondern erſt vom 1. Juli 1926 

ab, das iſt dem Tage, an dem das Geſ. v. 25. Juni 1926 
(RG Bl. I, 311) in Kraft getreten iſt, gewährt. 

(RA., 7. RevSen., Urt. v. 8. Okt. 1926, IIa 656/26.) [K.] 


Reichsverſorgungsgericht. 
I. Großer Senat. 

Berichtet von Oberregierungsrat Dr. Arendts, Berlin. 

1. Bezieht ein Penſionär neben ſeinem Ruhegehalt 
aus der Verwendung im Reichs- oder in einem ſonſtigen 
öffentlichen Dienſt ein wechſelndes Einkommen, ſo ſind 
der Ruhens berechnung gem. § 24 Nr. 3 OPG. die Jahres- 
bezüge zugrunde zu legen. 

(RVGer., Gr. Sen., Urt. v. 9. Okt. 1928, M Nr. 30067, 315806.) 


II. Einzelne Senate. 


2. Durch die Faſſung des 8 92 Abſ. 1 Satz 2 Verf. 
(Neufaſſung v. 20. März 1928): „Der Rekurs iſt jedoch zu- 
läſſig, wenn ftreitig iſt, ob ein Leiden Folge einer DE. iſt“, 
iſt dem Rekursgericht der Streit lediglich darüber, ob ein 
Leiden durch den Kriegsdienſt hervorgerufen oder nur — 
als altes Leiden — durch ihn verſchlimmert iſt, nicht ent⸗ 


zogen. 
(RVGer., Urt. v. 17. Sept. 1928, M Nr. 25256, 25447/26°,) 


* 

3. Die zu Gehältern, Ruhegehältern, Renten und 
Verſorgungsgebührniſſen gezahlten Kinderzuſchläge ge⸗ 
hören zum Einkommen i. S. § 45 A bſ. 2 RVG. — Aufwen- 
dungen, die die Eltern auf Grund der geſetzl. Unterhalts- 
pflicht für ihre Kinder machen, können bei Berechnung des 
Einkommens im vorgenannten Sinne nicht abgezogen 
werden. — Der Anrufung des Großen Senats bedarf es 
nicht, wenn der Senat, von deſſen Entſcheidung abgewichen 
werden ſoll, ſeine frühere Rechtsauffaſſung bereits ſelbſt 
aufgegeben hat. 

(RVGer., Urt. v. 24. Sept. 1928, M Nr. 35635/27°, Grdſ. E.) 


* 
4. Die Vorſchriften des $ 55 Abſ. 2 Satz I u. 2 RVG. 
gelten auch für die Ausgleichszulage. 
(RVGer., Urt. v. 28. Sept. 1928, M Nr. 18414/2848, Grdſ. E.) 


* 

5. 89 Abi. 1 ORG. gewährt den „Fachleutnants“ 
kein wohlerworbenes Recht auf dauernde penſionsrechtliche 
Beſſerſtellung gegenüber den Kompagnioffiezieren vom 
gleichen Dienſtgrad. 

(RWGer., Urt. v. 13. Juli 1928, M Nr. 1067/5, 19.) 


* 

6. Der Rekurs ift in einem Verfahren über die Neu⸗ 
feſtſtellung der Rente nur inſoweit ausgeſchloſſen, als es 
fi um eine Veränderung der Verhältniſſe (3 B. Anderung 
in den Dienſtbeſchädigungsfolgen) handelt, nicht aber be⸗ 
züglich eines anderen Punktes (z. B. Ausgleichszulage), 
über den das Verſorgungsgericht zugleich mitentſchieden 
hat, ohne daß hinſichtlich dieſes Punktes eine Verände⸗ 
rung der Verhältniſſe in Frage kommt oder angenommen 
worden iſt. 

(R Ver. Urt. v. 1. Aug. 1928, M Nr. 22269/27, 22.) 
* 


7. Nach § 22 MVG. hat der Kapitulant nur dann 
einen Rechtsanſpruch auf die Wiederaushändigung des 
Zivilverſorgungsſcheins, wenn die Verwaltungsbehörde 
die einmalige Geldentſchädigung von ihm zurückgefordert 
und zurückerhalten hat. Die Rückforderung iſt lediglich 
ein Recht der Verwaltungsbehörde und kann von dem 
Kapitulanten nicht erzwungen werden. 


(RVGer., Urt. v. 12. Juni 1928, M Nr. 22567/27, 9.) 


* 

8, Durch ausdrücklichen Verzicht auf den Zivildienſt⸗ 
ſchein (Polizeiverſorgungsſchein) und Annahme der dafür 
gewährten Abfindung wird zugleich auf die durch den 
Beamtenſchein vermittelte Verſorgung verzichtet, und 
zwar auch dann, wenn die Vorausſetzungen für die Ge⸗ 
währung des Beamtenſcheins in dem Zeitpunkt noch nicht 
vorlagen, als auf den Zivildienſtſchein verzichtet wurde. 

(RVGer., Urt. v. 2. Okt. 1928, M Nr. 28495/ 27, 9.) 


* 

9. Die in RVGer. VII, 95 Nr. 27 und 258 Nr. 56 aus- 
geſprochene Rechtsauffaſſung wird aufrechterhalten: Für 
die Frage der Kürzung nach Art. 2 IV und 11 der 9. Erg. 
z. BeſoldG. kommt es nur darauf an, ob die Vergütung 
aus öffentlichen Mitteln fließt. Welchen Rechischarakter 
die Stelle hat, die die Vergütung zahlt, und ob der Be— 
rechtigte Beamteneigenſchaft beſitzt, iſt ohne Belang. 

(RVGer., Urt. v. 2. Okt. 1928, M Nr. 21610/27, 9.) 


E 
10. Der Anſpruch des Offiziers auf Umvenſionierung 
nach 8 10 Abf. 1 OG. ift ein Leiſtungsanſpruch, kein bloßer 
Feſtſtellungsanſpruch. Er iſt deshalb nichtdavon abhängig, 
daß der Offizier durch die Umpenſionierung eine Gehalts- 
verbeſſerung erhält. 
(RVGer., Urt. v. 18. Okt. 1928, M Nr. 85487/27, 5.) 
* 


11. 1922 bei Umanerkennung DB. für Hyſterie an⸗ 
erkannt. DB. für jetzt noch beſtehende hyſteriſche Erſchei⸗ 
nungen abgelehnt, obwohl der Nachweis eines beſchwerde⸗ 
freien Zeitraumes fehlt. 

(RVGer., Urt. v. 11. Mai 1928, M Nr. 2688/27. 13.) 


* 

12. Das Ruhen der Verſorgungsgebührniſſe aus $ 13 
KriegsperſonenſchädenG. kommt neben Renten aus der 
reichsgeſetzlichen Invaliden verſicherung auch dann in Ve⸗ 
tracht, wenn dieſen eine freiwillige Weiterverſicherung 
aus 8 1244 RVO. zugrunde läge. 

(RVGer., Urt. v. 26. Juni 19.8, PS 67/27. 12. Grdſ. E.) 
* 


13. Handelt es ſich um die Neufeſtſtellung der Rente 
wegen weſentlicher Veränderung der Verhältniſſe, ſo iſt 
bei Unftreitigfeit der DB.-Frage der Rekurs nach 8 92 
Ab ſ. 1 Verf. i. d. Fa ſſ. d. Bek. v. 30. März 1928 ( Bl. I, 71) 
auch dann ausgeſchloſſen, wenn nur noch der Beginn der 
Rentenzahlung ſtreitig iſt. 

(RVGer., Urt. v. 12. Juni 1928, M Nr. 15397/27. 1.) 


II. Länder. 
1. Oberverwaltungsgerichte. 
Preußen. 
preußiſches Oberverwaltungsgericht. 


Berichtet von OVG R. Geh. RegRat von Kries u. RA. Dr. Görres, 
Berlin. 

1. DiſzG. v. 21. Juli 1852. Ein mittelbarer Staats⸗ 
beamter, der im inoffiziellen Teile einer öffentlichen Ver⸗ 
anſtaltung ein Kaiſerhoch ausbringt, begeht ein Dienſt— 
vergehen. f) 

Im Anſchluß an ein Eſſen, das am 27. Jan. 1927 nachm. an⸗ 
läßlich der im Kreiſe X. abgehaltenen Hengſtkörung von dem Kreiſe &. 
und der gleichnamigen Stadt gemeinſam veranſtaltet wurde, und an 
dem er als ehrenamtlicher Beigeordneter der Stadt X. und Vertreter 
des Magiſtrats der Stadt teilgenommen hatte, hielt der Angeſchuldigte 
nach Aufhebung der Tafel, als ſich die teilweiſe noch anweſenden 
Teilnehmer des Eſſens in Nebenräumlichkeiten begeben hatten, gegen 
9 Uhr abends eine kleine Anſprache. In wenigen Worten wies er 
darauf hin, daß dem ehemaligen Kaiſer, der jetzt im Elende ſei und 
fern der Heimat weile, in früheren Zeiten am 27. Jan. zugejubelt 


Zu 1. Das Gericht hat die Frage, ob und wieweit Art. 1181 
Verf. (Recht der freien Meinungsäußerung innerhalb der Schranken 
der allgemeinen Geſetze) dem Angeſchuldigten zur Entlaſtung dienen 
Rönne, nicht erörtert. In der Tat it die Spruchpraxis der Diſzi⸗ 
plinargerichte ſeit Inkrafttreten der RVerf. ſich darüber einig, daß 
Art. 118 1 Satz 2 („an dieſem Rechte darf ihn kein Arbeits- oder 


3280 


worden ſei; wie dieſer jetzt hierher gedenke, ſei es auch Chrenpflicht 
der Anweſenden, ſeiner am heutigen Tage zu gedenken. Am Schluſſe 
ſeiner kurzen Rede forderte der Angeſchuldigte die Anweſenden zum 
Aufſtehen auf und ſchloß mit dem Rufe: „Es lebe der Kaiſer !“ 
Der Angeſchuldigte hat hierdurch gegen die ihm obliegenden 
Beamtenpflichten verſtoßen. Bei dem von ihm ausgebrachten Kaiſer⸗ 
hoch handelte es ſich nicht etwa um eine rein private und perſönliche 
Kundgebung, weil der offizielle Teil des von dem Landkreis und 
der Stadt K. gegebenen Eſſens durch den nach Aufhebung der Tafel 
vorgenommenen Wechſel des Raumes beendet war und der Kreis der 
Perſonen, die urſprünglich an dem Eſſen teilgenommen, ſich inzwiſchen 
dadurch verändert hatte, daß ein Teil der Gäſte ſich bereits entfernt 
hatte. Vielmehr ſtellte die, wenn auch nur kurze, aber mit den Worten 
„Es lebe der Kaiſer!“ ſchließende und vor einer größeren und keines⸗ 
wegs geſchloſſenen Geſellſchaft gehaltene Anſprache, in der der An⸗ 
geſchuldigte in der „Wir“-Form darauf hinwies, daß dem ehemaligen 
Kaiſer früher am 27. Jan. zugejubelt worden ſei, und es als Ehren⸗ 
pflicht bezeichnete, ſeiner an dieſem Tage zu gedenken, auch wenn ſie 
jeder ausdrücklichen politiſchen Anſpielung entbehrte und mit ihr 
namentlich, wie feſtſteht, eine Demonſtration gegen die derzeitige 
Staatsform oder eine Herausforderung politiſch anders Denkender 
nicht beabſichtigt war, doch noch immer durch die Perſönlichkeit, auf 
welche die Rede gehalten wurde, und die Schlußworte „Es lebe der 
Kaiſer!“ eine Kundgebung allgemeinpolitiſchen Charakters dar. Mag 
auch der Angeſchuldigte, der ſich nach ſeiner politiſchen Einſtellung 
dem ehemaligen Kaiſer, welchem er als oberſten Kriegsherrn während 
des Krieges und vordem als Landesherrn gedient hatte, noch immer 
in Treue verbunden fühlte und ſich deshalb verpflichtet hielt, des 
unglücklichen früheren Herrſchers an deſſen Geburtstag zu gedenken, 
aus einer — wovon der Gerichtshof überzeugt iſt — durchaus 
ehrenhaften Geſinnung heraus in rein menſchlichem Empfinden und 
impulſiv zu ſeinem Tun gekommen fein. Als mittelbarer Staats⸗ 
beamter, der noch dazu in amtlicher Eigenſchaft auch bei einer Ver⸗ 
anſtaltung in der inoffiziellen Form, welche ſie zur Zeit der Tat 
angenommen hatte, zugegen war, hätte ſich der Angeſchuldigte aber 
doch ſagen müſſen, daß ſchon die Tatſache eines Kaiſerhochs, weil ſich 
unter den Anweſenden möglicherweiſe Leute befanden, die auf anderem 
politiſchen Boden ſtanden oder durch dieſes Hoch, wie es tatſachlich 
bei den beiden anweſenden Landräten geſchehen iſt, in eine peinliche 
Lage gerieten, Anſtoß erregen konnte. Indem er dies außer acht und 
die für ihn als Beamten gebotene Zurückhaltung vermiſſen ließ, 
handelte der Angeſchuldigte grob fahrläſſig gegen die ihm obliegenden 
Pflichten und beging damit ein Dienſtvergehen. 
(BOB, 1. Sen., Urt. v. 15. Juni 1928, D U 74/27.) 


** 
2. Pr Geſ. betr. Erheb. von Kirchenſt. in kathol. 
Kirchengem. Ein an einem ſtaatl. Gymn. angeſtellter 


Studienrat, der Kraft ſeines Amtes Religionsunterricht 
erteilt, iſt nicht Geiſtlicher i. S. d. 87 Abſ. 2. 

Streitig iſt, ob Kl., der Ruhegehalt aus ſeiner Anſtellung als 
Studienrat bei dem ſtaatlichen Gymnaſium in M. bezieht, als Geiſt⸗ 
licher i. S. des § 7 Abſ. 2 Kirent&rh®. in katholiſchen Kirchen⸗ 
gemeinden uſw. v. 14. Juli 1905 (WE. S. 281) anzusehen iſt. Der 
Regierungspräſident hat dies verneint. Nach der angeführten Be⸗ 
ſtimmung bleiben die Geiſtlichen und Kirchenbeamten hinſichtlich ihres 
Dienſteinkommens und Ruhegehalts, bei dauernder Verbindung des 
Kirchenamts mit einem anderen Amte hinſichtlich ihrer geſamten 
Dienſtbezüge von der Kirchenſteuer inſoweit befreit, als ihnen die Be⸗ 
freiung bisher ſchon gewährt worden iſt. 

Ein Geiſtlicher iſt nach 87 Abſ. 2 a. a. O. regelmäßig nur 
kirchenſteuerfrei hinſichtlich ſeines Dienſteinkommens. Das Steuer⸗ 
vorrecht gilt mithin nicht für jeden, der die Ordination als Prieſter 
empfangen und irgendwelches Einkommen hat, ſondern, wie ſchon 


Angeſtelltenverhältnis hindern“) dem Beamten keinen Freibrief für 
Meinungsäußerungen gibt, die feiner Dienſtpflicht widerſprechen. Die 
Doktrin dagegen kämpft hier mit den größten Schwierigkeiten. 
Das hat die Tagung der deutſchen Staatsrechtslehrer v. 24. März 
1927 zu München gezeigt, wo die beſten juriſtiſchen Köpfe ſich be⸗ 
mühten, den Widerſpruch aufzuklären. Rothenbücher (Bericht 
S. 28) verſteht unter Schranken ziehenden Geſetzen alle Rechtsſätze, 
die (von ihm aufgezählte) dienſtpragmatiſche oder politiſche Schranken 
aufrichten. Das ſind aber keine allgemeinen, ſondern recht beſondere 
Geſetze. Der Ausdruck „Schranken der allgemeinen Geſetze“ iſt ja 
auf jeden Deutſchen gemünzt, nicht auf Perſonen, die im Arbeits⸗ 
oder Abhängigkeitsverhaltulſſe ſtehen. Daun können aber unter die 
allgemeinen Geſetze nicht Vorſchriften der Dienſtpragmatik fallen. Sie 
ſind für die meiſten Deutſchen Hekuba. 

Smend verwirft die Unterſcheidung zwiſchen allgemein und 
beſonders als formaliſtiſch. Er will allgemein i. S. von höherwertig 
auslegen. Hiergegen iſt einzuwenden: Der Begriff der Höherwertigkeit 
iſt in jedem einzelnen Fall ſtreitig. Wo iſt der Gradmeſſer? Dem 
perſönlichen Empfinden iſt Tür und Tor geöffnet. Auch der Sprach⸗ 
gebrauch der RVerf. ſteht entgegen. Vom deutſchen Grundgeſetz, das 
jeden Volkesſchüler mit erreichtem 14. Lebensjahre hinaus ins Leben 
begleitet, muß man annehmen, daß ſeine Sprache allgemeinverſtändlich 
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früher für das Gebiet der Gemeindeeinkommenſteuer ausgeſprochen 
worden iſt, nur für den in einem geiſtlichen Amte ſtehenden Geiſt⸗ 
lichen. Das Vorhandenſein eines geiſtlichen Amtes iſt aber ſchon des⸗ 
halb zu verneinen, weil das vom Kl. bekleidete Amt eines ſtaatlichen 
Studienrats der für ein geiſtliches Amt erforderlichen gliedlichen Ein⸗ 
fügung in den Organismus der Kirche entbehrt. An dieſem Erforder⸗ 
niſſe des die Steuerfreiheit bedingenden, von einem Geiſtlichen ver⸗ 
walteten geiſtlichen Amtes, welches die Rſpr. für die Gemeindeein⸗ 
kommenſteuer ſtets (vgl. Urt. v. 14. Nov. 1911 und v. 29. Okt. 
1918, OVG. 62, 376; 74, 273, 277) aufgeſtellt hat, iſt, wie dies 
ſchon in dem Urt. v. 12. Juli 1927 (PrVerwBl. 49, 264) zum 
Ausdruck gebracht iſt, auch für die Kirchenſteuer feſtzuhalten. Dieſe 
Vorausſetzung iſt bei dem Amte des Kl. als Studienrat nicht erfüllt. 
Gewiß iſt der Religionsunterricht eine der Aufgaben, welche die Kirche 
als eine der ihrigen anſieht. Daraus folgt aber nicht, daß — wenn 
auch der Staat dieſe Aufgabe, was bei ihr möglich iſt, ſeinerſeits 
übernimmt und ſtaatliche Einrichtungen ſowie Amker hierfür ſchafft — 
dieſe dann Teile des kirchlichen Organismus werden; ihre ſtaatliche 
Natur bleibt vielmehr unverändert erhalten. 

Nach den 88 1, 56, 60 II 12 ALR. find die höheren Lehr⸗ 
anſtalten Veranſtaltungen des Staates und ſtehen unter der Auſſicht 
des Staates. Die Lehrer an den höheren Lehranſtalten ſind Staats⸗ 
beamte (865 ebenda). Ihre Anſtellung gebührt dem Staate (88 59, 
60 ebenda, 88 6, 7 der Dienſtinſtruktion für die Provinzialkon].ftorien 
v. 23. Okt. 1817 [GS. 237), 88 Kgl. VO. v. 31. Dez. 1825 [GS. 
1826, 5] und Kgl. VO. v. 9. Dez. 1842 [GS. 1843, 1). Der 
Religionsunterricht iſt (mit der hier nicht in Frage kommenden Aus⸗ 
nahme für die bekenntnisfreien Schulen) nach Art. 149 NVerf. 
ordentliches Lehrfach ſämtlicher Schulen, alſo auch der höheren Lehr⸗ 
anſtalten. Er wird, unbeſchadet des Aufſfichtsrechts des Staates, in 
Übereinſtimmung mit den Grundſätzen der einzelnen Religionsgeſell⸗ 
ſchaften erteilt. Nach 88 erwähnter Dienſtinſtruktion „bleibt den 
katholiſchen Biſchöfen ihr Einfluß, ſoweit er verfaſſungs⸗ 
und geſetzmäßig iſt, auf den Religionsunterricht in den öffent⸗ 
lichen Schulen und auf die Anſtellung der beſonderen Religionslehrer, 


wo dergleichen vorhanden ſind, vorbehalten.“ Dieſer „verfaſſungs⸗ 


und geſetzmäßige“ Einfluß beſchränkt ſich bei der im vorſtehenden ge⸗ 
ſchilderten Rechtslage darauf, daß die biſchöfliche und ſtaatliche Be⸗ 
hörde vor der Anſtellung miteinander ins Benehmen treten (Ver⸗ 
fügung des Kultusminiſters v. 2. Jan. 1863, 17. April 1867, 
12. Nov. 1883; Beier, Die höheren Schulen in Preußen und ihre 
Lehrer, 3. Aufl. 1909, 767 ff.). Die libertragung des Amtes als 
Studienrat ſindet allein durch den Staat ſtatt. Daher entſpricht der 
Erlaß des Kultusminiſters v. 21. Dez. 1874 (Beier, a. a. O., 767) 
nach wie vor dem geltenden Rechte, wenn er ſagt: „Daß das Amt 
eines Religionslehrers an einer öffentlichen Schule weder ein geiſt⸗ 
liches Amt, noch ein Amt in einer der chriſtlichen Kirchen, ſondern 
ein Staatsamt iſt ...“ Der Kl. kann daher im Hinblick auf den kraft 
feines Amtes als Studienrat erteilten Religionsunterricht nicht als 
ein Geistlicher angeſehen werden, der in einem geiſtlichen, dem 
Kirchenorganismus eingegliederten Amte ſteht. 
(Pro., 8. Sen., Urt. v. 6. Juni 1928, VIII A 24/27.) 


* 

3. PrGrVermStG. v. 14. Febr. 1923/28. Febr. 1924 
Eine ohne Zuſammenhang mit einem ſonſtigen Landwirt⸗ 
ſchaftsbetriebe von einer E&mbH. betriebene Molkerei 
iſt i. S. 82 Abſ. 1 Abſchn. b nicht als „dauernd landwirt- 
ſchaftl. Zwecken zu dienen beſtimmt“ anzu ſehen. 

Es fragt ſich, ob die von einer e. GmbH. betriebene Molkerei, 
als ſelbſtändiges Unternehmen betrachtet, als „landwirtſchaftlicher“ 
Betrieb gelten kann, ſo daß — auch ohne Zuſammenhang mit einem 
ſonſtigen Landwirtſchaftsbetriebe — die Einordnung des Grund⸗ 
ſtücks unter Abſchn. b des § 2 Abf. 1 a. a. O. als „dauernd land⸗ 


iſt, etwa ſo wie die der zehn Gebote oder der zwölf Tafeln. Die 
Smend ſche Auslegung entſpricht dieſem Verlangen nicht. Niemand 
verſteht unter allgemein ſoviel wie höherwertig. Im Gegenteil. 

Bleibt: die Väter der RVerf. haben dem Beamten mehr ver⸗ 
ſprochen, als das Leben halten will. Der Beamte, der wegen allzu 
freier Meinungsäußerung diſziplinär wird, verweiſt voll Ingrimm 
auf 8 118 1 Satz 2, wo es kategoriſch heißt: An dieſem Recht darf 
ihn kein Angeſtelltenverhältnis hindern und niemand darf ihn 
benachteiligen, wenn er von dieſem Rechte Gebrauch 
macht. Wie oft habe ich Ausbrüche dieſes Grimms in der Praxis 
hören müſſen. 

Alle Auslegungskünſte verſagen hier; es hilft nichts als das 
Eingeſtändnis eines ſtarken Redaktionsfehlers. Die einzig mögliche 
Folge iſt — ſolange der Geſetzgeber keine authentiſche 
Auslegung gibt — die Aufgabe des Diſziplinarrichters, dem. 
angeſchuldigten Beamten im weiteſten Umfange guten Glauben zu⸗ 
zubilligen und einen Rechtsirrtum für entſchuldbar zu erklären, 
an dem die Verfaſſung ſelbſt den größten Anteil hat. Weiſt doch 
Anfchütz (7. Aufl. S. 323) darauf hin, daß das Wort „allgemein“ 
vor Geſetzen vom Verfaſſungsausſchuß zuerſt angenommen, dann ge⸗ 
ſtrichen und ſchließlich ohne erſichtlichen Beweggrund wieder eingeſetzt 
wurde. RA. Dr. Görres, Berlin. 
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wirtſchaftlichen Zwecken zu dienen beſtimmt“ gerechtfertigt wäre. 
Unter „Landwirtſchaft“ verſteht man die Benutzung der trockenen 
Erdoberfläche zur regelmäßigen Gewinnung pflanzlicher oder tieriſcher 
Erzeugniſſe (Elſter⸗Weber⸗Wieſer, Handwörterb. d. Staats⸗ 
wiſſenſch., 4. Aufl., Bd. VI S. 162; Urt. des OVG. v. 7. Febr. und 
27. März 1928, VI D 70/26 und VI D 213/26) oder die auf Ge⸗ 
winnung roher Naturerzeugniſſe gerichtete Tätigkeit (Land⸗ 
mann⸗Rohmer, Gewd., 8. Aufl., Bd. 1 S. 44 Einl.). Neben 
dieſer „Urproduktion“ (vgl. auch 8 1 Ziff. 1 UmfSt6.: „Urerzeu⸗ 
gung“) kann der Verwandlung des landwirtſchaftlichen Produkts 
in ein anderes Produkt, auch wenn dieſe Verarbeitung in der 
Landwirtſchaft üblich iſt (Landmann-⸗Rohmer a. a. O. S. 48), 
die Bedeutung einer landwirtſchaftlichen Betätigung nur beigemeſſen 
werden, wenn ſie innerhalb eines in der Hauptſache auf Ur⸗ 
produktion gerichteten Betriebs ausgeübt wird. Nur als „Neben⸗ 
betrieb“ kann die Weiterverarbeitung der Urerzeugniſſe dem Be⸗ 
griffe der Landwirtſchaft untergeordnet werden (vgl. OVG. i. 
StStS. 8, 408, All; RG. 1, 265; NGC. 18, 371; 22, 288; 
Elſter⸗Weber⸗Wieſer a. a. O. Bd. VI S. 165 unter Ziff. 6; 
v. Bitter, Handwörterb. d. Preuß. Verwalt., 2. Aufl., Bd. 1 
S. 801 unter III, Bd. II S. 54). Der Begriff des „Nebenbetriebs“ 
erfordert aber die Einſügung in einen beſtimmten Hauptbetrieb. 
Eine Genoſſenſchaftsmolkerei kann auch dann, wenn nur Land⸗ 
wirte an ihr beteiligt ſind und nur die von dieſen gewonnene 
Milch verarbeitet wird, nicht etwa als gemeinſchaftlicher Neben⸗ 
betrieb aller Genoſſen gelten. Es ſei hier, wie bereits in der Entſch. 
v. 20. Sept. 1927, VII D 231/25 (PrVerwBl. 49, 386), auf die 
Definition Erlers für einen landwirtſchaftlichen Nebenbetrieb i. ©. 
des 8 11 Abſ. 1 RBewert®. in ſeinem Erläuterungsbuche zu dieſem 
Geſ., 2. Aufl. S. 111, verwieſen, wonach es ſich um einen Betrieb 
handeln muß, „der, für ſich betrachtet, einen Gewerbebetrieb dar⸗ 
ſtellen würde, der aber infolge ſeiner wirtſchaftlichen 
Verbindung mit einem in ſeiner Bedeutung über⸗ 
wiegenden landwirtſchaftlichen Betriebe nach der 
Verkehrsanſchauung als zu dieſem Betriebe gehörig ge⸗ 
rechnet wird“. Da nun eine ſolche Einfügung des Molkerei⸗ 
betriebs in einen Landwirtſchaftsbetrieb, wie bereits oben dargetan, 
hier nicht in Betracht kommt, kann auch das Grundſtück nicht unter 
Abſchn. b des 8 2 Abſ. 1 GrVermStc. eingeordnet werden. 
(PiOVG., 6. Sen., Entſch. v. 21. April 1928, VI D 262,26.) 
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4. Prͤomm AbgG. v. 14. Juli 1893. Eine ſtädt. 


Schulgeldordnung, die eine ſtufenweiſe Erhöhung des der 
normalen Leiſtungsfähigkeit entſprechenden Satzes nach 
dem Verhältnis eines höheren Grades der Leiſtungs- 
fähiakeit (ſog. Progreſſion) vorſieht, iſt ungültig. f) 

Die Schulgeldordnung für die ſtädtiſchen höheren Lehranſtalten 
in A. beſtimmt über die Jahresſchulgeldſätze der von ihr ein⸗ 
geführten fünf Staffeln folgendes: 

I. 120.46 bei Jahreseinkommen bis einſchl. 2400 46; II. 150% 
bei Jahreseinkommen über 2400 % bis einſchl. 4000 46; III. 180 % 
bei Jahreseinkommen über 4000 46 bis einſchl. 8000 %; IV. 240 % 
bei Jahreseinkommen über 8000 4% bis einſchl. 13 000 %; V. 300% 
bei Jahreseinkommen über 13 000 %. 

Das OVG. erklärte dieſe Ordnung für rechtsungültig. 

Die Schulgeldordnung ſieht die Erhebung eines nach der 
Leiſtungsfähigkeit abgeſtuften Schulgeldes vor. Eine Abſtufung iſt 
an ſich nach den Beſtimmungen des Komm Abg. v. 14. Juli 1893 
(GS. 152) i. Verb. m. dem zu feiner, „Deklarierung“ ergangenen 
Geſ. v. 24. Juli 1906 zuläſſig. Sie iſt jedoch nicht unbeſchränkt 


Zu 4. Die Entſch. beſtätigt in zwei Punkten die bisherige 
Rſpr. des OVG. Es wird erneut daran feſtgehalten, daß das 
Schulgeld für höhere ſtädtiſche Schulen zu den Gebühren i. S. des 
KommApgG. zählt, wenn auch die Lehrer an ſolchen Anſtalten nicht 
als Gemeindebeamte gelten und nicht der Beaufſichtigung durch den 
Magiſtrat unterſtehen (RG. 58, 31; 84, 37 = JW. 1914, 423 und 
Plenum des OVG. 64, 371). x 

Während in dieſem erſten Punkte die Rſpr. der herrſchenden 
Anſicht entſpricht, hat in der Frage der Abſtufung der Gebühren 
die Nipr. des OVG. lebhaften Widerſpruch gefunden. In den Entſch. 
OVG. 36, 92: PrVerwöl. 23, 610; 27, 894 hatte das OB. aus 
dem Grundſatze der Gleichmäßigkeit und Beſtimmtheit der Gebühren 
die Forderung abgeleitet, daß eine Steigerung der Gebühren über 
einen beſtimmten Normalſatz bindend nicht angeordnet werden 
könne. Dieſe Rſpr. hatte dann zur Deklaration v. 24. Juli 1906 
(GS. 376) geführt, durch welche beſtimmt iſt, daß es zuläſſig ſei, 
die Gebührenſätze „nach Maßgabe der Leiſtungsfähigkeit bis zur 
gänzlichen Freiſtellung abzuſtufen“. Auch nach Erlaß dioſer De⸗ 
Rlaration hat aber OVG. 50, 55 daran feſtgehaltan, daß die Ab⸗ 
ſtufung nur nach unten, nicht nach oben ſtatthaft ſei. Für den borl. 
Fall entnimmt das Urteil allgemeiner Lebenserfahrung, daß der 
Satz von 13000 „% Jahreseinkommen als Normalſatz weitaus zu 
hoch ſei, und daß alſo bei der vorliegenden Abſtufung die Grund⸗ 
ſätze der Gleichmäßigkeit nicht gewahrt ſind. Entſprechend den 
fruher ausgeſprochenen Grundſätzen iſt daher die ganze Schulgeld⸗ 


Rechtſprechung 


3281 


geſtattet, ſondern, wie das OVG. ſtändig entſchieden hat, nur in 
dem Sinne, daß eine ſtufenweiſe Ermäßigung der Gebührenſätze 
da vorgenommen werden kann, wo volle Leiſtungsfähigkeit nicht 
beſteht, ſo daß eine Abſtufung der Ermäßigung je nach der ver⸗ 
minderten Leiſtungsfähigkeit eintreten darf. Das Deklarations⸗ 
geſetz geſtattet alſo nur eine Abſtufung nach unten (ſog. Degreſſion). 
Dagegen muß es nach ihm wie nach dem früheren Rechtszuſtande 
(87 KommuAbgG.) dabei verbleiben, daß eine ſtufenweiſe Er⸗ 
höhung des der normalen Leiſtungsfähigkeit entſprechenden 
Satzes nach dem Verhältnis eines höheren Grades der Leiſtungs⸗ 
fähigkeit (ſog. Progreſſion) unzuläſſig iſt (vgl. OVG. 50, 55 und 
Urt. d. OVG. v. 10. Jan. 1911 [PrVerwBl. 32, 712). Dieſe für 
alle dem Komm Abg. unterliegenden Gebühren geltenden Grund— 
ſätze müſſen auch für die Erhebung des Schulgeldes gelten, welches 
für den Beſuch der von den Gemeinden unterhaltenen öffentlichen 
höheren Lehranſtalten erhoben wird. Denn nach der jetzt feſt⸗ 
ſtehenden Rſpr. des OVG. iſt dieſes Schulgeld eine Gebühr i. S. 
des 84 KommelbgG. (vgl. OVG. 64, 371; 77, 281). Die Vor⸗ 
ſchriften des Geſetzes würde die Schulgeldordnung der Stadt A. da⸗ 
her nur erfüllen, wenn angenommen werden könnte, daß das dem 
höchſten Schulgeldſatze von 300 RX zugrunde gelegte Jahres- 
einkommen von über 13000 4% der normalen Leiſtungsfähigkeit 
entſpricht. Das muß jedoch verneint werden. Der Satz von über 
13 000 RN jährlich ſtellt etwa das Höchſteinkommen der nach der 
Beſoldungsgruppe A 13 der zu Beginn des Schuljahres 1927 gel⸗ 
tenden preuß. Beſoldungsordnung beſoldeten Beamten dar, alſo 
das Einkommen der am höchſten mit aufſteigenden Gehältern be⸗ 
ſoldeten Beamten. Daß derartige Einkommen nicht als die nor⸗ 
malen Einkommen der Eltern der die höheren Lehranſtalten in A. 
beſuchenden Schüler angeſehen werden können, liegt auf der Hand. 
Iſt aber auch nur der dieſem Einkommen entſprechende Schulgeld⸗ 
ſatz ungültig, weil er eine mehr als normale Leiſtungsfähigkeit 
zugrunde legt, ſo fällt die ganze Schulgeldordnung zuſammen, weil 
davon auszugehen iſt, daß die Höhe des einen Satzes mit Rückſicht 
auf die der anderen feſtgeſetzt worden iſt. 

(Pr G., 8. Sen., Urt. v. 10. Juli 1928, VIII C 23/28.) 

* 1 

5. Brei. über d. Verwalt. des kathol. Kirchenver— 
mögens v. 24. Juli 1924. Wer iſt paſſiv legitimiert für 
die in 8 17 vorgeſehene Klage beim OVG. 7) 

In der katholiſchen Kirchengemeinde zu J. beſtanden Differenzen 
zwiſchen dem Kirchenvorſtand und dem Pfarrer über die Höhe des dem 
Pfarrer zu zahlenden Zuſchuſſes zum Pfarrergehalte. Nach vergeb⸗ 
lichem Vermittelungsverſuch ſtellte das Erzbiſchöfliche Generalvikariat 
einen Etat anf, in welchem der Zuſchuß zum Pfarrergehalte in der 
von ihm vorgeſchlagenen Höhe feſtgeſetzt wurde und erſuchte den 
Regierungspräſidenten, „die fehlende Zuſtimmung des Kirchenvor⸗ 
ſlandes zum Etat im Einvernehmen mit uns auf Grund 8 17 Geſ. 
v. 24. Juli 1924 zu ergänzen“. Der Regierungspräſident genehmigte 
den Haushaltsplan und teilte dies dem Kirchenvorſtand mit. Dieſer 
erhob hierauf Klage gegen den Regierungspräſidenten, die das OVG. 
wegen mangelnder Paſſivlegitimation des Bekl. abwies. 

Die geſetzliche Grundlage der Klage bildet §8 17 Gef. v. 24. Juli 
1924 über Verwaltung des hatholiſchen Kirchenvermögens (GS. 
S. 585). Dieſe Vorſchrift beſagt im Abſ. 1: „Wenn der Kirchen⸗ 
vorſtand ſich weigert, geſetzliche Leiſtungen auf den Haushalt zu 
bringen ..., fo kann die biſchöfliche Behörde im Einvernehmen mit 
der Staatsbehörde die erforderlichen Maßnahmen treffen“, und im 
Abſ. 2: „Der Kirchenvorſtand kann hiergegen im Verwaltungsſtreit⸗ 
verfahren das OVG. anrufen.“ Aus dem Abſ. 1 iſt zu entnehmen, daß 


ordnung für unwirkſam erklärt worden. Die Gemeinden werden 
bei der Schaffung von Gebührenordnungen alſo nicht damit rechnen 
können, daß an dieſen Grundlagen der Rſpr. etwas geändert wird, 
trotz der Ausführungen bei Nöll⸗Freund zu 87 KommAbgöG. 
IR. Dr. Martin Lövinſon, Berlin. 


Zu 5. Zum Schlußſatze erhebt ſich die kirchenrechtlich 
intereſſante Frage, wie ſich dieſe Klage verhält zum privilegium 
fori, das C. J. C. can. 120 8 2 u. a. auch dem episcopus verleiht. 
Biſchöſe können hiernach beim Laienrichter ohne Erlaubnis des apoſt. 
Stuhles nicht verklagt werden. Folge des Zuwiderhandelns (can. 2341) 
iſt die excommunicatio ipso facto, die dem apoſt. Stuhl vorbehalten 
iſt. Die Annahme, das preuß. Verwaltungsſtreitverfahren ſei kein 
eigentliches Gerichtsverfahren, weshalb die Erhebung der bezüglichen 
Klage beim OVG. keine conventio i. S. des kanon. Prozeſſes be⸗ 
deute, iſt irrig. Denn die auch dem preuß. Verwaltungsrichter zu⸗ 
ſtehende Staatshoheit mit dem Erfolg von Zwangswirkungen gegen 
den unterliegenden beklagten Biſchof gehört zu dem, was can. 120 
mit ſeinem Verbot des Angeheus von Laienrichtern ausgeſchloſſen 
wiſſen wollte. Das Privileg iſt auch unverzichtbar (ean. 123); man 
kann daher nur annehmen, daß der preuß. Epiſkopat, als er den 
Geſetzentwurf über die Kirchliche Vermögensverwaltung akzeptierte, 
hierbei den can. 120 f 1, zweiten Halbſatz im Auge hatte — nisi 
aliter pro locis particularibus legitime provisum fuerit. 

RA. Dr. Görres, Berlin 
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die Behörde, welche die erforderlichen Maßnahmen trifft, die biſchöf⸗ 
liche iſt, während die Staatsbehörde nur ihr Einvernehmen zu der 
getroffenen Maßnahme erklären muß. Es fragt ſich, ob bei dieſer 
Sachlage die auf Aufhebung der ſtreitigen Maßnahme gerichtete Klage 
gegen den Regierungspräſidenten zu erheben, ob alſo der Regierungs- 
präſident überhaupt für fie paſſiv legitimiert iſt. Dieſe Frage iſt zu 
verneinen. 

Die Vorſchrift des 8 17 Abſ. 2 a. a. O. iſt eine neue, da eine ent⸗ 
sprechende Vorſchrift in dem früher geltenden Geſetz über Ver⸗ 
mögensverwaltung in den katholiſchen Kirchengemeinden v. 20. Juni 
1875 (GS. S. 241) fehlte, eine Klage im Verwaltungsſtreitverfahren 
gegenüber der im 853 a. a. O. geregelten Zwangsetatiſierung alſo 
früher nicht zufäffig war. Inſofern beſtand ein jetzt beſeitigter Untere 
ſchied zwiſchen den für katholiſche und den für evangeliſche Kirchen⸗ 
gemeinden geltenden Vorſchriften, da nach Art. 27 Abſ. 3 des Gef. 
betr. die evangeliſche Kirchenverfaſſung in den acht älteren Provinzen 
v. 3. Juni 1876 (GS. S. 125) den evangeliſchen Organen das Ver⸗ 
waltungsſtreitverfahren gegenüber einer Zwangsetatiſierungsverfügung 
offenſtand. Nun war es unter der Herrſchaft des ſetztgenaunten Ge⸗ 
ſetzes niemals angezweifelt, daß eine ſolche Klage gegen den Regierungs⸗ 
präſidenten und das Konſiſtorium gemeinſam angeſtrengt werden 
konnte. Indeſſen hat ſich die Rechtslage hinſichtlich der Zwangs⸗ 
etatiſierungen für beide Kirchen, ſowohl für die Katholiſche wie auch 
für die evangeliſche, grundlegend verändert. Früher waren (bei 
Katholiſchen Gemeinden) „ſowohl die biſchöfliche Behörde als auch die 
ſtaatliche Aufſichtsbehörde unter gegenſeitigem Einvernehmen“ befugt, 
die Eintragung in den Etat zu bewirken (§ 53 kath. VermögVerwch. 
v. 20. Juni 1875), und das gleiche gilt nach Art. 27 Abſ. 2 Gef. betr. 
die evang. Kirchenverfaſſung v. 3. Juni 1876 für die Befugnis des 
Konſiſtoriums und der Staatsbehörde. Heute iſt, worauf die Begr. zu dem 
Rath. Vermög Verw. auch ausdrücklich hinweiſt (Druck. Nr. 7721 
Preuß. OT. 1. Wahlper. 1. Tag. 1921/24 S. 31) in erſter Linie die 
biſchöfl. Behörde zur Zwangsetatiſierung berufen, die allerdings des Ein⸗ 
vernehmens mit der Staatsbehörde bedarf. Dieſe letztere iſt aber nicht, wie 
früher, befugt, ohne weiteres die Zwangsmaßnahme ſelbſt auszuführen, 
ſondern erſt, wenn und ſolange die biſchöfl. Behörde keinen Gebrauch von 
ihrer Befugnis macht, kann die Staatsbehörde die erforderlichen Maß⸗ 
nahmen ſelbſt treffen (820 Gef. v. 24. Juli 1924). Etwas Ahnliches 
gilt nach Art. 11 Abſ. 2 Staatsgeſetz betr. die Kirchenverfaſſungen 
der evangeliſchen Landeskirchen v. 8. April 1924 (GS. S. 221), 
der ſomit in einem gewiſſen Gegenſatze zu dem Art. 27 Abſ. 2 
KirchenverfGG. v. 3. Juni 1876 ſteht. Während nach der alten Geſetz⸗ 
gebung die Staatsbehörde und die kirchliche Behörde als zwei mit 
ganz gleichen Rechten ausgeſtattete Stellen im gegenſeitigen Einver⸗ 
nehmen handelten, iſt jetzt die Staatsbehörde nur noch ſubſidiär, näm⸗ 
lich für den Fall, daß die kirchliche Behörde ihre Befugniſſe nicht 
ausübt, zur Vornahme der Zwangsmaßnahme berufen. Dieſe Anderung 
hat anſcheinend ihren Grund in dem Beſtreben, dem Grundſaßze des 
Art. 137 Abs. 2 Verf. nachzukommen, wonach die Religionsgeſell⸗ 
ſchaften ihre Angelegenheiten ſelbſtändig ordnen und verwalten. Daraus 
iſt zu folgern, daß — gleichgültig wie es früher gehandhabt wurde — 
jetzt jedenfalls die kirchliche Behörde die Stelle iſt, welche die Zwangs⸗ 
maßnahme verfügt und gegen die infolgedeſſen auch die Klage zu 
richten iſt. Sie iſt für dieſe auch allein als paſſiv legitimiert zu 
erachten. Denn während früher das Einvernehmen der beiden Stellen 
(der kirchlichen und der ſtaatlichen) das Zuſammenwirken zweier mit 
gleichen Befugniſſen ausgeſtatteten Behörden war, iſt das jetzt nicht 
mehr der Fall. Das Einverſtändnis der Staatsbehörde iſt zwar eine 
die Gültigkeit der Zwangsmaßnahme berührende Vorausſetzung, 
macht aber die Maßnahme ſelbſt nicht zu einer ſolchen des Regierungs- 
präſidenten oder einer gemeinſamen beider Stellen. Da die Befugniſſe 
der ſtaatlichen und der kirchlichen Aufſichtsbehörde jetzt ſcharf gegen⸗ 
einander abgegrenzt ſind, muß jeder Teil auch im Verwaltungsſtreit⸗ 
verfahren die von ihm ausgehende Zwangsmaßnahme vertreten. Im 
vorliegenden Falle hat das Erzbiſchöfliche Generalvikariat die ſtreitigen 
Eintragungen in den Etat vorgenommen. Die „Genehmigung“ des 

Zu 6. 1. Der vorangeſtellte Grundſatz, daß ein polizeilicher 
Eingriff in das Privateigentum zur Wahrnehmung wirtſchaftlicher 
Intereſſen einer wegebaupflichtigen Gemeinde unzuläſſig iſt, iſt 
zutreffend. Vorausſetzung für die Anwendung dieſes Grundſatzes iſt 
freilich, daß durch den Bau die entſtehenden Hinderniſſe nicht der⸗ 
artig ſind, daß dadurch dem Wegebaupflichtigen bei Erhaltung des 
Weges in polizeimäßigem Zuſtand beſondere Unkoften entſtänden. 
Insbeſ. kann nicht etwa eine ſpäter notwendig werdende, für den 
Wegebaupflicht'gen Koſtſpielige Enteignung gegen einen geplanten Bau 
ins Feld geführt werden. Immerhin laſſen ſich aber auch Fälle denken, 
in denen die polizeiliche Bauerlaubnis für einen Bau beantragt wird, 
deſſen Genehmigung die Beſeitigung eines nach § 10 I 17 ALR. 
vom Wegebanpflichtigen zu entfernenden Verkehrshinderniſſes tat⸗ 
ſächlich unmöglich machen würde. Damit würde der geplante Bau 
in Zuſammenhang mit dem Verkehrshindernis ſelbſt gebracht; er 
würde auf dieſe Weiſe mittelbar ſelbſt zu einer Gefährdung der 
öffentlichen Ordnung und Sicherheit werden. Es dürfte dann in der 
Tat von der Baupolizei die Bauerlaubnis verſagt werden. 

2. Den Ausführungen des Urteils über die Grenzen des 
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Regierungspräſidenten ſtellt ſich rechtlich als die Erklärung des im 
817 Gef. v. 24. Juli 1924 geforderten Einvernehmens dar. Für die 
Klage iſt der Regierungspräſident ſomit paſſiv nicht legitimiert. Sie 
muß daher wegen dieſes Mangels abgewieſen werden. Allerdings ſteht 
es der Kl. frei, nachträglich die an keine Friſt gebundene Klage gegen 
die biſchöfliche Behörde zu erheben. 

(PrOV G., VIII. Sen., Eutſch. v. 3. Juli 1928, VII A 17,27.) 


* 


6. 1. Ein polizeilicher Eingriff in das Privateigentum 
zur Wahrnehmung wirtſchaftlicher Intereſſen der wege⸗ 
baupflichrigen Gemeinde iſt unzuläſſig. 

2. Die Grenzen des kommunalen Bauverbotes aus 
8 12 Flucht lG. 

3. Hat die Gemeinde in früheren Jahren einem Baus 
vorhaben zugeſtimmt, jo kann ſie ſpäter das Bauverbot 
für ein im weſentlichen gleichartiges Bauvorhaben nicht 
mehr ausſorechen. 

4. Die privatrechtlichen und öffentlich⸗rechtlichen Wir⸗ 
kungen des Anbauvertrages. f) 

1. Die Baupolizei ſtützt ihre ablehnende Haltung neben an⸗ 
deren Gründen darauf, daß eine Beſeitigung der etwa 20 m von 
dem Grundſtücke des Kl. entfernten Niveaukreuzung der Y.itraße 
mit der Eiſenbahn W.⸗Wi. in Ausſicht genommen ſei, die Durch⸗ 
führung dieſes Planes aber durch die Ausführung des geplanten 
Baues Hinderniſſe erfahren würde. Da die Beſeitigung der Niveau⸗ 
Kreuzung zur Ausſchaltung einer Gefahrenquelle für den öfſentlichen 
Verkehr notwendig ſei, ſo rechtfertige ſich die Verſagung der Bau⸗ 
genehmigung auch aus § 10 Titel 17 Teil II ALR. Zutreffend hat 
bereits der bekl. Verbandspräſident erkannt, daß Erwägungen, 
welche bei den ſtädtiſchen Körperſchaften wegen dieſer etwaigen 
Unterführung und einer hierdurch etwa bedingten Tieferlegung der 
B.ſtraße ſchweben, für eine Verſagung der Baugenehmigung gegen⸗ 
über dem Kl. nicht maßgebend ſein können, da es hierfür an 
einer geſetzlichen Unterlage mangelt. Halten die ſtädtiſchen Körper⸗ 
ſchaften im Intereſſe des Verkehrs und der Sicherheit eine Unter⸗ 
führung der B.ſtraße und der H.ſtraße für erforderlich, jo wäre es 
Sache der Stadt in ihrer Eigenſchaft als Wegebaupflichtige, auf 
ihre Koſten eine derartige Unterführung zu bewirken. Jedenfalls iſt 
ein polizeilicher Eingriff in das Privateigentum des Kl., wie ihn 
die Verſagung der Baugenehmigung darſtellt, zum Zwecke der För⸗ 
derung jener Pläne der ſtädtiſchen Körperſchaften ausgeſchloſſen. 
Er würde nicht auf 8 10 Tit. 17 Teil H AL R., ſondern auf der 
Wahrnehmung wirtſchaftlicher Intereſſen der wegebaupflichtigen Ge⸗ 
meinde durch die Polizeibehörde beruhen, wofür es an einem 
Rechtsgrunde fehlt. 

2. Die Polizeibehörde und der Bekl. berufen ſich ferner dar⸗ 
auf, daß die B.ſtraße noch nicht gemäß den baupolizeilichen Bes 
ſtimmungen für den öffentlichen Verkehr und den Anbau fertig⸗ 
geſtellt ſei. Demgemäß fei die Polizeibehörde gegenüber dem Wider⸗ 
ſpruche der Gemeinde gegen die Errichtung des Wohngebäudes mit 
einem Ausgange nach dieſer Straße gar nicht in der Lage geweſen, 
die Baugenehmigung zu erteilen. Die Straße habe den polizeilichen 
Anforderungen inſofern nicht entſprochen, als einige innerhalb der 
Straßenpflichtlinien zur Straße erforderlichen Grundflächen der Ge 
meinde noch nicht übereignet geweſen ſeien. 

Demgegenüber macht der Kl. geltend, die noch nicht über⸗ 
eigneten Teile der Straßenfläche dienten bereits ſeit langer Zeit dem 
öffentlichen Verkehre. Wenn die Auflaſſung noch nicht ſtattgefunden 
habe, ſo liege dies lediglich an der abſichtlichen Hinhaltung durch 
die Stadtgemeinde, welche, wie das überreichte amtsgerichtliche Urt. 
v. 14. Juli 1927 ergebe, erſt im Wege der Zivilklage zur Ente 
gegennahme der Auflaſſung der Flächen des Kl. habe gezwungen 
werden müſſen. Auch wenn die Stadtgemeinde einen kleinen Teil 
des Bürgerſteigs noch nicht mit den polizeilichen Beſtimmungen in 
Einklang gebracht habe, ſo habe ſie dies abſichtlich und nur zu dem 


kommunalen Bauverbots aus 8 12 Fluhtl®. iſt beizupflichten. Zwar 
ſtand bisher das OB. (OVG. 60, 458) auf dem Standpunkte, 
daß eine Straße auch dann noch als unfertig anzuſehen iſt, wenn 
ſie nur in einer — ſelbſt untergeordneten — Beziehung den bau⸗ 
polizeilichen Beſtimmungen nicht entſpricht. Mag dieſer Satz auch 
grundſätzlich zutreffen, jo wird man doch nicht leugnen können, 
daß die Rechte der Gemeinde aus 8 12 daun entfallen müſſen, 
wenn allein zwecks weiterer Ausübung der den Grundeigentümer 
beſchränkenden Rechte aus 8 12 die Straße in ganz untergeord⸗ 
neten Punkten nicht mit den polizeilichen Beſtimmungen in Über⸗ 
einſtimmung gebracht wird. Nachdem in den letzten Jahren mehr 
und mehr in unſerer Rechtsordnung (vgl. z. B. § 5 MAbgO.; 
OVG. 78, 370) der Grundſatz Anerkennung gefunden hat, daß eine 
Handlung, die lediglich auf Umgehung des Geſetzes abzielt und ſich 
als Mißbrauch von Formen und Geftaltungsmöglichkeiten der 
Rechtsordnung darſtellt, die erſtrebte Rechtswirkung nicht erzielen 
kann, wird man auch im vorl. Falle anerkennen müſſen, daß ein 
Vauverbot durch die Gemeinde dann nicht Platz greifen kann, wenn 
lediglich formell zwecks Offenhaltung der Möglichkeit des 812 
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Zwecke getan, um noch weiterhin von dem Anbauverbote Ge⸗ 
brauch machen zu können. 

Bei der Beurteilung dieſer Ausführungen der Parteien iſt da⸗ 
von auszugehen, daß die Beſtimmungen darüber, wann eine Straße 
gemäß den beſtehenden polizeilichen Vorſchriften fertiggeſtellt wer⸗ 
den ſoll, an ſich allerdings Sache der kommunalen Selbſtverwaltung 
iſt. Träfe es jedoch zu, daß die Gemeinde die Staße ausbaut, ſie 
aber offenſichtlich allein zwecks weiterer Ausübung der Rechte aus 
812 Fluchtich. in ganz untergeordneten Punkten mit den polizei⸗ 
lichen Beſtimmungen nicht in Übereinſtimmung bringt, nur um ſie 
formell als unfertig i. S. des § 12 behandeln zu können und ſich 
fo den Wirkungen des $ 15 des Gef. zu entziehen, fo würden, wie 
auch der Kommentar zum Straßen⸗ und Bauftuchtlö. von Strauß 
und Torney, 6. Aufl. S. 171 mit Recht annimmt, in einem 
ſolchen Falle die Rechte der Gemeinde aus dem 8 12 FluchtlG. 
entfallen. Der Geſichtspunkt des § 12, wonach die Gemeinden gegen 
einen unmittelbaren Zwang zum vorzeitigen Ausbau unregulierter 
Straßen durch das Recht des Bauverbots geſchüßt werden ſollten, 
iſt auf ſolche Fälle unanwendbar. 

3. Ob die Sachlage im vorl. Falle, insbeſ. nach dem vom Kl. 
überreichten Urteile des AG. v. 14. Juli 1927, den vorſtehenden 
Grundjägen entſprechend eine Anwendung des Bauverbots durch 
die Gemeinde ausſchloß und demgemäß auch dem daraus her⸗ 
geleiteten Einwande der Baupolizeibehörde den Boden entzog, kann 
aber hier dahingeſtellt bleiben, da die Gemeinde bereits durch ihre 
zuſtimmende Haltung zu dem im weſentlichen gleichartigen Bau⸗ 
vorhaben von 1914 die Möglichkeit zur Handhabung des Bau- 
verbots im vorl. Falle verloren hatte. 

4. Allerdings kam dem Anbauvertrage v. 11. April / 18. Dez. 
1913, wie das Gericht in Übereinſtimmung mit dem Schrifttum an⸗ 
nimmt, an ſich nur privatrechtliche Wirkung zu (Saran, Bau⸗ 
fluchtlcß., 2. Aufl. S. 250; v. Strauß und Torney a. a. O. 
S. 167; Baltz⸗Fiſcher, Preuß. Baupolizeirecht, 5. Aufl. ©. 156), 
und die Gemeinde war auf Grund des Vertrags allein, auch wenn dieſer 
von ſeiten des Grundſtückseigentümers erfüllt war, regelmäßig nicht 
behindert, von dem Bauverbote Gebrauch zu machen, wobei ſte ſich 
nur, wie Saran a. a. O. S. 254 ausführt, unter Umſtänden der 
Gefahr ausſetzte, Schadenserſatz leiſten zu müfien. Offentlich-recht⸗ 
liche Wirkungen ſind aber gegeben, wenn die Gemeinde, wie hier, 
gelegentlich eines Baufalls ſowohl der Baupolizeibehörde als dem 
Grundſtückseigentümer gegenüber ihre tatſächliche Abſlandnahme von 
dem Bauverbote bereits kundgetan hat. Wie das OVG. in dem Urt. 
v. 10. Nov. 1911, RG. 60, 458 ff. zutreffend ausführt, iſt eine 
ſolche Abſtandnahme nicht nur gegenüber dem gerade in Rede 
ſtehenden Baugeſuche des Grundſtückseigentümers endgültig, ſondern 
fie gilt auch für etwaige unweſentliche Anderungen des urſprüng⸗ 
lichen Baugeſuchs. Die Entſch. führt auf S. 463 aus, es liege nicht 
im Weſen der Sache, daß die ſtädtiſchen Behörden mit der Aus- 
nahmebewilligung den Bau ſelbſt in der geplanten Art und Form 
genehmigen, dergeſtalt, daß deſſen Abänderung ſtets eine neue Ent 
Schließung notwendig mache. Vielmehr könne es dabei, wenn nichts 
Gegenteiliges erhelle, auf techniſche oder ſonſtige Einzelheiten des 
Baues regelmäßig nicht ankommen. Wenn die ſtädtiſchen Behörden 
vorbehaltlos erklärt hätten, daß gegen den Bau keine Einwen⸗ 
dungen zu erheben ſeien, ſo liege es im Sinne dieſer Erklärung, 
und dieſe könne nur dahin verſtanden werden, daß auf etwaige 
Anderungen des Bauplans, welche ſich etwa auf Grund der bau⸗ 
polizeilichen Prüfung als erforderlich herausſtellen möchten, kein 
Wert gelegt, die Ausnahme alſo ſchlechthin für einen Bau dieſer 
Art und dieſes Umfanges bewilligt werden. Eine Vergleichung 
der in den Akten befindlichen Baupläne ergibt nun, daß der jetzt 


FluchtlGG. der unfertige Zuſtand einer Straße aufrechterhalten wird, 
obwohl in Wirklichkeit on it Verkehrsanſchauung die Straße 
bereits fo gut wie fertiggeſtellt iſt. N g 

3. 1 fal iſt die Frage, ob die Gemeinde, nachdem 
ſie einmal für ein Bauvorhaben eine Ausnahme zugelaſſen hat, ihre 
Zuſtimmung ſpäter widerrufen kann. Es entfpridt der herrſchenden 
Rſpr. des OVG. (OVG. 60, 458), daß eine dem Bauluſtigen gegenüber 
einmal erklärte Bewilligung einer Ausnahme von dem Bauverbote in 
der Regel nicht wieder zurückgenommen werden kann; doch iſt 
zu berückſichtigen, daß die Bedeutung des Dispeuſes vom Bau⸗ 
verbot durch die Gemeinde nur die Bedeutung hat, daß bei der 
Prüfung des Geſuchs um die Bauerlaubnis für die Polizeibehörde 
ein zur Verſagung zwingender Umſtand fortfällt (ogl. PrVerwBl. 
34, 487). In der Befreiung vom Bauverbot liegt alſo ſozuſagen 
eine Anderung der Rechtslage für den konkreten Fall. Für den 
Bauluſtigen entſteht daraus noch kein Recht auf die Erteilung 
der Bauerlaubnis als ſolche, ſondern nur. der Reflex, daß für die 
Polizeibehörde jener die Erteilung der Bauerlaubnis hindernde Um⸗ 
ſtand in dieſem Falle für die Dauer dieſer Rechtslage nicht in die 
Beurteilung einbezogen wird. Daran ändert nichts eine Vereinbarung 
der Gemeinde mit dem Bauluſtigen ſelbſt über die Befreiung vom 
Bauverbot, da dieſe lediglich privatrechtlichen Charakter beſitzt. 
Wenn alſo die Gemeinde in früheren Jahren einem Bauvorhaben 
zugeſtimmt, die die Bauerlaubnis erteilende Polizeibehörde aber 
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geplante Bau in den weſentlichen Grundzügen dem am 25. Mai 
und 25. Juli 1914 genehmigten Bauvorhaben entſpricht. Dieſem 
gegenüber hatten aber die ſtädtiſchen Gemeindebehörden von einem 
Bauverbot in Verfolg des Vertrags bereits Abſtand genommen. Sie 
waren demnach nicht mehr in der Lage, gegen ein in den weſent⸗ 
lichen Grundzügen gleichbleibendes Bauvorhaben des Kl. einen 
Widerſpruch aus 8 12 FluchtlGG. und § 1 des dazugehörigen Orts⸗ 
ſtatuts mit Erfolg geltend zu machen. Damit war auch der Bau⸗ 
polizeibehörde dieſer Einwand entzogen. 
(PrOG., Eniſch. v. 26. Jan. 1928, IV A 68/27.) 
* 


7. Kirchengeſ. vom 26. Mai 1905 betr. Erhebung von 
Kirchenſteuern in der ev. Kirchengemeinde. Rechtliche Na- 
tur der Kirchenſteuer als akzeſſoriſcher Steuer. 

Es kann unerörtert bleiben, ob die im $4 NUbgD. ausgeſpr. 
Grundſätze ganz allgemeiner Natur ſind und daher auch auf die 
Kirchenſteuerveranl. angewendet werden können; denn ſchon die 
rechtl. Natur der Kirchenſteuer als einer akzeſſoriſchen Steuer ſchließt 
im vorl. Falle ihre Anwendung aus. Die Erhebung der Kirchenſt. 
erfolgt nach 8 11 Kirchen., betr. Erhebung von Kirchenſt. in den 
Kirchengem. u. Parochialverbänd. d. evangel. Landeskirche d. alt. 
Prov. d. Monarchie v. 26. Mai 1905 (Kirchl. Geſ.⸗ u. VerordBl. 
S. 31) in der Form von Zuſh ägen zu den geſetzl. Maßſtabsſteuern, 
das find die REink St. und, wenn das von den kirchl. Körperſchaf⸗ 
ten beſchloſſen iſt, die GrVermSt. ſowie die GewSt. Vorausſetzung 
für die Erhebung der Kirchen St. iſt alſo, daß derjenige, der zur 
Kirchen St. herangezogen werden ſoll, zu dieſen Maßſtabsſteuern ver⸗ 
anlagt iſt; die Kirchen St. ſteht und fällt mit derjenigen Steuer, zu 
welcher Zuſchläge erhoben werden ſollen. Iſt keine Maßjſtabsſteuer 
von den zuſtändigen Behörden veranlagt worden, dann können auch 
keine Kirchenſteuerzuſchläge von der in. Betracht kommenden Perſon 
erhoben werden. Eine ſelbſtändige Feſtſetzung der Maßſtabsſteuern 
durch die kirchl. Körperſchaften iſt unmöglich. Da hier feſtſteht, daß 
die Bekl. für die in Betracht kommende Zeit zur GrVermSt, wegen 
des im Kirchenſprengel L. belegenen Grundbeſitzes nicht veranlagt ift, 
fo war es auch unmöglich, ſie mit Zuſchlägen dazu zur Kirchen t. 
heranzuziehen. Ob, wie der klagende Gemeindekirchenrat meint, die 
Freilaſſung von der GrVermSt. zu Unrecht erfolgt iſt, kann in dem 
wegen der Kirchenſteuerveranlagung eingeleiteten Streitverfahren nicht 
geprüft und entichieden werden; es iſt das Sache der für die Grund⸗ 
vermögenſteuerveranlagung zufländigen Behörde. Hieraus ergibt ſich, 
daß die ſtreitige Heranziehung der Bekl. zur Kirchen St. mit Bis 
ſchlägen zur GrVermSt. unzuläſſig iſt. 

(Pro., 8. Sen., Urt. v. 1. Mai 1928, VIII A 41/27.) 


* 

8. Pr2PerwG, v. 30. Juli 1883. Eine ſtaatliche Mir“ 
ordnung, die an eine Polizeibehörde ſeitens einer ihr 
übergeordneten Dienſtſtelle ergeht, iſt keine polizeiliche 
Verfügung i. S. des 4. Titels. }) 

Die Polizei (Bürgermeiſter) zu T. gab dem P. auf, einen 
von ihm ohne polizeiliche Erlaubnis vorgenommenen Türdurchbruch 
zu beſeitigen. Auf Beſchwerde des P. hob der Regpräſ., in der 
Erwägung, daß die bauliche Anlage nicht gegen das ſachliche Bau⸗ 
recht verſtoße die angefochtene Verfügung der Polizei auf und ord⸗ 
nete die Rückzahlung des inzwiſchen erhobenen Koſtenvorſchuſſes 
an. Gegen dieſen Beſcheid erhob der Magiſtrat zu T. Klage bei 
dem OG., das dieſelbe abwies. 

Aus den Ausführungen des Kl. iſt zu entnehmen, daß er 
den Beſcheid des Regpräſ. als eine polizeiliche Verfugung anjieht. 
Hierin irrt der Kl. „Polizeiliche Verfügungen“ i. S. des 4. Titels 


über den Antrag auf Genehmigung der Bauerlaubnis noch nicht ent⸗ 
ſchieden hätte, ſo wäre die Gemeinde, da für den Bauluſtigen ein 
ſubjektives Recht noch nicht entſtanden wäre, durch das öffentliche 
Recht nicht gehindert, ſpäter jene Ausnahme vom Bauverbot zu 
widerrufen — ebenſo wie ſie auf Grund des 8 12 FluchtlG. ein 
neues Ortsſtatut erlaſſen könnte, das vom Zeitpunkte ſeines In⸗ 
Krafttretens gleichfalls von der Polizeibehörde bei Entſch. über 
den Bauerlaubnisantrag zugrunde gelegt werden müßte. Lediglich da⸗ 
durch, daß die Polizeibehörde auf Grund der von der Gemeinde aus⸗ 
geſprochenen Befreiung vom Bauverbot die Erlaubnis erteilt, hört 
nunmehr die Möglichkeit eines Widerrufs der von der Gemeinde zu⸗ 
gelaſſenen Ausnahme für den betreffenden Bau auf. 

4. Den Ausführungen über die privatrechtlichen und öffentlich⸗ 
rechtlichen Wirkungen des Anbauvertrages iſt in vollem Umfange 
zuzuſtimmen. 

Prof. Dr. H. Peters, Berlin. 


Zu 8. Für den Praktiker — ſei er Anwalt oder Magiſtrats⸗ 
mitglied — drängt ſich die Frage auf, wie man die unerwünſchten 
Folgen der Rechtslage in Preußen zu vermeiden hat, wenn durch 
Anweisungen der Polizei, wie im vorliegenden, ſicherlich zutreffend 
vom OVG. entſchiedenen Falle, der Gemeinde Polizeikoſten auf⸗ 
erlegt werden, gegen deren Rechtmäßigkeit ſie Einwendungen zu 
erheben ſucht. Art. 107 MVerf. ſchreibt zwingend vor, daß im 
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des Pre VG. find nur ſolche Anordnungen, die von ſeiten einer 
der in den 88 127 und 130 a. a. O. genannten Polizeibehörden an 
einen der Polizeigewalt unterworfenen Dritten er⸗ 
laſſen werden und einen polizeilichen Eingriff in die Rechte dieſes 
Dritten, alſo ein Gebot (Forderung einer Leiſtung oder Handlung), 
ein Verbot (Anordnung einer Unterlaſſung) oder die Verweigerung 
einer erforderlichen polizeilichen Erlaubnis (Genehmigung), ent⸗ 
halten. Daher fällt niemals unter den Begriff der polizeilichen 
Verfügung i. S. der genannten Vorſchriften eine ſtaatliche An⸗ 
ordnung, die nicht ſeitens einer Polizeibehörde an einen der 
Polizeigewalt unterworfenen Dritten, ſondern an eine Polizei⸗ 
behörde ſeitens einer ihr übergeordneten Stelle ergeht. Demgemäß 
kann auch eine Leiſtung, die einer Polizeibehörde durch eine ihr 
übergeordnete Behörde auferlegt wird, niemals von einem Dritten 
mit der Behauptung angefochten werden, daß durch die Auf⸗ 
erlegung dieſer Leiſtung in ſeine Rechte eingegriffen werde, weil 
nur polizeiliche Verfügungen mit dieſer Begründung durch einen 
nicht unmittelbar davon Betroffenen angefochten werden können. 
Das OV. hat ſchon in feinem Urt. v. 30. März 1887 (OVG. 15, 
417) ausgeſprochen, daß Gemeinden um deswillen allein, weil die 
von ihnen zu tragenden Koſten der örtlichen Polizei durch den Erlaß 
oder die Ausführung an Dritte ergehender ortspolizeilicher Ver⸗ 
fügungen vermehrt werden, zur Anfechtung der Verfügungen im 
Verwaltungsſtreitverfahren nicht legitimiert find. Glaubt eine Ge⸗ 
meinde in beſonderen Fällen, daß durch das Vorgehen der Polizei 
oder der dieſer vorgeſetzten Inſtanzen eine unſachgemäße Vermeh⸗ 
rung der Polizeikoſtenlaſt hervorgerufen werde, ſo ſteht ihr die An⸗ 
rufung der Aufſichtsbehörde frei. Sache der Polizeiinſtanzen iſt es, 
in eigener Verantwortung und nach eigenem pflichtmäßigen Er⸗ 
meſſen das im öffentlichen Intereſſe Erforderliche anzuordnen, und 
die Gemeinde hat die daraus nach dem Geſetz auf ſie entfallenden 
Koſten zu tragen. 

Daß es ſich im vorl. Falle aber um keine „polizeiliche Ver⸗ 
fügung“ handelte, geht auch ſchon daraus hervor, daß der Regpräſ. 
hier gar nicht als Polizeibehörde tätig geweſen iſt, ſondern als Be⸗ 
ſchwerdebehörde, und daß ſein Beſcheid v. 20. Juni 1927 nicht eine 
(polizeiliche) Verfügung iſt, ſondern eine im Beſchwerdeverfahren 
ergangene Entſcheidung. 

(Pr G., IV. Sen., Urt. v. 8. März 1928, IV A 72/27.) 


* 

9. Fröewstßn. v. 23. Nov. 1923. Zur Frage der 
Gewerbeſteuerpflicht eines Feuerbeſtattungsvereins, der 
Beihilfen zu den Koften der Einäſcherung gewährt. 

Streitig iſt, ob Beſchw§z. — ein Verein für Feuerbeſtattung 
e. V. — der Gewerbeſteuerpflicht unterliegt. Der BerAusſch. hat 
dieſe Frage unter Bezugnahme auf Art. I 8 1 Abj.3 GewSt O. 
i. d. Faſſ. des Art. II § 1 Erg VO. v. 16. Febr. 1924 bejaht und 
ausgeführt, der Verein ſei unbeſchadet der von ihm verfolgten 
ideellen Ziele als ein verſicherungsartiges Unternehmen anzu⸗ 
ſehen, das gegen entſprechende Beitragsleiſtung die Erben des Ver⸗ 
ſicherten im Todesfalle durch eine Beihilfe zu den Koſten der Ein⸗ 
äſcherung vor wirtſchaftlicher Not ſchütze. Hierin liege eine wirt⸗ 
ſchaftliche Betätigung. Auch ohne die Abſicht der Gewinnerzielung 
ſei daher der Verein nach Art. 1 8 1 Abſ. 3 a. a. O. gewerbeſteuer⸗ 
pflichtig. In dieſen Ausführungen kann ein Rechtsirrtum nicht er⸗ 
blickt werden. 

Wenn der Verein, der in ſeinen Schriftſätzen den verſicherungs⸗ 
ähnlichen Charakter feines Unternehmens ſelbſt betont hatte, in 
der mündlichen Verhandlung vor der Beränit. dieſe Beurteilung 
feiner Tätigkeit widerrufen hat, jo hat demgegenüber der Ber⸗ 
Ausſch. durchaus zutreffend den verſicherungsartigen Charakter des 
Unternehmens aus den Vorſchriften der Satzung und ſeiner Tätig⸗ 
keit feſtgeſtellt. Das Unternehmen beruht, wie der Vorderrichter 


Reiche und in den Ländern nach Maßgabe der Geſetze Verwaltungs⸗ 
gerichte zum Schutze der einzelnen gegen Anordnungen und Ver⸗ 
fügungen der Verwaltungsbehörden beſtehen müſſen. Wir ſtehen 
hier nach Lage der preuß. Geſetzgebung wieder vor einer Lücke, da 
in einem Falle der hier abgeurteilten Art die preuß. Geſetzgebung 
den Schutz der Verwaltungsgerichtsbarkeit verſagt. Bei der not⸗ 
wendigen Neuordnung der preuß. Verwaltungsgerichtsbarkeit wird 
die Frage brennend, ob Preußen bei ſeiner Aufzählungsmethode 
für die Fälle des Verwaltungsſtreitverfahrens beharren ſoll oder 
nach dem Vorbilde, etwa des öſterr. Geſ. v. 22. Okt. 1875, über 
die Errichtung eines VH. eine Generalklaufel einführen muß. 
Nach der Verf. wird letzteres ſchwerlich zu umgehen bleiben. 
Auch andere deutſche Länder werden dieſe Frage ernſtlich zu prüfen 
haben (Fleiner, Inſtitutionen des deutſchen Verwaltungsrechts 
S. 241). Ein bürgerlicher Rechtsſtreit auf Feſtſtellung, daß die be⸗ 
reits eingezogenen Koſten nicht von dem Privatmann, welcher ſie 
an die Gemeindeverwaltung zahlen mußte, zurückgefordert werden 
dürfen, wird ebenſowenig in Frage kommen, wie ein Rück⸗ 
forderungsanſpruch des Privatmanns gegen die Stadtgemeinde. 
Zahlt die Gemeinde nicht freiwillig zurück, ſo wird ſie lediglich im 
Alufſichtswege hierzu von dem Reſ rä. augehalten werden können. 
SR. Dr. Martin Lövinſon, Berlin. 
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zutreffend hervorhebt, auf der Verteilung des nach dem Geſetze der 
großen Zahl geſchätzten Riſikos auf eine große Menge. Als Zweck 
des Vereins iſt in den Satzungen angegeben, „ſeinen Mitgliedern 
die Ausführung der Feuerbeſtattung zu erleichtern und für die 
Feuerbeſtattung Propaganda zu machen“. Deutlich erhellt der Ver⸗ 
ſicherungscharakter daraus, daß die Beiträge bei dem Vereine wie 
bei anderen Verſicherungsunternehmen nach dem Alter der Ver⸗ 
einsmitglieder geſtaffelt ſind. Daß die Mitglieder keinen Rechts⸗ 
anſpruch auf die Leiſtungen haben, ändert, wie der Vorderrichter 
ebenfalls zutreffend ausgeführt hat, den Charakter als Ver⸗ 
ſicherungsunternehmen nicht, denn nach den eigenen Angaben des 
Vertreters des BeſchwF. in der mündlichen Verhandlung vor dem 
BerAusſch. kommt eine Ablehnung der Leiſtung nur äußerſt ſelten 
vor. Wenn daher der BerAusſch. feſtſtellt, daß die Ausſchließung 
des Rechtsanſpruchs auf die Beſtattungsbeihilfe praktiſche Be⸗ 
deutung nicht habe, ſo iſt dem nur beizuſtimmen. Daß der wirt⸗ 
ſchaftliche Zweck, die Beſtattungsverſicherung, neben den von dem 
Vereine verfolgten idealen Zwecken eine zum mindeſten gleich⸗ 
wertige, jedenfalls keine nur nebenſächliche oder untergeordnete 
Rolle ſpielt, geht ſchon daraus hervor, daß nach der Satzung die 
Mitgliedsbeiträge ſich nach den jeweiligen Beſtattungsunkoſten 
richten. 

(PrOG., VIII. Sen., Entſch. v. 22. Mai 1928, VIII GSt 179/27.) 


* 

10. PrGrVermStG.; PräKommAbg b. Ein Knapp⸗ 
ſchafts krankenhaus kann zwar nicht unter die Befreiungs⸗ 
vorſchrift des 8 24 Abſ. 1 Buchſt. o Komm Abg., wohl 
aber unter die des 8 24 Abſ. 1 Buchſt. h fallen. 7) 

Ein Knappſchaftsverein, der auf ſeinem in B. belegenen Grund⸗ 
beſitz ein Knappſchaftskrankenhaus betreibt, wurde wegen einer Teil⸗ 
fläche, auf der ſich ein von dem Chefarzte bewohntes Gebäude be⸗ 
findet und die den dem Chefarzte zugewieſenen Zeil des Parkes ſowie 
Acker und Gemüſeland umfaßt, nach Abſchn. a u. b des 8 2 Abſ. 1 
GrVermStG. zur vorläufigen Steuer vom Grundvermögen heran⸗ 
gezogen. Die nach fruchtloſem auf Freiſtellung von der Steuer gerich⸗ 
teten Einſpruch mit dem gleichen Ziele erhobene Berufung blieb er⸗ 
folglos. Auf Rechtsbeſchwerde des Steuerpflichtigen hob das OVG. 
die Vorentſcheidung auf und wies die Sache an den Berufungs⸗ 
ausſchuß zurück. 

Die Rechtsbeſchwerde muß ſchon aus dem Grunde zur Auf⸗ 
hebung der angefochtenen Entſch. führen, weil der Berufungsausſchuß 
die Frage der Steuerbefreiung nach den Gründen ſeiner Entſch. ledig⸗ 
lich unter dem Geſichtspunkte geprüft hat, ob der zur Steuer heran⸗ 
gezogene Grundbeſitz als zu einem öffentlichen Dienſte oder Gebrauch 
i. S. des 824 Abſ. 16 Kommühgb. beſtimmt anzuſehen iſt. Die 
genannte Befreiungsvorſchrift kann aber vorl. ſchon aus dem Grunde 
nicht zur Anwendung kommen, weil darunter nur die zum öffentl. 
Dienſte oder Gebrauche beſtimmten, „dem Staate, den Provinzen, 
den Kreiſen, den Gemeinden oder ſonſtigen kommunalen Verbänden 
gehörigen Grundſtücke und Gebäude“ fallen. Zu den genannten 
öffentl. Körperſchaften gehört ein Knappſchaftsverein nicht, insbeſ. 
kann er nicht zu den „kommunalen Verbänden“ gerechnet werden. 
Wie das OVG. u. a. in feiner Entſch. v. 12. März 1926 (OVG. 
80, 15) ausgeführt hat, ſind kommunale Verbande öffentl. Körper⸗ 
ſchaften, die die Bewohner eines beſtimmt abgegrenzten Teiles des 
Staatsgebiets umfaſſen (Gebietskörperſchaften) und für ihr Gebiet 
ſowohl die Wahrnehmung gewiſſer obrigkeitl. Angelegenheiten als 
auch die Wohlfahrtspflege in wirtſchaftl., geiſtiger und ſitllicher Hin⸗ 
ſicht in Form der Selbſtverwaltung zur Aufgabe haben. Ein Knapp⸗ 
ſchaftsverein umfaßt aber weder alle Bewohner eines räumlich ab⸗ 
gegrenzten Bezirkes noch gehört die Wahrnehmung obrigkeitl. Ob⸗ 
liegenheiten zu ſeinen Aufgaben. Konnte danach die Freiſtellung des 
Krankenhanſes ſelbſt nicht aus der Vorſchrift des 824 Abſ. 1 
Buchſt. c a. a. O. hergeleitet werden, fo war auch die Prüfung, ob 
die hier zur Steuer herangezogenen Grundſtücke als zu einem öffentl. 
Dienſte oder Gebrauche beſtimmt anzuſehen ſein möchten, abwegig. 

Im vorl. Falle hätte vielmehr geprüft werden müſſen, ob die 
begehrte Steuerbefreiung ſich nicht aus den Vorſchriften des 8 24 Abſ. 1 
Buchſt. h u. i a. a. O. ergab, da nach dieſen u. a. die öffentl. 
Krankenhäuſer und die Grundſtücke dieſer Anſtalten, ſoweit ſie zu 
deren Zwecke unmittelbar benutzt werden, von der Steuer befreit 
find. Der Begriff des öffentl. Krankenhauſes i. S. des 8 24 Abſ. 1 
Buchſt. h a. a. O. ſetzt, wie der Gerichtshof wiederholt u. a. in ſeiner 
Entſch. v. 12. Febr. 1918 (OVG. 73, 164) ausgeführt hat, nicht 
voraus, daß das Krankenhaus im Eigentum oder in der Verwaltung 
des Staates, einer Gemeinde oder eines ſonſtigen Kommunalverban⸗ 


Zu 10. Die Entſch. verdient volle Zuſtimmung. Die Aus⸗ 
legung der Begriffe „Kommunalverband“ und „öffentl. Kranken⸗ 
haus“ entſpricht ſo ſehr der herrſchenden und richtigen Anſicht in 
Wiſſenſchaft u. Rſpr., daß dazu nichts zu ſagen iſt. Erwähnt ſei ledig⸗ 
lich, daß die Frage, ob ein Knappſchaftskrankenhaus unter 8 24 
Abf. 1 Buchſt. h KommAbg®. fällt, in einer Entſch. des OVG. v. 
28. Nov. 1905 (PBl. 27, 376) bereits poſitiv bejaht worden ik. 
Die Gründe dieſer Entſch. find auch heute noch richtig. 

AM. Dr. Gu ſtav W. Heinemann II, Eſſen. 
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des ſteht, vielmehr iſt darunter ein ſolches Krankenhaus zu ver⸗ 
ſtehen, welches überwiegend nicht um des Erwerbes willen, ſondern 
zum gemeinen Nutzen der Bevölkerung betrieben wird. Nach Lage der 
Sache war für den Berufungsausſchuß ohne weiteres Veranlaſſung 
zu einer Prüfung des Vorliegens diefer Vorausſetzungen gegeben. 
In der hiernach nicht ausreichenden rechtl. Beurteilung liegt ein 
Rechtsfehler, der zur Aufhebung führt. 
(Pro G., 6. Sen., Entſch. v. 27. März 1928, VI D 41/28.) 


Bayern. 


Bayeriſcher Verwaltungsaericdtshof. 
Berichtet von Oberſtaatsanwalt Klee, München. 

1. 88 15, 16 Fin AusglG. v. 27. April 1926. Der Be⸗ 
griff „Erhebung der Getränkeſteuer“ i. S. des § 16 Fin.- 
AusglG. iſt gleichbedeutend mit „Einführung der Ge— 
tränkeſteuer“. 

Streitig iſt, ob die Gemeinde O. befugt iſt, angeſichts des 
8 16 Abſ. 1 Findlusgl®. v. 27. April 1926 (RGBl. 203) die Ge⸗ 
iränkefteuer zu erheben. Hiernach dürfen nämlich Gemeinden, die am 
1. Sept. 1925 gemeindliche Getränkeſteuern nicht erheben, ſie nicht 
mehr neu einführen. 

Die Bierbrauer in O. beſtreiten, daß die Erhebung der Ge⸗ 
tränkeſteuer recht'ich zuläſſig ſei, weil dieſe Steuer in der Gemeinde 
O. zwar am 20. Aug. 1925 in geſetzmäßiger Weiſe beſchloſſen war, 
aber tatſächtich am 1. Sept. 1925 nicht erhoben wurde. Es han⸗ 
delt ſich ſonach um die Auslegung der Beſtimmungen des 816 
Abſ. 1 Fin Ausglc., im beſonderen um die Frage, in welchem Sinne 
das Wort „erheben“ in dieſer Vorſchrift zu verſtehen iſt. An ſich 
ſollte man glauben, daß das Wort „erheben“ in § 16 Abſ. 1 im all» 
gemein üblichen Sinne gebraucht und mit der tatſächlichen Er⸗ 
hebung der Steuer gleichbedeutend iſt. Da aber das Wort erheben“ im 
Fin Ausglöö. durchaus nicht immer im vorſtehenden Sinne ange 
wendet wird, vielmehr der Sprachgebrauch ein ſchwankender iſt, fo 
muß zur Auslegung des § 16 Abſ. 1 auf deſſen Entſtehungsgeſchichte 
zurückgegangen werden. 

Aus den Geſetzgebungsverhandlungen geht hervor, daß i. J. 
1925 bei der Beratung über den Entw. eines Geſetzes über An⸗ 
derungen des Finanzausgleichs zwiſchen Reich, Ländern und Ge⸗ 
meinden urſprünglich beantragt war, den 8 14 Fin AusglG. ganz 
zu ſtreichen und den Gemeinden die Berechtigung zur Erhebung der 
Steuer mit foforliger Wirkung zu entziehen, daß aber dieſer An⸗ 
trag wegen der ungünſtigen Finanzlage der Gemeinden abgelehnt 
worden it. Der 6. Ausſch. des Reichstags hat ſodann beſchloſſen, 
hinter § 14 folgenden § 14 a einzufügen: 

„Gemeinden (Gemeindeverbände), die beim Jukraft⸗ 
treten dieſes Geſetzes gemeindliche Getränkeſteuern noch nicht 
erheben, dürfen ſie nicht neu einführen. Sofern Gemeinden 
(Gemeindeverbände) bei Inkrafttreten dieſes Geſetzes ge⸗ 
meindliche Getränkeſteuern erheben, dürfen ſie ſie nicht über 
die bei Inkrafttreten dieſes Geſetzes beſtehenden Sätze hinaus 
erhöhen. 

eee (Gemeindeverbände), die beim Inhraſt⸗ 
treten dieſes Geſetzes Steuern auf den örtlichen Verbrauch von 
Getränken eingeſührt haben, dürfen ſie nur bis zum 31. März 
1927 erheben.“ 

Bei der 2. Leſung des Geſetzentwurfes wurde der Beſchluß ge⸗ 
faßt, hinter 8 14 folgenden 811 einzuſtellen: 

„Gemeinden (Gemeindeverbände), die am 1. Sept. 1925 
ee Senn nicht erheben, dürfen ſie nicht neu ein⸗ 
führen. Sofern Gemeinden (Gemeindeverbände) am 1. Sept. 
1925 gemeindliche Getränkeſteuern erheben, dürfen fie ſie 
nicht über die am 1. Aug. 1925 beſtehenden Sätze hinaus 
erhöhen. 

e enden (Gemeindeverbände), die bis zum 1. Sept. 
1925 Steuern auf den örtlichen Verbrauch von Getränken 
eingeführt haben, dürfen ſie nur bis zum 31. März 1927 er⸗ 
heben.“ 

Aus dieſer Entſtehungsgeſchichte des 8 14 a (nunmehr 816) 
iſt zu entnehmen, daß der Wille des Geſetzgebers zweifellos dahin 
ging, den Gemeinden die Möglichkeit zu geben, noch bis zum 1. Sept. 
1925 die Getränkeſteuern neu einzuführen, d. i. die erforderlichen 
Beſchtüſſe zu faſſen. Denn andernfalls hätte er keinen Anlaß gehabt 
in Abänderung des Beſchluſſes des 6. Ausſchuſſes bei der 2. Leſung, 
ſo wie es in Wirklichkeit geschehen ift, als Zeitpunkt, von dem ab ge- 
meindliche Getränkeſteuern nicht mehr neu eingeführt werden bite 
fen, gerade den 1. Sept. 1925 feſtzuſetzen. Der Geſetzgeber wollte 
eben noch eine kurzbemeſſene zeitliche Grenze feſtlegen, bis zu der 
von den Gemeinden, die zur Erhebung der Getränkeſteuer erforder⸗ 
lichen rechtlichen Unterlagen noch geſchaffen werden konnten. 

Auch der Umſtand, daß die Steuerordnungen nach 8 15 Abſ. 5 
Fin AusglGG. nur zu Beginn eines Kalendervierteljahres in Voll⸗ 
zug geſetzt werden dürfen, würde es nicht verſtändlich erſcheinen 
laſſen, als äußerſten Termin, von dem ab keine neuen Steuern 
mehr eingeführt werden dürfen, gerade den 1. Sept. 1925 zu be⸗ 
ſtimmen, wenn nicht den Gemeinden die Möglichkeit geboten wer⸗ 
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den ſollte, die Einführung der Getränkeſteuern noch bis 1. Sept. 1925 
zu beſchließen und mit der tatſächlichen Einhebung dann ſpäter zu 
Beginn eines Kalendervierteljahres zu beginnen. 

Hieraus iſt erſichttich, daß das Wort „erheben“ in 8 14a 
Abſ. 1 (nunmehr § 16 Abſ. 1) offenbar nicht im allgemeinüblichen 
Sinne gebraucht, ſondern gleichbedeutend iſt mit „Einführung (Be 
ſchlußfaſſung) der Getränkeſteuer.“ 

(Gays H., 2. Sen., Enid). v. 2. Juli 1926, Nr. 17/26.) 
Mitgeteilt von OStu. Klee, München. 


Baden. 
Badiſcher Verwaltungsgerichtshof. 
Berichtet von Oberregierungsrat Dr. Klotz, Karlsruhe. 


1. 88 2, 3 BadGebäude Verſcc. Ein Schaden, der am 
Kamin durch gewolltes Ausbrennen des Glanzrußes ent- 
abe 0 als Brandſchaden nicht als Betriebsſchaden anzur 
ehen. 7 

Die Ablehnung des Entſchädigungsanſpruchs wird ſeitens der 
Bekl. darauf geſtüzt, daß der beim Ausbrennen des Kamins ent⸗ 
ſtandene Schaden nicht als Brandſchaden i. S. des $2 BadGebäude G., 
ſondern als Betriebsſchaden zu betrachten ſei: in dieſer Hinſicht wird 
unter Hinweis auf die Rſpr. des VGH. ausgeführt, daß beim Aus⸗ 
brennen des Kamins die Verbrennung des Glanzrußes bezweckt werde; 
wenn dabei, ohne daß irgendein Gebäudeteil in Brand gerate, der 
Kamin Schaden leide, liege kein entſchädigungspflichtiges Ereignis 
vor; der Vorgang, durch den der Schaden verurſacht werde, ſtelle ſich 
nicht als ein ungewollter, außergewöhnlicher oder aber beſtimmungs⸗ 
widrig verlaufender Verbrennungsvorgang dar, ebenſowenig ſei ein 
ordnungswidriges Feuer entſtanden; beim Ausbrennen werde das 
Feuer im Kamin bewußt entzündet, das Verbrennen des Glanzrußes 
ſei von vornherein gewollt, wenn weiter nichts in Brand gerate, ſei 
auch ein beſtimmungswidriger Verlauf des Verbrennungsprozeſſes nicht 
feſtzuſtellen; ſomit müſſe ein Schaden, der am Kamin durch Zer⸗ 
ſpringen oder ähnliches entſtehe, als Betriebsſchaden betrachtet werden. 
In den Entſch. des VGh., insbeſ. in der Entſch. v. 11. Mai 1915 
(Bad Verw. 1916, 4), hat der Gerichtshof ausgeſprochen, daß als 
Brandſchaden derjenige Schaden gilt, der durch ausgekommenes, nicht 
verwahrtes Feuer verurſacht wird, ſowie daß ein Brandſchaden nicht 
vorliegt in Fällen, in denen das Feuer beſtimmungsgemäß dem Zweck 
der Feuerungsanlage dient, und der Schaden lediglich durch ihre 
Schadhaftigkeit oder nachläſſige Bedienung verurſacht wird. In Über⸗ 
einſtimmung hiermit hat der Bay VGH. in der Plenarentſcheidung 
v. 11. Juli 1917 an der Anſicht feſtgehalten, daß, wenn Entſchädigung 
gewährt werden ſoll, es ſich um ein Schaden- und nicht um ein Nutz⸗ 
feuer handeln muß, und daß andere Gegenſtände in Frage ſtehen 
müffen, als ſolche, die dieſem Nutzfeuer beſtimmungsgemäß ausgeſetzt 
werden (Bay H. 38, 195). In dieſer Entſch. wird insbeſ. auf die 
Entſtehungsgeſchichte der 88 82 und 83 VVG. hingewieſen, mit denen 
auch die 88 2 und 3 BadcGgebäude VG. durch die Novelle v. 7. Okt. 
1912 in Einklang gebracht wurden, deren Auslegung daher auch für 
die Auslegung der 88 2 und 3 BadGkebäude G. verwendet werden 
kann. Zu dieſen Beſtimmungen war in der Regierungsbegründung 
(RTDruckſ., 11. Legpßer. II. Seſſ. Nr. 22 S. 1193 ff.) bemerkt worden: 
Die Haftung des Verſicherers für einen Feuerſchaden ſetze immer 
voraus, daß es ſich um einen durch ein Brandereignis verurſachten 
Schaden handle; ſolche Schäden, welche die verſicherten Gegenſtände 
durch ein Feuer erleiden, dem fie ihrer Beſtimmung gemäß ausgeſetzt 
werden, habe der Verſicherer nicht zu erſetzen; eine ausdrückliche Vor⸗ 
ſchrift hierüber ſei entbehrlich, der Begriff des Brandereigniſſes führe 
von ſelbſt zu dieſem Ergebnis. Bei der erſten Kommiſſionsberatung 
des Entw. in der II. Seſſ. 1905/07 (KommBer. Druckſ. Nr. 602 
S. 5724) wurde beſchloſſen, in 883 hinter Abſ. 1 einen neuen Abſatz 
aufzunehmen, der nach dem Beſchluſſe der 2. Leſung folgende Faſſung 
erhalten ſollte: „Für einen Schaden, welchen die verſicherten Sachen 


Zu 1. In JW. 1927, 161 ff. habe ich bereits, eingehend bare 
gelegt, daß die hier gegebene Auslegung der Klauſel über Schäden 
an Sachen durch ein Feuer, dem ſie beſtimmungsgemäß ausgeſetzt 
find, nicht richtig iſt. Die Verſicherer haben der Klauſel einen au⸗ 
deren Sinn geben wollen, als den, welchen die Reichstagskommiſſion 
glaubte geben zu müſſen, nämlich, daß durch die Klauſel der Be⸗ 
griff „Brand“ defin tert werden ſollte. Wenn die Kommiſſion zu 
dem Ergebnis kam, daß die Begrifſsbeſtimmung den Gerichten über⸗ 
laſſen werde und daher die Klauſel wegfallen ſolle, ſo war dagegen 
nichts einzuwenden. Hier bei der Auslegung der jetzigen Klauſel 
handelt es ſich aber nicht mehr darum, den Begriff Brand zu um⸗ 
ſchreiben, ſondern um Begrenzung der Erſaßzpflicht im Falle eines 
Brandes bei Ausführung eines Betriebsvorganges. Deshalb iſt der 
Hinweis auf die Kommiſſionsbeſchlüſſe belanglos. Was durch den 
Betriebsvorgang ſelbſt unmittelbar der Brandgefahr ausgeſetzt wird, 
ſoll nicht erſetzt werden. Das it kurz der Sinn der Klauſel. Wäre 
das ganze Haus abgebrannt und dabei der Schornſtein eingefallen, 
ſo hätte dieſer Schaden bezahlt werden müſſen. Es wäre alſo nicht, 
wie das Gericht annimmt, bei einem Totalſchaden der Kamin nicht 
zu entſchädigen geweſen, ſondern nur die nachweislich bei dem Be⸗ 


durch ein Feuer erleiden, dem fie ihrer Beſtimmung gemäß ausgeſetzt 
find, hat der Verſicherer Entſchädigung nicht zu leiſten.“ Zur Be⸗ 
gründung dieſer Beſtimmung war darauf hingewieſen worden, in 
welchem Umfange an die Feuerverſicherungsgeſellſchaften vom Publikum 
Entſchädigungsanſprüche für Schäden geſtellt würden, die man als 
Ausfluß eines Brandereigniſſes ſchlechterdings nicht anſehen könne. 
„Die im Waſchkeſſel verbrannte Wäſche, die beim Aufdämpfen ver⸗ 
ſengten Straußenfedern, das durch den Wärmſtein verſengte Bettuch, 
das beim Bügeln verbrannte Kleidungsſtück ... ſeien zum Erſatz bei 
dem Verſicherer angemeldet worden.“ Bei der Beratung des Geſetz⸗ 
entwurfes in der 12. Leger. I. Seſſ. 1908 (Druchſ. Nr. 626 S. 4242) 
wurde der Strich dieſes Zuſatzes beſchloſſen, da die Einfügung einer 
ſolchen Beſtimmung, in der etwas Selbſtverſtändliches ausgeſprochen 
werde, leicht irreführend wirken und der Abſ. 2 von den Verſiche⸗ 
rungsgeſellſchaften in ſchikanöſer Weiſe ausgelegt werden könne. In 
dem KommBer. wird ausdrücklich darauf hingewieſen, die Streichung 
des Abf. 2 ſei keineswegs erfolgt, weil man die in Frage ſtehenden 
Schäden der Erſatzpflicht des Verſicherers habe unterſtellen wollen; 
die Regierungsvertreter und die Kommiſſion ſeien vielmehr der Anſicht 
geweſen, daß dieſe Schäden (Seng⸗, Bügelſchäden u. dgl.) keine Brand⸗ 
ſchäden ſeien und eine Erſatzpflicht des Verſicherers nicht begründeten; 
die Streichung ſei deshalb beſchloſſen worden, weil die Mehrheit der 
Kommiſſion es für zweifelhaft gehalten habe, ob der Wortlaut der 
Beſtimmung alle nicht unter den Begriff eines Brandes fallende 
Schäden in zutreffender Weiſe umfaſſe, und fie es lieber der Nipr. 
überlaſſen wolle, den Begriff eines die Erſaßpflicht des Verſicherers 
begründenden Brandſchadens Klarzuſtellen. 

Wie ſich aus dieſen Darlegungen ergibt, wurde bei Erlaſſung 
des Geſetzes von einer grundſätzlichen Abgrenzung des Begriffs 
eines die Erſatzpflicht begründenden Brandſchadens abgeſehen und 
die Entſch. hierüber von Fall zu Fall den Gerichten überlaſſen. 
Hierbei werden allerdings die in der Begründung und in den Kom⸗ 
miſſionsberichten erwähnten Beispiele und Bemerkungen wertvoll 
ein. Gerade im Hinblick hierauf war aber der Gerichtshof der An⸗ 
icht, daß der durch das Ausbrennen des Kamins verurſachte Brand⸗ 
ſchaden den — von der Bekl. als Betriebsſchäden bezeichneten — 
Schädigungen durch Feuer, denen die betreffenden Gegenſtände be⸗ 
ſtimmungsgemäß ausgeſetzt ſind, nicht ſchlechthin gleichzuachten iſt. 
Es kann zunächſt zweifelhaft ſein, ob das Ausbrennen des Kamins, 
das nicht von dem Verſicherten oder deſſen Vertreter vorgenommen 
wird, und ſich nicht als eine Handlung im Betriebe des Ver⸗ 
ſicherten darſtellt, überhaupt als ein Betriebsvorgang zu betrachten 
iſt; ſelbſt wenn man dies annehmen und mit dem Bekl. davon 
ausgehen will, daß die Entzündung des Glanzrußes als gewollte 
und ordnungsgemäße Folge des Ausbrennens zu betrachten iſt, 
würde dies nicht dazu nötigen, die ſich hierbei ergebenden Schäden 
nicht als die Entſchädigungspflicht begründende Brandſchäden an⸗ 
zuerkennen. Für die Entſch. der Frage, ob ein Brandſchaden an⸗ 
zunehmen iſt, hat nicht nur der Zweck des Feuers, ſondern auch 
deſſen beſtimmungsmäßige und bei normalem Verlauf der Dinge in 
Rechnung zu ziehende Einwirkung in Betracht zu kommen (vgl. 
Gerhard⸗ Hagen, VVG., Anm. 4 zu 8 83, 385); das Aus⸗ 
brennen des Kamins kann aber nach Anſicht des Gerichtshofes nur 
inſoweit als ein gewoliter und dem normalen Verlauf der Dinge 
entſprechender Vorgang betrachtet werden, als es ohne eine als 
nicht normale Abnützung ſich darſtellende Schädigung des Kamins 
vor ſich geht; ſoweit das Ausbrennen als ſolches derartige Schä⸗ 
digungen des Kamins zur Folge hat, iſt es nicht mehr als eine 
gewollte Einwirkung des Feuers in dem Kamin anzuſehen; außer⸗ 
dem hat aber auch das beim Ausbrennen des Kamins durch Ent⸗ 
zündung des Glanzrußes entſtandene Feuer nicht den Charakter 


triebsvorgang unmittelbar beanſpruchten und zerſtörten Teile. Ge⸗ 
wollt ſind, wie das Gericht mit Recht ſagt, auch die letztgenannten 
Schädigungen nicht, darauf kommt es hier aber nicht an. Es 
iſt zu prüfen, ob es ſich um einen gewollten Betriebsvorgang 
handelt, der einen Brand zur Folge hätte. 

Ein Kamin dient regelmäßig nur zur Abführung der Gaſe. Wird 
der Kamin aber dem Feuer ausgeſetzt, ſo iſt der gewollte Betriebs⸗ 
vorgang die Einwirkung des Feuers. Daher iſt der Brand ein 
nicht erſatzpflichtiges Ereignis. Wird in einer Räucherei ein Feuer 
angezündet, jo ſoll zwar nur der Rauch wirken, aber unvermeidlich 
iſt dabei die Tatſache, daß ein Feuer (glimmende Späne) unterhalten 
werden muß. Daher iſt der durch dieſes Feuer in der Räucherkammer 
entſtehende Brand an den unmittelbar der Gefahr ausgeſetzten Waren 

kein erſatzpflicht ger Brand. 

Wäre die Anſchauung des Gerichts richtig, ſo müßte auch die 
Wäſche im Waſchtopf, die verbrennt, weil kein Waſſer vorhanden 
war, entſchädigt werden, denn auch dieſe Schädigung iſt nicht gewollt. 
Auch darüber iſt zu ſtreiten, ob es ſich beim Ausbrennen des Kamins 
um kein verwahrtes Feuer handelt. Es ſpielt dieſes hier keine 
Rolle. Bezweifeln kann man auch, ob die Zwangsanſtalt nicht be⸗ 
rechtigt iſt, gewiſſe Brandſchäden von der Erſaßpflicht auszu⸗ 
ſchließen, wenn aus verſicherungstechniſchen Gründen ſolche Schäden 
allgemein von allen Verſicherern ausgeſchloſſen werden. 

Ob Brände des Glanzruſſes im Kamin als ſchadenserſaßpflich⸗ 
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eines verwahrten Feuers, da dem Kaminfeger eine Einwirkung 
auf deſſen Umfang nicht möglich iſt; daß bei dem Ausbrennen des 
Kamins mit einem weiteren, über den normalen Vorgang hinaus⸗ 
gehenden Umgreifen des Feuers gerechnet werden muß, ergibt ſich 
auch aus den in § 19 (insbef. Ziff. 4) der Kaminfeger O. v. 29. Nov. 
1921 vorgeſchriebenen Vorſichtsmaßregeln. 

Daß Kaminbrände, die nicht durch das Ausbrennen des Kamins, 
ſondern durch einen ſelbſt entſtandenen Brand (z. B. Glanzruß⸗ 
brand) veranlaßt wurden, als Brandfälle i. S. des 58 2 GVG. zu 
betrachten ſind, wird auch von der Bekl. angenommen, und es 
wird von ihr zugegeben, daß der bei ſolchen Bränden am Kamin 
ſelbſt entſtandene Schaden zu vergüten iſt, obwohl es ſich auch hier⸗ 
bei um einen Schaden an einem Gegenſtand handelt, der be⸗ 
ſtimmungsgemäß dem Feuer ausgeſetzt iſt. Andererſeits wird auch 
von der Bekl. der durch einen beim Ausbreimen des Kamins ent⸗ 
ſtandenen Kaminbrand verurſachte Schaden inſoweit vergütet, als 
er nicht am Kamin ſelbſt entſtanden iſt; die letztere, von der Bekl. 
vertretene Anſicht würde folgerichtig dazu führen, daß auch, wenn 
bei einem durch Ausbrennen des Kamins verurſachten Brand⸗ 
ausbruchs das ganze Gebäude zerſtört wird, der Schaden am Kamin 
nicht zu erſetzen wäre; dies Ergebnis würde wohl auch von der 
Bekl. abgelehnt werden. 

Wie ſich aus den Beiſpielen ergibt, wollte die Kommiſſion 
die allzu weitgehende Inanſpruchnahme der Verſicherer für dere 
artige Schädigungen verhindern und die Haftung des Verſicherers 
für ſolche Schäden ausſchließen, die nach der Anſchauung des 
Lebens nicht mehr als Brandſchäden angeſehen werden können: 
Letzteres iſt aber bei Kaminbranden, gleichviel auf welche Ver⸗ 
anlaſſung oder Urſache ſie zurückzuführen ſind, nicht der Fall. 

Eine dem Standpunkt der Bekl. entſprechende, einſchränkende 
Auslegung des Begriffs des die Entſchädigungspflicht begründen⸗ 
den Brandereigniſſes i. S. des 8 2 VadGebäude ch. iſt nach An⸗ 
ſicht des Gerichtshofes im Hinblick auf den Charakter der Ge⸗ 
bäudeverſicherung als einer Zwangsverſecherung nicht zu billigen; 
wenn das BadGebäude G. m 8 9 vorſieht, daß die kraft des Ver⸗ 
ſicherungszwangs bei der Gebäudeverſicherung verſicherten Gebäude, 
ſoweit die Verſicherung reicht, anderweitig nicht verſichert werden 
dürfen, ſo hält es der Gerichtshof nicht für angängig, durch eine 
einſchränkende Auslegung des Begriffs des Brandereigniſſes die 
Haftung der Gebäudeverſicherungsanſtalt für Schädigungen der ver⸗ 
ſicherten Gebäude auszuſchließen, für die eine anderweitige Ver⸗ 
ſicherung, ſelbſt wenn ſie rechtlich zuläſſig ſein ſollte, doch praktisch 
kaum durchführbar ware. 

(Bad Gb., Eniſch. v. 25. Sept. 1928, N 2 43.) 
Mitgeteilt von Ger Aſſ. a. D. Hellweg, Münſter i. W. 


* 


2. 817 BadGem O. Verluſt des Gemeindeamtes in- 
folge Ausſchluſſes oder Austritts aus der betr. Wähler- 
vereinigung. f) 

L 


Mit Veſchl. des Stadtrats in R. v. 4. Jan. 1927 wurde der 
Stadtverordnete K. gem. § 17 GemO. feines Amtes als Stadtverord⸗ 
neter für verluſtig erklärt, nachdem die „Bürgervereinigung“, auf 
deren Vorſchlag er gewählt worden war, demſelben ſein Mandat durch 
Generalverſammlungsbeſchluß entzogen und diesbezüglichen Antrag ge⸗ 
ſtellt hatte. Die Beſchwerde des Stadtverordneten wurde von der 
Staatsauſſichtsbehörde zurückgewieſen. Der hiergegen erhobenen Klage 
an den VGH. wurde ſtattgegeben. 

Nach 8 17 GemO. verliert, wer aus der Partei oder Wähler⸗ 
gruppe, auf deren Vorſchlag er gewählt wurde, ausſcheidet, das ihm 


tiges Ereignis anzuſehen ſind, wenn der Glanzruß ſich durch die 
Wärme des Ofens entzündet, hängt davon ab, ob man den Ofen 
und den Kamin als einheitliche Anlage anſieht. Normalerweiſe iſt 
nur der Ofen, evtl. das Ofenrohr, der Wärme und dem Feuer be⸗ 
ſtimmungsgemäß ausgeſetzt. Der Kamin dient nur der Abführung 
der Gaſe, die normalerweiſe keine gefahrbringende Wärmewirkung 
ausüben. Daher kann man hier ſagen, daß ſie dem gefährdenden 
Betriebsvorgange nicht ausgeſetzt ſind. Entſteht gleichwohl ein 
Brand, ſo iſt der Schaden zu erſetzen. 
GerAſſ. a. D. Hellweg, Münfter i. W. 


Zu 2. Die bad. GemO. v. 5. Okt. 1921 (GVBl. 1922, 183) ber 
ſtimmt als 8 17: 

„Wer die Wählbarkeit verliert oder aus der Partei oder Wähler⸗ 
gruppe, auf deren Vorſchlag er gewählt wurde, ausſcheidet, verliert 
das ihm übertragene Amt. Die Entſcheidung hierüber ſteht dem Ge⸗ 
meinderat“ (kollegialiſcher Gemeindevorſtand) „zu. Seine Entſcheidung 
auf Verluſt des Amtes kann nach den Beſtimmungen des 8 16 Abſ. 5 
angefochten werden“ (Beſchwerde an die Staatsaufſichtsbehörde und 
gegen deren Entſcheidung die Beſchwerde an das Miniſterium des 
Junern und die Klage bei dem VGH.) „Die Beſchwerde oder Klage 
hat keine aufſchiebende Wirkung.“ 

Dementſprechend enthält 8 36 keine Vorſchrift darüber, wer Vor⸗ 
ſchlagsliſten einreichen kann, ſo daß alſo Vorſchlagsliſten unter dem 
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übertragene Amt. Hierzu genügt nicht, daß der Gewählte etwa inner 
lich mit der Partei zerfallen iſt oder in weſentlichen Punkten nicht 
mehr mit ihr übereinſtimmt, dies muß vielmehr auch äußerlich durch 
das Ausſcheiden — Austritt oder Ausſchluß aus der Partei — zum 
Ausdruck kommen. 

In den Satzungen der „Bürgervereinigung“ iſt der Ausſchluß 
eines Mitglieds aus der Vereinigung nicht vorgeſehen; es erhebt ſich 
daher die Frage, ob ein Ausſchluß überhaupt zuläſſig iſt. Nach $ 54 
BGB. finden auf Vereine, die nicht rechtsfähig ſind — um einen 
ſolchen handelt es ſich hier —, die Vorſchriften über die Geſellſchaft 
mit den ſich aus dem Weſen des Vereins ergebenden Modifikationen 
Anwendung (Warneyer, BGB., Aum. 1 zu 8 54). Da bei der⸗ 
artigen Vereinen mindeſtens ſtillſchweigend vereinbart iſt, daß der 
Verein beim Ausſcheiden eines Mitglieds fortbeſtehen ſoll und dies 
zweifellos auch bei dem hier in Frage ſtehenden Verein der Fall iſt, 
fo iſt auf ihn 8 737 BOB. anwendbar, wonach ein Mitglied wegen 
eines in ſeiner Perſon liegenden wichtigen Grundes ausgeſchloſſen 
werden kann, auch wenn der Ausschluß in der Satzung nicht vor⸗ 
geſehen iſt. Mangels einer Sagungsbeſtimmung der „Bürgervereini⸗ 
gung“ über den Ausſchluß kommen die allgemeinen Beſtimmungen 
über das Zuſtandekommen von Vereinsbeſchlüſſen, daher 37 ff. IV der 
Satzung, in Betracht, wonach bei Abſtimmungen die einjache Mehr⸗ 
heit der zahlenden Mitglieder entſcheidet. Dieſe Beſtimmung ſteht auch 
im Einklang mit 8 709 Abſ. 2 BOB. Da die Vereinigung 84 zah⸗ 
lende Mitglieder zählt, dem Beſchluß der Generalverſammlung aber 
nur 26 Mitglieder zugeſtimmt haben, iſt die für den Ausſchluß er⸗ 
forderliche Mehrheit nicht vorhanden geweſen, der Ausſchluß alſo nichl 
ſatzungsgemäß beſchloſſen worden. Wenn auch die Satzung ſtets dahin 
ausgelegt worden iſt, daß die Mehrheit der erſchienenen, nicht 
der zahlenden Mitglieder entſcheidet, um eine geordnete Geſchäfts⸗ 
führung zu ermöglichen, ſo würde dies mit der genannten Satzungs⸗ 
beſtimmung nicht zu vereinbaren ſein, eine ſolche Auslegung der 
Satzung überdies die Rechte der Mitglieder erheblich beeinträchtigen, 
weil dann Beſchlüſſe von großer Tragweite durch eine kleine Zufalls⸗ 
mehrheit gefaßt werden könnten, bei denen keinerlei Gewähr dafür 
beſteht, daß ſie dem Willen der Mehrheit der Vereinsmitglieder ent⸗ 
ſprechen. Da außerdem dem Kl. keine Kenntnis von der beabſichtigten 
Ausſchließung und keine Gelegenheit zur Außerung gegeben worden 
war, hätte ſchon aus dieſem Grunde dem Ausſchließungsbeſchluß, ſelbſt 
wenn er mit der nötigen Mehrheit gefaßt worden wäre, keine Wirk⸗ 
ſamkeit beigemeſſen werden können. Es muß angenommen werden, daß 
auch bei den nicht rechtsfähigen Vereinen die Ausſchließung regel⸗ 
mäßig unwirkſam iſt, wenn dem Betroffenen das rechtliche Gehör ver⸗ 
fagt worden it (vgl. JW. 1925, 49). Eine ſtrenge Beurteilung der 
Frage, ob ein vorſchriftsmäßiger Ausſchluß ans der Partei ſtattgefunden 
hat, entſpricht durchaus dem Zweck und Sinn des 8 17 Gem., dem 
nach ſeiner Entſtehungsgeſchichte der Grundſatz der politiſchen Sauber⸗ 
keit und des politiſchen Anſtandes zugrunde liegt. Dieſem Grundſatz 
würde es aber nicht entſprechen, wenn von einer kleinen Gruppe von 
Vereinsmitgliedern ohne Einhaltung der Satzungsbeſtimmungen und 
ohne Anhörung des Betroffenen einem mit einer die Zahl der Vereins⸗ 
mitglieder weit überſteigenden Mehrheit Gewählten das Gemeindeamt 
entzogen werden könnte. 

(Bad., Urt. v. 31. Mai 1927, Nr. 1444 in Bad Verwg 1927, 141.) 


II. 


Auf das Vorbringen des Vertrauensmannes der „Volkspartei“, 
daß der zum Gemeinderat gewählte Maurer G. das Vertrauen der 
Partei verloren habe, weil „er ſich bei dev Wahl ſelbſt nicht beteiligt, 


Geſamtnamen einer Partei oder eines Vereins zuläſſig ſind. Die Ab⸗ 
hängigkeit kann ſich aber nur auf das außere Merkmal der Mil» 
gliedſchaft beziehen, denn nach 8 51 (4) und 8 55 (1) find die Mit» 
glieder des Gemeinderats und die Gemeindeverordueten an Aufträge 
nicht gebunden; nur das Wohl der Gemeinde und der Einwohuerſchaft 
nach Maßgabe ihrer freien Überzeugung darf im Rahmen der Geſetze 
für ihre Verwaltungstätigkeit beſtimmend ſein. Ob dieſe Vorſchriften 
miteinander und mit Art. 17 II RVerf. verträglich find, will ich nicht 
prüfen. Nur möchte ich das Wort von der politiſchen Sauberkeit und 
dem politiſchen Anſtand, das offenbar nicht nur für badiſche Ver⸗ 
hältniife allein gilt, nicht ohne Widerſpruch laſſen. Im alten Reichs⸗ 
tage haben ſich die gewählten Abgeordneten ſtets für befugt gehalten, 
von einer Partei zur anderen als Mitglieder oder Hoſpitanten über⸗ 
zugehen, neue Parteien zu bilden, alte zu verjchinelzen oder zu 
trennen, und die damaligen Parteiführer, unter denen allerſeits hoch⸗ 
verehrte Männer waren, würden ſich mit Recht befremdet gefühlt 
haben, wenn man ihre Tätigkeit als Mangel an Sauberkeit und 
Anſtand bezeichnete. Anbererjeit3 kann auch innerhalb des Klubs, von 
dem der Wahlvorſchlag ausgegangen iſt, die Mehrheit von Monat zu 
Monat wechſeln, und der Gewählte handelt nicht unanſtändig, wenn 
er demgegenüber ſeine eigene Überzeugung feſthält und entwickelt. 
Im übrigen beſchäſtigen ſich beide Urteile nur mit Fragen des 
Vereinsrechts, alſo des bürgerlichen Rechts. Der Auwendung des 
8737 BGB. auf rechtsfähige Vereine wird von dem neueſten Schrift⸗ 
ſteller, Henle, Bürgerl. Recht 1, 433 bei Anm. 8 widerſprochen. 
Die Anwendung auf nichtrechtsfähige Vereine iſt jedenfalls durch 
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überhaupt mit der Partei bis zum heutigen Tage nicht geſprochen 
habe und weil ſeine Brüder und Söhne für die andere Partei ge⸗ 
worben und fogar die Wahlzettel für dieſe herumgetragen hätten“, 
und daß ihm deshalb fein Amt abgeſprochen werden müſſe, erklärte 
der Gemeinderat den G. ſeines Amtes als Gemeinderat für verluſtig. 
Der gegen die beſtätigende Entſch. der Staatsauſſichtsbehorde er» 
hobenen Klage wurde ſtattgegeben. 

Bei der ſog. „Volkspartei“, auf deren Vorſchlag G. gewählt 
wurde, handelt es ſich nicht um eine organiſierte Partei, ſondern um 
eine erſt gelegentlich der Wahl gebildete Vereinigung von Wahl⸗ 
berechtigten, die jeder Organiſation entbehrt, keine Satzung und keinen 
Vorſtand beſitzt und keine Mitgliedsbeiträge erhebt. Es kann zweifel⸗ 
haft ſein, ob eine derartige loſe Vereinigung, deren Mitgliederkreis 
ſich in keiner Weiſe jeſtſtellen läßt, überhaupt als eine Wählergruppe 
i. S. des § 17 GemO. gelten kann. Jedenfalls iſt bei einer ſolchen 
nicht organiſierten Wählergruppe ein Ausſchluß begrifflich nicht mög⸗ 
lich, wie auch mangels einer Satzung kein Organ vorhanden iſt, das 
über den Ausſchluß entſcheiden könnte. Insbeſ. können die Unter⸗ 
zeichner der Wahlvorſchlagsliſte nicht als ein ſolches Organ betrachtet 
werden, da dieſen — abgeſehen von der Bezeichnung des Vertrauens⸗ 
mannes und ſeines Stellvertreters — in der Gemeindewahlordnung 
beſondere Befugniſſe als Vertreter der betr. Wählergruppe über die 
Wahl hinaus nicht zugewieſen ſind. Auch für die Annahme eines 
Austritts fehlt jeder Nachweis. G. betrachtet ſich vielmehr nach 
wie vor als zu der „Volkspartei gehörig. Daß G. bei der Wahl 
ſelbſt nicht abgeſtimmt hat, iſt nicht genügend, die Anwendung des 
817 GemO. zu rechtfertigen. Die Ausübung des Wahlrechts iſt zwar 
nach 8 3 Abf. 2 bad. Verf. eine allgemeine Bürgerpflicht, Nicht⸗ 
beachtung zieht aber keine weiteren Folgen nach ſich. Hieraus kann 
auch nicht auf einen Austritt aus der Wählergruppe geſchloſſen 
werden. Bei Erlaſſung der Vorſchrift des 817 GemO. hatte man 
Fälle im Auge, bei denen ein Ausſcheiden des Gewählten aus der 
Partei oder Wählergruppe, auf deren Vorſchlag er gewählt worden 
war, unzweifelhaft erfolgt iſt und danach ſein weiteres Verbleiben in 
dem gemeindlichen Ehrenamt mit dem politiſchen Anſtand und der 
politiſchen Moral unvereinbar wäre; keinesfalls ſollte aber durch die 
Vorſchrift die Möglichkeit geſchafſen werden, daß bei Mißhelligke'ten 
zwiſchen dem Gewählten und einzelnen ſeiner Wähler durch einen 
kleinen Teil der letzteren dem Gewählten ſein gemeindliches Ehrenamt 
entzogen wird. 

(Babs, Urt. v. 21. Juni 1927, Nr. 1640 in Bad Verwg. 1927, 143.) 


* 

3. 8 80 bad. Pol StGB.; § 360 StGB. Polizeiliches 
Einſchreiten gegen ruheſtörenden Lärm beim Betrieb einer 
Kegelbahn }) 

Zufolge einer Beſchwerde mehrerer Nachbarn über das Geräuſch, 
welches durch das bis 12 Uhr nachts ſtattfindende Kegeln in der 
Kegelbahn einer Wirtſchaft verurſacht wurde, erließ das Bezirksamt, 
nachdem die Art der Erfüllung der zunächſt gemachten Auflagen eine 
zureichende Abhilfe nicht gebracht hatte, auf Grund des 830 Run 
StGB. die Verfügung, daß die Benutzung des geräuſchvollen Holz⸗ 
kegelſpiels von 10 Uhr abends ab zu unterbleiben habe. Die hier⸗ 
gegen erhobene Klage wurde abgewieſen. 

Der Gerichtshof konnte nicht die Überzeugung gewinnen, daß die 
vom Kl. getroffenen Maßnahmen den Erfolg hatten, daß das mit 
der Benützung der Kegelbahn verbundene Geräuſch ſich in ſolchen 
Grenzen hielt, daß die nächtliche Ruhe der Anwohner nicht mehr 
geſtört wurde. Nach 830 Abi. 1 Pol StGB. iſt es die Aufgabe der 
Polizeibehörde, ordnungswidrige Zuſtände zu beſeitigen und ihre Ent⸗ 


854 StGB. gedeckt; die Ausſchließung iſt aber nur zuläſſig, wenn 
ein Geſellſcha ter eine ihm nach dem Geſellſchaſtsvertrage obliegende 
weſentliche Verpflichtung verletzt; die Abſtimmung im Bürgerausſchuß 
(der Gemeindevertretung) kann aber nicht Gegenſtand einer nach dem 
Geſellſchaftsvertrage obliegenden Verpflichtung ſein, inſofern ſpielt auch 
das öffentliche Recht wieder hinein. 

Nicht ausgeſchloſſen iſt, daß das ordentliche Gericht, vor dem 
auf Anerkennung der Mitgliedſchaft oder auf Austeilung des Vereins⸗ 
vermögens nach 8 738 BGB. geklagt wird, zu einer anderen Auf» 
faſſung kommt, als der VG. 

Für Preußen und Sadjjen haben dieſe Urteile keine Bedeutung, 
denn hier geht das Amt nicht verloren, wenn der Gewählte der Partei, 
für die er gewählt iſt, nicht beitritt, oder ſeine Partei wechſelt. Auch 
durch Ortsſazung kann eine ſolche Beſtimmung nicht getroffen werden 
(Pr OVG. 77, 136; 78, 88; PrVerwBl. 43, 405; 45,34; SächſO ch.: 
SächſchemzZtg. 1927, 549). \ : 
IR. Karl Friedrichs, Ilmenau. 


Zu 3. Nach 8 360 Ziff. 11 SGB. wird mit Geldſtrafe bis zu 
150 RA oder mit Haft beſtraft, wer ungebührlicherweiſe ruheſtören⸗ 
den Lärm erregt oder wer groben Unfug verübt. Die vorliegende 
Strafandrohung und das polizeiliche Gebot, von einer beſtimmten 
Nachtſtunde ab den Kegelbetrieb einzustellen, decken ſich nicht mit der 
Norm des 8 360 Ziff. 11 StGB. Das Sächſ Och. hebt in ſeiner 
Entſch. v. 7. Nov. 1906 (Reger 27, 625) zutreffend hervor, daß 
polizeiliche Anordnungen vorliegender Art nur zuläſſig ſind, wenn 


_ 

ſtehung zu hindern. Zu den ordnungswidrigen Zuſtänden gehören 
ſolche, welche ſich als eine Störung der guten Ordnung des Gemein⸗ 
weſens, des geſellſchaftlichen Zuſammenlebens, darſtellen. Unter die 
hierin enthaltenen Werte fällt auch die Geſundheit ſelbſt nur eines 
einzelnen wegen der Bedeutung auch des einzelnen für das Ganze. 
Eine gute Ordnung des Gemeinweſens verlangt daher ein ſo ge⸗ 
ordnetes menſchliches Zuſammenleben, ein ſolches Verhalten des ein⸗ 
zelnen, wenn es über fein Einzeldaſein, insbeſ. den Bereich ſeiner 
Privatwohnung, hinaus und in das geſellſchaftliche Zuſammenleben 
eingreift, daß auch die Geſundheit einer einzelnen Perſon nicht ge⸗ 
fährdet wird. Die Störung der nächtlichen Ruhe bedeutet eine Ge⸗ 
fährdung der Geſundheit wegen ihrer bei den Anforderungen, welche 
das Erwerbs⸗ und Verkehrsleben des Tages an die Kräfte und die 
Geſundheit des Menſchen ſtellen, beſonders erheblichen Bedeutung für 
ſeine Geſunderhaltung. Die nächtliche Ruhe gehört daher zur guten 
Ordnung des Gemeinweſens, ihre Aufrechterhaltung iſt daher Aufgabe 
der Polizei ohne Rückſicht darauf, ob nur ein einzelner oder eine 
Mehrheit von Perſonen durch ihre Störung betroffen werden. 

Nun wäre allerdings „das Zuſammenleben der Menſchen nicht 
möglich, wenn jeder verpflichtet wäre, alles zu unterlaſſen, was 
anderen Nachteil bereitet und geſellſchaftliche Werte zerſtört. Um der 
geſellſchaftlichen Notwendigkeit willen wird der Freiheit auch auf dieſe 
Gefahr hin noch Spielraum gewährt; neben ſpärlichen Rechtsſätzen iſt 
es die Sitte, welche die genauere Grenze beſtimmt“ (vgl. O. Mayer, 
Deutſches Verw. Bd. 1 3. Aufl. § 20). Allein eine Erwägung dieſer 
Art kann zugunſten des Kl. nicht angeſtellt werden. Zunächſt verlangt 
gerade die Sitte, die die gute Ordnung des Gemeinweſens beſtimmende 
geſellſchaftliche Anſchauung, daß zur Nachtzeit Ruhe herrſcht, und dann 
könnte auch nicht etwa dem Kegeln als einer im weſentlichen nur 
dem Vergnügen dienenden Betätigung eine den Schutz der Nachtruhe 
überwiegende Bedeutung für die Intereſſen der Allgemeinheit zu⸗ 
erkannt werden. Das Bezirksamt war ſomit im öffentlichen Intereſſe 
tätig und hat nicht, wie der Kl. behauptet, zugunſten einzelner in 
eine zur Zuſtändigkeit des bürgerlichen Richters gehörende nachbar⸗ 
rechtliche Streitigkeit i. S. des BGB. eingegriffen. Auch das ſächſ. 
Oberverwaltungsgericht hat in ſeiner Entſch. v. 7. Nov. 1906 
(Reger, Entſch. 27, 625) aus ähnlichen Erwägungen ein polizeiliches 
Einſchreiten gegen lärmende Ausübung eines Kegelbetriebs für zu⸗ 
läſſig erachtet, ohne Rückſicht darauf, ob durch den Lärm die all⸗ 
gemeine Nachtruhe oder nur die eines individuell begrenzten Perſonen⸗ 
Rreifes oder einer einzelnen Perſon beeinträchtigt worden iſt. Das 
preuß. Oberverwaltungsgericht erblickt in ſtändiger Rſpr. 
in der fortgeſetzten Störung der Nachtruhe, die von 10 Uhr abends 
zu rechnen ſei, eine Gefahr i. S. des 8 10 II 17 ALR. und hält das 
Eingreifen der Polizei zum Schutze auch nur eines der Anwohner 
für berechtigt, wobei allerdings zu berückſichtigen iſt, daß in der an⸗ 
geführten geſetzlichen Beſtimmung ausdrücklich auch die Abwendung 
der einzelnen Mitgliedern des Publikums bevorſtehenden Geſahren 
der Polizei zur Pflicht gemacht wurde (vgl. Urt. v. 2. März 1905: 
PrVerwBl. 27, 855; Urt. v. 4. Nov. 1926: GewArch. 24, 321). 

Durch die angefochtene Verfügung des Bezirksamts wurde auch 
der im 8 30 Abſ. 2 PolStc B. enthaltene Grundſatz der Verhältnis⸗ 
mäßigkeit des polizeilichen Einſchreitens nicht verletzt. Die zeitliche 
Beſchränkung des Kegelſpiels mit Holzkugeln und Holzkegeln auf 
10 Uhr abends iſt als nach Lage des Falles geboten anzuerkennen. 
Dieſe Stunde kann nach herrſchender Anſchauung und Gewohnheit, 
jedenfalls aber nach den Lebensgewohnheiten der im vorl. Falle zu 
ſchützenden Perſonen als die für den Beginn der Nachtruhe maßgebende 
angeſehen werden. 


(Bad BH., Urt. v. 14. Juni 1927, Nr. 1582 in Bad Verw. 1927, 
166) 
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fie aus ſicherheits⸗ oder wohlfahrtspolizeilichen Gründen zum Schutze 
des allgemeinen Wohls getroffen werden müſſen. Im Intereſſe der 
Geſunderhaltung des Vollksganzen iſt jede Störung der nächtlichen 
Ruhe tunlichſt zu verhindern und ein Eingreifen der Polizeibehörde, 
die inſoweit im Intereſſe des allgemeinen Wohls tätig wird, zuläſſig; 
es liegt hier kein Eingriff in die Gewerbefreiheit vor, ſondern lediglich 
eine Beſchränkung in der Ausübung des Gewerbes, wie ſolche bei⸗ 
ſpielsweiſe auch in der Anordnung der Polizeiſtunde zu finden iſt. 
Selbſtverſtändlich kann die Polizeibehörde nicht jede nächtliche Ruhe⸗ 
ſtörung verbieten, denn damit würde das Wirtſchaftsleben geſchädigt, 
vielmehr bedarf es in jedem Falle einer Abwägung der Gründe, die 
vom Standpunkte der Allgemeinheit aus für oder gegen die Ein⸗ 
haltung der Nachtruhe ſprechen. Da durch das Kegelſpiel, wie das vor⸗ 
liegende Urteil ausführt, die Nachtruhe erheblich geſtört und die Ge⸗ 
ſundheit der Umwohnenden gefährdet wurde, fo wax das polizeiliche 
Einſchreiten und die Unterſagung des Kegelſpiels während der Nacht⸗ 
zeit zuläffig. Dem Urteile iſt ſonach beizutreten. 

Ob ein Vorgehen aus 8 360 Ziff. 11 im vorl. Falle möglich 
geweſen wäre, iſt zweifelhaft. Nur wenn „ungebührlicherweiſe“ ruhe⸗ 
ſtörender Lärm verurſacht wird, ſchlägt 8 360 Ziff. 11 ein. Ungebühr 
liegt nach herrſchender Anſicht vor, wenn durch die Ausübung des 
Gemerbebetriebes die ordnungsmäßigen Grenzen in einer die All⸗ 
gemeinheit unnötig beläſtigenden Weiſe überſchritten werden und 
infolgedeſſen der Gewerbebetrieb mit der beſtehenden öffentlichen Ord⸗ 


Rechtſprechung 


[Juriſtiſche Wochenſchrift 


4. 844 bad. GemO. v. 5. Okt. 1921. Befugnis des 
Bürgermeiſters zur Klageerhebung. f) 

Namens der Stadtgemeinde E. als Bezirksfürſorgeverband hat 
der Bürgermeiſter biefer Gemeinde gegen einen anderen Bezirks⸗ 
fürſorgeverband verwaltungsgerichtliche Klage wegen Erſatzes von 
Armenpflegekoſten erhoben. 

Nach § 44 Abſ. 1 u. 2 GemO. ift der Bürgermeiſter befugt, die⸗ 
jenigen einfacheren Geſchafte der laufenden Verwaltung, die in An⸗ 
wendung beſtimmter geſetzlicher oder gemeindlicher Vorſchriften ſich 
wiederkehrend ergeben, ſelbſt zu erledigen und dringende Geſchafte, 
deren Erledigung nicht bis zur Einberufung der Gemeinderatsſitzung 
verzögert werden darf, in eigener Zuftändigkeit zu beſorgen. Hin⸗ 
ſichtlich der Erhebung der vorl. Klage war keiner dieſer Fälle ge⸗ 
geben. Die Erhebung einer Klage gehört nämlich nicht zu den 
aus der Anwendung beſtimmter Vorſchriften ſich wiederkehrend er⸗ 
gebenden „einfacheren Geſchäften der laufenden Verwaltung“, und 
um ein dringendes Geſchäft i. S. dieſer Vorſchrift handelt es ſich 
auch nicht, zumal für die Erhebung der Klage der hier gegebenen 
Art eine Friſt geſetzlich nicht feſtgeſetzt iſt. 

Von 844 Abſ. 1 u. 2 GemO. abgeſehen kann der Bürgermeiſter 
in einem Rechtsſtreite nur inſoweit als legitimierter Vertreter einer 
Gemeinde gelten — für die Vertretung einer Gemeinde als Bezirks⸗ 
fürſorgeverband gilt nichts anderes —, als ſeinen Erklärungen ein 
Beſchl. des Gemeinderats zugrunde liegt (8 18 Abſ. 1 Gem.), der durch 
die Erklärungen des Bürgermeiſters ausgeführt wird (8 42 Abſ. 1 
Satz 2 u. 3 GemdO .). Der Gerichtshof nahm nach Lage des Falles 
jedoch an, daß der vorl. Mangel in der Vertretungsbefugnis da⸗ 
durch geheilt wurde, daß die Erhebung der Klage durch den Ge⸗ 
meinderat nachträglich genehmigt wurde. 

(Bad Gy., Urt. v. 12. Okt. 1926, Nr. 2371 in Bad Verwz. 1926, 152.) 


Sachſen. 
Sächſiſches Oberverwaltungsgericht. 
Berichtet von RA. Dr. Taeſchner, Leipzig. 

1. Art. 129 RVerf. Beamteneigenſchaft der im Ge⸗ 
meindedienſte Beſchäftigten nach den Beſtimmungen der 
Sächſ GemO. Keine Auerkennung beamtenähnlicher Dienſt⸗ 
verhältniſſe. 

Der ehemals als beamteter Stadtſekretär beſchaftigte Kl. wurde 
wegen außerdienſtlicher Verfehlungen vom Stadtrat ſeiner Stelle 
enthoben und mit ſeinem Einverſtändniſſe ab l. April 1926 als 
Kanzleioberaſſiſtent auf Grund des Orts. v. 3. Jan. 1885 nebſt 
Nachträgen weiterbeſchäftigt. Gegen die am 22. Febr. 1927 verfügte 
Kündigung für 31. März 1927 erhob der Kl. Rekurs, weil 
Kündigungsgründe gegen ihn nicht beſtünden. Die Kreishauptmann⸗ 
ſchaft verwarf den Rekurs als unzuläſſig, weil das Anſtellungsver⸗ 
hältnis des Kl. ſeit 1. April 1926 nicht mehr im öffentl. Rechte 
wurzele, vielmehr ein nach dem Privatrecht zu beurteilender Dienſt⸗ 
vertrag vorliege. Auf Anfechtungsklage weiſt das OVG. die Sache 
zu anderweiter Entſch. gem. $ 82 Abſ. 1 BRPG. an die Kreis⸗ 
hauptmannſchaft zurück: 

Das Orts. v. 3. Jan. 1885 läßt gegen die Gemeindeunter⸗ 
beamten und die übrigen „Angeſtellten“ das Diſziplinarſtrafver⸗ 
fahren ſowie eine vorläufige Enthebung vom Amte zu, verlangt 
dienſtbehördliche Genehmigung zum Betriebe eines Gewerbes, zur 
Übernahme von Nebenämtern oder entgeltlichen Nebenbeſchäftigungen, 
verbietet die Annahme von Geſchenken und Belohnungen und be⸗ 
zeichnet den Stadtrat als Anſtellungs⸗ und Dienſtbehörde i. S. des 
Zivelſtaatsdiener. v. 7. März 1835 und 3. Juni 1876, wobei noch 
beſonders zum Ausdruck gebracht wird, daß ihm das Recht zu ihrer 
Ernennung zuſteht. Ein Unterſchied zwiſchen den Gemeindebeamten 


nung unverträglich iſt (vgl. Olshauſen, StGB., zu § 360 Ziff. 11). 
Hiernach würde m. E. ein Einſchreiten aus 8 360 Ziff. 11 StGB. 
möglich geweſen ſein. RA. Dr. Taeſchner, Leipzig. 


Zu 4. Das Urt. ſcheidet nicht mit der nötigen Schärfe die 
materielle und die formelle Vertretungsbefugnis des Bürgermeiſters. 
Iſt er in den Fällen des 8 42 BadGem . auch materiell gebunden, 
ſo iſt er doch nach außen hin auch hier zur Vertretung der Ge⸗ 
meinde legitimiert. Er gibt danach „namens der Gemeinde die er⸗ 
forderlichen Erklärungen ab und unterzeichnet die ergehenden Ver⸗ 
fügungen“; freilich nur „auf Grund der gefaßten Beſchlüſſe“, die 
ihn erſt zu den erforderlichen Verhandlungen ermächtigen; aber hier⸗ 
bei handelt es ſich um ein Internum der Gemeinde. Der Bürger⸗ 
meiſter iſt dem Gemeindeamt dafür verantwortlich, daß er ſich im 
Rahmen der Beſchlüſſe hält. Dem Dritten gegenüber erſcheint er 
jedenfalls legitimiert, und es iſt nicht Sache des Gerichts, nach⸗ 
zuprüfen, ob der Bürgermeiſter bei Erhebung der Klage materiell 
durch einen Gemeindebeſchluß gedeckt iſt. 

Die Rechtsſtellung des Bürgermeiſters iſt inſofern nicht anders 
als die des Bürgermeiſters oder Gemeindevorſtehers nach preuß. 
Recht. Auch dieſe ſind in ihren Entſchließungen materiell gebunden, 
nach außen hin aber anerkanntermaßen ohne weiteres zur Erhebung 
einer Klage legitimiert. Stadtſynd. u. Doz. Loewe, Kiel. 


— 
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und den Angeſtellten tft in dem Orts. nur inſofern gemacht, als 
den Angeſtellten das Recht auf Penſion vorbehalten ſein ſoll und 
ihnen nicht ohne weiteres zuſteht. 

Die GemO. hat keine grundſäßzliche Anderung des Beamten⸗ 
begriffs gebracht und namentlich nichts darau geändert, daß das 
Dienſtverhältnis der im Gemeindedienſt Beſchäftigten nur in den 
Formen des Beamtenverhältniſſes oder des privatrechtlichen Dienſt⸗ 
verhältniſſes begründet werden kaun. Die Anſicht der Gemeinde, 
der Kl. ſei durch feine Unterſtellung unter das Orts. v. 3. Jau. 
1885 als fog. dauernder Angeſtellter zu ihr in ein beamtenähn⸗ 
liches Verhältnis öffentlich⸗ rechtlicher Art getreten, das weder 
ein eigentliches Beamtenverhältnis noch ein bürgerlich⸗rechtliches 
Dienſtverhältnis ſei, iſt unzutreffend. Die Anerkennung derartiger 
Miſchformen würde zu einer Unſicherheit über die Anwendung be⸗ 
amtenrechtlicher Vorſchriften, z. B. der Grundſätze des Art. 129 
RVerf., führen. Der Kl., der unbeſtritten durch einen Verwaltungs⸗ 
akt wieder angeſtellt und dem Orts. v. 3. Jan. 1885 unterworfen 
worden iſt, iſt Beamter. Das Verhältnis des Kl. zur Gemeinde kann 
feinen: ganzen Inhalte nach, insbeſ. in Anſehung der Kündigung, 
nur nach öffentl. Rechte beurteilt werden. Der Rekurs gegen die 
Kündigung des Stadtrats war zuläſſig. Die Kreishauptmannſchaft 
hat zu Unrecht den Rekurs als unzuläſſig verworfen und muß in 
eine ſachliche Prüfung der Streitfrage eintreten. Ihr wird die nun⸗ 
mehr zu treffende neue Entſch. nach 8 82 Abſ. 1 VRpPflGZ. überlaſſen. 

(SächſOVG., III. Sen., Urt. v. 25. April 1928.) 


Heſſen. 
Heſſiſcher Verwalkungsgerichtshof. 
Berichtet von RA. Horch, Mainz. 


1. Die Kommunaliſierung des Beerdigungsweſens 

einer Landgemeinde bedarf nicht der Form einer Orts- 
atzung. 
In, Der Gemeinderat der heſſiſchen Gemeinde Z. hat beſchloſſen, 
den ſämtlichen in der Gemeinde Verſterbenden den Leichenwagen 
koſtenlos zur Verfügung zu ſtellen, dieſen auf Verlangen unent⸗ 
geltlich einen Begräbnisplatz einzuräumen und außerdem Sarg und 
Grabkreuz Koſtenlos zu liefern. Der Kreisdirektor beanſtandete den 
Beſchluß als ungeſetzlich mit der Begründung, daß dieſer nur in 
Form einer Ortsſatzung möglich ſei, während eine Ortsſatzung der 
Genehmigung durch den Kreisdirektor bedürfe. In Übereinſtimmung 
mit den Vorinſtanzen wies der BSH. dieſe Beanſtandung als un⸗ 
begründet zurück aus folgenden Gründen: 

Nach Art. 15 Hei. Landgemeindeordnung (LG.) iſt eine 
Gemeinde in gewiſſen Fällen zum Erlaß einer Ortsſatzung beſugt, 
und zwar ſind drei Fälle zu unterſcheiden: 1. Angelegenheiten der 
Gemeinde ſowie ſolche Rechte und Pflichten ihrer Angehörigen, Hirte 
ſichtlich deren dieſes Geſetz, d. h. die LG., Verſchiedenheiten ge⸗ 
ſtattet, wie zum Beiſpiel Befreiung von Einzugsgeld; 2. An⸗ 
gelegenheiten, über die dieſes Geſetz keine ausdrückliche Beſtim⸗ 
mungen enthält; 3. Gegenſtände, die durch beſonderes Geſetz aus⸗ 
drücklich Ortsſatzungen überlaſſen find, Den Punkt 2 könnte man 
nach ſcinem bloßen Wortlaut dahin auslegen, daß ein Ortsſtatut 
immer erlaſſen werden könnte, wo es ſich um die Regelung von 
Rechten und Pflichten handelt, vorausgeſetzt, daß es ſich im Rahmen 
von Gemeindeangelegenheiten hält. Der Annahme einer derart weiten 
Ermächtigung widerſpricht indes Punkt 3, der die Form der Orts⸗ 
ſatzung neben den in 1 und 2 aufgeführten Fällen nur für ſolche 
Gegenſtände zuläßt, die durch beſondere Geſetze der Regelung durch 
Orksſatzung überlaſſen find, jo daß dann unter Punkt 2 nur Uns 
gelegenheiten der Gemeinde verfaſſung fielen, über die die LO. 
keine Beſtimmungen getroffen hätte. Da nun eine Kommuualiſierung 
des Beerdigungsweſens weder zu den Angelegenheiten gehört, hin⸗ 
ſichtlich deren die LED. Verſchiedenheiten geſtattet, noch zu ſolchen, 
die unter die Gemeindeorganiſation fallen, ſo wäre eine Regelung 
durch Ortsſtatut nur dann möglich, wenn ein beſonderes Geſetz dieſen 
Weg ausdrücklich zuließe. 5 80 75 

Dies ift hier zu verneinen. Das heſſiſche Geſetz über das Be⸗ 
erdigungsweſen v. 22. Juli 1905 enthält allerdings eine Ermächti⸗ 
gung zum Erlaß von Ortsſatzungen: in Art. 5 werden die Gemeinden 
angewieſen, durch Ortsſatzung eine Begräbnis⸗ und Friedhofsord⸗ 
nung zu erlaſſen. Daraus ergibt ſich jedoch nicht, daß eine Kom⸗ 
munaliſierung des Beerdigungsweſens in dem von der Gemeinde 
geplanten Umfang durch dieſe Ermächtigung begründet werden 
kann. Aus dem ganzen Sinn des Geſetzes läßt ſich eine ſo weit 
reichende Ermächtigung nicht ableiten; auch nicht, wenn man zur 
Erläuterung des in Art. 5 erteilten Auftrags, eine Begrabnis⸗ und 
Friedholsordnung zu erlaſſen, die in Art. 2 den Gemeinden über⸗ 
tragenen Au gaben heranzieht; darin wird den Gemeinden außer der 
Einrichtung von Friedhöſen und Leich nhallen auferlegt: „die nach 
den örtlichen Verhältniſſen für die Verbringung und Beerdigung der 
Leichen erforderlichen Vorkehrungen zu treffen“. Zu den er⸗ 
forderlichen, d. h. nötigen, Vorkehrungen iſt aber die Einräumung 
eines Rechts auf die unentgeltliche Überlaſſung von Särgen und 
Grabkreuzen, außer an Unbemittelte, nicht zu rechnen. Somit, beſteht 
keine rechtliche Möglichkeit, die Kommunaliſierung des Beerdigungs⸗ 
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weſens in dem von der Gemeinde beabſichtigten Umfang durch 
Ortsſtatut zu regeln. 

Es blieb alſo nur der Weg eines einfachen Gemeinderats⸗ 
beſchluſſes, wie er hier vorliegt, durch den nach Anſicht des Gerichts 
Rechte und Pflichten begründet werden können. 

(Heſſdchh., Urt. v. 30. Juni 1928, Nr. VGH 4/28.) 
* 


2. Art. 129 RVerf.; Art. 98 heſſ. StO. Eine Gewerk⸗ 
ſchaft von Gemeindebeamten iſt nicht befugt, einen Beſchl. 
einer Stadtverordnetenverſammlung über die Gehalts- 
bezüge der Gemeindebeamten anzu fechten. Auch den Be⸗ 
amten ſelbſt ſteht dieſes Recht dann nicht zu, wenn durch 
den Beſchuß öffentliche Belange berührt werden. f) 

Die Stadtverordnetenverſammlung der Stadt W. hatte be⸗ 
ſchloſſen, die den Reichsbeamten im Dez. 1926 bewilligte einmalige 
Beihilfe den ſtädt. Beamten nur bis einſchließlich der Beſoldungs⸗ 
gruppe VI zu gewähren. Die Gewerkſchaft Heſſ. Gemeindebeamten, 
der der größte Teil der ſtädt. Beamten als Mitglieder angehört, 
hat dieſen Beſchluß ſowohl eigenen Namens, wie in Vollmacht 
einiger Beamter durch Klage im Verwaltungsſtreitverfahren unter 
der Begründung angefochten, daß den Beamten der Stadt W. nach 
der ſtädt. BeſoldO. ein geſetzliches Recht auf ſämtliche Bezüge der 
Reichsbeamten zuſtehe. Während die Vorinſtanz der Klage ſtattgab, 
wurde dieſe von dem VGH. als unzuläſſig abgewieſen, und zwar 
aus folgenden Gründen: 

Nach der feſtſtehenden Rſpr. der Verwaltungsgerichte (vgl. 
VGH. I, 67/77) hat die Vorſchrift des Art. 98 heſſ. Städte O. über 
die Anfechtung von Stadtverordnetenbeſchlüſſen nicht die Bedeutung, 
daß auf Grund derſelben die Anfechtung folder Beſchlüſſe ſchlecht⸗ 
hin zuläſſig ſein ſoll. Grundſätzlich iſt nur derjenige als anfechtungs⸗ 
berechtigt anzuſehen, der hierdurch in ſeinem eignen perſönlichen 
Intereſſe berührt wird. Im vorl. Falle hat nun die Gewernkſchaft 
in erſter Linie in eigenem Namen als Berufsorganiſation geklagt, 
da ſie ſatzungsgemäß die rechtlichen und beruflichen Intereſſen 
ihrer Mitglieder wahrzunehmen habe. Inſoweit iſt die Klage von 
vornherein als unzuläſſig zu erachten. Denn die Gewerkfchaft ſelbſt 
iſt durch den angefochtenen Stadtverordnetenbeſchluß in ihren 
eigenen Intereſſen nicht berührt. Beſchwert durch dieſen Veſchluß 
ſind vielmehr nur die einzelnen Beamten. 

Aber auch dieſe können im vorl. Falle nicht als klagberechtigt 
i. S. des Art. 98 Städte O. angeſehen werden. 


Zu 2. Die Entſch. erſcheint in mehr als einem Punkte als 
angreifbar. Man fragt ſich zunächſt, welchen Sinn denn eigentlich eine 
Beamtengewerkſchaft haben ſoll, wenn ihr die Möglichkeit abgeſprochen 
wird, die Intereſſen ihrer Mitglieder zu vertreten. Wenn die Entſch. 
unter Berufung auf die ältere Rſpr. hervorhebt, daß grundſätzlich 
nur derjenige als anfechtungsberechtigt anzuſehen ſei, deſſen eigenes, 
perſönliches Intereſſe berührt werde, ſo erſcheint dies inſofern als 
bedenklich, als die ältere Rſpr. offenbar nicht mit dem Beſtehen einer 
Beamtengewerkſchaft gerechnet hat. In der letzteren aber laufen doch 
nur die „eigenen, perſönlichen Intereſſen“ der Mitglieder zuſammen. 
Die Gewerkſchaft iſt nicht Selbſtzweck, ſendern fie verfolgt den Zweck 
der Intereſſenvertretung ihrer Mitglieder. Nur in der Verwaltung 
ihres eigenen Korporationsvermögens könnte ein eigenes Intereſſe 
anerkannt werden. Hiernach erſcheint die Entſch. in ihrem erſten Teil 
als rein formal zutreffend, als ſachlich unzutreffend. 

Auch in ihrem zweiten Teil (Vorliegen öffentlichen Intereſſes) 
iſt die getroffene Entſch. nicht unbedenklich. Bekanntlich fehlt eine 
allgemeingültige Beſtimmung des Begriffes des öffentlichen Intereſſes. 
Das darf aber nicht dazu führen, aus der öffentſich⸗rechtlichen Natur 
des Rechtsverhältniſſes ohne weiteres auch auf das Vorhandenſein 
öffentlichen Intereſſes zu ſchließen. Zweifellos trifft die Entſch. darin 
das Richtige, daß ſie die Beſoldungsanſprüche der Beamten als 
öffentlich⸗rechtliche bezeichnet, weil das Beamtenverhältnis öffentlich⸗ 
rechtlicher Natur iſt, gleichviel ob für ihre Verfolgung der Rechtsweg 
offenſteht. Offentliches Recht und öffentliches Intereſſe decken ſich aber 
nicht. Spricht man von öffentlichem Recht ſchlechthin, ſo meint man 
Recht im objektiven Sinne. Den Begriff des Intereſſes dagegen 
verknüpft man, um zunächſt vom Privatrecht auszugehen, mit dem 
Recht im ſubjektiven Sinne. So läßt ſich entſprechend ſchon aus 
dieſem Grunde nicht ohne weiteres die Brücke zwiſchen öffentlichem 
Recht und öffentlichem Intereſſe ſchlagen. Zieht man aber den Be⸗ 
griff der ſubjektiv⸗öffentlichen Rechte heran, jener Rechte, 
die dem Gewaltunterworfenen einen Anſpruch gegen den Staat ver⸗ 
leihen, jo liegt hier das Intereſſe gerade auf der Seite des Gewalt⸗ 
unterworfenen, nicht auf der des Staates oder eines vom Staats⸗ 
begriff losgelöſten Begriſſes der „Offentlichkeit“. 

Somit kommt es für den vorl. Fall gar nicht auf die öffentlich⸗ 
rechtliche Natur des Beamtenverhältniſſes an. Es iſt alſo auch ver⸗ 
fehlt, wenn dieſes durch das Wörtchen „daher“ am Schluſſe der 
Entſch. in Verbindung gebracht wird mit dem öffentlichen Intereſſe, 
das an der rechtzeitigen Erfüllung der Gehaltsverpflichtungen einer 
Gemeinde deshalb beſteht, weil der ungeſtörte Gang der Gemeinde⸗ 
verwaltung durch die Vorenthaltung der Zahlung der Beamten⸗ 
dienſteinkommen gefährdet wird. Dies iſt vielmehr ein gänzlich neuer 
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Nach der feſtſtehenden Rſpr. der Verwaltungsgerichte (VGH. I, 
77: VI, 38; Urt. d. Vd. v. 11. Juni 1927 1. S. Göhringer und 
Genoſſen VGH. 1/1927) und der Rechtslehre (Beſt, Die heſſ. Ver⸗ 
waltungsch., Bem. 1 zu Art. 98 Städte O.; Küchler, Verwaltungs⸗ 
recht, Bd. II S. 146) wird dem einzelnen trotz feines eigenen per⸗ 
ſönlichen Intereſſes die ſelbſtändige Befugnis der Anfechtung aus 
Art. 98 StädteO. überall da verſagt, wo ein Stadtverordneten⸗ 
beſchluß gleichzeitig das öffentliche Intereſſe berührt. Denn die 
Wahrung des öffentlichen Intereſſes iſt Sache der Gemeinde⸗ 
aufſichtsbehörde, des Kreisrats. Nur dieſem ſteht in ſolchen Fällen 
ein Einſchreiten durch Herbeiführung einer Beanjtandung des Stadt⸗ 
verordnetenbeſchluſſes, durch ein Anſinnen an die Gemeinde oder 
in ſonſt zuläſſiger Weiſe zu. Derjenige, der ſich in ſeinen Rechten 
durch den zugleich das öffentliche Intereſſe berührenden Beſchluß 
verletzt glaubt, kann deſſen Aufhebung oder Anderung nur durch 
Inanſpruchnahme des kreisamtlichen Eingreifens in die Wege zu 
leiten ſuchen. Im vorl. Falle aber berührt der Stadtverordneten⸗ 
beſchluß zugleich auch das öffentliche Intereſſe. Denn, wie in feſt⸗ 
ſtehender Verwaltungsrechtſpr. anerkannt iſt (ogl. Pr OG. 53, 196, 
197; 60, 213; 70, 60; 72, 231—233; 79, 32; auch 95, 146), 
iſt der Anſpruch der Beamten auf ihr Dienſteinkommen zwar ver⸗ 
mögensrechtlicher Art, wurzelt aber nicht auf dem Boden des 
Privatrechts, ſondern iſt öffentlich⸗rechtlicher Natur, und es berührt 
auch der Umſtand, daß den Beamten zur Verfolgung ihrer Ve⸗ 
ſoldungsanſprüche der Rechtsweg eröffnet ift, dieſe öffentlicherecht⸗ 
liche Grundlage des Anſpruchs nicht. Das öffentliche Intereſſe iſt 
daher grundſätzlich an der rechtzeitigen Erfüllung der Verpflich⸗ 
tung einer Gemeinde zur Gehaltszahlung beteiligt, da allgemein der 
ungeſtörte Gang der Gemeindeverwaltung durch die Vorenthaltung 
der Zahlung des Dienſteinkommens von Beamten gefährdet wird. 

(HeſſCeg., Urt. v. 26. Nov. 1927, Nr. VGH 29%.) 


Hamburg. 


Hamburgiſches Oberverwaltungsgericht. 
Berichtet von Landgerichtsdirektor Dr. Krüß, Hamburg. 


1. 8 76 Hamb&RG. Begriff der Verwaltungsgebühr. 
Begründungszwang bei Verwaltungsverfügungen. Er⸗ 
meſſen bei Rahmengebühren. f) 

Die Kl. (Reichspost) beabſichtigt, in H. ein Dienſtgebäude zu 
erwerben, und beantragte und erhielt von der Verkl. (Juſtizver⸗ 
waltung) die nach 8 28a AGG. erforderliche Genehmigung zum, 
Erwerb des Grundſtücks. Durch Beſcheid v. 22. Dez. 1926 hat 
die Verkl. gemäß § 76 Hambc K., der eine Gebühr bis 1 v. H. 


Geſichtspunkt, den man in ſeiner grundſätzlichen Bedeutung anerkennen 
muß. Es fragt ſich nur, ob hier nicht dem Grade nach Unter⸗ 
ſchiede zu machen ſind, d. h. alſo, ob die Vorenthaltung eines wie im 
vorl. Falle verhältnismäßig geringfügigen Einkommenteiles ſchon 
den ungeftörten Gang der Gemeindeverwaltung gefährdet. Die Vor⸗ 
enthaltung einer einmaligen Beihilfe wird ſchwerlich den Beamten 
oberhalb der Beſoldungsgruppe VI die Möglichkeit nehmen, ihre dienſt⸗ 
lichen Verrichtungen wahrzunehmen, dem Kreisrat alſo kaum Anlaß 
zum Einſchreiten geben. So iſt auch in dieſem Punkte die Annahme 
öffentlichen Intereſſes nur durch formale juriſtiſche Konſtruktion bes 
gründet. Sachlich aber ſteht das private Intereſſe der beteiligten Be⸗ 
amten in ſeiner ganz überwiegenden Bedentung außer Zweifel. 
Geh. RegR. Prof. Dr. Helfritz, Breslau. 


Zu 1. Juriſtiſche Perſonen, die nicht dem hamburgiſchen 
öffentlichen Recht angehören, bedürfen zum Erwerb von Grund⸗ 
ſtücken im Werte von mehr als 5000 % der Genehmigung der 
Senatskommiſſion für die Juſtizverwaltung (8 282 HambAusfG. v. 
14. Juli 1899/20. Febr. 1920 z. BOB.) Für die Erteilung der 
Genehmigung wird eine Gebühr bis 1%, für die Verſagung der 
Genehmigung eine Gebühr bis ½0% des gemeinen Wertes des 
Grundſtücks erhoben uſw. (7. Abſchn.: Verſchiedene Angelegeu⸗ 
heiten, 8 76 Hambc Kc. v. 26. Febr. 1926). Die Koſten werden 
im Wege des Verwaltungszwangsverfahrens eingezogen (ebenda 
8 12). über das Verfahren auf Erinnerungen des Zahlungs⸗ 
pflichtigen ſcheint ein ungenauer Anſchluß des neuen an das alte 
Recht zu beſtehen; angewandt iſt wenigſtens nicht 8 15 Hambc K. 
(entſprechend 88 24, 26 Pr.), der nach 8 26 auch für die 
Senatskommiſſion für die Juſtizverwaltung gelten müßte, ſondern 
die Klage im Verwaltungs ſtrafverfahren nach 8 11 Hamb Verw. 
v. 2. Nov. 1921: „Das Verwaltungsgericht iſt ferner insbeſondere 
zuſtänd'g für Streitigkeiten über öffentliche Abgaben, Gebühren, 
Beiträge, Umlagen oder Koſten.“ 8 15: „Soweit das Verwaltungs⸗ 
gericht für Streitigkeiten über Vermögensleiſtungen zuftändig iſt, 
ft es auch für Streitigkeiten über die Rücherſtattung mit Unrecht 
bewirkter Leiſtungen zuſtändig.“ 8 17 (2): „Soweit die Ver⸗ 
waltungsgerichte rechtskräftig entſchieden haben, iſt der ordentliche 
Rechtsweg nur zuläſſig, wenn die Klage wegen Zuläff.gkeit des 
ordentlichen Rechtsweges abgewieſen i 

Nach dieſer Einleitung ſind folgende Bemerkungen zu machen: 

Das VG. und OVG. haben nicht den Veranlagungs⸗ 
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des gemeinen Wertes des Grundſtückes vorſieht, der Kl. für die 
Genehmigung die Zahlung einer Gebühr von 700 AM aufertegt. 
Eine Begründung hat ſie nicht gegeben. Dem VG. hat ſie erklärt, 
daß die Summe von 700 Ne einem Saze von 190 des gemeinen 
Wertes des Grundſtückes entſpreche, und daß ſie den § 76 Hamb⸗ 
GKG. in der Weiſe anwende, daß grundſäßlich 1% als Gebühr er⸗ 
hoben werde ohne Rückſicht auf die wirtſchaftlichen Verhäliniſſe des 
Gebührenpflichtigen und daß eine Herabſetzung auf ½ % oder ein 
völliger Erlaß nur daun erfolge, wenn es ſich um ein vom Staat 
anerkanntes gemeinnütziges Un ernehmen handle. 

Die Kl. Hält die Erhebung einer Gebühr ihr gegenüber Fin 
unzuläſſig, jedenfalls aber die erhobene Gebühr für nicht angemeſſen. 
Sie hat Klage auf Rückzahlung erhoben. 

Das VG. hält die Erhebung einer Gebühr für die Genehmigung 
grundſatzlich auch der Kl. gegenüber für zuläſſig. Eine Gebahe ſei 
die Gegenleiſtung für eine vom Staate dem einzelnen gewährte 
Leiſtung und dürfe deshalb grundsätzlich nur bis zu derjenigen Höhe 
erhoben werden, die den Gegenwert der Leiſtung ausmache. Dies jet 
nicht geſchehen. Es ſeien nur 50 AM angemeſſen. Demgemäß hat 
es die Verlel. zur Rückzahlung von 650 AM verurteilt und im 
übrigen die Klage abgewieſen. Die Berufung iſt zurückgewieſen. 

Daß die Kl. in Fällen der vorliegenden Art der Gebühr des 
8 76 Hambc KG. unterliegt, hat das OVG. bereits durch das in 
Sachen derſelben Parteien ergangene Urt. v. 19. März 1927 (8/27) 
ausgeſprochen. 

Im übrigen erfordert der Rechtsſtreit zunächſt eine Prü ung 
des Begriffs der Gebühr. Die Gebühr iſt ein Entgelt des Pflichtigen 
für eine ihm beſonders zugute kommende öffentliche Leiſtung. Sie 
braucht nicht das volle Maß desjenigen zu erreichen, was ſich wirt⸗ 
ſchaftlich als Gegenwert der gewährten Leiſtung darſtellt, fie darf 
aber anderſeits den Pflichtigen nicht höher belaſten, als es der ihm 
gewährten Leiſtung entſpricht. Dies ergibt ſich aus der Steuerhoheit 
derjenigen übergeordneten oder gleichgeordneten öffentlich⸗rechtlichen 
Einrichtungen, deren Recht auf Steuererhebung das die Gebühr 
auferlegende Organ zu beachten hat. Denn jene Einrichtungen haben 
ein Recht darauf, daß die ihrer Beſteuerung vorbehaltene Finanz⸗ 
kraft des einzelnen nicht durch Belaſtungen geſchwächt wird, denen 
Gegenleiſtungen nicht oder nicht in entſprechendem Maße gegen⸗ 
überftehen. Jede Überſchreitung des Maßes der angemeſſenen Gegen⸗ 
leiſtung verwandelt die Gebühr inſoweit in eine Steuer, und dar⸗ 
aus ergibt ſich für die Länder die angegebene Schranke (vgl. z. B. 
Markull, FAG. 142; W. Jellinek, Vorwaltungsrecht 375, 376). 

Hieran muß auch für den Fall feſtgehalten werden, daß es 
ſich, wie hier, nicht um eine Benugzungs⸗, ſondern um eine Ver⸗ 


beſcheid der Senatskommiſſion für die Juſtizverwaltung aufgehoben, 
ſondern auf Rückzahlung des größten Teils der eingeforderten Ge⸗ 
bühr erkannt, und das OVG. hat nur in den Gründen aus⸗ 
geſprochen, daß der Veranlagungsbeſcheid ungültig ſei. Sein Urteil 
enthält ausgeſprochenermaßen keine Freiſtell ng, ſondern überläßt 
der Verwaltungsbehörde, einen anderen Beſcheid zu erlaſſen. 

Dieſe Art der Behandlung weicht ab von der nach der NADID. 
und dem preuß. Recht, wo der Veranlagungsbeſcheid ausdrücklich 
aufgehoben oder abgeändert werden muß, und die Rückzahlung als 
ſpätere Sorge behandelt wird. Die Abweichung als ſolche iſt kein 
Grund zu lobender oder tadelnder Kritik, aber ſie ſcheint mir auch 
aus ſachlichen Gründen nicht empfehlenswert. Denn wenn der Ver⸗ 
anlagungsbeſcheid der Senatskommiſſion derart ungültig iſt, daß 
er ncht einer beſonderen Aufhebung bedarf, ſondern einfach in den 
Gründen als nichtig bezeichnet werden kann, fo liegt es nahe, zu 
fragen, ob er denn überhaupt vorläufig vollſtreckbar geweſen ſein 
kann, ob nicht die Beamten, die ihn zur Vollſtreckung aus⸗ 
fertigten, einen Fehler begangen haben, und ob nicht die Zwangs⸗ 
vollſtreckung eine unrechtmäßige Ausübung des Amtes geweſen iſt, 
gegen die der Schaldner ſich mit Gewalt hätte wehren dürfen. 
Wenn aber der Feſtſtellungsbeſcheid derartig wirkſam war, daß er 
zuläſſigerweiſe vollſtreckt werden konnte, dann bedurfte er auch 
einer beſonderen ausdrücklichen Aufhebung. 

II. Als Gründe der Nichtigkeit des Veranlagungsbeſcheides 
erſcheinen: Mangel an Begründung und fehlerhafte Ausübung des 
Ermeſſens. a 

Dem Veſcheid, in dem dem Steuerpflichtigen eine Zahlung im 
geſetzlichen Höchſtbetrage von 10% des gemeinen Wertes auferlegt 
wird, enthält keine Begründung, weshalb der Pflichtige ge⸗ 
rade dieſen Satz und nicht einen anderen zahlen ſoll. Laher joll 
er nichtig ſein, weil auf dieſe Weiſe dem Steuerpflichtigen die 
Prüfung verſperrt wird, ob er ſich der Maßregel zu fügen habe 
oder von den Rechtsſchutzmitteln Gebrauch machen könne. Zur Be⸗ 
gründung bezieht das OPs. ſich auf das preuß. Recht der Poltzei⸗ 
befehle, auf W. Jellinek, Verwaltungsrecht 281, wo nur ein 
Satz aus Pro. 58, 407 wiedergegeben wird, und auf dieſe 
Entſch. ſelbſt. Aber das PrOVc. jagt a. a. O., daß eine pol. 
Perfügung, auch abgeſehen von den darin angegebenen Gründen, 
auf ihre Rechtmäßigkeit zu prüfen iſt, und noch nachträglich im 
Streit⸗ oder Beſchwerdeverfahren neue, vielleicht einem ganz an⸗ 
deren pol. Gebiet entnommene Gründe von der Polizeibehörde 
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waltungsgebühr handelt. Es iſt zwar nicht zu verkennen, daß der 
angemeſſene Wert der Leiſtung bei der Verwaltungsgebühr ſchwerer 
zu finden iſt als bei der Benutzungsgebühr; das Maß der auf⸗ 
zuwendenden Tätigkeit und die Bedeutung des Verwaltungsalktes 
als ſolchen im Wirtfchaftsleben ergeben aber immerhin ausreichende 
Anhaltspunkte. 

Mit der Gebühr des $ 76 Hamb®R®. hat der Geſetzgeber in 
Reiner Weiſe etwa zugleich im Rahmen der ihm verbliebenen 
Steuerhoheit eine Steuer einführen wollen. Auch die Verkl. weiſt 
einen ſolchen Gedanken als falſch zurück. Es ergibt ſich alſo, daß, 
wenn der Geſetzgeber für Fälle der vorliegenden Art eine Rahmen⸗ 
gebühr vorgeſehen hat, dieſe feine Maßnahme mit der Weiſung an 
die Verkl. verbunden ſein muß, die Ausfüllung des Rahmens jeweils 
i. S. des Weſens einer Gebühr vorzunehmen. 

Von dem entwickelten Weſen der Gebühr des 8 76 HambGKG. 
ausgehend, gelaugt das VG. weiter zu der Feſtſtellung, daß es 
der richterlichen Nachprüfung unterliege, ob die Verkl. im einzelnen 
Falle die richtige Gebühr feſtgoſetzt habe. Es erachtet die Feſtſetzung 
für falſch und erachtet ſich für berufen, ſeinerſelts an Stelle der 
falſchen Gebühr die richtige Gebühr feſtzuſezen. Dieſen Erwägungen 
kann das OV. ſich allerdings nicht anſchließen. 

Es ſei zunächſt einmal unterſtellt, daß in der Tat die jeweils 
von der Verl. vorgenommene Feſtſetzung vollen Umfanges der 
richterlichen Nachprüfung unterliegt. Wäre dies der Fall, ſo könnte 
daran doch nicht die Folge geknüpft werden, daß die Verwaltungs⸗ 
gerichte, wenn fie die erfolgte Gebührenſeſtſezung als unrichtig er⸗ 
kannt haben, ihrerſeits berufen find, eine anderweitige Feſtſetzung 
der Gebühr vorzunehmen. Das VG. verkennt damit, daß die Auf⸗ 
gabe der Gerichte, der ordentlichen Gerichte wie der Verwaltungs⸗ 
gerichte, in der Regel ſich darauf befchränkt, durch Urteilsſpruch 
auszuſprechen, was bereits ohnedem Rechtens iſt, nicht aber Neues 
zu geſtalten. Wo der ordentliche Richter Geſtaltungsurteile erlaſſen 
darf, wo er z. B. Ehen zu ſcheiden, Handelsgeſellſchaften aufzulöſen 
hat, beruht dies ſtets auf einer ausdrücklichen Ausnahmebeſtimmung. 
Entſprechendes gilt für die Verwaltungsgerichte. Ihnen iſt zwar, 
entſprechend dem Weſen ihrer Aufgabe, in weitgehendſtem Maße 
die Befugnis eingeräumt, öffentliche Rechtsverhältniſſe durch Auf⸗ 
hebung von Verwaltungsakten zu geſtalten, dagegen in der Regel 
nicht auch die Befugnis, ſolche Verhältniſſe durch Geſtaltungsurteile 
zu begründen. Ausnahmen, wie fie z. B. die 88 114 ff. PrZuſtG. 
kennen, find ſehr Selten (vgl. W. Jellinek a a. O. S. 292). 
Für Fälle der vorliegenden Art paſſende Ausnahmebeſtimmungen 
gibt es nicht. Es iſt zwar nicht ohne Intereſſe, daß das bürgerliche 


geltend gemacht und von Amts wegen herangezogen werden können, 
und nur durch ſolche nachträgliche Begründung der rechtliche Cha— 
rakter der angefochtenen Verfügung nicht dergeſtalt geändert wer⸗ 
den darf, daß zu ihrer wirkſamen Anfechtung nur ein anderes 
Rechtsmittel ſich als zuläſſig erweiſt.. . Die preuß. Verfügung muß 
aufrechterhalten werden, wenn irgendein Tatbeſtand feſtgeſtellt wird, 
der ausreicht, um ſie zu rechtfertigen, mag die Behörde ſich ihn 
vorgeſtellt oder an etwas ganz anderes gedacht haben, mag ſie 
die Sache geprüft oder zufällig oder gefühlsmäßig etwas Zu⸗ 
läſſiges getroffen haben (Friedrichs, Grundzüge des Polizei⸗ 
rechts 8 284, vgl. auch PrO VG. 44, 423: PrVerwl. 24, 167; 
47, 430; VerwArch. 32, 262). 

Ferner behandelt das Pro. auch Handlungen unmittel⸗ 
baren Zwanges, bei denen eine Begründung begrifflich unmöglich 
iſt, als beſchwerdefähige polizeiliche Verfügungen, die nicht wegen 
Mangels der Begründung aufgehoben, ſondern auf ihre fachliche 
Berechtigung geprüft werden. Endlich würde das PrOVG. in 
Fragen der Quantität, des Maßes (z. B. dafür, daß eine Straßen⸗ 
laterne alle 100 m und nicht alle 200 m aufgeſtellt wird) nie 
eine Begründung verlangen. Ar 

Auf das Recht des preuß. Polizeibefehls kann ſich das Hamb⸗ 
OVG. alſo nicht berufen. Auch in anderen Fällen wird bei bloßer 
Bemeſſung innerhalb der geſetzlichen Grenzen nie eine eingehende 
Begründung gegeben, z. B. bei der Feſtſetzung des Streitwertes 
in Eheſachen, in anderen Fällen iſt die Begründung ganz all⸗ 
gemein, z. B. in Strafurteilen, wo es heißt: Es lag kein Anlaß 
vor, über das geſetzliche Mindeſtmaß der Strafe hinauszugehen, 
oder: Mit Rückſicht auf die boshafte Geſinnung des Täters und 
bie Höhe des angerichteten Schadens erſcheint eine empfindliche 
Sühne am Platze, und ſo hätte auch hier genügt, wenn die Senats⸗ 
kommiſſion für die Juſtizverwaltung gejagt hätte: Das geſetzliche 
Höchſtmaß iſt als Normalmaß angemeſſen, es liegt kein Anlaß vor, 
darunter herunterzugehen. Da die Senatskommiſſion die Gebühr 
als Wertgebühr und nicht als Zeitgebühr auffaßt, fo iſt es kein 
formaler Mangel an Begründung, wenn die Senatskommiſſion 
unterlaſſen hat, Angaben über den Umfang ihrer Arbeiten zu 
machen, denn dieſe Angaben waren für die Bemeſſung nicht erheblich. 

III. Die Veranlagung ſoll ferner ungültig ſein wegen ſehler⸗ 
hafter Ausübung des Ermeſſens. Fehlerhaft ſoll es ſein, 
wenn die Behörde regelmäßig die Höchſtgebühr als Normalgebühr 
ann mmt und nur gegenüber gemeinnützigen Unternehmungen die 
Gebühr herabſetzt oder erläßt. Fehlerhaft full es ferner fein, wenn 
die Leiſtungsfähigkeit des Geſuchſtellers und ſein Nutzen aus dem 
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Recht im $ 315 BGB. für Fälle, die mit den hier zu behandelnden 
in einen gewiſſen Vergleich geſtellt werden können, dem ordentlichen 
Richter eine ſolche Ausnahmebefugnis gegeben hat. Zwiſchen der 
einſeitigen Beſtimmung der Leiſtung durch die eine von zwei Per⸗ 
ſonen, die auf dem Boden des bürgerlichen Rechtes als gleich⸗ 
berechtigte Vertragſchließende ſich gegenüberſtehen und der einſeitigen 
Beſtimmung der Leiſtung des Staates, der ſeine Hoheitsgewalt be⸗ 
tätigt, beſtehen aber grundlegende Unterſchiede. Die Gedanken, die 
im § 315 BGB. aus praktiſchen Erwägungen für das bürgerliche 
Recht ihren Niederſchlag gefunden haben, können deshalb ohne 
jeden Hinweis im geſchriebenen Rechte nicht auf das Verwaltungs- 
recht übertragen werden. 

Es kaun aber auch die Anficht des VG. nicht gebilligt werden, 
daß die Feſtſetzung einer Gebühr innerhalb eines geſetzlichen Rahmens 
ein ſolcher Verwaltungsakt ſei, der vollen Umfangs der richter⸗ 
lichen Nachprüfung unterliegt. Es muß vielmehr der Verkl, darin 
zugeſtimmt werden, daß es ſich hier allerdings um eine Angelegen⸗ 
heit des Ermeſſens i. S. des 8 46 VG. handelt. Es bedarf hier 
keines näheren Eingehens auf den Begriff des Ermeſſens und die 
in der Wiſſenſchaft viel umſtrittenen Definitionen und Unterſchei⸗ 
dungen von verſchiedenen Arten des Ermeſſens. Der Geſetzgeber 
hat im 8 76 HambGͤKG. davon Abſtand genommen, ſelbſt für 
jeden Fall zu beſtimmen, was Rechtens iſt. Er hat dieſe Aufgabe 
der Verwaltungsbehörde übertragen. Wenn es auch richtig iſt, daß 
der Geſetzgeber der Verwaltungsbehörde dabei den Begriff der Ge⸗ 
bühr als Maßſtab vorgeſchrieben hat, ſo bleibt es doch die Aufgabe 
der Verwaltungsbehörde, durch Abwägen mannigfacher Umſtände 
in einer Lage eine Löſung zu finden, in der man durch vez nicht 
ſagen kann, daß nur eine Löſung und keine andere dem Sinne des 
Geſetzes entſpricht. Man wird daher, welche Stellung man auch immer 
zu den umſtrittenen Unterſcheidungen einnehmen mag, einen Fall des 
Ermeſſens als gegeben anſehen muſſen. 

Damit iſt der Rechtsſtreit aber keineswegs zugunſten der 
Verkl. entſchieden; denn ihr Verwaltungsakt iſt fehlerhaft. 

Zunächſt muß es als nicht ausreichend erſcheinen, daß ber 
Veſcheid, der der Kl. die Zahlung einer Gebühr von 700 RM aufe 
erlegt, keinerlei Begründung enthält, weshalb die Kl. gerade dieſe 
und nicht eine andere Summe zahlen ſoll. 

Die Anſicht, daß die Verwaltungsbehörde, die innerhalb eines 
gesetzlichen Rahmens eine Gebühr feſtſezt, die getroffene Wahl 
auch begründen muß, mag auf den erſten Blick auffallend und mit 
den bisherigen Gewohnheiten im Widerſpruch ſtehend erſcheinen; der 
vorliegende Fall zeigt aber, daß ein Gebot, die getroffene Wahl 


Geſchäfte zugrunde gelegt werde. Berechtigt ſei nur die Erwägung, 
ob die Erteilung der Genehmigung eine geringere oder größere 
Gelbjtverftändlichkeit ſei. K 

Da das OVG. nun ſelbſt erkennt, daß die Klage nach 8 46 
Hamb Vcc. nicht auf unrichtiges Ermeſſen geſtützt werden kann, 
ſo muß es einen Unterſchied zwiſchen unrichtig und fehlerhaft 
machen. Und das iſt richtig. Auch die Reviſion im Zivil-, Ver⸗ 
waltungs⸗ und Strafprozeß kann nicht auf unrichtiges, wohl aber 
auf fehlerhaftes Ermeſſen geſtützt werden. Wenn man ſich nun 
aber nicht ins Wegloſe verirren will, ſo muß man die Grenze 
zwiſchen dem unrichtigen und dem fehlerhaften hier ebenſo ziehen, 
ſwie bei der Reviſion. Danach iſt das Ermeſſen fehlerhaft, wenn 
die Behörde kein Ermeſſen angewandt hat, weil ſie der irrigen 
Meinung war, geſetzlich gebunden zu ſein, oder wenn ſie ein Er⸗ 
meſſen angewandt hat, das ihr nicht zuſtand, indem ſie entweder 
gebunden war oder über die äußerſten, ihrem Ermeſſen gezogenen 
Grenzen hinausgegangen iſt (RG. 61, 217: GruchBeitr. 63, 110 
RGSt. 54, 22: N5H. 3, 298; Pro. 26, 179; 32, 150, 352; 
35, 346; 44, 21; 45, 429; 69, 374: PrVerwBl. 15, 26, 314; 
20, 172; 23, 72; Friedrichs: Fiſchersg. 56, 164 und Hand⸗ 
wörterbuch der Rechtswiſſenſchaft 2, 337; Stein: JW. 1922, 490; 
Thoma: Verwarch. 20, 445; Mamroth: JW. 1924, 322 45). 

Dem ſtehen etwa noch Fälle gleich, in denen ein Gericht ein 
geſetzliches Tatbeſtandsmertmal als Strafſchärfungsgrund verwendet 
(das Vergehen der fahrläſſigen Tötung muß in den Fällen ſchwerer 
beſtraft werden, in welchen ein Menſch ums Leben gekommen iſt). 
(Riß St. 57, 379; ogl. JW. 1924, 17212; 1926, 26872; 1928, 
221714). Endlich iſt das Ermeſſen auch dann fehlerhaft, wenn 
mit einem ganz ungeeigneten Maßſtab gemeſſen wird, ſo, wenn als 
Straferſchwerungsgrund verwertet wird, daß jemand durch An⸗ 
rufung des Rechts mittels Einlegung eines Rechtsmittels „ſich 
gegen die Rechtsordnung aufgelehnt hat“ (K.: DIE. 1925, 349) 
oder einen Vergleichsvorſchlag mit Entrüſtung zurückgewieſen hat 
(BaySbecg.: Dig. 1925, 592). 

An ſolche und ähnliche Falle mag das Hamb OVG. gedacht 
haben, aber abgeſehen davon, daß der beanſtandete Feſtſtellungs⸗ 
beſcheid eben gar keine, alſo auch keine ſinnwidrigen Gründe aus⸗ 
geſprochen hat, ſo geht die Nachprüfungsbefugnis des Gerichts nicht 
ſo weit, daß es der Verwaltungsbehörde einen einzigen Maßſtab für 
das Ermeſſen aufdrängen und jeden anderen möglichen Maßſtab ver⸗ 
werfen dürfte. 

Und der vom Hamb O. allein zugelaſſene Maßſtab der 
größeren oder geringeren Selbſtverſtändlichkeit, d. h. wohl der 
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zu begründen, nicht zu umgehen ijt. Wenn ber Gedanke des Rechts- 
ſtaates, auf dem die RVerf. und die Verfaſſungen der Länder auf⸗ 
gebaut ſind, einen Sinn haben ſoll, wenn das Gebot der Geſetz⸗ 
mäßigkeit der Verwaltung, der Grundſatz des Art. 107 MVerf., 
daß im Reiche und in den Ländern Verwaltungsgerichte zum 
Schutze der einzelnen gegen Anordnungen und Verfügungen der 
Verwaltungsbehörden beſtehen müſſen, nicht völlig bedeutungslos 
werden ſollen, muß es auch als ein Gebot des Rechtes bezeichnet 
werden, daß die Verwaltungsbehörden für ihre dem einzelnen 
gegenüber getroffenen Verfügungen und Maßnahmen die Gründe an⸗ 
geben, aus denen ſie ſie für geſetzmäßig erachten. Daran har nicht 
nur die Allgemeinheit ein dringendes Intereſſe, ſondern vor allem 
der Betroffene ſelbſt. Denn nur auf dieſe Weiſe wird ihm die Prü⸗ 
fung ermöglicht, ob er ſich der Maßnahme zu fügen hat oder ob 
er von den Rechtsſchutzmitteln Gebrauch machen kann, die die Go⸗ 
ſetze ihm zur Verfügung ſtellen. Der Gedanke eines Begründungs⸗ 
zwanges hat ſich deshalb im Rechtsleben auch dort durchgeſetzt, wo 
ausdrückliche Vorſchriften nicht vorhanden ſind (vgl. W. Jellinel 
a. a. O. S. 281). Das PrOG. z. B. hat insbeſ. für das Gebiet 
der polizeilichen Verfügungen ausgeſprochen, daß dieſe nach ihrer 
rechtlichen und tatſächlichen Seite hin ſo zu begründen ſind, daß dem 
Betroffenen die Möglichkeit gewährt wird, die Verfügung in ihren 
Grundlagen durch das ihm zuſtehende Rechtsmittel anzugreifen. Es 
hat darauf hingewieſen, daß das zuläſſige und gebotene Rechtsmittel 
ſich vielfach nach derjenigen Auſfaſſung von der Nakur der anzu⸗ 
greifenden Verfügung richtet, die in ihr zum Ausdruck gebracht ſei 
(Pro VG. 58, 407). Es jind dies Erwägungen fo zwingender Natur, 
daß ſie unbedenklich auf alle Gebiete anzuwenden ſind, in denen 
ein Rechtsſchutz irgendwelcher Art vorgeſehen iſt. Ihre Anwendung 
auf das hamdͤurgiſche Landesrecht erſcheint um fo mehr geboten, 
als dieſes in feinen BGG. den Gedanken des Rechtsſchutzes gegen⸗ 
über den Verwaltungsbehörden in außerordentlich weitgehender Weiſe 
praktiſch ausgebaut hat. 

Die Forderung eines Begründungszwanges mag freilich in 
Fällen der vorliegenden Art insbeſ. deshalb befremdlich erſcheinen, 
weil es ſich um eine Angelegenheit des Ermeſſens handelt. Denn 
Ermeſſen bedeutet, wie man den Begriff auch im einzelnen faſſen 
mag, eine beſtimmte Freiheit in der Entſcheidung, und 8 46 VGG. 
zieht hieraus die Folge, daß, ſoweit dieſe Freiheit der Entſcheidung 
nach Ermeſſen gegeben iſt, die Verwaltungsgerichte nicht nachzu⸗ 
prüfen haben, ob richtig entſchieden iſt. Allein abgeſehen davon, 
daß die Begründung auch für den Weg der Aufſichtsbeſchwerde von 
Bedeutung iſt, iſt die Freiheit der Ermeſſensentſcheidung niemals 
eine ſchrankenloſe. Auch diejenigen Auffaſſungen vom Weſen des 
Ermeſſens, die die Grenzen der Freiheit am weiteſten ziehen, ſtellen 
feſt, daß das Ermeſſen niemals in Willkür ausarten darf, daß es 
nicht zu ſachfremden Zwecken mißbraucht werden darf, daß die ge⸗ 
jeglichen Vorausſetzungen und Bindungen zu beachten find. Auch 


Mühewaltung, entſpricht nicht dem Weſen der Verwaltungsgebühr. 
Denn auch die Gerichte erheben dieſelbe Entſcheidungsgebühr, 
einerlei, ob fie einen klaren Rechtsſatz bzw. die feſtſtehende und 
bekannte Rſpr. der höchſten Gerichte anzuwenden oder ein altes 
verborgenes Landesrecht zu ermitteln, oder in einer neuen, bislang 
unentſchiedenen Rechtsfrage eine eigene Meinung zu bilden und 
dieſe mühſam und eingehend zu begründen haben; die Poltzei be⸗ 
kommt die Gebühr für eine Baugenehmigung ohne Unterſchied, ob 
das Geſuch von dem tüchtigen Baubüro eines Großunternehmers 
oder Baumeiſters vollkommen fertig gemacht oder von einem Stümper 
ausgearbeitet, mit mühevollen und zeitraubenden Verhandlungen in 
Ordnung gebracht werden muß. Das Hamb OV. ſetzt ſich auch in 
Widerſpruch gegen den Geiſt des Geſetzes. Denn ich ſetze voraus, 
daß die Ablehnung der Genehmigung, namentlich wenn Körper⸗ 
ſchaften, wie die Reichspoſt, die Reichsbank u. dgl., beteiligt ſind, 
der Behörde viel mehr Verantwortlichkeitsſorgen machen wird, als 
eine glatte Genehmigung, und doch wird ſie gebührenrechtlich nur 
halb ſo hoch bewertet. 

Gewiß lag es nahe genug, ein ſo ausgeſprochen nützliches 
Unternehmen, wie die Reichspoſt, den vom hamburgiſchen Staate 
anerkannten gemeinnützigen Unternehmungen gleichzuſtellen und 
auch Rückſicht darauf zu nehmen, daß die Anträge (vorausſichtlich) 
in Ordnung waren und keine beſonderen Zweifelsfragen zur Folge 
hatten. Aber wenn die Senatskommifjion auf dieſe Erwägungen 
nicht eingehen wollte, ſo hat ſie vielleicht ein unrichtiges Ermeſſen, 
aber nicht ein fehlerhaftes Ermeſſen walten laſſen. 

IV. Die Befugnis der Behörde, einen einzigen Maßſtab vor⸗ 
zuſchreiben, folgt auch nicht aus den an die Spitze geſtellten all⸗ 
gemeinen finanzrechtlichen und wirtſchaftlichen Betrachtungen über 
Gebühren. Das OVG. ſagt: „Die Gebühr iſt ein Entgelt des 
Pflichtigen für eine ihm beſonders zugute kommende öffentliche 
Leiſtung.“ Das iſt im allgemeinen richtig (vgl. O. Mayer, Deutſch. 
VerwR. [2] 1, 330, auf den alle neueren ſich beziehen; genauer 
Moll, Gebühren 9 [1916)). Das OV. fährt dann fort: „Sie 
darf ... den Pflichtigen nicht höher belaſten, als es der ihm 
gewährten Leiſtung entſpricht.“ Dieſer Ausſpruch iſt für die Be⸗ 
nutzungsgebühren ſchon bedenklich; das preuß. Recht verlangt im 
Gegenkeil in der Regel die vollſtändige Deckung der Unkoſten und 
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die Verwaltungsgerichte prüſen in ſtändiger Rſpr. bas Ermeſſen 
nach ſolchen Geſichtspunkten auf ſeine Rechtmäßigkeit. Daraus 
folgt, daß die Verwaltungsbehörden allerdings in ſolchen Angelegen⸗ 
heiten, in denen ihnen Ermeſſensfreiheit eingeräumt iſt, ihre Maß⸗ 
nahmen gegenüber dem einzelnen jedenfalls jo weit begründen müſſen, 
daß die Innehaltung der jeweils bei der Ausübung des Ermeſſens 
zu wahrenden Grenzen geprüft werden kaun. 

Iſt eine Begründung unterlaſſen, wo ſie nach den Geboten 
des Rechtes erforderlich iſt, ſo leidet damit das Verfahren an einem 
jener ſchweren Fehler, die nach der allgemeinen Auffaſſung, der ſich 
auch das OVG. angeſchloſſen hat (Entſch. Hamb OVG. 1, 52, 56; 
OR. 1927, 114), den Verwaltungsakt nichtig erſcheinen laſſen. 

Im vorliegenden Falle hat die Verkl. ihrem Beſcheid keine 
Begründung beigegeben. Erſt im Prozeſſe ſind die Gründe mit⸗ 
geteilt worden. Der Beſcheid iſt alſo nichtig. 

Aber auch wenn man dieſe Rechtsfolge nicht ziehen wollte, 
würde der Beſcheid wegen fehlerhafter Ausübung des Ermeſſens 
ungültig erſcheinen. 

Es mag hier davon abgeſehen werden, näher zu prüfen, wie 
eng der Verkl. bei der ihr geſtellten Aufgabe, die Gebühr im ein⸗ 
zelnen Falle zu ermeſſen, die Grenzen der Freiheit des Ermeſſens 
gezogen ſind. Es mag insbeſ. völlig dahingeſtellt bleiben, ob i. S. 
des Geſetzes die Entſcheidung nach Billigkeit zu treffen iſt und 
daraus Folgen zu ziehen find, wie fie z. B. der RH. für 8 6 
RAD. gezogen hat (vgl. Becker, RAD. zu 8 6). Mag man die 
Grenzen der Freiheit auch weit ziehen, ſo bleiben jedenfalls die 
oben genannten Schranken der Vermeidung ſachfremder Geſichts⸗ 
punkte uſw. Es bleibt mithin in Fällen der vorliegenden Art 
jedenfalls die Bindung an das Gebot feſtzuſtellen, was im ein⸗ 
zelnen Falle in dem anfangs entwickelten Sinne einer Gebühr an⸗ 
gemeſſen iſt. Die Verkl. hat nun vor dem Verwaltungsgericht er⸗ 
klärt, daß fie grundſätzlich 1% als Gebühr erhebe ohne Rücklicht 
auf die wirtſchaftlichen Verhältniſſe des Gebührenpflichtigen und 
daß eine Herabſetzung auf ½ 0% oder ein völliger Erlaß nur dann 
erfolge, wenn es ſich um ein vom Staate anerkanntes gemein⸗ 
nütziges Unternehmen handle. Daraus ergibt ſich deutlich, daß die 
Verkl. ihr Ermeſſen nicht nach dem Weſen der Gebühr, alſo nicht 
nach den geſetzlichen, ſondern nach anderen Geſichtspunkten hat 
walten laſſen. Hieraus folgt ebenfalls ohne weiteres die Ungültig⸗ 
keit ihres Verwaltungsaktes. 

Vor dem OVG. hat freilich die Verkl. eine etwas abweichende 
Darſtellung gegeben. Sie hat ausgeführt, es komme in erſter Linie 
auf die Leiſtungsfähigkeit des Geſuchſtellers und auf den Nupen 
au, den er von dem Erwerb des Grundſtücks habe; auf der anderen 
Seite komme in Betracht, welche Zwecke er mit dem Erwerb des 
Grundſtücks verfolge. Auch dieſe Geſichtspunkte entſprechen nicht 
in allen Punkten dem Weſen einer Gebühr. Iſt eine Gebühr der 
objektive Gegenwert einer dem einzelnen zugewendeten Leiſtung des 


läßt einen Gewinn unbedenklich zu (8 3, PrKommAbgG. v. 14. Juli 
1893; 88 4, 24 Kreis⸗ und ProvlbgG. v. 23. April 1906). 

Für Verwaltungs⸗ und Juſtizgebühren iſt der Ausſpruch ein⸗ 
fach falſch. Zwar „ſollen“ die preuß. Gemeindegebühren jo be⸗ 
meſſen werden, daß deren Aufkommen die Koſten des bezüglichen 
a d nicht überſteigt (8 6 [3] Prͤomm Abg. v. 
14. Juli 1893/26. Aug. 1921); das iſt aber eine Sonderbeſtimmung 
des preuß. Kommunalrechts ohne allgemeingültige Bedeutung und 
nicht einmal zwingend, denn das Wort „müſſen“ iſt in „ſollen“ 
abgeſchwächt worden. Im allgemeinen iſt ſchon nicht zu erreichen, 
daß die Geſamtkoſten jedes Verwaltungszweiges durch die Geſamt⸗ 
ſumme der Gebühren gerade vollſtändig gedeckt und nicht über⸗ 
schritten werde, und es wird gar kein Wert darauf gelegt, daß die 
in der einzelnen Sache zu zahlende Gebühr gerade eine genaue 
Gegenleiſtung für die auf die Sache verwendete Arbeit ſei. Die 
angezogene Stelle in W. Jellineks Verwaltungsrecht bezieht 
ſich auf die Gültigkeit der kommunalen Gebührenordnungen in 
Preußen, aber nicht auf die Anwendung der gültigen Gebühren- 
ordnungen durch die zuſtändigen Behörden. 


Nun find die Länder freilich in der Finanzhoheit nicht mehr 


unabhängig, und namentlich durch das FinAusglGö. v. 27. April 
1926 beschränkt. Dieſes ſpricht zwar nicht von Gebühren, verbietet 
aber, daß die Länder und Gemeinden unter dem Vorwande einer 
Gebühr eine Abgabe erheben, die in Wahrheit eine Steuer und 
einer Reichsſteuer gleichartig iſt Markull, FinAusglG. 1923, 
142). So könnte man fragen, ob die hier ſtreitige Genehmigungs⸗ 
gebühr mit ihrem feſten Prozentſatz nicht einen unzuläſſigen Zu⸗ 
ſchlag zur Grunderwerbsſteuer darſtellt. Ich kann das nicht prüfen, 
denn die Länder können Zuſchläge erheben (FinAusgl®. v. 27. April 
1926, 9. April 1927), und ich weiß nicht, ob die Hamb. Sätze unter 
Einrechnung der Gebühr die dort zugelaſſenen Höchſtſätze über⸗ 
ſchreiten würden. Gegen die Annahme einer verſteckten Steuer 
ſpricht, daß die Gebühren auch für die Ablehnung des Antrages 
erhoben werden, und gegen die Annahme der Unzuläſſigkeit ſpricht, 
daß ein großer Teil der in Frage kommenden juriſtiſchen Perſonen 
von der Grunderwerbsſteuer befreit iſt (8 21 [3] GrErwStG. v. 
11. März 1927). 

Sollte aber das OVG. zu der Meinung gekommen ſein, daß 
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Staates, ſo kann ihre Höhe jedenfalls nicht ſchlechthin von der 
Finanzkraft des Betroffenen abhängig ſein, ſondern muß ſich aus 
dem Verwaltulfigsakt ſelbſt ergeben. In Fällen der vorliegenden Art 
kann für die Frage, ob die Genehmigung zum Grundſtückserwerb 
zu erteilen iſt, die Finanzkraft des Antragſtellers nur inſoweit von 
Bedeutung ſein, als ein aus den beſonderen Umſtänden des Falles 
ſich ergebendes Mindeſtmaß von Finanzkraft gefordert werden kann. 
Was darüber vorhanden iſt, kann nicht intereſſieren. Es kann des⸗ 
halb auch für den objektiven Wert der Genehmigung nicht ins Ge⸗ 
wicht fallen. 

Es iſt aber offenſichllich und die Verkl. leugnet es auch gar 
nicht, daß ſie bei der Bemeſſung der Gebühr gerade von der nicht 
in Betracht kommenden überſchießenden Finanzkraft der Kl. ſich 
hat leiten laſſen. Denn fragt man nach ſonſt bei der Frage der 
Genehmigung etwa in Betracht kommenden Geſichtspunkten, nach 
den Zwecken, die die Kl. mit dem Grundſtück verfolgen wollte, 
nach dem allgemeinen Intereſſe, der allgemeinen Zuverläſſigkeit 
der Kl., ſo ergibt ſich, daß ſchwerlich ein Fall erdacht werden kann, 
in dem die Erteilung der Genehmigung eine größere Selbſtverſtänd⸗ 
lichkeit wäre. 

Der Beſcheid der Verkl. v. 22. Dez. 1926 iſt alſo ungültig, 
und es iſt Sache der Verhl., einen anderen Beſcheid zu erlaſſen. 
Bis dahin aber entbehrt die von der Kl. geleiſtete Zahlung des 
Rechtsgrundes, abgeſehen von den 50 AM, die das VG. rechts⸗ 
kräftig hat beſtehen laſſen und die auch nicht mehr Gegenſtand des 
Rechtsſtreits ſind. 

(Hamb OG., Urt. v. 27. April 1928, 3/28.) 


2. Sonftige verwaltungsbehörden und verwaltungs⸗ 
gerichte. 
Bayern. 
Baneriſches Laudesverſorgungsgericht. 
Berichtet von Oberregierungsrat Dr. Arendts, Berlin und Senats⸗ 
präſident a. D. Kobler, München. 

1. Ein Beſcheid, der für die Entſtehung von Jugend- 
irreſein DB. anerkannt und der z. Z. der Erlaſſung des 
Beſcheids geltenden wiſſenſchaftlichen Anſchauungen ent» 
ſprochen hat, kann nicht auf dem Wege des 8 65 Abſ. 2. 
Verf. als unrichtig berichtigt werden. 

(BaysVerſcer., Urt. b. 12. Juli 1927, II Nr. 6433/26.) [A.] 


* 
2. Die Beſtimmung des 8 104 Verf. fordert nicht, 
daß ein Arzt, der bereits zweimal! gutachtlich gehört wor- 
den iſt, auf den Antrag der Partei nocheinmal vernommen 
werden muß. 
(Bays G., Urt. v. 6. Juni 1928, II MV 1808/27.) A.] 
* 
3. Der Anſpruch auf den Beamtenſchein iſt nicht ver⸗ 
erblich. 


(Bay v Voß., Urt. v. 20. Febr. 1928, I Mv 3897/6, Sig. 1928 
S. 7 Ziff. 116.) A.] 


a * 

4. Wenn die geſetzlichen Vorausſetzungen für die 
Gewährung des Beamtenſcheins gegeben ſind, ſo kann 
dieſer nur aus dem Grund des 533 Abſ. 2 RVG. verſagt 
werden. N 

(BaysVch., Urt. v. 22. Mai 1928, II M V 1276/27, Slg. 1928 
S. 9 Ziff. 118.) A. 
* 


5. 8 10 OPO. iſt auch auf ſolche Offiziere anzuwen⸗ 
den, die wegen unverſchuldeter Kriegsgefangenſchaft im 


Gegenſatz zu ihren gleichaltrigen Kameraden ſtatt während 


des Krieges erſt nach dem Kriege zum Hauptmann beför⸗ 
dert worden ſind. 

(Bay dv. G., Urt. v. 5. Juli 1928, II MV 3307/28, Slg. 1928 
S. 11 Ziff. 120.) A.] 
die Gebühr aus § 76 HanbGRG. in Wahrheit eine nach Reichs⸗ 
recht unzuläſſige Steuer ſei, ſo würde das doch wohl zur Folge 
haben, daß der ganze $ 76 ungültig ſei, aber nicht, daß die VG. 
befugt wären, die Gebühr ſo weit herabzuſetzen, daß die Abgabe 
ihres ſtenerartigen Charakters entkleidet würde, weder indem 
fie die Abgabe ſelbſt herabsetzen, noch dadurch, daß ſie den Feſt⸗ 
ſtellungsbeſcheid der Verwaltungsbehörde aufheben oder für un⸗ 
gültig erklären, wenn er das von ihnen für angemeſſen gehaltene 
Maß überſchreitet. Eventuell aber wäre das halbe Prozent, welches 
auch bei Ablehnung erhoben werden kann, nicht als Steuerzuſchlag 
anzuſehen, und inſoweit könnte auch der Gebühr für die Be⸗ 
willigung kein reichsrechtliches Bedenken entgegengehalten werden 

Wenn aber kein materieller Verſtoß gegen das Reichsrecht 
feſtgeſtellt werden kann, ſo kann aus dem bloßen Einteilungs⸗ und 
Bezeichnungsfehler, daß eine vermeintliche Steuer irrig als Ge⸗ 
bühr bezeichnet, oder eine Verwaltungsgebühr im Hambé KG. auf⸗ 
erlegt wird, keine ſachliche Folge gezogen werden. 

IR. Karl Friedrichs, Ilmenau. 
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Württemberg. 
Württembergiſcher Kompetenzgerichtshof. 


I. § 13 GVG.; Art. 129 Abſ. 1, 137 Abſ. 3 RVerf.; 
Art. 2 Ziff. 1 WürttVRPfIG. Geht eine öffentlich⸗recht⸗ 
liche Leiſtungspflicht für kirchliche Zwecke auf einen Privat⸗ 
mann über, ſo nimmt ſie privatrechtliche Natur an. Wird 
auf ſolche Leiſtungen vom Inhaber der Kirchenſtelle Klage 
erhoben, jo iſt der Anſpruch auch auf das öffentlich- recht⸗ 
liche Dienſtverhältnis geſtützt, der Rechtsweg dafür ergibt 
ſich aber nach Beamtenrecht. Über die Bemeſſung des Ge⸗ 
halts eines kirchlichen Beamten kann keine ſtaatliche Ver- 
waltungsbehörde mehr entſcheiden. f) 

Die Pfarrpfründe Sch. wurde i. J. 1461 dem Kloſter O. in⸗ 
Rorporiert. Die Abtei O. wurde bei der Säkulariſation i. J. 1803 
dem Fürſten M. zugewieſen, der ſie 1825 an den württ. Staat ver⸗ 
kaufte. Dieſem fiel als Laſt des ſo erworbenen Vermögens die 
Verpflichtung zu, die Pfründe durch Frucht- und Holzlieſerungen zu 
unterhalten. Zwiſchen dem heutigen Inhaber der Pfründe und der 
Staatskaffe entſtand i. J. 1924 ein Streit über die Höhe der Lei⸗ 
ſtungen, die inzwiſchen zum größten Teil in Geld umgewandelt wor⸗ 
den waren. Der Pfarrer forderte Nachzahlungen für die Inflations⸗ 
zeit und Ergänzung des Geſamteinkommens auf den Normalgehalt. 
Der Staat beſtritt eine Aufwertungspflicht und verwies den Pfarrer 
auf die feſten Ablöſungsgelder und die Gehaltsaufbeſſerung von 1911. 
Der Pfarrer beſtritt, die Neuregelung von 1911 angenommen zu 
haben, und klagte beim LG. auf Nachzahlung und Ergänzung. In 
dieſem Prozeß erhob das Kultusminiſterium den Kompetenz⸗ 
konuflikht. Der Kompo. erkennt, daß der Rechtsweg zu⸗ 
läſſig ſei. 

Beſtritten war, ob die Anſprüche privatrechtlicher oder öffent⸗ 
lich⸗rechtlicher Natur find und ob durch Sondervorſchriften der Rechts⸗ 
weg eröffnet iſt. Nach Anſicht des Kultusminiſteriums find Inkorpo⸗ 
ration und Säkulariſation öffentlich⸗rechtliche Akte und die daraus 
entſtandenen Verpflichtungen nicht privatrechtlicher Art. Das habe 
der Promp®H. ſtändig anerkannt und neuerdings auch das RG., 
wenn es auch den Rechtsweg für gegeben halte. In Württemberg 
habe man den Rechtsweg aus zwei Gründen zugelaſſen, die aber 
nicht richtig ſeien. Das Obertribunal habe die auf Inkorporation 
und Sähkulariſation beruhenden Anſprüche für privatrechtlich erklärt, 
was veraltet ſei. Später habe man die öffentlich-rechtliche Natur er⸗ 
Rannt, den Streit aber doch den ordentlichen Gerichten auf Grund 
eines von dem früheren Kulkusminiſter Sarwey geprägten Satzes 
zugewieſen, daß eine Verbindlichkeit für öffentliche Zwecke, die nicht 
mehr im beſtehenden öffentlichen Recht begründet iſt, nur als Privat» 
rechtsverhältnis denkbar ſei. eſe Lehre Sarweys ſei irrig und 
paſſe namentlich nicht auf Leiſtungen für katholiſche Kirchenſtellen. 
Die Verpflichtung habe ihre öffentlich-rechtliche Natur nicht ver⸗ 
loren, als ſie auf den Fürſten M. und ſpäter auf den Staat über⸗ 
ging; denn der Übergang ſei durch Geſamtnachfolge ohne Verein⸗ 
barung mit den Kirchenſtellen geſchehen. Demgegenüber berief ſich 
der Kl. auf die Rſpr. des WürttO LG. und VGH, welche die Lehre 
Sarwehs anerkannt haben. Er faßte das urſprüngliche Verhält⸗ 
nis zwiſchen Abt und Pfarrer als einen Vertrag über Arbeitslohn 
auf, deſſen privatrechtliche Natur auch durch den Eintritt des Staats 
nicht verändert worden ſei. b 

Nach Anſicht des Komp H. find hier verſchiedene Rechtsbezie⸗ 


Zu 1. Auf den übrigen Inhalt der Entſch., insbeſ. auf die 
Kontroverſe zwiſchen dem Komp ch. und Fürſtenau ſoll hier 
nicht eingegangen, nur eine ganz nebenher aufgeſtellte und als 
ſelbſtverſtändliche Wahrheit vorgetragene Behauptung ſoll auf ihre 
Richtigkeit unterſucht werden. Der Senat ſetzt dos kirchliche dem 
öffentlichen Recht gleich (... „beruht auf kirchlichem, alfo 
öffentlichem Recht“). Dieſer Satz iſt Gemeingui des Bewußt⸗ 
ſeins der Juriſten (vgl. Prftomp&H. v. 29. März 1924, Nr. 28, 47: 
JW. 1924, 2082 und hierzu Anm. von Prof. Gieſe daſ. 2083, 
auch RG. passim). Dieſe Behauptung iſt rechtsirrig. Das kirchliche 
Recht hat nicht nur öffentlich⸗rechtliche, ſondern auch privatrechtliche 
Beſtandteile. Die kirchliche Standesbeurkundung iſt ein Gegenſtand 
der freiwilligen Gerichtsbarkeit. Die Verteilung der Früchte 
eines Benefiziums zwiſchen dem abziehenden und dem aufziehenden 
Stelleninhaber iſt eine privatrechtliche Angelegenheit. Die Sakra⸗ 
mente, deren Natur als Rechtsgeſchäfte außer Zweifel ſteht (wie ich 
demnächſt dartun werde), ſind zwar überwiegend öffentlich⸗ rechtliche 
Rechtsgeſchäfte, z. T. aber auch privatrechtliche, letzteres z. B. zu⸗ 
treffend bei der Beichte und bei der Spendung der Euchariſtie und 
der letzten Olung. Bei der Eheſchlteßung iſt der privatrechtliche Cha⸗ 
rakter ſchlechterdings nicht zu beſtreiten, da dieſes Sakrament zwar 
der ſolennen Form bedarf, jedoch nicht von dem Miniſter der Kirche, 
ſondern von den Eheleuten ſich ſelbſt gegenſeitig geſpendet wird. 
Die ganze Inſtitution des Ordensweſens beruht auf den drei Ge⸗ 
lübden der Armut, der Keuſchheit und des Gehorſams, welche auch 
kanoniſch betrachtet nur privatrechtliche Verbindlichkeiten des Vo⸗ 
tanten erzeugen. Allgemeine Gleichſetzung des kirchlichen mit dem 
öffentlichen Recht iſt alſo durchaus nicht angängig. g 

NM. Dr. Görres, Berlin. 
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hungen zu unterſcheiden. Der Pfarrer hat gegen denjenigen, der 
ſeine kirchlichen Dienſtleiſtungen zu vergüten verpflichtet iſt, nur 
einen öffentlich⸗rechtlichen Anſpruch, denn die Anſtellung im Kirchen⸗ 
dienſt beruht auf kirchlichem, alſo öfſentlichem Recht. Wenn der Kl. 
ausführt, die Entlohnung der Arbeit ſei eine privatrechtliche Pflicht, 
ſo trifft das auf kirchliche Beamte ebenſowenig zu wie auf Staats⸗ 
beamte. Die öffentlich⸗rechtliche Natur des Dienſtverhältniſſes bleibt 
beſtehen, auch ſoweit nicht der Dienſtgeber, ſondern ein Dritter es 
iſt, der die Tätigkeit zu vergüten hat. Zwiſchen der Kirche im gan⸗ 
zen und dem Staat kann ebenfalls nur ein öffentlich- rechtliches 
Verhältnis beſtehen, ſoweit der Staat kraft ſeiner Kirchenhoheit, 
ſeiner Aufſichts⸗ und Fürſorgepflicht der Kirche etwas zuwendet. 
Dieſe Stellung des Staats kommt hier nicht in Frage, ſondern 
eine Verpflichtung, die der Staat bei Aneignung des Kirchenguts 
einzelnen Kirchenſtellen gegenüber übernommen hat, War dieſe An⸗ 
eignung ein Ausfluß landesherrlicher Macht, ſo iſt das Verhältnis 
ebenfalls ein öffentlich⸗ rechtliches; ein privatrechtliches dagegen, wenn 
die Ausſtattung nicht mit der Ausübung der Herrſchaft zuſammen⸗ 
hängt. Letzteres trifft hier zu. Wäre das Kloſter bei der Sähulari⸗ 
ſation dem Staate zugeſprochen worden, ſo wäre die Kirchenlaſt eine 
öffentlich⸗rechtliche geblieben. Nun ; ug der Kloſterbeſitz aber zu⸗ 
nächſt auf den Fürſten M. über, und dieſer verlor i. J. 1806 ſeine 
Landeshoheit an Württemberg. Er war von da an Privatmann 
und Konnte über ſeine Beziehungen zur Pfarrei Sch. nicht mehr durch 
Hoheitsakte verfügen, ſondern mußte vor den ordentlichen Gerichten 
Recht nehmen. Das Verhältnis war ein privatrechtliches geworden 
gemäß der allgemein anerkannten Unterſcheidung zwiſchen pri⸗ 
vatem und öffentlichem Recht: Eine Verbindlichkeit zu Leiſtungen 
für öffentliche Zwecke iſt öffentlich-rechllicher Natur, wenn fie auf 
öffentlichen Aufgaben des Verpflichteten nach geltendem Rechte be⸗ 
ruht. Geht der Verpflichtete ſeiner öffentlichen Stellung verloren, 
fo wird feine Laſt zur privatrechtlichen, denn ſie hat dann ihren 
Grund nicht mehr in einem öffentlich⸗rechtlichen Verpflichtungsver⸗ 
hältnis (Sarweh, OffR. S. 338). Daran ändert der Umſtand nichts, 
daß der Fürſt durch Geſamtnachfolge in die Verpflichtung des Kloſters 
eingetreten war; wäre er damals ſchon Privatmann geweſen, jo 
hätte ſie ſich ſofort in eine privatrechtliche verwandelt, denn bei 
einem Privatmann könnte ſie ſich nicht auf eine öffentliche Aufgabe 
ſtützen. — In dieſer Lage ging das Verhältnis 1825 auf den Staat 
durch gewöhnlichen Kaufvertrag über, der nur das Eigentum und 
privatrechtliche Gefälle und Laſten betraf. Deshalb iſt auch jetzt das 
Verhältnis des Staats zu der Pfründe ein privatrechtliches und 
unterſteht dem Rechtsweg nach $ 13 GVG. Auf die Anſicht von 
Sarwey über die Umwandlung durch Anderung des öffentlichen 
Rechts braucht hiernach nicht eingegangen zu werden. 

Daß die Anſprüche in der Perſon des Kl. entſtanden ſind, iſt 
die Folge ſeiner Anſtellung im Kirchendienſt, alſo eines öffent⸗ 
lich⸗rechtlichen Akts. Aber es beſtehen für dieſes Verhältnis Sonder⸗ 
vorſchriſten, welche die Gerichte für zuſtändig erklären. Nach Art. 129 
Abs. 1 Verf. ſteht für vermögensrechtliche Auſprüche der Beamten 
der Rechtsweg offen. Nach Art. 2 Ziff. 1 Württ. Geſ. über die 
Verwaltungsrechtspflege v. 16. Dez. 1876 gehören vor die bürger⸗ 
lichen Gerichte Streitigkeiten über Rechtsanſprüche auf Beſoldung, 
Wartegelder, Ruhegehalte und ſonſtige ſtändige Bezüge öffentlicher 
Diener. Das Kultusminiſterium hält dieſe Vorſchriften für unan⸗ 
wendbar, weil der Kl. nicht aus ſeinem Dienſtverhältnis und nicht 
für ſeine Perſon klagen könne, ſondern nur für die Pfründe als ihr 
Nießbraucher. Der Kl. behauptet dagegen, er mache lediglich für ſeine 
Perſon Beſoldungsanſprüche geltend, und es ſei überhaupt gleich⸗ 
gültig, ob er ſelbſt oder ob die Pfründe klage, denn die Pfründe 
Rönne nur von ihrem Inhaber vertreten werden, und es gebe keine 
Pfründe ohne geiſtliches Amt. Der Konp&H. ging davon aus, daß 


die beiden genannten Vorſchriften ſich auf kirchliche Beamte er⸗ 
ſtrecken. Bei der legteren iſt es unbeſtritten, bei der erſteren iſt es 
vom RG. 114, 220 und JW. 1927, 1253 bejaht. Gegen dieſe Eutſch. 
wird von Fürſtenau die Frage erhoben, ob nicht in der Zu⸗ 
laſſung des Rechtswegs die Religionsgeſellſchaften eine Beſchrän⸗ 
Kung ihrer in Art. 137 Abf. 3 Mer]. gewährleiſteten Selbſtändigkeit 
erblicken muüſſen. Dieſes Bedenken wird von ben Religionsgeſell⸗ 
ſchaſten wohl nicht empfunden werden, da ja auch allen Privatange⸗ 
ftellten der Rechtsweg für ihre Gehaltsforderungen offenſteht. Der 
Komp®H. geht ferner davon aus, daß die genannten Vorſchriften 
auch dann zutreffen, wenn der Beamte nicht ſeinen Dienſtherrn ein⸗ 
klagt, ſondern einen Dritten, der die Vergütung zu gewähren hat. 
Denn dadurch, daß er ſich an dieſen wenden muß, kann die Stellung 
des Pfarrers nicht verſchlechtert werden; es kann ihm auch nicht 
zum Schaden gereichen, daß die Pfründe eigene Rechtsperſönlichkeit 
hat. Auch wenn ſie ſelbſt klagen würde, ginge der Streit um Ber 
ſoldung eines öffentlichen Dieners; deshalb liegt es im Zweck der 
genannten Vorſchriften, daß auch in dieſem Fall der Rechtsweg be⸗ 
ſteht (Sarwey, OffR. S. 325; Hohl, Gej. über die Verwaltungs⸗ 
rechtspfl. S. 37). Hiernach iſt die vom Kult Min. betonte Gefahr 
ausgeſchaltet, daß Gericht und Verwaltungsbehörde widerſprechende 
Entſch. treſſen. 

Zu dem Antrag des Kl., ſeine Bezüge auf den normalen Ge⸗ 
halt eines Pfarrers zu ergänzen, brachte das Kult Min. vor, daß 
jedenfalls über die Höhe des Gehalts nach einem ſtändigen Ge⸗ 
richtsgebrauch das Kult Min. zu entſcheiden habe. Nach Anſicht des 
Kompo. trifft das nicht mehr zu, ſeitdem durch Art. 137 Abſ. 3 
NVerf. und durch das Württ. Gef. über die Kirchen v. 3. März 
1924 (Reg Bl. 93) die Verwaltung des Kirchenvermögens ganz auf 
die Kirche übergegangen iſt und dem Staat hinſichilich der Pfarr⸗ 
beſoldung und der Verwaltung des Pfründvermogens keine Ver⸗ 
fügung und kein Aufſichtsrecht mehr zuſteht (Haller, Geſ. über 
die Kirchen S. 15). Über die Höhe der Kongrua entſcheidet nach 
kirchlichem Recht der Biſchof (Friedberg, Kirchenrecht, 6. Aufl. 
S. 596; Sägmüller, Kirchenrecht, 1914, Bd. 2. S. 462). Dem 
Biſchof ſteht aber keine Gerichtsbarkeit über den Staat zu, 
deshalb bleibt die Entſch. beim ordentlichen Gericht, wenn der 
Staat verklagt wird. Nur hat ſich das Gericht, wenn es über die Höhe 
des Mindeſteinkommens eines Pfarrers entſcheiden ſoll, an die 
kirchliche Bemeſſung zu halten, die in der biſchöflichen Gehaltsordnung 
getrofſen worden iſt. Für die Behandlung im Rechtsſtreit ſind 
8 317-319 BOB. maßgebend. 

(Württ. Rompberd., Urt v 20. April 1928.) 
Mitgeteilt von OR. Probſt, Stuttgart. 


Berichtigungen. 


Bei dem Abdruck der Beſprechung der neueſten Lieferungen von 
Plancks Kommentar zum BGB. (JW. 1928, 3031) if ein Satzteil 
ausgelaſſen. Es muß in der Mitte des dritten Abſatzes heißen: 
„Der 2. Sen. hat von der Anrufung der Ver ZivSen. abgeſehen, 
nicht weil der vormalige 6. ZivSen. zum 30. Nov. 1923 auf⸗ 
gehoben worden war, ſondern im weſentlichen deshalb, weil auch 
dieſer Senat für das Gebiet des gewerblichen Rechtsſchutes jene 
Beſchränkung der Unterlaſſungsklage nicht hatte gelten laſſen wollen.“ 
Ferner iſt im letzten Abſatz zwiſchen die Worte „dagegen der Kl.“ 
und „auf die gleiche Klage die Scheidung aus 8 1568 BGB. aus⸗ 
geſprochen iſt“ das Wort „falls“ einzufügen. D. S. 


Das JW. 1928, 3109 unter 2 abgedruckte Urteil iſt nicht beim 
2., ſondern beim 7. JivSen. ergangen. 


Dem Reichstage und dem Landtage vorliegende Geſetzentwürfe. 


Berichtet von Präſident Dr. v. Olshauſen, Berlin. 


1. Der Geſetzesentw. über die Erſtattung von Rechts⸗ 
anwaltsgebühren in Armenſachen (vgl. JW. 1928, 3150 8) 
iſt vom NT. am 13. Dez. nach der Regierungsvorlage angenommen 
worden. Neu eingefügt wurde eine Anderung des Gerichts- 
koſtengeſetzes. Der 8 11 Abſ. 1 ORG. ie d. Fall. v. 5. Juli 1927 
(RG Bl. 1, 152) erhält folgende Faſſung: Bei nicht vermögensrecht⸗ 
lichen Streitigkeiten beträgt der Wert des Streitgegenſtandes regel⸗ 
mäßig 2000 34. Er kann nach Lage des Falles auf einen höheren 
Betrag, jedoch nicht über 1000 000 RM oder, mit Ausnahme 
von Eheſachen (8 606 ZPO.), auf einen niedrigeren Betrag, jedoch 
nicht unter 500 RM, angenommen werden. Die neuen Vorſchriften 
über die Rechtsanwaltsgebühren und die des GKG. treten mit dem 
1. April 1929 in Kraft. Die Geltung des weiteren Geſ. über die Er» 
ſtattung von Rechtsanwaltsgebühren in Armenſachen v. 14. Juli 1928 
(RGBl. I, 197) iſt bis zum 31. März 1929 verlängert worden. 

2. Ein Antrag Dr. Everling u. Gen. (Dentſchnationale Volks⸗ 
partei) bezweckt eine Abänderung des ArbGG. v. 23. Dez. 1925 
(RGBl. 1,507) dahin, daß bei den Arbeitsgerichten Rechts⸗ 


anwälte als Prozeßbevollmächtigte und Veiſtände 
zugelaſſen werden. 


3. Der Entw. über eine Sonderfürſorge bei beruf⸗ 
licher Arbeitslofigkeit (vgl. JW. 1928, 3149) ift vom RT. 
am 13. Dez. in 2. und 3. Leſung angenommen worden. Entſprechend 
der urſprünglichen Regierungsvorlage wird den Saiſonarbeitern die 
Arbeitsloſenunterſtützung als Sonderunterſtützung gewährt und gleich⸗ 
zeitig ein Reichszuſchuß von 28 000 000 NK gewährt. 


4. Angenommen hat der RT. auch eine Novelle zur 
Unfallverſicherung, die die Verſicherung auf eine Reihe von 
Betrieben und Tätigkeiten ausdehnt, für die fie bisher nicht galt. 
Im NT. iſt die Vorlage dahin erweitert worden, daß außer 
Feuerwehrbetrieben, Heilanſtalten, Laboratorien, Schauſtellungen und 
Filmbetrieben auch Betriebe zur Hilfeleiſtung bei Unglücksfällen, 
Wohlfahrtspflege, Geſundheitsdienſt, Rundfunkſendebetriebe und Wach⸗ 
geſellſchaften verſicherungspflichtig ſind. Die Einbeziehung der Gaſt⸗ 
wirts⸗ und Hausangeſtellten iſt abgelehnt worden. 


57. Jahrg. 1928 Heft 51/52] 
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Schrifttum des Gffentlichen Kechts. 


Mai bis Dezember 1928. 


Mitgeteilt von Dr. Martin Kreplin. 
(Fortſetzung von JW. 1928 Heft 16 S. 1102/8.) 


1. Allgemeine Werke. 


Jahrbuch d. öffentl. Rechts d. Gegenwart. Regiſter z. Bd. 1— 15, 
1907-1927. Tübingen, Mohr 1928. 3,—. 

Reich u. Länder. Zeitſchr. f. d. Entwickl. d. Verfaſſ. u. Verwalt. in 
Deutſchland. Hrsg. v. Adametz, Conrad u. Raab. Jahrg. 1— 2. Stutt- 
gart, Heß 1927/28. Jährl. M. 24,—. 

Tatarin-⸗Taruheyden, E. Der 6. Tagung d. Vereinig. d. dtſch. 
Staatsrechtslehrer in Wien zur Begrüßung. JW. 1928, 1017/8. 
Desgl. Richter, Archoffgt. 1928, 441/59. 


2. Allgemeines Staatsrecht und Politik. 


a) Geſchich te. 

Borries, K. Kant als Politiker. Zur Staats- u. Geſellſchaftslehre d. 
Kritizismus. Leipzig, Meiner 1928. (VII, 248 S.) Geh. 10,—. 
Kirn, P. Saul in d. Slaatslehre. Staat u. Perſönlichkeit. E. 
Brandenburg zum 60. Geburtstag. Leipzig, Dieterich 1928, 28/47. 
Klamroth, K. Staat u. Nation bei Paul de Lagarde. Ein Beitr. z. 

Geſchichte d. polit. Ideenlehre i. 19. Jahrh. Leipzig, Deichert 1928 
(95 S.) Abh. d. rechts⸗ u. ſtaatsr. Fak. d. Univ. Göttingen. 5,—. 
Walz, G. A. Die Staatsidee des Rationalismus u. der Romantik u. 
die Staatsphiloſophie Fichtes. Berlin-Grunewald, Rothſchild 1928. 


Wendorff, H. Zwinglis Stellung zum Staate. Staat u. Perfönlichkeit. 
E. Brandenburg z. 60. Geburtstage. Leipzig, Dieterich 1928, 91/106. 

Wilhelm, Th. D. engl. Verfaſſ. u. d. vormärzliche dtſch. Liberalis⸗ 
mus. Stuttgart, Kohlhammer 1928. 9,—. 


b) Allg. u. ſyſtematiſche Darſtellungen. 


Fiſchbach, O. G. Allgem. Staatslehre. 2. Aufl. Berlin, de Gruyter 
1928 = Samml. Goſchen 358. Geb. 1,50. 

Giacometti, 8. D. neue geiſteswiſſenſchaftl. Methode in der dtiſch. 
Staatsrechtswiſſ. Schweiz Jur. 1928, 93/6. 

Helfritz, H. Allg. Staatsrecht als Einführg in das öffentl. Recht 
u. Grundlage polit. Denkens. Mit e. Abriß d. Staatstheorien. 2. 
erw. Aufl. Berlin, Heymann 1928. (VIII, 206 S.) Geb. 7,.—. 

Koellreutter. Staatsrechtswiſſenſch. u. Politik. DIE. 1928, 1221/6. 

Pieper, A. D. Staatsgedauke d. dtſch. Nation. M.⸗Gladbach, Volks- 
vereins verl. 1928. (259 S.) Geb. 6,—. 

Rothen bücher, K. Smends Verfaſſ. u. Verfaſſſtecht. RVerwBl. 
1928, 554/5. 

Rouſſeau, J. J. Der Geſellſchafts vertrag oder Grundlagen des 
Staatsrechts. Ins Deutſche übertr. u. eingel. von Fritz Roepke. 
Berlin, Weltgeiſt⸗Bücher 1928. (146 S.) Lw. 1,25. 

Schindler, D. D. Kampf ums Recht in d. neueren Staatsrechtslehre. 
Feſtgabe d. r.⸗ u. ſtw. Fak. d. Univ. Zürich 3. ſchweiz. Juriſtentag 
1928, 42/70. 0 

Schmitt, C. Verfaſſungslehre. München u. Leipzig, Duncker & Hum- 
blot 1928. (XVIII, 404 S.) Geh. 17,50. 

Tatarin-⸗Tarnheyden, E. Integrationslehre u. Staatsrecht. 
8StW. 1928, 1/21. 1 

Balz, G. A. Vom Weſen d. öffentl. Rechts. Akad. Antrittsvorl. 
(Tübinger Abh. 3. öffentl. R. 15.) Stuttgart, Enke 1928. (59 S.) 5,—. 


c) Sonderfragen. 


Affolter, A. D. ethiſche R. u. d. Staat. Stuttgart, Enke 1928. 
43 S.) 3,—. a: 

Wehre E. Wiſſenſchaft u. Staat. Leipzig, Rektoratsrede v. 31. X. 
1927. Leipzig, Edelmann 1928. S. 19—33. 0 

Bilfinger, C. Verfaſſungsrecht als polit. Recht. ZPolitik 1928. 
281/98. i \ 

v. Binzer, M. D. faſchiſtiſche Staats- u. Geſellſchaftstheorie. Amt u. 
Volk 1928, 295/9. g * 

Brandt, H. D. Staat u. d. Juden. Königsberg, Königsb. Har⸗ 
tungſche Zeit. u. Verlagsdruck. 1928. (46 S.) 2,—. > 

v. Buffe, G. D. Lehre vom Staat als Organismus. Krit. Unter» 
ſuchungen zur Staatsphiloſophie A. Müllers. Berlin, Junker & Dünn⸗ 
haup: 1928. (VIII, 183 S.) 4,50. 

Buwa, K. D. Translation als Rechtsgrund d. Staatsgewalt. Graz, 
Selbſtverl. 1928. (44 S.) 3,60. J 

Frieſenhahn, E. D. polit. Eid. Bonn, Nöhricheid 1928. (IV, 
141 S.) = Vonner rechtswiſſenſch. Abhandl. 1. 7,50. 

Jaſchkowitz. Auftragloſe Geſchaftsführung im öffentl. R. JW. 1928, 
1024/5. Desgl. Joſef in L8. 1928, 1050/8. 

Kern, FJ. Vom Herreuſtaat zum Wohlfahrtsſtaat. 
umriſſe. Schmoller J. 1928, 393/415. 

Kiefl, F. X. D. Staatsphiloſophie d. kath. Kirche. Regensburg, Manz 
1928. (302 S.) Geb. 6,50. 

Kirchheimer, O. Zur Staatslehre des Sozialismus u. Bolſchewis⸗ 
mus SPolitik Bd. 17, 1928, 593/611. 

Klinghoffer, H. D. parlament. Regierungsſyſtem in d. europäiſch. 
Nachkriegsverſaſſungen. Hrsg. d. 8. Adam. Stuttgart, Enke 1928. 


Entwicklungs⸗ 


(VIII, 80 S.) Auch in Zeitſchr. f. 
178/258. 3,80. 

Meinzolt, H. D. Gewohnheitsrecht als Quelle d. Staats⸗ u. Ver⸗ 
waltungsrechts. Bay Bl. 1928, 225/38. 

Roſenſtock, E. D. ungeſchriebene Verfaſſung. 
11. Aug. 1928. Breslau, Bresl. Akadem. Verl. 

Schulz, H. Das Recht zur Revolution. Staat u. 
Erich Brandenburg zum 60. Geburtstag. Leipzig, 
153/68. 

Weinberger, O. D. reine Rechtslehre i. Lichte d. Kritik Ernſt 
Schwinds. Notariats 3. 1928, 65/7. 

Wittmayer, L. Demokratie u. Parlamentarismus. Breslau, Ferd. 
Hirt 1928. (128 S.) Hlw. 3,50. 


3. Deutſches Staatsrecht. 
a) Geſchichte. 


Dannenbauer, H. D. Entſt. d. Territoriums d. Reichsſtadt Nürn⸗ 
berg. Stuttgart, Kohlhammer 1928. (XVI, 258 S.) — Arb. zur 
Deich. Rechts⸗ u. Verfaſſ.⸗Geſchichte, 7. 12.—. 

Knauth, R. D. Entwicklung des öffentl. Rechts Thüringens i. d. 
Jahr. 1923—27. IbdöffR. 1928, 1/50. 

Meißner, O. D. Entſtehung d. Reichsverfaſſung. Zehn Jahre Dtſche 
Geſchichte 1918 —28. Berlin, Stollberg 1928, S. 39-54. 

Morſtein⸗Marx, F. D. Verfaſſungs⸗ u. Verwaltungsrechtsentwickl. 
in d. drei Hanſeſtädten Hamburg, Bremen u. Lübeck 1918-28. 
IbdöffR. 1928, 51/91. 

Petruſevski, D. M. Strittige Fragen der mittelalterl. Verfaſſ.⸗ 
u. Wirtſchaftsgeſchichte. ZStW. 1928, 468/90. 

Reichelt, E. D. Staatsleben unt. d. ſächſ. Verfaſſ. v. 1. Nov. 1920. 
u Weicher 1928. (VII, 160 S.) = Leipz. rechtsw. Studien. 


vergleich. Rechtswiſſ. 1928, 


Eine Rede zum 
(12 S.) —.50. 

Perſönlichkeit. 
Dietrich 1928, 


b) Quellen. 


Poetzſch⸗Heffter, F. Handkommentar d. Reichsverfaſſ. v. 11. Aug. 
1919. E. Handb. f. Verſaſſungsrecht u. Verſaſſungspolitik. 3., völl. 
neubearb. u. ſtark verm. Aufl. Berlin, Liebmann 1928. 9,—, 
geb. 10,50. 

D. alte Reichs verfaſſ. u. d. Verfaſſungsurkunde f. d. Preuß. 
Staat v. 31. Jan. 1850. Mit e. Einl. von G. Mayer. Frankfurt 
a. M., Sack 1928. (III, 60 S.) 1,60. 

Sartorius, C. Samml. v. Reichsgeſ. ſtaats⸗ u. verwaltungsrechtl. 
Inhalts. Textausg. mit Anm. u. Sachverz. 8., verm. Aufl. München, 
Beck 1928. (XVI, 908 S.) = Sammlung Ttſch. Reichsgeſ. Lw. 7,.—, 

D. Verfaſſ. d. Dtſch. Reichs v. 11. Aug. 1919. Textausg. mit 
Sachreg. 7. Aufl. Mannheim, Bensheimer 1928. (VI, 75 ©) = 
Sammlung dtfch. Geſ. Bd. 43. Lw. 1,50. 

Desgl. 5. Aufl. Berlin, Vahlen 1928. (67 S.) —, 50. 

Desgl. 146.— 148. Tid. Berlin, Heymann 1928. (51 S.) —,50. 

Verfaſſungsurkunde des Freiſtaates Bayern. Nach dem 
Stande v. 1. Jan. 1928 (Sonderdr. aus Bleyer, Samml. bayer. 
Juſtiz⸗ u. Verwaltungsgeſ. Bd. 1). 2. Aufl. 1928. (26 S.) Kart. —,60. 

D. heſſ. Verfaſſ. v. 12. Dez. 1919, mit d. Erg. nach d. Geſ. 
v. 4. Nov. 1924, v. 27. Sept. 1927. Amtl. Handausg. (3. Aufl.) 
Darmſtadt, Staatsverl. 1928. (15 S.) — Staats- u. Beamtenrecht. 
H. 1. Samml. v. amtl. Handausg. Nr. 91. —,40. 


e) Verfaſſungsreform. 


Bolte, O. Weshalb wir Schaumburg⸗Lipper bleiben. E. i ift. 
Bückeburg, Teutonia⸗Verl. 1928. (45 S.) sraunz 

Brecht, A. Mögliches u. Unmögliches. Juſtiz 1928, 462/9. 

Conrad. Zur Reichsreform. Syſtem. u. kritiſch. Material. Mit einem 
a. v. Saemiſch. Reich u. Länder, Ig. 2, 1928. Sonderheft. 

Delius, W. D. Neuglieder. d. Reiches. Hannover, W. Jänecke 1928. 
er 1 —,80. 

— Niederſachſen im Rahmen d. Neuglieder. Deutſchlands. 
Niederſächſ. Verlagsgeſellſch. Kart —, 60. 2a 

Everling, F. Reichszerſtörung od. Reichsreform. Zugl. eine Aus⸗ 
einanderfeß. mit d. Plänen des „Bundes z. Erneuerung d. Reiches“. 
Berlin, Schlieffen 1928. (47 S.) 1,25. 

Frielinghaus. Reform d. Kchsverfaſſ. InduHKBerlMitt. 1928, 
597/603. 

Fritze. Einheitsſtaat u. Juſtiz. Juſtiz 1928, 469/82. 

ee J. Reichseinheit u. Beamtentum. Reich u. Länder 1928, 
133/41. 

Heinrichsbauer, A. Reich u. Länder. Betrachtungen z. d. Vor⸗ 
ſchlägen d. Bundes zur Ernener. d. Reiches. ArbGeb. 1928, 500/4. 
en R. Länderkonferenz u. Einheitsſtaat. München, Pfeiffer 1928. 

16 S. 
Herz, C. Einheitsſtaat u. Verwalt. Juſtiz 1928, 449/62. 
Heuß, Th. D. Reich⸗Länder⸗Frage. RVerſpBl. 1928, 777/81. 


Bremen, 
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— 


Höpker⸗Aſchhoff, Kitz Luther u. Varain. Kann in d. 
Schaff. ei. od. mehrerer ſogenannter Reichsländer ei. vorübergehende 
od. dauernde Löſ. d. gegenwärt. ſtaats⸗ u. verwaltungs polit. Fragen 
erblickt werden. Reich u. Länder 1928, 92/120. 

Holtz, D. Verfaſſ.⸗ u. Verwaltungsreform in Reich u. Ländern. 
Berlin, Stilke 1928. (VII, 270 S.) = Rechtsbibliothek 74. Lw. 7,—. 

Horneffer, E. Deutſchland als Einheitsſtaat. Vortrag. Eſſen, 
Baedeker 1928. (76 S.) 2,—. 

— Reichsverfaſſung u. Städtetag. Schmoller J. 1928, 333/50. 

v. Jan, H. Bayern zur Reichs verfaſſungsreform. München, Olden- 
bourg 1928. (62 S.) 1,80 

— Bayern zur Reichs verfaſſungsreform. RVerwBl. 1928, 729/32. 

— D. Einheitsſtaat. BayB Bl. 1928, 321/33. 

Naiſenberg. D. Reich⸗Länder⸗Problem. Einführung in d. Problem 
u. Stand d. Frage. Diſch. Wirtichd. 1928, 477/9. 

Koch⸗Weſer, E. D. gieichsreform. (Zwiſchenlöſung od. Endlöſung.) 
JW. 1928, 2761/4. 

— Vorwärts 3. dtſch. Einheitsſtaat! Juſtiz 1928, 447/8. 

Köhler, R. D. mitteldtſche Problem. Vortrag. Leipzig, Verkehrs⸗ 
verein 1928. (48 S. mit eingedr. Kt.) L—. 

Koellreuter. Das dtſche Berufsbeamtentum u. feine Stell. 3. Ver⸗ 
fafj.- u. Verwalt.⸗Reform. Beamt Jahrb. 1928, 339/52. 

Külz. Ziele d. Verfaſſungs⸗ u. Verwaltungsreform im Reich, in 
Ländern, Gemeindeverbänden u. Gemeinden. Reichsſtädtebund 1928, 
349/55. Desgl. Renner, ebenda 365/70. 

D. Länder konferenz. (Jan. 1928.) Hrsg. v. Reichsminiſt. d. 
Innern. Berlin, Heymann 1928. (III, 83 S.) 8,—. 

Laſſar. D. Stand d. Verfaſſungs⸗ u. Verwaltungsreform. NVerwBl. 
1928, 504/6, 647/9, 7603/4. 

Leiste, W. Leipzig u. Mitteldeutſchland. Ein Beitrag zur Neuglieder. 
d. Reichs. Hrsg. Leipzig, Ratsverkehrsamt 1928. (345 S.) = 
Leipz. Verkehr u. Verlehrspol. Nr. 12. 7,—. 

Bayern. Material zur Verfaſſungsreform. Teil 1: D. Mängel d. 
dtſch. Verfaſſungslebeus. München, Staatsztg. 1928. (48 S.) 

Peters, H. Zentraliſation u. Dezentraliſation. Berlin, Springer 
1928. (IV, 93 S.) 2,80. 

Bund zur Erneuer. d. Reiches. Reich u. Länder. Vorſchläge, Begrün⸗ 
dung, Geſetzentw. Berlin, Stilke 1928. (134 S.) 3,—. 

Schall, W. Württemberg u. d. Erneuer. d. Reichs. Stuttgart, Stuttg. 
Neues Tagbl. 1928. (111 S.) TagblSchr. Nr. 11. 

Schelcher, W. Zur Reform d. Reichsverfaſſ. Leipzig, Roßberg 1928. 
(68 S.) 3,60. Desgl. Fiſcher Z. 1928, 121/88. 

Sommer, K. Bundesſtaat, Einheitsftant u. d. Höhe d. öffentl. Aus⸗ 
gaben. Unt. beſ. Berückſicht. d. Verhältniſſe i. Preußen, Bayern u. 
Sachſen. München, Oldenbourg 1928. (X, 144 S.) 4,—. 

ch Zur Frage d. Exklavenbeſeitig. Reich u. Länder 1928, 

2791. 
e R. Zur Problematik d. dtſch. Länderſtaats. Juſtiz 1928, 
i 1 v 
Ullrich, O. Reichsreform. Staats- u. Selbſtverw. 1928, 293/7. 


d) Syſtematiſche u. allgemeine Darſtellungen. 


van Calker, F. Grundzüge d. dtſch. Staatsrechts. Vorleſungs⸗ 
Grundriß. München, Beck 1928. (VII, 111 S.) Lw. 5,80. 

Eichhorn, K. D. Weſen des Staats u. d. dtſch. Staates in populärer 
Darſtell. Hildesheim u. Leipzig. Lax 1928. (76 S.) 2,—. 

v. Lympius, W. D. Verfaſſ. u. Verwalt. in Preuß. u. i. Dtſch. Reich. 
Eine ſyſtemat. Darſt. d. gelt. Rechtszuſtandes. 2. Aufl. Berlin, Hey⸗ 
mann 1928. (VIII, 501 S.) Lw. 12,—., 

Zieger, O. D. Verfaſſ. d. Landes Thüringen in Frage u. Antwort. 
Anhang: Text d. Landesverfaſſg. d. Landtagswahlgeſ. u. d. Landtags⸗ 
wahlordnung. Berlin, Kameradſchaft 1928. (112 S.) 2,40. Vgl. auch 
StaatsuSVerw. 1928, 354/7. 

Bell, J. Voltsſtaat u. Staatsvolk. Recht u. Gef. im dtſch. Volksſtaat. 
M.⸗Gladbach, Volksvereins⸗Verl. 1928. (15 S.) —.30. 

Radbruch, G. Verfaſſungsrede, geh. bei d. Feier d. Reichsregierung 
fi & Aug. 1928. Berlin, Reichszentrale f. Heimatdienſt 1928. 
S 


e) Reich u. Länder. 


Löwenthal. D. bundesſtaatl. Beſtimmungen d. dtſch. Reichs⸗ u. d. 
öſterr. Bundesverfaſſ. RVerwBl. 1928, 809/13. 

Nawiaſky, H. Grundprobleme d. Reichsverfaſſ. Tl. 1: D. Reich als 
Bundesſtaat. Berlin, Springer 1928. (XII, 200 S.) 10,80. 

Pünder, H. D. Reich u. d. Länder. Zehn Jahre dtſche. Geſchichte 
19181928. Berlin, Stollberg 1928. S. 75/86. 


f) Reichstag. 7 


Bachem, K. Vorgeſchichte, Geſchichte u. Politik d. dtſch. Zentrumspartei. 
Bd. 4. Koln, Bachem 1928. (466 S.) Geb. 25.—. 

v. Calker, F. Weſen u. Sinn d. polit. Parteien. Tübingen, Mohr 1928. 
(36 S.) Recht u. Staat in Geſchichte u. Gegenwart. 58. 1,80. 

Eiſenmann, A. D. Parlamentsbeamte. Berlin, Trowitzſch 1928. (7 S.) 
Merkbl. f. Berufsberatg. d. Dtſch. Zentralſtelle f. Berufsberatg. d. 
Akadem. —,40. 

Gerland. Zur Wahlreſorm. DZ. 1928, 759/64. 

D. Gef. üb. Reichswahlen u. ⸗abſtim. nebſt d. Reichsſtimmordn. Textausg. 
nach d. Stande v. 1. Mai 1928. München, Beck 1928. (III, 80 S.) 1,50. 

v. Jau, H. D. Reichswahlgeſ. v. 27. April 1920 i. d. Faſſ. v. 
6. März 1924 mit d. Reichsſtimmordn. v. 14. März 1924. 3. erg. Aufl. 
München, Schweitzer 1928. (205 S.) 2,40. 

Kürſchners Dich. Reichstag. Hrsg. v. H. Hillger. 1928. Berlin, 
Hillger (1928). (544 S.) 1.—. 

Pohl, H. D. Recht d. Reichstags. Eine Quellenſamlg. mit Sachverz. 
Berlin, Stilke 1928. (222 S.) Textausgaben. 16. Lw. 6,—. 

Reichstags⸗ Handbuch. 4. Wahlperiode 1928. Hrsg. v. Bureau 
d. Reichstags. Berlin, Reichsdruckerei 1928. (578 S.) Lw. 14,—. 


[Juriſtiſche Wochenſchrift 


Reichswahlgeſ. i. d. Faſſ. v. 6. bzw. 13. Mürz 1924 nebſt Reichs⸗ 
ſtimmordn. v. 14. März 1924 m. Ündergn. v. 3. Nov. 1924, 17. März 
1925 u. 14. Mai 1926. Ansbach, Brügel 1928. (64 S.) —,35. 

Tecklenburg, A. Wahlrecht u. Staatswillensbild. als beſonderer 
Wiſſenſchaftszweig. ZPolitik Bd. 17, 1928, 577/92. 

Zſchucke, O. Th. L. D. Geſchäftsordn. d. dtſch. Parlamente. Mit e. 
Einleitg. u. Sachreg. Berlin, Stilke 1928. (683 S.) = Textausg. 17. 
Lw. 12,.—. : 


Kaiſenberg, G. u. E. Schütz e. D. Wahl z. preuß. Landtag. Führ. 
f. d. Landtagswahlen. 2. Aufl. Berlin, Stollberg 1928. (131 S.) 4.—. 

Schulze, A. D. politiſche u. wirtſchaftl. Bedeut. d. Landesparlamente. 
Reich u. Länber 1928, 142/86. 

Handbuch für d. preuß. Landtag. Ausg. f. d. 3. Wahlperiode (v. 1928 
ub). Hrsg. v. Büro d. preuß. Landtags. Bearb. von E. Kienaſt. 
Berlin, Decker 1928. (708 S.) Pp. 20,—. 

v. Jan, H. D. bayer. Landeswahlgeſ. f. Landtagswahlen, Volks⸗ 
begehren u. Volksentſcheidungen in d. Fall. v. 30. März 1928 mit d. 
Landeswahlordn. v. 30. März 1928. 2. neubearb. Aufl. München, 
Schweitzer 1928. (284 ©.) 3,20. 

Bayer. Landeswahlgeſ. (Landeswahlgeſ. f. Landtagswahlen, Volks⸗ 
begehren u. Volksentſcheid. . ..) in d. Fall. d. Bek. v. 30. März 1928. 
Textausg. München, Beck 1928. (59 S.) 1.—. 

N Ungültigkeit d. württ. Landtagswahlgeſ.? Württ R. 1928, 

25. 

Geſchäftsordn. f. d. Landtag v. Mecklenburg⸗Schwerin. Schwerin 
1928. (20 S.) 

g) Reichspräſident u. Reichsregierung. 

Arndt, A. Iſt. d. Neichspräſident Beamter? Ztſchr. f. 
1928, 132/7. 

Günther. D. Fürſtenentſchädig. Leipzig, Akadem. Verlagsgeſellſchaft 
1928. (X, 179 S.) Beitr. zur Finanzkunde Bd. 1. 8—. 

Weimann, K. Landesherr u. Allmende. Staat u. Perſönlichkeit. E. 
Brandenburg z. 60, Geburtstag. Leipzig, Dieterich 1928, 48/60. 


Beamtenr. 


Juliusberger E. D. Stell. d. parlamentar. Miniſters u. ſeine Be⸗ 
amtenqualität. Z. f. Beamten R. 1928, 21/4. 

Schwarz, O. G. D. Vizekanzler d. Dtſch. Reiches. DIS. 1928, 965/7. 

ee D. Gegenzeichnung beim Reichskanzlerwechſel. DSB. 1928, 
535/86. 

Pietzcker, Ed. überſicht üb. d. Entſcheidungen des Staatsgerichtshofes 
1 Reich im erſten Halbjahr 1928. Reich u. Länder 1928, 

1 * . 
nh) Reichsrat. 

Brecht, A., Linckh u. Pötzſch⸗Heffter. Wie find Reichsrat u. 
preuß. Staatsrat bei einer etwaigen engeren verfaſſ. u, verwaltungs⸗ 
rechtl. Verbind. d. Reiches mit Preuß. zwecknäßigerweiſe umzugeſtal⸗ 
ten? Reich u. Länder 1928, 147/59. 

Hummel, F. Preuß. u. ſeine Provinzen im Reichsrat. Berlin, Stilke 
1928. (XVI, 147 S.) = Abhandl. zur Reichsverfaſſg. 2. 7,50. 


i) Reichsgeſetzgebung. 

Bendix, L. Samml. d. Reichsrechts? Allgem. Diſch. Beamten. Vei⸗ 
lage Nr. 106 v. 18. Sept. 1928. 

v. Bloßfeld. E. Vorbild f. d. Reichsrechtsſammlg. i. vorrevolutionären 
Rußland. ArchdffR. 1928, 422/40. 

4 Staatsgerichtshof u. preuß. Notverorduungsrecht. D. 1928, 

Finger. D. Volksbegehren „Panzerkreuzerverbot“. Di. 1928, 1369/72. 

Giacometti, 3. Verordnungsrecht u. Geſetzesdelegation. Feſtgabe 
11 106 u. ſtw. Fak. d. Univ. Zürich z. ſchweiz. Juriſtentag 1928. 
71/106. 

Heller, H. u. M. Wenzel. D. Begriff d. Geſetzes in d. Reichs⸗ 
verfaſſ. Berichte. Veröffentl. d. Vereinig. d. dtſch. Staatsrechtslehrer. 
H. 4. S. 98 167. 

Heſtermann. Rationaliſier. d. Geſetzgeb. DRZ. 1928, 381/2. 

v. Hippel, E. Sind ſittenwidrige Geſ. ungültig? Di. 1928, 1517/9. 

Hoch e. Vereinfachungen in d. Rechtsauffind. DJ. 1928, 1366 9. 

Mannhardt, W. Fehlerhafte Geſetzestexte. DRZ. 1928, 221/73. 

Markull. D. Geſetzgebungsgewalt d. Reiches u. d. Länder auf dem 
Gebiete d. Finanzweſens. Reich u. Länder 1928, 167. 

Rößner, W. D. übervölkerte Recht. DRZ. 1928, 308 12. 

Schiffer. Aus d. Werkſtatt der Geſetzgeb. DIZ. 1928, 4738/7. 

Schlegelberger, F. Zur Rationaliſier. d. Geſetzgeb. 2. Aufl. Berlin, 
Vahlen 1928. (31 S.) 1,20. 

Staedler, B. D. Verſuche zur Vereinfach. d. Reichsgeſetzgebung. 
Breslau, Marcus 1928. (VII, 1735) — Abh. aus d. Staats- u. 
VerwR. 39. 8,—. 

Kleinknecht, L. D. Rechtsverordn. in d. Verfaſſ. Württembergs 
v. 25. Sept. 1919. Stuttgart, Euke 1928. (83 S.) = Tübinger Ab⸗ 
handl. z. öffentl. Recht. 5,80. 


k) Reichs haushalt. 

Merkl, A. u. H. Dorn. Empfiehlt es ſich, die beſteh. Grundſätze über 
d. Bewilligung d. Einnahm. u. Ausgab. f. d. Haushalte d. Reiches 
U. d. Länder zu ändern? Gutachten. Verhandlgn. d. 35. Dtſch. Juriſten⸗ 
tages. Bd. 1, 33559 u. 489/581. Desgl. Miller, L8. 1928, 1171/82 
u. v. Piſtorius, DIZ. 1928, 1121/6. 

Spangenberg. Erſparnismöglichkeiten auf dem Wege d. Haushalts⸗ 
rechts. Reich u. Länder 1928, 70,82. 


) Rechtspflege. 


Bölling, H. G. 3. Frage des richterl. Pruſungsrechtes gegenüber 
Reichsgeſetzen i. Lichte d. ſtaatsrechtl. Praxis. Staats- u. Selbſtverw. 
1928, 231.3, 280/. 

Radbruch. Richterliches Prüfungsrecht? (Juſtis Bd. 1, S. 12/22.) 
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m) Beamte. 


a) Allgemeines. 


Zeitſchrift f. Beamtenrecht. Hrsg. v. J. Abraham. Bd. 1. Berlin, 
Heymann 1928. Jährl. 12,—. 

Brand, A. D. Beamtenrecht. Syſtem. dargeſt. 3. vollſt. neubearb. u. 
bebeut. verm. Aufl. Berlin, Heymann 1923. (XX, 871 S.) Handb. d. 
preuß. VerwaltungsR. 5. Lw. 40,.—. 

— Neuerungen im Beamtenrecht. 8. f. Beamten R. 1928, 2/11. 

Dreger, A. D. Berufswahl im Reichs⸗ u. Staatsdienſt. Eine Zu⸗ 
ſammenſtellung d. wichtig. Vorſchrift. 12. Aufl., vollſt. neu bearb. u. 
hrsg. v. E. Zimmermann. Dresden, Koch 1928. (325 S.) Geb. 7,20. 

Falck, C. D. Perſonalakten nach d. Beſtim. d. Reichsverfaſſung. Berlin, 
Heymann 1928. (IV. 79 S.) 3,.—. 

Fiſchbach. D. Entw. e. dtſch. Beamtengeſ. Z. f. Beamten R. 1928, 
112/21. 

Hoche. D. Aufgaben d. neu. Reichstages auf d. Gebiete d. Beamten⸗ 
rechts. Z. f. Beamten R. 1923, 11/5. 

Köttgen, A. D. dtſch. Berufsbeamtentum u. d. parlamentar. Demo⸗ 
kratie. Berlin, de Gruyter 1928. (VI, 275 S.) 9,—. Desgl. in Amt 
u. Volk 1928, 2859. 

Pietſch, W. Wiſſenſchaftl. Bearbeit. v. Beamtenfragen. Beamten⸗ 
jahrbuch 1928, 187/90. 

Richardt, A. D. Beamtenrecht i. d. reichsgerichtl. Rechtſprech. 1927. 
Staats⸗ u. VerwR. 1928, 418/22. 

Rieckenberg, M. Rechtsverhältniſſe d. Reichsbeamten. Reichsbeamten⸗ 
geſetz mit allen Nebengeſetzen. 8. Aufl. Berlin, Sudau 1928 = Ver⸗ 
walt.⸗Bücherei 6. 

Zſchucke, O Th. L. D. Pflege d. Beamtenrechts an den dtſch. Hoch⸗ 
ſchulen. Z. f. Beamten R. 1928, 105/7. 


Brand, A. D. preuß. Beamtengeſ. Erl. 2. Aufl. Mur) Nachtr. 
Berlin, Heymann 1928 = Taſchen⸗Geſepſammlung 90. (26 S.) 

Corſing. D. Preuß. Staat u. ſeine polit. Beamten. DIZ. 1928, 770/38. 

Liedtke, F. D. Rechtsſtell. d. preuß. Gerichtsaſſeſſoren. Z. f. Be⸗ 
amtenR. 1928, 60/2. 

Rieckenberg, M. D. Rechtsverhältniſſe d. preuß. Staatsbeamten 
u. Kommunalbeamten. Bearb. u. erl. Berlin, Sudau 1923. (435 S.) 
— Verwalt.⸗Bücherei 16. Lw. 4,80. 11 

Battenberg. Diſziplinarrechtl. Grenzen d. politiſchen Betätig. des 
Beamten. Württ ZR. 1928, 49/54. 0 

Schmid, O. E. neues Staatsbeamtengeſetz. Württ ZR. 1928, 89/106, 

— Verhalten d. Beamten in und außer dem Amte. Württ8s R. 1928, 
153/71. + 

Zſchucke, O. Th. L. Zur Rechtsnatur d. Beamtenverhältnis d. Saar⸗ 
beamten. Beamten⸗Jahrb. 1928, 283/6. 


6) Beſoldung. 


Falck, C. Rechtsfragen d. neuen Beſold. Beamten⸗Jahrb. 1928, 227/36. 

Lewin, H. D. Penſtonsruhensvorſchrift d. 857 Ziff. 2 NOS. Z. f. 
Beamten R. 1928, 120/32. 

Reichs⸗Beſoldungsvorſchriften. Ausführungsbeſtim. zum 
ReichsbeſoldungsG. v. 12. März 1928 mit Text d. Reichsbeſoldungs⸗ 
geſetzes u. d. noch gelt. Teilen d. alt. Beſoldungsvorſchr. Hrsg. v. d. 
Geſchäftsſtelle d. Dtſch. Beamten⸗Archivs, (Vorw.: A. Sudau.) 5. Aufl. 
Berlin, Wirtſchaftsverlag Sudau 1928. (88 S.) = Verwalt.⸗Bücherei. 
Bd. 2. Lw. 2,50. 

Sölch, O. u. O. Ziegelaſch. Beſoldungsgeſ. v. 16. Dez. 1927 nebſt 
d. Ausführungsbeſtim. v. 12. März 1928 erl. v. O. Sölch u. O. Ziegel⸗ 
aſch. Berlin, Trowitzſch & Sohn (1928). (VII, 728 S.) Lw. 9,50. 


König, O. D. preuß. Beſoldungsgeſ. Bd. 2: Die Lehrerbeſoldungsgeſ. 
u. d. Ausführungsbeſtim. 3. preuß. Beſoldungsgeſ. v. 17. Dez. 1927. 
4. Aufl. d. v. H. Erythropel erſtmalig hrsg. Kommentars. Berlin, 
Müller 1928. 3,20. 8 

Hen dinger, H. Bayer. Beamtenbeſoldungsgeſ. v. 20. April 1928. Erl. 
Handausg. München, Bayer. Kommunalſchriften⸗Verlag 1928. (VIII, 
221 S.) Lw. 6,70. 

gegat, A. Bayer. Beamtenbeſoldungsgeſ. v. 20. April 1928. Erl. 
2. Aufl. v. M. Reindl⸗Legat, Bayer. Beamtenbeſoldungsgeſ. München, 
Schweitzer 1928. (VIII, 448 S.) Schweitzers Handausgaben mit Erl. 
Lw. 9,—. 

D. Beamtenbeſoldungsgeſetz u. Beamtenruhegehaltsgeſetz v. 
28. Dez. 1927 mit d. dazugeh. Anlag. u. Ausführ.⸗Verordn. u. Vorſchr. 
üb. d. Gemeindebeſold. Textausg. Dresden, Verl. Aus- u. Fortbild. 
Leipzig, Fleiſcher 1928. (160 S.) Lw. 2,—. 

Geſetz, d. Beſold. d. Hl. Staatsbeamten betreff. v. 30. März 1928. 
2. Aufl. Darmſtadt, Heſſ. Staatsverl. 1928. (24 S.) —,60. 


) Wohnung, Reiſe⸗ und Umzugskoſten. 


Ebenau, W. D. Reiſe⸗ u. Umzugskoſtenbeſtim. f. d. preuß. Staats⸗ 
beamten nebſt Anh., enth. d. damit in Zuſammenhang ſtehend. ſonſt. 
Vorſchriften. 2. Aufl. Berlin, Decker 1928. (284 S.) Uw. 7,50. 

Fleiſchmann, J. Beamte u. Wohnungszwangswirtſchaft. Mit e. 
Geleit. v. A. Falkenberg, E. Remmers. Berlin, Heymann 1928. 
(29 S.) 1,60. 5 

Gordan. D. Wohnrecht d. Beamten in Preußen. 8. f. Beamten R. 
1928, 12/5. g 

Meynen, J. u. W. Barz. D. Umzugskoſtenvorſchriften für die Reichs⸗ 
beamten nach den Umzugskoſtenverordnungen für Inlands⸗ u. Aus⸗ 
landsverſetzungen von Reichsbeamten v. 2. Mai 1928 mit Ausführungs⸗ 
beſtimmungen. Zuſammengeſtellt u. erl. Berlin, Bath 1923. (272 S.) 
— Geſetze u. Vorſchriften. Bd. 2. Lw. 6,—. 


d) Beſonderheiteu. 


Berger. D. rechtl. Stellg. d. in d. Reichsdienſt übernommenen Länder⸗ 
finanzbeamten. DIZ. 1928, 1236/9. 

Hirſchfeld, E. Beamte als Gutachter. 23. 1928, 893/9. 

Hofacker, W. Zur Haftpflicht d. Beamten u. d. öffentl. Körperſchaften. 
NMVerwBl. 1928, 615/7. 

Möller, A. D. Zuläſſigkeit d. Rechtsweges u. d. Nachprüfbarkeit v. 
Verwaltungsakten b. d. Geltendmach. vermögensrechtl. Beamtenan⸗ 
ſprüche. Beamt Jahrb. 1928, 40% 1 u. 471/83. 


e) Dienſtſtrafrecht. 


Brand. D. Entw. ei. Reichsdienſtſtrafordn. Ztſchr. f. Beamtenrecht 1928, 
62,9 u. 107/ö12. 

Spillner. Gibt es im Reichsdienſtſtrafrecht eine Wiederaufnahme des 
Verfahrens? DFB. 1928, 1537/9. 


n) Staatsbürger. 


Rümelin, M. D. Gleichheit vor d. Gef. Rede. Tübingen, Mohr 1928. 
(84 S.) 3,60. 

Rothenbücher, K. u. R. Smend. D. Recht d. freien Meinungs- 
äußerung. Berichte. Veröffentl. d. Vereinig. d. Dtſch. Staatsrechtis⸗ 
lehrer. H. 4. S. 6/74. 

Hübſchmann. V. d. Staatsangehörigkeit v. Optanten u. v. Ehe⸗ 
fahigkeitszeugnis, ſowie v. d. Aufenthaltserlaubnis f. Ausländer. 
Stſchr. f. Standes amtsweſ. 1928, 3416/7. 

Kunz, J. L. Z. Problem d. doppelten Staatsangehörigkeit. Ztſchr. f. 
Oſtrecht 1928, 401/37. 

Schätzel, W. D. dtſch. Staatsangehörigkeitsrecht. D. Reichs- u. Staats⸗ 
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bearb. 3. Aufl. Leipzig, Roßberg 1928. (704 S.) = Juriſt. Hand⸗ 
bibliothek. 451. Lw. 16,—. 

Troitzſch. D. Eingemeind. nach d. Beſtimmungen d. Sächſ. Ge⸗ 
meinbeorbn. PrVerwl. 1928, 631/. 

— D. Staatsaufficht über d. Gemeinden u. d. Gemeindeverbände nach 
d. Sächſ. Gemeindeordn. RVerwBl. 1928, 905 /8. 

Handbuch. D. Verwalt. d. Stadl Leipsig. Bearb. v. d. ftäbt. Haupt⸗ 
kanzlei. 1928. Leipzig, Arnſt 1928. (352, 32 S. m. Abb.) Hlw. 6,—. 


e) Mecklenburg, Lippe. 


Boneß, H. E. D. Beanſtandungsrecht im mecklenb.⸗ſchwer. Kom- 
munalrecht. Mecklg. 1928, 26/40, 177/90 u. Fortſ. folgt. 

Gemeindeverfaſſungsgeſ. f, d. Land Lippe v. 1. Dez. 1927. 
Mur) Ausführungsverordn. v. 24. April 1928. Mit Anm. u. Anh. 
über d. Inſtanzenweg v. Petri. Detmold, Meyer 1928. (16 S.) 


h) Polizei. 1 
a) Allgemeines. — Bolizeiverordnungen. 
Böhnde. Zur reichselnheitlichen Reform des Polizeirechts. DIE. 1928, 
84%53. 


Furler, H. D. polizeil. Notrecht u. d. Entſchädigungspflicht d. 
Staates. VerwArch. 1928, 340/427. 
Mulert. Wandl. d. Polizeibegriffe im modern. Staat. Polis. 1928. 
444/6. Desgl. Staatsus Verw. 1928, 387/39. 
Stier⸗Somlo, F. D. Zwieſpalt in d. Rechtſprech. höchſter Gerichte. 
DIZ. 1928, 696/700. 
BayVerwBl. 


Wintrich, J. M. Präventivppolizei. 1928, 
9. Aufl. 


177/82. 
Desgl. Dittmann, ebenda 183/5. 

Neeſe, W. Handbuch des Polizeirechts. 
ſchaft 1928. (VIII, 505 S.) Lw. 7,75. 

Retzlaff, F. Polizei⸗ Handbuch. 33. Aufl. Bearb. u. erg. v. Th. 
Echterhoff. Lübeck, Diſch. Polizei⸗Verl. 1928. (XVI, 1217 S.) Lw. 22, —. 

Bartſch M. u. P. b Loeben. D. ſachſ. Polizeibeamtengeſ. v. 
15. März 1928. Handausg. mit d. Ausführungsbeſt. u. d. damit 
zſhängenden bei. Vorſchriften. Erl. u. Sachreg. Mebſt) Beil. Dresden, 
Heinrich 1928. (111 S., 1 Bl.) 5,—. 

Schulze. Sächſ. Polizeibeamtengeſ v. 15. März 1928. Handausg. 
Freiberg i. Sa., Mauckiſch 1928. (64 S.) 1,20. 

Barck. Das neue Polizeibeamtenrecht i. Baden. Polizei 1928, 353/5. 

Jung, H. V. Gendarmeriegeſ. 3. Polizeibeamtengeſ. ZfbadVerw. 1928, 


Berlin, Kamerad⸗ 


161/2. "x 

Nebinger, R. D. Württ. Polizeiſtrafgeſ. u. d. Handhab. d. Polizei⸗ 
gewalt i. Württemberg. Stuttgart, Kohlhammer 1928. (228 S.) 
Lw. 4,20. 
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Finke, F. D. Neuordn. d. Polizeiverorduungsrechtes i. Thüringen. 
ThürKommsidſch. 1928, 40/2 u. 53/8. 

— u. Meſſer, W. D. allg. Polizeirecht Thüringens. Shftem. dargeſt. 
3. Gebr. f. Behörd., Polizei u. Gendarmeriebeamte. Lübeck, Dtſch. 
Pol.⸗Verl. 1928. (XII, 232 S.) Hlw. 4,60. 

Eilers, H. Polizeirecht f. d. brem. Staatsgebiet. Samml. v. Reichs⸗ 
u. brem. Gef. u. Verordnan. Hrsg. Bd. 2. Bremen, Winter 1928. 
„Das Verkehrsrecht. (VIII, 324 S.) Lw. 6,—. 


Drews. Beſchränk. d. Geltungsdauer v. Polizeiverordnungen. 
1928, 8983/7. 

Quentin. Zur Reform des Polizeiverordnungsrechts. 
244/6, 

Tilka. Zur Frage d. Beſchränk. d. Geltungsdauer v. Polizeiverord⸗ 
nungen. DSH. 1928, 1540/1. 


DIZ. 
ON3. 1928, 


P) Vereins- u. Berfammlungsredt. 


Niedenberg, M. Vereins- u. Verſammlungsrecht. Bearb. u. hrsg. 
Sn, Wirtſchaftsverl. Sudau 1928. (229 S.) = Verwalt.⸗Bücher. 
14. Lw. 4, 20. 


y) Shund- u. Schmutzſchrift. 


Seeger, E. D. Verfahren vor d. Prüfſtellen f. Schund⸗ u. Schmutz⸗ 
ſchriften. Arch. f. Urheber⸗Film⸗ u. Theaterdt. 1928, 588/97. 
Leibig, K. D. Begriff d. Schundſchrift. Bayverwl. 1928, 193/7. 


d) Fremden- u. Paßpolizei 


Hausmann. Handbuch betr. Melde⸗, Paß⸗ u. Fremdenpollzei. Neu⸗ 
wied a. Rh., Meincke 1928. (VIII, 288 S.) 4,—. 

Dh. Paß vorſchriften u. Einreiſebeſt. d. Ausl. Anh.: Verzeichn. 
d. Paß⸗ u. Sichtvermerksbehörden i. Inland u. d. ausländ. Konſulate 
in Deutſchland. 4. Aufl. Stuttgart, Auskunftsabt. d. Handelskammer 
1928. (70 S.) 4.—. 

Vorſchriften über d. Päſſe. Berlin, Bernard & Graefe 1928. 

(35 S.) —, 90. 


Schußwaffenpolizei. 


Gef. üb. Schutzwaffen u. Munition v. 12. April 1928 u. Ausführungs⸗ 
verordn. z. d. Geſ. üb. Schutzwaffen u. Munition v. 13. Juli 1928. 
Berlin, Heymann 1928. (16 S.) —,50. 

Desgl. Stuttgart, Kohlhammer 1928. (III, 39 S.) Lw. —, 90. 

Hocke, W. Schutzwaffengeſ. D. Geſ. üb. Schußwaffen u. Munition 
nebſt d. AusfVerordn. des Reichs, d. AusfVorſchr. d. Länder. Erl. 
2., erw. Aufl. Berlin, Vahlen 1928. (278 S.) 6,50. 

Kunze, F. D. Waffenrecht i. Dtſch. Reiche, unt. bei. Berückſ. d. 
Reichsgeſ. üb. Schußwaffen u. Munition v. 12. April 1928 nebſt 

e, d. Länder. 4. Aufl. Berlin, Parey 1928. (VII, 143 ©.) 

„75. 

Wagemann, G. Gef. üb. Schußwaffen u. Munition v. 12. April 
1928, an Hand d. amtl. Mater. erl. v. G. Wagemann. Berlin, Stilke 
1928. (164 S.) Lw. 6,—. 

Wündiſch, E. D. Geſ. üb. Schußwaffen u. Munition v. 12. April 
1928 nebſt d. AusfVerordn. d. Reichsregierung v. 13. Jult 1928 u. 
d. Preuß. Erlaß zur Durchführg d. Geſ. v. 7. Sept. 1928. Erl. 
Berlin, de Gruyter 1928. (139 S.) = Guttentagſche Samml. dtſch. 
Reichsgeſ. 173. Lw. 5,—. 

Delius. Beſitz u. Führen von Waffen nach jetzigen u. 
Recht. LZ. 1928, 793/803. 

v. Düring, A. D. neue Reichswaffengeſ. u. d. Wirtſchaft. DWirtſch⸗ 


udR. 1928, 458/76. 
über Schußwaffen u. 23.1928, 


Hoche. D. neue Gef, 
1289/95. 

Desgl. in DNB. 1928, 342/66, RVerwBl. 1928, 469/71, JW. 1928, 
2179/81, Jeß in Mecklg. 1928, 58/63, Mangold in DWirtſchg. 1928, 
5524. 

Salewski, A. Zum jetzigen u. künftigen Waffenrecht. StaatsuSVerw. 
1928, 2523, 278/80 u. 309. 

Schörmer u. Salewski. Geſ. üb. Schußwaffen u. Munition v. 
12. April 1928. Berlin, Weller 1928. Geb. 4,50. 


i) Fürſorgerecht. 


Baath, P. A. Verordn. üb. d. Fürſorgepflicht v. 13. Febr. 1924 
einſchl. d. f. Vorausſetz., Art u. Maß d. öffentl. Fürſorge gelt. 
Reichsgrundſ. u. d. Nebengeſ. ſowie d. einſchläg. landesrechtl. Vorſchr. 
Erl. 6., verm. Aufl. Berlin, Vahlen 1928. (597 S.) Lw. 19,50. 

Behrend, CE. Verſorgungs⸗ u. Fürſorgerecht. Ein Nachſchlagebuch. 
(Meyers Wörterbücher. 5.) Halberſtadt, Meyer 1928. (XII, 115 S.) 4,20. 

Brachmann, R. O. D. wichtigſt. Beſtim. d. Sächſ. Fürſorgerechts. 
3., erw. Aufl. Dresden, Selbſtverlag d. Sächſ. Gemeindet. 1928. 
(111 S.) 1,10. 

Dünner, F. Reichsfürſorgerecht. Terlausg. m. Verweis. u. Sachreg. 
(Nur) Nachtr. nach d. Stande v. 1. Mai 1928. München, Beck 1928. 
(63 S.) —,50. 

SL E. Partikularismus in d. Reichsfürſorgeverordnung. 88. 1928, 

59. 

Mutheſius, H. Fürſorgerecht. (Enzyklopädie d. Rechts⸗ u. Staats⸗ 
wiſſ. 31 b.) Berlin, Springer 1928. (XII, 184 S.) 7,75. 

— D' Wohlfahrtspflege auf Grund d. Fürſorgepflichtverordn. u. d. 
Reichsgrundſätze. Syſtem. Einführ. 2. Aufl. Berlin, Springer 1928. 
(131 S.) 3,90. 

Schmid. D. Rechtsgültigkeit d. ſüddeutſch. Organiſation d. Fürſorge⸗ 
verbände. Württ ZZR. 1928, 129/34. 

Verordnung über die Fürſorgepflicht v. 13. Febr. 1924 in der Faſſ. 
des Geſetzes v. 8. Juni 1925 mit erl. Miniſterialerlaſſen. Textausg. 
Berlin, Carl Heymann 1929. (61 S.) 1.—. 
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Baumann, W. Aufgaben d. bayr. Verwaltungsbehörden auf d. Ge⸗ 
biet d. Wohlfahrtspflege, insbeſ. d. Geſundheits⸗ u. Jugendwohl⸗ 
fahrtspflege. Bay Bl. 1928, 353/60. 


k) Unterrichtsweſen. 


Bäumer, & Dich. Schulpolitik. Karlsruhe, Braun 1928. (IV, 222 ©.) 
— Wiſſen u. Wirken Bd. 53. Geh. 7,—. 

Geißler, W. D. Werden d. Reichsſchulgeſ. Wortlaut d. Entwürfe 
19211928 u. ihrer Begründ. Zſgeſt. Dresden, Landesverband d. 
chriſtl. Elternvereine Sachſ. 1928. (142 S.) 2,50. 

Gildemeiſter. D. allgem. Schulpflicht nach d. Schulpflichtgeſ. v. 
15. Dez. 1927. Staats⸗ u. Seloſtverw. 1928, 218/51. 

Meckbach, W. D. öffentl. Schulweſen in d. Reichsverfaſſ. ZPolilit 
1928, 184/92. 

Moeller. D. Rechtsgrundlage d. Gemeinſchaſtsſchule. DIZ. 1928, 
635/40 u. 704/8. 

Fleiſchhaue r. Zur Reform d. Volksſchullaſtenverteilung. Reichsſtadte⸗ 
bund 1928, 201/88. 

Mirow. D. Recht d. Gemeinden zur Erheb. v. Beiträgen f. d. Unter⸗ 
halt. d. Berufsſchulen. RVerwBl. 1923, 551/5. 

Standke, W. u. F. Finke. Die öffentlichen Volksſchullaſten in 
Preußen, ihre Aufbringung, Verteilung u. Veranlagung, ſowie d. 
Kaſſen⸗ u. Rechnungsführg. in d. Shulverbänden. 2. Aufl. Berlin, 
Verband d. preuß. Landgemeinden (1923). (171 S.) 3,50. 

Werner. D. Recht d. Gemeinden 8. Erheb. v. Beiträgen für d. Unter⸗ 
halt. d. Berufsſchulen. RVerwBl. 1923, 954½. 

Abramcezyk. D. preuß. Volksſchullehrer⸗Beſoldungsgeſ. (VBG.) v. 
1. Mai 1928 u. feine geſchichtl. Eutwickl. Z. f. Beamten R. 1928, 69/74. 

Günther, K. D. Gewerbe⸗ u. Handelslehrerbeſoldungsgeſ. Erl. Langen⸗ 
ſalza. Beltz 1928. (236 S.) Geb. 7.—. 

Hülsdell, R. Gehaltsverhältniſſe d. Volksſchullehrer. Volksſchullehrer⸗ 
beſoldungsgeſ. v. 1. Mai 1928. Hrsg. u. Erl. Stand v. 30. Juni 1928. 
Berlin, Weidmann 1928. (XVI, 323 S.) = Taſchenausg. d. Verf. d. 
Preuß. Unterrichtsverw. 56. 5,—. 

Jaeckel, P. u. E. Schneider. D. Beſolbungsgeſ. f. d. Volksſchul⸗ 
u. Mittelſchullehrer v. 1. Mai u. 30. April 1928 mit d. Ausführungs⸗ 
anweiſungen u. d. einſchläg. Preuß. Beſoldungsvorſchriften. Fur d. 
prakt. Gebr. erl. Berlin, Heymann 1928. (XII, 259 S.) Geb. 12,—. 

m Roh rſcheidt, K. Geſetz über die Dienſtbezüge der Lehrer und 
Lehrerinnen an den öffentlichen Volksſchulen. V. 1. Mai 1928. Mit 
d. Ausführungsbeſtim. d. Zentralinſtanzen. Erl. 9. Aufl. Berlin, 
Vahlen 1928. (XVI, 696 S.) Lw. 21,50. 


) Handels», Bank⸗ und Sparkaſſenweſen. 
ablöſung. 


Ehneru, G. v. D. Reichsbank. Probleme d. dtſch. Zentralnoten⸗ 
inſtituts in geſchichtl. Darſtell. Jena, Fiſcher 1928. (X, 144 S.) 9.—. 

Heinicke, G. D. preuß. Staatsbank (Seehandl.) ſeit d. Währungs⸗ 
ſtabiliſier. im Vergleich zur Vorkriegszeit. Berlin, Chriſtians 1928. 
(332 S.) Qu. 13,—- 

Janke, K. Die geſetzl. Grundlagen f. d. Rechtsform d. Dtſch. Spar⸗ 
kaſſen⸗ u. Giroverbandes. — Körperſchaft des öffentlichen Rechts. — 
Sparkaſſe 1928, 155/61 u. Schluß folgt. 

Sparkaſſen. RVerwBl. 1928, 


Nicolai. D. Kaufmannseigenſchaft d. 
455/56. 

Walz, E. Einige Fragen aus d. badiſch. Sparkaſſenrecht. BadVerwg. 
1928, 1183/6 u. 12981. 

Wendtland, E. Handbuch d. Zweigſtellen d. Auswärt. Amtes f. 
Außenhandel u. d. Reichsnachrichtenſtellen f. Außenhandel. Hrsg. im 
Auftr. d. Ausw. Amtes v. d. Handelskammer zu Leipzig. Leipzig, 
Handelskammer 1928. (184 S.) 3,—. 

Wilden, J. D. Handelskammer im Dienſte d. Verwaltungsreform. 
DWirtſchZ. 1928, 596/7. 


Anleihe⸗ 


Delius. Erhebung d. Kompetenzkonfliktes i. Preuß. auf Grund d. 
Anleiheablöſungsgeſ. IR. 1928, 101/2. 

Köchling, A. Zur Frage d Zuläſſigkeit d. Erheb. d. Komvetenzkon⸗ 
flittes in Aufwertungs⸗ u. Nuleiheablöſungsſachen. RVerwBl. 1928, 
953/4. 


m) Wege⸗ u. Waſſerſtraßenpolizei. 


Borchard, H. H. Entwicklungstendenzen d. fiskaliſchen Hafenverwal⸗ 
tung. RVerw Bl. 1928, 969/70. 

Brune, H. Verwaltungsreform in d. Waſſerſtraßenverwalt. Arbeit u. 
Verkehr 1928, 484/91. 

Germershauſen, A. Wegerecht u. Wegeverwalt. in Preuß. 4., vollſt. 
neu bearb. Aufl. v. Seydel. Bd. 1, Lig. 1. (166 S.) Berlin, Hey⸗ 
mann 1929. Haudbügſer d. preuß. Verwaltungsrechts 1. 7,50. 

v. Haller. Wegrecht u. Verwaltungsgerichtsbarkeit. Wurtt 83 R. 1928, 
145,9 u. 183. 

Hofacker, W. Aus d. Wegerecht. Amtsbl. Württ Inn Min. 1928, 215/40. 

Laue. D. Gemeingebrauch im Preuß. Waſſerrecht. VerwArch. 1928, 1/67. 

Mutzner, P. D. Verfügungsrecht d. Gemeinweſens üb. d. Waſſertrafte 
u. d. Grenzen d. fiskaliſchen Belaſtung d. Waſſerwerke. Feſtgabe d. 
ve u. ſtw. Fak. d. Univ. Zürich z. ſchweiz. Juriſtentag 1928, 13/39. 

Werner. Wegerecht, Wegebaupflicht u. Wegeunterhalt. Staats⸗ u. 
Selbſtverw. 1928, 199/202 u. 223/7. 

Wever. Wir ſchaftliches über Straßenbau u. Aultegerbeiträge. RVerwBl. 
1928, 858/62. 


n) Rechnungsweſen. 


Prauſe, R. u. F. Peterſen. Di grundleg. Beſtimmungen üb. 
Finanz⸗, Haushalts-, Kaſſen⸗ u. Rechnungsweſen in d. Preuß. Ver⸗ 
waltung. Zſgeſt. u. erl. Marburg, Selbſtverl. 1928. (VII, 183 S.) 4,.—. 

Vollzugsbeſtimmungen 3. Reichskaſſenordn. f. d. Reichshaupt⸗ 
faſſe. we im Reichsfinanzminiſterinm. Berlin 1928: Reichs druckerei. 
30 S. 


0) Bauweſen, Denkmalſchutz. 


Heine, H. D. preuß. Baupolizeigeſ. nebſt d. ſonſt. einichläg. Reichs⸗ 
u. Landesgeſ., erl. Berlin, de Gruyter 1923. (401 S.) = Guttent. 
San: preuß. Gef. Textausgabe mit Anm. u. Sachreg. Nr. 64. 
aw. 8,.—. 

Jahn, M. Handwörterbuch d. Baurechts. Nachſchlagewerk üb. Baugeſ. 
u. Bauordn., Bauberat.... Leipzig, Janecke 1928. (XV, 252 S.) 
Geb. 10,80. 

Banpolizeiveror dn. f. d. Städte d. Regierungsbezirks Frankfurt⸗ 
Oder v. 20. Jan. 1928 nebſt d. zugehör. Geſ. u. Poltzeiverordn. (Ber 
arb. d. Anh.: F. Marcks.) Frankfurt⸗Oder, Trowitzſch 1928. (VIII, 
250 S.) Kart. 4,—. 

Baupolizeiverordn. f. d. platte Land d. Regierungsbezirks 
Merſeburg v. 3. Dez. 1910. 4. Aufl. Merſeburg (Saale), Stollberg 
1928. (52 S.) 1.—. 

Nachtrag zur Bauordnung f. d. Stadt Berlin v. 3. Nov. 1925. Ab⸗ 
geſchloſſen im Okt. 1928. Berlin, Halle 1928. (252 S.) = Sammlung 
wichtiger Polizeiverordn. Nr. 8. 2,50. 

Lammers, G. D. öffentl.⸗rechtl. Vertrag im Hamburger Baurecht. 
Hanſgich 3. 1928, 477/90. 

Martius, Th. Stadtebau u. 
VerwBl. 1928, 113/22. 

Polizeiverordn. üb. d. bauliche Anlage, d. innere Einricht. u. d. 
Betrieb v. Theatern, öffentl. Verſammlungsräumen u. Zirkusanlagen. 
6. erg. Aufl. d. amtl. Ausg. unt, Berüd]. d. inzwiſchen berdffentl. 
amtl. Erlaſſe. Berlin, Ernſt 1929. (IV, 57 S.) 4,.—. 

Vatter, H. Wegweiſer durch das württ. Baugeſ. u. andere techniſch. 
Gef. u. Verordu. mit d. neu. Verfügungen. 3. Aufl. Stuttgart, Kohl» 
hammer 1928. (XIII, 250 S.) Lw. 5,.—. 

Henſel, A. Art. 150 d. Weimarer Verfaſſ. u. feine Auswirk. i. preuß. 
Recht. ArchefR. 1928, 321/421. 


p) Medizinal⸗ u. Veterinärgeſetzgebung. 


v. Pezold. D. neuen Geſundheitsbehörden i. Baden. Reichsgeſund⸗ 
heitsbl. 1928, 449/51. 

Gefährdetenfürſorge u. Reichsgeſ. 4. Bekämpf. d. Geſchlechts⸗ 
krankheiten. Bewahr. d. Jugend v. Schund⸗ u. Schmutzſchr. Hrsg. v. 
Landesjugendamt d. Rheinprovinz. Düſſeldorf, Lanves jugendamt d. 
Rheinprovinz 1928. (103 S.) 1,50. „ 

Rutte, C. D. Reichsgeſ. zur Bekämpf. d. Geſchlechtskrankheiten v. 
18. Febr. 1927. Für d. prakt. Gebrauch zſgeſt. M. Wlabbach, Vollsver. 
Verl. 1928. (62 S.) 0,60. Vgl. auch Finger im JurBl. 1928, 309/11 
u. Böhme, Dig. 1928, 1401. 

Hellwig, A. D. Ausführungsbeſt. zu d. Geſ. 3. Bekämpf. d. Gr 
ſchlechtskrankheiten. Diſch. Btichr. f. Wohlfahrtspflege 1928, 77/80. 
Loewenſtein, G. Erwider. 3. vorſtehend. Aufſatz. Daſelbſt 80/1. Vgl. 

auch Henſel in SozPrax. 1928, 252/6, 277/81 u. 303 /6. 

Mittermaier, W. GBG. u. Eherecht. Ztſchr. f. Sexualwiſſenſch. 
1928, 4578. 

Schäfer, L. Die Geſundheitsbehörden d. Länder (8 3 des Geſchlechts⸗ 
krankheitengeſ.). RVerwBl. 1928, 535/8. 

Muhr. D. gegenwärtige Irrenrecht. Staats u. Selbſtverw. 1928, 233/4. 

Raccke. Die kommende Irrengeſetzgeb. v. Geſichtsvunkt d. Wohlfahrts- 
pflege. Diſch. Ztſchr. f. Wohlfahrtspfl. 1928, 72/77. 

Schmidt. Koſtentragung i. Falle d. Unterbring. gemeingefährl. Geiſtes⸗ 
kranker i. d. Heilanſtalt. Amtsbl. Württ Inn Min. 1928, 123/8. 

Backhaus, F. D. preuß. Tierärztekammergeß. v. 13. April 1928, 
nebſt Ausf.⸗Beſt. u. Wahlordn. f. d. Tierarztekammern. Erl. Berlin, 
Schoetz 1928. (VII. 158 S.) 6,50. 

Tierſeuchengeſetze. Amtl. Handausg. Darmſtadt. Staatsverl. 1928. 
(III, 218 S.) = Geſundheitspfl. H. 6 (= Samt. v. amtl. Hand⸗ 
ausgaben.) Nr. 92. 3,—. 

Hamburger, A. D. preuß. Apothekenbetriebsrechte in gewerberechtl., 
vermögensrechtl. u. ſteuerrechtl. Hinſicht. Nach dtſch. Reichs⸗ u. preuß. 
Landesrecht. Berlin, Springer 1928. (VIII, 150 S.) Lw. 11,—. 

Kunz⸗Krauſe, H. Apothekengeſetzgeb. in Sachſen bearb. u. hrsg. 
Bd. 4. Leipzig, Roßberg 1928 — Jur. Handbibl. Bd. 275. (XX, 323 ©.) 
Lw. 24.—. 

Lewin, L. u. W. Goldbaum. Opiumgeſ. (Geſ. z. Ausf. d. internat. 
Opiumabkommens v. 23. Jan. 1912.) Kommentar. Berlin, Stilke 
1928. = Nechtsbibliothek 75. (Nur) Nachtr. (Nachtr. 9 S.) Wird zum 
Hauptwerk koſtenlos nachgeliefert. 

Richter, L. Dürfen biochemiſche Salze, bd. aus natürlichen Mineral- 
quellen gewonnen ſind, außerhalb d. Apothek. abgegeben werden, 
insbeſ. v. biochemiſchen Vereinen an ihre Mitglieder verabfolgt wer⸗ 
den? RVerwBl. 1928, 520/4, 538/40. 

Urban, E. Freigegebene u. nicht freigegebene Arzneimittel. D. Verordn. 
betr. d. Verk. mit Arzneim. u. d. Rechtſprech. d. hoh. Gerichte. 6. Aufl. 
Berlin, Springer 1923. (80 S.) 2,—. 

Winckelmann, C. D. Arzueiſpezialitäten u. d. Frage ihrer geſetzl. 
Regel. Leipzig, Deichert 1928. (X, 142 S.) — Wirtſchafts⸗ u. Ver⸗ 
waltungsſtudien mit beſ. Berüdi. Bayerns. 89. 6,80. 


Verwaltungsrecht in Bayern. Bay⸗ 


a) Landwirtſchaftliche⸗ u. Forſtverwaltung, 
Jagdrecht. 


Steiger. Die landwirtſchaftl. Verwaltung Preußens. Diich. Preſſe, 
Spezialnummer „Landwirtſchaft u. Preſſe“ 5. 34. Landwirtſchaftl. 
Wanderausſtellung 1928, 138/10. 

Bayeriſches Forſtgeſetz nach d. Stande v. 1. Jan. 1928. (Sonder⸗ 
druck aus Bleyer, Samml. bay. Juſtiz- u. Verwaltungsgeſ. Bd. L) 
2. Aufl. 1928. (54 S.) Kart. 1.—. 

Jagdnuutzungsvorſchrift f. d. preuß. Staatsforſten v. 1. April 
1928. Neudamm, Neumann 1928, (59 S.) 1,00. 

Kläſſel. Zum preuß. Forſtkulturgeſ. DIT. 1928, 1396/7. Vgl. auch 
Meyer ebenda 1536/7. 
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Bollwein, M. D. bayer. Jagdrecht einſchließl. d. in d. Pfalz gelt. 
Beſtim. Kommentar. Unt. Mitw. v. R. Pollwein. 11., neubearb. Aufl. 
München, Bed 1928. (XIII, 413 S.) Lw. 11.—. 

Stelling, H. D. Hannoverſch. Jagdgeſ. v. 29. Juli 1850 u. 11. März 
1859. Bearb. 2. Aufl. Abt. 1. Hannover, Hahn 1928. _ 

z 

r) Militärverſorgungsweſen. 


Konrad, F. D. Militätverſargungsrecht. Samml. d. Verſorg. d. ches 
maligen Wehrmachtsangehörigen u. ihrer Hinterblieb. betr. Reichsgeſ. 

u. Verordn. Textausg. mit Anm. u. Sachverz. München, Beck 1928. 
(XV, 531 S.) = Samml. dtſch. Reichsgeſ. Lw. 8,—. 

Treffehn u. Krzyſicki. D. Militärverſorgung (nur) Nachtr. 1928. 

Arendts. C. D. Reichsverſorgungsgeſ. v. 12. Mai 1920, Altrentnergeſ. 
v. 18. Juli 1921 u. Kriegsperſonenſchädengeſ. v. 15. Juli 1922, ſämtl. 
i. d. Faſſ. d. Bk. v. 22. Dez. 1927. Textausg. m Anm. Berlin, Stilke 
1928. (593 S.) = Rechtsbibliothek 78. Lw. 15,—. 

Kollmann, M. Neichsverſorgungsgeſ., Altrentnergeſ., Kriegsperſonen⸗ 
ſchädengeſ. i. d. Faſſ. d. Bek. v. 22. Dez. 1927 u. d. Verfahrensgeſ. i. 
d. Faſſ. d. Bek. v. 20. März 1928 nebſt Ausführungsvorſchr. Textausg. 
Berlin, Hobbing 1928. (166 S.) — Bücherei d. Arbgechts. N. F. 
Bd. 10. Lw. 4,80. 

D. Reichsverſorgungsgeſ. v. 12. Mai 1920 i. d. Faſſ. v. 22. Bez. 
1927. Mit d. Ausf. z. 88 7, 25 Abſ. 3, 28. Amtl. Wortlaut d. neueſt. 
Faſſ. mit erl. Gegenüberſtellung d. alten Faſſ. Berlin, Mittler 1928. 
(IV, 82 S.) 2,50. 

Behrend, E. D. Novelle z. Reichs verſorgungsgeſ. Staats- u. Selbſt⸗ 
verwaltung 1928, 222/. 

Geſetz üb. d. Verfahr. in Verſorgungsſach. v. 10. Jan. 1922 i. d. Faſſ. 
v. 20. März 1928. Mit d. Ausf Beſt. v. 30. Jan. 1922. Amtl. Worte 
laut d. neueſt. Faſſ. unt. Berückſ. aller Ander. bis Ende März 1928. 
Berlin, Mittler 1928. (VI, 85 S.) 2,50. 

Kaufmann, P. u. F. Fuiſting. Geſ. üb. d. Verfahren in Ver⸗ 
ſorgungsſachen i. d. Faſſ. v. 20. März 1928 mit d. umgearb. AusfBeſt. 
Neu bearb. v. C. Arendts u. Fuiſting. 2. Aufl. Berlin, Vahlen 1928. 
(X, 338 S.) Lw. 11,—. 

Olshauſen, Th. u. Schulte⸗Holthauſen. Das Geſ. üb. d. 
Verfahren in Verſorgungsſachen m. AusfBeſt. Erl. unter Mitw. v. 
Th. Schulte⸗Holthauſen. 3. Aufl. München, Schweitzer 1928. (VIII. 
300 S.) Schweitzers Handausg. m. Erl. Geb. 8,50. 


s) Kriegsſchädenſchlußgeſetz. 


Bitter, W. D. Kriegsſchadenſchlußgeſ. Geſ. 3. endgült. Regel. d. Li⸗ 
quidations⸗ u. Gewaltſchäden v. 30. März 1928. Hrsg. unt. Mitw. v. 
Salinger u. Paulsdorff. Berlin, Stilke 1928. (268 S.) Stilkes Rechts⸗ 
bibl. Nr. 79. Lw. 7,50. 

Blumenthal, O. u. F. Henrychows ki. D. Geſ. zur Regelung 
d. Liquidations⸗ u. Gewaltſchäden. (Kriegsſchädenſchlußgeſetz.) JW. 
1928, 1967/83. 

Kempf, A. Kriegsſchäden⸗Schlußentſchädig. f. geſchäd. Auslandsdtſche 
u. Verdrängte. Bigeft. Hrsg. Berliner Wirtſch.⸗Verb. Berlin, Breier 
(1928). (47 S.) 2,—. 

D. deutſche Offentlichkeit z. Kriegsſchädenſchlußgeſetz. Berlin, Ver⸗ 
ein Wiederaufbau i. Auslande 1928. (47 S.) 

Purper, C. D. Kriegsſchäden⸗Schlußgeſ. Freiburg i. Br., Bär u. Bar⸗ 
toſch 1928. (56 S.) 2,20. 

Rukſer, U. D. Kriegsſchädenſchlußgeſ. 
d. R. 1928, 558/66. 

Schalfejew, E, u. J. Lazarus. Kriegsſchädenſchlußgeſ. (Gef. zur 
endgült. Regel. d. Liquidations⸗ u. Gewaltſchäden v. 30. März 1928. 
Härtefondsrichtlinien. Mit e. Geleitw. v. W. Dauch. Berlin, Heymann 
1928. (XVI, 152 S.) = Taſchen⸗Geſetzſamml. 128. Lw. 8,—. 

Simon, H. A. D. Kriegsſchädenſchlußgeſ. BankArch. 1928, 247/59. 


5. Ausländiſches Recht. 


Martin, H. Staatsrechtl. Stell. u. wirtſchaftl. Bedeut. d. Freien 
Stadt Danzig. Danzig, Verl.⸗Geſell. 1928. (32 S.) Freie Stadt Dan- 
zig. 1. 0,90. 

Rogge, A. D. Verfaſſ. d. Memelgebiets. Ein Kommentar zur Memel⸗ 
konvention. (1. Aufl.) Berlin, Deutſche Rundſchau 1928. (XVI, 494 S.) 
Handbüch. d. Ausſch. f. Minderheitenrecht. 16,—. 

Fiſcher, R. D. Gemeindeordn, f. d. Land Tirol. Textausg. m. Anm. 
Innsbruck, Wagner 1928. (100 S.) = Sammlung Tiroler Landes- 
gel. 3 1,80, 

— D. Gemeindewahlordn. f. d. Land Tirol. Innsbruck, Wagner 1928. 
(34 S.) = Samml. Tiroler Landesgeſ. 4. —. 90. 

— D. Tiroler Landesſchulgeſ. mit Anm. u. e. Nachſchlageverz. Innsbruck, 
Wagner 1928. (164 S.) = Samml. Tirol. Landesgeſ. 2. 1,60. 

Kelſen, H. D. Begriff d. Kompetenzkonfliktes nach gelt. öſterr. Recht. 
JurBl. 1928, 105/10. 

Langhoff, L. Bundes bürgerſchaft, Landes bürgerſchaft u. Heimatrecht 
in Oſterr. Wien, Manz 1928. (IV, 76 S.) dit. Sch. 3,50. 

Mannlicher, E. u. R. Pfaundler. Verfaſſung, Verwalt. u. Fi⸗ 
nanzausgleich im Bundesſtaat Oſterreich. Karlsruhe i. B., G. Braun 
1928. (84 S.) — Reich u. Länder. Sonderh. 1. 4,80. 


= 


in d. Praxis. D. Wirtſch. u. 


3301 


Pendl, W. Zur Frage d. Grenzen d. Berufungsenticheid. im Ver⸗ 
waltungsverfahren. Jur Bl. 1928, 461/4. 

Pfaundler, R., M. Weinzierl u. O. Jiud⸗Gapp. D. öſterr⸗ 
Gemeindegeſetzgeb. u. d. Abgabenrecht d. Länder u. Gemeinden. Tl. 2. 
2. Aufl. [Nur] Nachtr. Nach d. Stand v. 31. März 1928. Wien, 
Staatsdruckerei 1928. (XVI, 258 S.) = Handausg. öſterr. Geſ. u. Ver⸗ 
ordn. H. 222/11. Nachtr. Lw. Oſt. Sch. 18,—. 

Reut⸗Nicoluſſi. Zur Frage d. Rechtsgleichheit in Südtirol. DIE. 
1928, 482/%. 

Samml. d. Erkenntniſſe u. wichtig. Beſchlüſſe d. Verfaſſungsgerichts⸗ 
hofes. Amtlich veröff. N. F. H. 7. Jahr 1927. (XVIII, 288 S.) Wien, 
Staatsdruckerei 1928. Oſt. Sch. 21,—. 

Seidler. Ergänz. zum Lehrb. d. öſterr. Staatsverrechnung. 10. Aufl. 
Wien, Deuticke 1928. —, 70. 

Vittorelli, P. D. Verfaſſungsgerichtshof. D. f. ihn geltenden beſ. 
Vorſchr. u. ſ. wichtig. Erkenntniſſe. Nach d. Stande v. 31. Jan. 1928. 


Wien, Staatsdruck. öſterr. Verl. 1928. (VIII, 121 S.) = Handausg. 
öſterr. Gef. u. Verordn. Nr. 242. Lw. Oſt. Sch. 8,.—. 
Wallentin, F. Betrachtungen über d. Föderalismus in d. Länder- 


verwalt. Sſterreichs. Bayverwl. 1928, 273/8. 

Freudenfeld, F. D. Gemeindewahlordn. ſamt d. Geſ. üb. d. ſtänd. 
Wählerliſten, d. Durchführungsverordngn. 2. Aufl. Reichenberg, Stiepel 
1928. (140 S.) = Geſetz⸗Sammlung des tſchechoſlowakiſchen Staates. 
33. Lw. 2,80. 

D. Gef. über d. Organiſation d. polit. Verwalt. ſamt Nebengeſ. Rei⸗ 
chenberg, Stiepel 1928. (IV, 248 S.) Ki. 35,—. 

Hartmann, P. D. überprüf. d. Geſ. nach tſchechoſl. Rechte. Eine dog⸗ 
mat. Unterſuchg. Prag, Selbſtverl. d. Leſe⸗ u. Redehalle d. dtſch. 
Studenten; (aufgeſt.:) Tauſſig in Komm. 1928. (48 S.) 1,50. 

Neuordn. d. Verwaltungsverfahrens in d. Tſchechoſlowakei mit Vor⸗ 
bemerk. v. Schranil. Ztſchr. f. Oſtrecht 1928, 1331/65. 

Schranil, R. D. Neuorganiſation d. polit. Verwalt. i. d. Tſchecho⸗ 
jlomwalei, Ztſchr. f. Oſtrecht 1928, 1289/1320. 

Stein, F. Zur Frage d. Sprachenrechte d. Reichsdtſch. in Hfterr. in 
d. Tſchechoſlowak. Repub. Jur. Tſchecho. 1928, 158/60. 

Brüderlin, H. Rechtfertigt ſich d. Wehrweſen auch im heutigen 
Staate Zürich, Bopp 1928. (32 S.) Fr. 2,.—. 

Giacometti, 8. D. Fortbild. des öff. Rechts d. Schweiz. Eid⸗ 
genoſſenſchaft i. d. Jahren 1921—28. Jahrb. d. öff. R. 1928, 327/96. 

Liebeskind, W. A. D. Veferendum d. Landſchaft Wallis. Mit 5 Taf. 
u. 1 Kt. Leipzig, Weicher 1928. (VIII, 96 S.) = Leipz. rechtsw. Stu⸗ 
dien. H. 33. 7,—. 

Zellweger, E. Verwaltungsrechtspflege. Schweiz. Jur. Z. 1928, 150 /. 

Bruck, W. F. D. Ausbildungsproblem d. brit. Beamten in Verwalt. 
u. Wirtſchaft. Eine ſoziolog. u. verwaltungspol. Studie. Jena, Fiſcher 
1928. (XI, 148 S., 5 Tab.) 7,—. Ä 

Finer, H. D. neuen Entwicklungstendenzen i. d. engl. Lokalverwalt. 
Jahrb. d. öff. R. 1928, 92/167. \ 

Gerland, H. D. Veziehungen zwiih. d. Parlament u. d. Gerichten 
in England. Eine rechtsvergl. Studie. Berlin, de Gruyter 1928. (137 S.) 
Beiträge zum ausländ. öffentl. Recht u. Privatrecht. IL 10. 8,—, 

Kordt, E. D. Stell. d. brit. Dominien zum Mutterland nach Recht u. 
Verfaſſungskonvention. Stuttgart, Enke 1928. (87 S.) = Tüb. Ab⸗ 
handl. z. öffentl. Recht. H. 17. 6,60. 

Falck, E. D. franz. Verwaltungsreform. Beamten Jahrb. 1928, 179.86. 
v. Hippel, E. D. franz. Staat d. Gegenwart. Breslau, Hirt 1928. 
— Jedermauns Bücherei Abt. Rechts- u. Staatsw. (160 S.) 3,50. 
Roh den, R. Parteiweſen u. Führerproblem im modernen Frankr. 
Ztſchr. f. Staats W. 1928, 449/04. \ 
Leibholz, G. Zu d. Problemen d. faſeiſtiſch. Verfaffungsrechts. Akad. 
Antrittsvorleſg. Berlin, de Gruyter 1928. (112 S.) = Beitr. 3. ans⸗ 
länd. öffentl. Recht u. Völkerrecht. H. 11. 5,—- 7 
Chmurſki, A. D. Reform d. poln. Oberſten Verwaltungsgerichts. 
Ztſchr. f. Oſtrecht 1928, 196/203. 5 
Dembinsti, St. D. Sprachenrecht vor Verwaltungs- u. Gerichts» 

behörden in Polen. Ztſchr. f. Oſtrecht 1928, 315/21. 

Neuordnu. d. Verwaltungsverfahrens in Polen mit Vorbemerk. v. Hila⸗ 
rowicz. Ztſchr. f. Oſtrecht 1928, 1365/85. 

Robinſon, J. D. litauiſche Staatsangehörigkeit. Ztſchr. f. Oſtrecht 
1928, 437/62. a } 

— D. litauiſche Staat u. feine Verfaſſungsentwicklung. Jahrb. d. öff. R. 
1928, 295/326. 

v. Cſekey, St. D. Verfaſſungsentwickl. Eſtlands 1918—28. Jahrb. d. 
öff. R. 1928, 168/269. 

Maddiſon, E. u. O. Angelus. D. Grundgeſ. d. Freiſtaats Eſtland 
v. 15. Juni 1920, übers. u. m. Erl. u. Sachreg. Berlin, Heymann. (94 S.) 

Verwaltungsgeſetzbuch d. Ukraine v. 1927 mit Vorbem. v. Dur⸗ 
denevskil. Ztſchr. f. Oſtrecht 1928, 1385/1452. 

Moſer, H. D. Gemeindegeſ. u. d. Munzipalgeſ. für die Wojwoding. 
Durchgeſ. u. erg. Noviſad, Druckerei- u. Verlags⸗A.⸗G. 1928. (104 S.) 
== Deutſche Ausgabe von Geſetzen d. Königreichs SHS. Nr. 1. 3,—; 
Dinar 25,.—. 

Gmelin, H. D. Verfaſſung d. griechiſch. Republik. Jahrb. d. öff. R. 
1928, 270/94. 

Takamatſu, T. Japan als konſtitutionelle Monarchie. Kurze Erläu⸗ 
tergn. über d. japan. Kaiſerreichs⸗Verfaſſung. Berlin, Prager 1928. 
(86 S.) 1,50. 

Linn, F. D. ſtaatsrechtl. Stell. d. Präſidenten d. Vereinigt. Staaten 
v. Amerika. Bonn, Schroeder 1928. (VII, 144 S.) 4,50. 
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Rechtſprechung 


Juriſtiſche Wochenſchrift 


berſicht der Kechtſprechung. 


(Die rechtsſtehenden Ziffern bedeuten die Seitenzahlen des Heftes.) 


A. 
Zivilrecht. 
1. materielles Recht. 
Bürgerliches Geſetzbuch. 


heit des Perkehrs. RW. E ee 

8 829 Abſ. 2 B68. Die preuß. Dienſtanweiſung für Hebammen 
v. 15. Sept. 1920 ift in ihrem 8 6 ein den Schutz der Arzte beziwedendes 
Geſetz. RG. Flensburg. „ „ ee 

88 833, 960, 254, 823 BGB. Gefangengehaltene Rehböcke find 
gefangene wilde Tiere. Der Eigentümer verliert ſein Eigentum au 
ihnen erſt durch Aufgabe der Verfolgung. KG... 3262? 


Aufwertungsgeſetz. 


9 64 Aufiod.; Durchf VO. z. AufwG. 9. 8. Juli 1926. Aufwer⸗ 
199 von Werkſparkaſſenforderungen. Vexrbindlichkeitserklärung eines 
zwiſchen dem Schuldner und einem Teil der Glaubiger abgeſchloſſenen 
Vergleichs durch das RWich. Staffelung der Aufwertung nach Höhe 
der Guthaben NR..“ —— 8 

8 66 Abſ. 1 Aufwcf. Iſt in der Satzung einer privaten Sparkaſſe 
beſtimmt, daß die bei ihr eingezahlten Gelder in Darlehen anzulegen 
feien, fo ift hiermit i. S. § 66 Abſ. 1 AufwG. zwiſchen dem Gläubiger 
und der Schuldnerin vereinbart, do dieſe das Geld in aufge werteten 
Vermögensgegenſtänden anzulegen habe. Ein ſolches Sparguthaben 
iſt daher aufwertbar. KG. Darizigg. 32601 


Anleiheablöſungsgeſetz. T 


Die Einrede einer Gemeinde aus $$ 30, 40 AnlAblG. ſetzt einen 
gültigen Darlehnsvertrag voraus; gegenüber dem ſonſt vorliegenden 
Bereicherungsanſpruch iſt fie auf den Einwand aus 5 818 Abſ. 3 BGB. 
beſchränkt. RG. . . 824413 


Kleingartenordnung. 


81 Kleingartend. Auch Grundſtücke über 1000 am Größe können 
im Einzelfall als Kleingarten angeſehen werden. LG. III Berlin. 
32662 


Betriebs rätegeſetz. 


8 36, 45 Betrag. Bereitſtellung von Räumen für eine Betriebs⸗ 
verfammlung; „Erforderlichkeit“ des Mietens betriebsfremder Räume. 
R Arb. „28 


2. Verfahrensreſ cht. 
Gerichts verfaſſungsgeſetz. 


: 8 13 GVG. Wenn öffentlich-techtliche Beziehungen privatrecht⸗ 
lich geregelt werden, iſt der Rechtsweg bei hierüber entſtehenden 
Stroiſig keiten ig de 324618 

813 636.5 Art. 129 Abſ. 1, 137 Abf.3 RVerf.; Art. 2 Ziff. 1 
Würkt RPflG. Geht eine öffentlich⸗rechtliche Leiſtungspflicht für 
kirchliche Zwecke auf einen Privatmann über, ſo nimmt ſie privat⸗ 
rechtliche Natur an. Wird auf folche Leiſtungen vom Inhaber der 
Kircheuſtelle Klage erhoben, fo iſt der Anſpruch auch auf das öffentlich- 
rechtliche Dienſtverhältnis geſtützt, der Rechtsweg dafür ergibt ſich aber 
nach Beamtenrecht. Über die Bemeſſung des Gehalts eines kirchlichen 
Beamten kann keine ſtaatliche Verwaltungsbehörde mehr entſcheiden. 
Württ KompekonflG t.. n „ 3293! 


Zivilbrozeßordnung. 


8 42 380. Für die Entſcheidung, ob die Beſorgnis der Befangen⸗ 
heit begründet iſt, kommt es allein darauf an, ob vom Standpunkt 
der Partei aus genügend objektive Eſründe vorliegen, die in den Augen 
eines vernünftigen Menſchen geeignet find, Mißtrauen gegen die Un- 
parteilichkeit des Richters zu erregen. ArbG. Berlin. . . 32701 


8 256 ZPO. Rechtliches Intereſſe des Bekl. an der Feſtſtellung, 
auf welcher beamtenrechtlichen Stellung ſeine Dienſtbezüge beruhen, 
auch dann, wenn er den vollen Betrag ſeiner Bezüge, aber aus anderen 
Geſichtspunkten vom Staate erhält. RWD. 3234 

8 322 3BD, findet ſowohl im Verwaltungsſtreitverfahren als auch 
hinſichtlich der im Beſchlußverfahren ergehenden Entſcheidungen der 
Verwaltungsbehörden ſinngemäße Anwendung. RO. . . . . 324514 

8 606 3 .; Art. 17 EGBGB. Die Zuſtändigkeit des deutſchen 
Gerichtes und Anwendbarkeit des deutſchen Rechtes für die Ehe⸗ 
ſcheidungsklage einer ehemals deutſchen Staatsangehörigen gegen ihren 
Ehe mann, der ruſſiſcher Staatsangehöriger iſt. LG. Königsberg. 32675 

$ 850 IED. Bei Berechnung des pfandfreien Lohnbetrags find 
Steuerabzüge und Scozialverſicherungsbeiträge vorweg Ge 


Arbeitsgerichtsgeſetz. 


$ 85 Abſ. 1 Satz 2 Arb. Das RArbGh iſt nach 8 85 Abſ. 1 
Satz 2 ArbGG. zuſtändig, wenn der Streit auch nur einen einzelnen 
Betrieb eines im übrigen ſich über den Bezirk eines Landes hinaus 
erſtreckenden Unternehmens betrifft. RArb( d.. . 32694 


Grundbuchordnung. 


Grundbuchmäßige Erklärungen von Behörden können von dem 
beauftragten Sachbearbeiter abgegeben werden. LG. Altona 3265 


Perſonenſtandsgeſetz. 


8 11 Bek. d. Reichs kanzl. v. 25. März 1899. Je den poln. Vor- 
namen „Czeskaw“ beſteht keine anerkannte deutſche Ae 
RG, Mäünſee rr: u Mae ge are ee 267% 


Preuß. Gerichts koſtengeſetz. 


Bezirksfürſorgeverbände find als „Gemeinden in Armenangelegen- 
heiten“ anzuſehen und genießen Gebührenfreiheit. OLG. Celle 32624 


B. 
Strafrecht. 
Strafgeſetzbuch. 


88 32, 35, 350, 351 StGB. Die Verneinung eines Handelns aus 
verbrecheriſcher Geſinnung ſchließt die Annahme eines Handelns aus 
ehrlofer Geſinnung nicht aus. Neben der Aberkennung der bürgerlichen 
Ehrenrechte kann nicht noch auf Verluſt der Fähigkeit zur Bekleidung 
öffentlicher Amter erkannt werden. R... 324718 

$ 113 StGB. Widerſtand gegen die Staatsgewalt. Begriff der 
„Tanzveranſtaltung“. Begriff der Dienſthandlung. Tateinheitliches 
Zuſammentreffen von Beleidigung mit Widerſtand gegen die Staots⸗ 
e ß ae 324717 

8130 Steh. Aufreizung zum Klaſſenkampf durch Veröffent⸗ 
lichung eines in öffentlicher Gerichtsverhandlung verleſenen Gedich⸗ 
tes, wegen deſſen erſter Veröffentlichung Anklage aus 3 130 StGB. 
erhoben war. Die Auslegung eines inkriminierten Gedichtes iſt Sache 
des Inſtanzgerichtes. Die Strafbarkeit eines wahrheitsgetreuen Be⸗ 
richtes über eine Gerichtsverhandlung ift nach allgemeinen ſtrafrecht⸗ 


lichen Grundsätzen zu beurteilen. RG... e 324818 
8 180 StGB. Die Gewährung eines Abſteigequartiers iſt auch 
nach der neuen Faſſung des Geſetzes ſtrafbar. RG... 32492⁰ 


88 223, 224 StCB. Totſchlag durch Nichtverhinderung einer bot- 

fäglichen Handlung des Getöteten, die deſſen Tod n Rn 
N 

8 263 StGB. Unrichtige Angaben über Kaufpreiſe von Grab⸗ 
ſteinen, von denen die Stadt als Friedhofseigentümerin eine 15% ige 
Gebühr erhebt. Das Gericht hat eine derartige Friedhofsgebühren⸗ 
ordnung auf ihre formelle und ſachliche Rechtmäßigkeit nachzuprüfen. 
Der Aufſtellung einer ſolchen Gebührenordnung ſtehen reichsrechtliche 
und im Freiſtaat Sachſen außerdem landesrechtliche Vorſchriften ent⸗ 
gegen. LG. Chem niz 32671 

SS 350, 351 StB. In der Regel kann ſich ein Beamter nicht 
darauf berufen, er ſei überzeugt geweſen, der Eigentümer des Geldes 
werde mit deſſen auch nur vorübergehender Verwendung einverſtan⸗ 
den fein. „Unrichtige Belege“ i. S. des $ 351 find auch ſolche Schrift⸗ 
ſtücke, die lediglich einen den Tatſachen nicht entſprechenden Inhalt 
haben. RG e e 
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Rechtſprechung 
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85 350, 351 StB. Amtsunterſchlagung durch Zurückhaltung 
amtlich empfangener Gelder und Verwendung dieſer Gelder zur Be⸗ 
gleichung einer eigenen Schuld an die Staatskaſſe. RGB.. . . 325128 

§ 351 StGB. erfordert nicht, daß dem Beamten die Führung der 
Rechnungen, Regifter oder Bücher obliegt? Obch. Danzig .. 32592 

8 359 StB. Für den Beamtenbegriff genügt es, daß der An⸗ 
geſtellte in einer nicht ganz untergeordneten Weiſe an der Erhaltung 
der öffentlichen Aufgaben einer Behörde mitzuwirken hat. RG. 325124 

88 361 3iff. 6 (. d. Faſſung des Gef. v. 18. Febr. 1927), 362 StGB. 
Die Feſtſtellung, daß die Angeklagte nach Dirnenart auf- und abge- 
gangen ſei und einen jungen Mann in einer andere verletzenden Weiſe 
angeſprochen habe, erfüllt den Tatbeſtand des 8 361 Ziff. 5 StGB. 
noch nicht. Erforderniſſe des inneren Tatbeſtandes von 9 361 Ziff. 6. 
Neben einer Verurteilung aus $ 361 Ziff. 6 StGB. kann auch jetzt 
noch die Nebenſtrafe des § 362 StGB. verhängt werden. OLG. 
dee nu} ee ee ro Tune ER 32048 


Lebens mittelgeſetz. 


§ 5 Leb Mitt. Recht der Landespolizei zum Erlaß von Ver⸗ 
ordnungen zur Regelung des Verkehrs mit Lebensmitteln, ſoweit 
die Reichsregierung von ihrem Verordnungsrecht keinen Gebrauch 
gemacht hat. Rechtsgültigkeit der Polizeiverordnung des Polizei⸗ 
präſidenten zu Berlin betr. den Verkehr mit Lebensmitteln vom 
10. Dez. 1927 (Amtsblatt S. 335). K õ G. . . . 32635 


C. 
Sten errecht. 


1. Reich. 
Reichsabgabenordnung. 


88 1.304 RAbgd.; 8 78 ff., 80 Abſ. 2 BranntwMonch. Wie der 
Branntwelnuaufſchlag ſelbſt find auch die Verzugszinſen für Brannt⸗ 
weinauſfchlag keine Steuer i. S. § 1 RAbgO. RS H... . . . 32768 

8 143 Abſ. 3 RAbgd.; 526 Abſ. 1 RBewG. Bei einem Rechts⸗ 
anwalt ſtellen auch die im Laufe einer Juſtanz entſtandenen, aber erſt 
mit Abſchluß der Inſtanz fälligen Gebührenforderungen bereits vor 
Abſchluß der Inſtanz Teile des Betriebsvermögens dar. R§ H.. 32752 


Geſetz über die Aufbringung der Induſtriebelaſtung. 


§ 2 Abſ. 2 AufbrG.; § 2 Abſ. 1 1. Durchf. z. Aufbr®. 1. Un⸗ 
ternehmer eines induſtriellen oder gewerblichen Betriebs i. S. des 
Aufbr®. ift nicht die den werbenden Betrieb unterhaltende Gemeinde 
uſw., ſondern der werbende Betrieb als ſolcher. 2. Ein werbender 
Betrieb kann auch von mehreren Gemeinden gemeinſchaftlich unter⸗ 
halten werden. 3. Liegen in einem ſolchen Falle bei einzelnen der be⸗ 
teiligten Gemeinden die Vorausſetzungen für die Annahme eines wer⸗ 
benden Betriebs nicht vor (vgl. Urt. v. 31. Mai 1928, 14 271/27, fo 
iſt das gemeinſchaftlich betriebene Unternehmen (3. B. ein Waſſerwerk) 
inſoweit kein werbender Betrieb. Derjenige Teil des Betriebsver⸗ 
mögens, der dem Anteil dieſer Gemeinde entspricht, iſt bei Bemeſſung 
der Aufbringungsleiſtungen außer Anſatz zu laſſen. RF H.. . . 32731 


Finanzausgleichsgeſetz. 
83 15, 16 FinAusgl v. 27. April 1926. Der Begriff „Erhebung 
der Getränkeſteuer“ i. S. des 9 16 Fin AusglG. iſt gleichbedeutend mit 
„Einführung der Getränkeſteuer“. BaysGGH ... . . 32851 


2. Preußen. 
Kommunalabgabengeſetz. 


rr VermStch. Ein Knappſchaftskrankenhaus kann zwar nicht 
de Befreiungsvorſchrift des $ 24 Abi. Buchſt. o Komm Abg., 
wohl aber unter die des $ 24 Abſ. 1 Buchſt. h fallen. PrO VG. 328410 


Geſetz betr. Erhebung von Kirchenſteuern in katholiſchen 
Kirchengemeinden. 
Ein an einem ſtaatl. Gymn. angeſtellter Studienrat, der Kraft 
ſeines Amtes Religionsunterricht erteilt, iſt nicht Geiſtlicher i. S. 
,, ee Ser 32802 


Geſetz betr. Erhebung von Kirchenſteuern in der evangeliſchen 
Kirchengemeinde. 

Rechtliche Natur der Kirchenſteuer als akzeſſoriſcher Steuer. 

Pr OVG. 32837 


Gewerbeſteuerverordnung. 


Zur Frage der Gewerbeſteuerpflicht eines Feuerbeſtattunge 
vereins, der Beihilfen zu den Koſten der Einäſcherung gewährt. 
Pr OVG. 3284° 


Grundvermögenſtenergeſetz. 


Ein ohne Zuſammenhang mit einem ſonſtigen Land wirtſchafts⸗ 
betriebe von einer E mbh. betriebene Molkerei iſt i. S. § 2 Abſ. 1 
Abſchn. b a nicht als „dauernd landwirtſchaftl. Zwecken zu dienen 


beſtimmt“ anzuſehen. PVG. 32803 
D. 
Sonſtiges öffentliches Recht. 
1. Reich. 
Neichsverfaſſung. 

Art. 19 RVerf. Legitimation politiſcher Parteien zur Klag⸗ 
erhebung vor dem Staatsgerichtshof. St h.. 32562 
Art. 19, 138, 173 RVerf. Aufwertung von Staatsleiſtungen an 

die ev.-luth. Landeskirche Sachſens. StG d. 32521 
Art. 22 Nerf. Die 59 20 — 32 RWahlch. find nicht verfaſſungs⸗ 
ide r Bo 9 0 


Art. 125 RVerf.; 8$ 5, 41, 167 RStimm O. Die nach Geſchlech⸗ 
tern getrennte Stimmabgabe widerſpricht nicht dem Grundſatze der 
Geheimhaltung der Wahl. Wahl PrMWweæ . 32701 

Art. 129 Verf.; Art. 98 heſſ. StO. Eine Gewerkſchaft von 
Gemeindebeamten iſt nicht befugt, einen Beſchl. einer Stadtverord⸗ 
neienberfammlung über die Gehaltsbezüge der Gemeindebeamten 
anzufechten. Auch den Beamten ſelbſt ſteht dieſes Recht dann nicht zu, 
800 durch den Beſchluß öffentliche Belange berührt werden. Heſſ⸗ 

„%% % é “ꝛVVVVuAn.Æỹ! . ed 

Art. 129 RVerf.; 8 5 Abſ. 1 BadBeamt®. v. 28. Jan. 1926 iſt 
inſoweit mit der Reichsverfaſſung unvereinbar, als er die Verſetzung 
eines Beamten in ein anderes Amt mit geringerem Range zuläßt. 

200. 3240 


—— er Er er} 


Aufhebung der Beleihung mit der Dienſtſtelle den f.üheren Dient'r--h 
ie i N sell or ie 32068 

Art. 129 Verf. Beamtenanſpruch. Wird eine Befoldunysuın« 
nung dahin geändert, daß eine Beamtengattung, die bisher in eine 
einzige Gehaltsgruppe eingereiht war, auf zwei Gruppen verteilt, 
ſo können die Beamten hieraus ein Recht auf Beſoldung aus der höhe⸗ 
ren dieſer beiden Gruppen nicht entnehmen. R o. 32312 

Art. 129 Abſ. 1 Satz 3 Verf.; 583 PrBeamt DiſzG. Die im 
Bereich der Juſtizverwaltung als nichtſtändige Hilfsarbeiter angeſtellten 
Stellenanwärter gelten als unter dem Vorbehalt ſofortiger Kündigung 
neten , no ch ae a ed ern el 

Art. 129 NBerf. Rechtliche Stellung der im Gemeindedienſt Be⸗ 
ſchäftigten nach den Beſtimmungen der Sächſcem O. Keine Anerken- 
nung beamtenähnlicher Dienſtverhältniſſe. Sächſ OVG. . . . 32881 

Art. 173, 19, 138 RVerf. Aufwertung von Staatsleiſtungen an 
die ev.⸗luth. Landeskirche Sachſens. R. 2531 


Reichs wahlgeſetz. 


§ 25 RWahlcz. Mehrere mit der gleichen Parteibezeichnung ein- 
gereichte Kreiswahlvorſchläge müſſen zuglaſſen werden. Wahl pre 
3270 

33 50-32 RWahlc.; Art. 22 RVerf. Die SF 30 — 32 RWahlG. 
find nicht verfaſſungswidrig. Wahl Pr. 32701 


Reichsſtimmenordnung. 


85 5, 41, 167 RStimmd.; Art. 125 RVerf. Die nach Geſchlechtern 
getrennte Stimmabgabe widerſpricht nicht dem Grundſatze der Ge⸗ 
heimhaltung der Wahl. Wahl Pfõ ) )). 32701 


Reichs beamtengeſetz. 


52 Rich. Kriegsbeſoldungsvorſchrift v. 28. Febr. 1917. Die 
vorübergehend widerruflich mit Kriegsſtellen von Heeresverwaltungs⸗ 
beamten beliehenen Militärperſonen nehmen bei Aufhebung der Be⸗ 
leihung mit der Dienſtſtelle den früheren Dienſtgrad wieder 1 905 

9 24 RBG. Verſetzung in den Ruheſtand wegen Aufhören des von 
dem Beamten verwalteten Amtes infolge Umbildung iſt nur für die⸗ 
jenigen Beamten zuläſſig, die in der umgebildeten Reichsbehörde eine 
planmäßige Stelle bekleidet haben, nicht für ſolche, die zwar talſächlich 
dort beſchäftigt waren, aber rechtlich einer anderen Behörde angehörten. 
Ob in einer Verfügung eine Verſetzung in ein anderes Amt liegt 
Oder nicht, iſt talſächliche Auslegung. Unklarheiten in Verfügungen 
und Anordnungen, die die rechtliche Stellung der Beamten botreffen, 
gehen zu Laſten des Staates. R.. 32345 


. 
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88 150, 151, 155 RBG. Oberſte Reichsbe hörde i. S. 8150 für 
die Beamten der Reichsvermögensverwaltung. Für die Prüfung der 
prozeſſualen Vorfrage, ob die der Klage vorzugehende Eniſcheidung 
der oberſten Reichsbehörde vorliegt, iſt von dem Klage vorbringen aus⸗ 
zugehen und dieſes als richtig zu unterſtellen. Umfang der Bindung der 
Gerichte an die Entſcheidungen der Diſziplinar⸗ und Verwaltungs⸗ 
behörde nur inſoweit, als dieſe geeignet ſind, das Beamtenverhältnis 
zu beendigen. Nach dem Stande der Geſetzgebung überhaupt unzu⸗ 
läſſige Entſcheidung der Diſziplinar⸗ oder Verwaltungsbehörde iſt für 
die ordentlichen Gerichte nicht maßgebend. R . 3234 


Reichs verſicherungsordnung. 


8 533 RVd.; 8 35 Erwerbsloſenfürſorge VO. Eine Beſtrafung 
wegen Vorenthaltung der Beiträge zur Erwerbsloſenfürſorge iſt un⸗ 
ſtatthaft. OLG. Kieeãeꝶ rr. 32657 


Soziale Verſicherungsgeſetze 
(im übrigen S. 3277 ff.). 


Verſorgungsgeſetze 
(S. 3279, 3293). 


8 2. Länder. 
Preuß. Allgemeines Landrecht. 


88 74, 75 Einl. AR.; 9 256 3 PO. Ein Kirchenſtuhltecht kann aus 
kirchenpolizeilichen Gründen vom Biſchof gegen Entſchädigung be⸗ 
ſchränkt oder aufgehoben werden. — Auch ein in der Vergangenheit 
liegendes Rechtsverhältnis kann Gegenſtand einer Feſtſtellungsklage 
ſein, r r/r er 

8 10 II Zit. 17 ALR. 1. Ein polizeilicher Eingriff in das Privat⸗ 
eigentum zur Wahrnehmung wirtſchaftlicher Intereſſen der wegebau⸗ 
pflichtigen Gemeinde iſt unzuläſſig. 2. Die Grenzen des kommunalen 
Bauverboles aus 512 Fluchtlcg. 3. Hat die Gemeinde in früheren Jahren 
einem Bauvorhaben zugeſtimmt, ſo kaun fie ſpäter das Buuverbot 
für ein im weſentlichen gleicharliges Bauvorhaben nicht mehr aus⸗ 
ſprechen. 4. Die privatrechtlichen und öfſentlich rechtlichen Wirkungen 
des Anbauvertrages. PrOVGWG G...... 3282“ 

8 10 II Tit. 17 ALR. Feſtnahmerecht der Polizeibeamten zur 
Sicherung zivilrechtlicher Anſprüche. ObG. Danzig.. . . 32603 


Kabinettsorder vom 25. Sept. 1834. 


KD. v. 25. Sept. 1834. Pflicht des preuß. Staates zur Beſtreitung 
der Bedürfniſſe einer Kirchengemeinde aus ſäkulariſiertem Vermögen. 
Unzulänglichkeitseinwand geſtützt auf allgemeine Staatsausgaben 
und Inflationsentwertung. RG. . . 32334 


Preuß. Diſziplinargeſetz. 


Ein mittelbarer Staatsbeamter, der im inoffiziellen Teile einer 
öffentlichen Veranſtaltung ein Kaiſerhoch ausbringt, begeht ein 
Dienſtvergehen. PrO VGM... 32791 

8 7 PrHiſzG. v. 21. Juli 1852; 581 StGB. (Fall Jagow.) Die 
Beſtimmung in 87 PriſzG., wonach bei längerer als einjäh.iger 
Freiheitsſtrafe der Verluſt des Amts ohne weiteres eintritt, iſt in ſeiner 
Allgemeinheit ungültig, da er die in $81 StGB. dem Strafrichter 
vorbehaltene Befugnis, auch bei längerer Freiheitsſtrafe von der Ver⸗ 
urteilung zum Amtsverluſt abzuſehen, hinfällig machen würde. Da⸗ 
gegen iſt ein dem Landesrecht angehörendes Diſziplinargeſetz, das die 
Diſziplinarſtrafe der Amtsentſetzung an die Verurteilung zu längerer 
Freiheitsſtrafe knüpft, mit 8 81 StGB. vereinbar. als 


Preuß. Landes verwaltungsgeſetz. 


Pre Verw. v. 30. Juli 1883. Eine ſtaatliche Anordnung, die an 
eine Polizeibehörde ſeitens einer ihr übergeordneten Dienſtſtelle er⸗ 
geht, iſt keine polizeiliche Verfügung i. S. des 4. Titels. PrOVG. 32835 


Preuß. Geſetz über die Verwaltung des katholiſchen Kirchen⸗ 
vermögens vom 24. Juli 1924. 


PrGeſ. Über d. Verwalt. des kathol. Kirchenvermögens b. 24. Juli 
1924. Wer iſt paſſiv legitimiert für die in 8 17 vorgeſehene Klage beim 
OVG.? PrOoVG. 32815 


Für die Schriftleitung verantwortlich: Juſtizra 


Rechtſprechung 


.... — ̃ TU 


t Dr. Julius Magnus, Berlin W 62, Maaßenſtraße 27. (Fe 
Druck: Oscar Brandſtetter in Leipzig. 


(FJuriſtiſche Wochenſchriſt 


Preuß. Geſetz vom 10. Juli 1924. 


Die Beſtimmungen des preuß. Gef. vom 10. Juli 1924, wonach 
Stiftungen aufgehoben oder ihre Zwecke geändert werden können, 
ſind rechtswirkſam. Durch einen entſprechenden in Gemaßheit des Ge⸗ 
ſetzes ergangenen, ſeitens der Aufſichtsbehörde genehmigten Vor⸗ 
ſtandsbeſchluß können den bisher zur Nutzung berechtigten Stiftungs⸗ 
anwärtern ihre ſtiftungsmäßigen Rechte entſchädigungslos entz g 
werden. RG. * 239° 


„ .. ee. 


Preuß. Wartegeldverorönung. 


Pr Wartegeld VO. v. 26. Febr. 1919 i. Verb. m. dem AbGeſ. 
v. 12. Juli 1923 Art. II. Maßgebend für die Höhe des Wartegeldes 
iſt die Geſetzeslage zur Zeit der Verſetzung in den einſtw. Ruheſtand, 
nicht diejenige, die früher zu irgendeiner Zeit, etwa als der Beamte 
in den Staatsdienſt trat, beſtanden hat. Das bezieht ſich aber nur 
auf den Wartegeldanſpruch nach der VO. v. 26. Febr. 1919. Die all⸗ 
gemeine Frage, ob den Beamten ſchon vor ihrem Übertritt in den 
Ruheſtand ein wohlerworbenes Recht auf die geſetzlich beſtimmten 
Ruhegehaltsſätze erwächſt, hat damit nichts zu tun, wird aber nicht 
eniſcheden ; ee een © au 


Bad. Beantengefeh. 


95 Abſ. 1 VBabBeamtG. v. 28. Jan. 1926 iſt inſoweit mit der 
Reichsverfaſſung unvereinbar, als er die Verſetzung eines Beamten 
in ein anderes Amt mit geringerem Range zuläßt. RG. 3240 


Bad. Gemeindeordnung. 


8 17 BadGemd. Verluſt des Gemeindeamtes infolge Ausſchluſſes 
oder Austritt aus der betr. Wählervereinigung. Bad GH... 32865 
8 44 Badchemd. Befugnis des Bürgermeiſters zur Klageer⸗ 
hebung. Bad VGS ũ . „32878 


Bad. Polizeiſtrafgeſetzbuch. 


8 30 Badpol StGB.; 5 360 StGB. Polizeiliches Einſchreiten 
gegen ruheſtörenden Lärm beim Betrieb einer Kegelbahn. Bad 
Me) A 


Bad. Gebäudeverſicherungsgeſetz. 


88 2, 3 BadGebändeBerid. Ein Schaden, der am Kamin durch 
gewolltes Ausbrennen des Glanzrußes entſteht, iſt als Brandſchaden 
nicht als Betriebsſchaden anzuſehen. BadV Gd... 3285 


Heſſ. Verwaltungsrecht. 


Die Kommunaliſierung des Beerdigungsweſens einer Land⸗ 
gemeinde bedarf nicht der Form einer Ortsſatzung. HeſſVGhH. 32891 

Art. 98 HejistD.; Ark. 129 RVerf. Eine Gewerkſchaft von Ge⸗ 
meindebeamlen iſt nicht befugt, einen Beſchl. einer Stadtverordneten⸗ 
verſammlung über die Gehaltsbezüge der Ge meindebeamten anzu⸗ 
fechten. Auch den Beamten ſelbſt ſteht dieſes Recht dann nicht zu, 
wenn durch den Beſchluß öffentliche Belange berührt werden 


. Hell 
I Re RT un . 32895 


Hamb. Verwaltungsrecht. 


Begriff der Verwaltungsgebühr. Begründungszwang bei Ver⸗ 
waltungsverfügungen. Ermeſſen bei Rahmengebühren. Weine 
20 


Ausländiſches Recht. 


Danzig. 


Der $ 34 des Danziger BeamtDienft&ini®. vom 23. Dez. 1921 / 
14. März 1924 (GBl. 1924, 68) i. d. Faſſ. des Gel. v. 21. Nov. 1924 
(GBl. 515) und das Danziger Geſetz über eine vorläufige Regelung der 
Bezüge der Beamten und Angeſtellten mit Ruhegeldberechtigung im 
Amt und im Ruheſtande ſowie der Hinterbliebenen der Beamten und 
Angeſtellten vom 30. März 1928 (GBl. 14) ſtehen im Widerſpruch mit 
der Verfaſſung. ObGer. Danzig.. . 3257 


Aſprecher Ro 
8 


